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BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Meine Damen und Herren! 

Darf ich die Unterhaltung unter­
brechen und Sie zur ordnungsgemäß 
einberufenen Sitzung herzlich begrüßen. 
Bevor ich in die Tagesordnung einge­
hen darf, möchte ich einige Feststel­
lungen treffen. Zunächst möchte ich 
bekanntgeben, daß sich zwei Gemein­
deräte entschuldigt haben, es sind das 
die l\1itglieder Kienesberger und Ma­
netsgruber. Die Entschuldigungen sind 
ordnungsgemäß eingelangt. 

Mir liegen, bevor ich in die Ta­
gesordnung eingehe, eine Reihe von 
Anträgen vor, die sowohl unterfertigt 
als auch zeitgerecht eingebracht wur­
den. Es betrifft das einen Dringlich­
keitsantrag der Sozialistischen Frak­
t~on, der gemäß Geschäftsordnung am 
Ende der Sitzung zu behandeln sein 
wird, den werde ich z unächst zurück­
stellen und ich muß noch bekanntgeben, 
daß mir drei Anträge noch vorliegen zur 
formalen Behandlung, ein Antrag der 
Freiheitlichen Fraktion, der betrifft 
den Fremdenverkehrsausschuß in Steyr 
bzw. zwei Anträge der ÖVP, betref­
fend die Erweiterung der Tagesord­
nung auf den Punkt Allfälliges einer­
seits und die Einführung einer Bericht­
erstattung über Prüfungstätigkeit. Ich 
stelle fest, daß diese Antr.äge ebenfalls 
der Ordnung entsprechen, daß sie 
aber keine Dringlichkeit besitzen und 
Sie · mir erlauben, in Anbetracht der 
heutigen Situation die Behandlung in 
der nächsten Sitzung vornehmen zu 
können. Ich werde sie dem Akt einver­
leiben und entsprechend behandeln las­
sen. Die weitere Vorgangsweise wäre 
die Feststellung der Toschlußfähigkeit. 
Ich brauche es nicht besonders unter­
streichen, daß wir in jeder Beziehung 
beschlußfähig sind. Ich bitte, das auch 
zu Protokoll zu nehmen. Wir haben für 
heute Protokollprüfer zu bestellen. Es 
werden vorgeschlagen Herr Gemeinde­
rat Dresl und Herr Gemeinderat Knog­
ler. Ich bitte die beiden Herren, diese 
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Funktion anzunehmen. Danke schön. 
Wir kommen nun zur weiteren Behand­
lung der Vorgänge. Ich darf Ihnen zu­
nächst bekanntgeben - das geht auch aus 
der Tagesordnung hervor - daß wir ei­
nige formelle personelle Änderungen 
durci1führen müssen. Diese bedingen 
Beschlußfassungen und ich darf vorher 
zur Kenntnis bringen, daß mir ein 
Schreiben des bereits geehrten und 
ausgeschiedenen Stadtrates Besendor­
fer vorliegt vom 2. Oktober, wo er sich 
noch in Funktion befunden hat und ich 

'imuß es vollinhaltlich vorlesen. 

1) Präs-452/75 
Mitteilung des Bürgermeisters 
über den schriftlichen Mandatsver­
zicht des Stadtrates Alois Besen­
dorfer. 

"An den Bürgermeister der Stadt Steyr 
Franz Weiss zu eigenen Randen. Be­
trifft: 
Mandatsverzicht gemäß den einschlägi­
gen Bestimmungen des Stadtstatutes. 
Nach nunmehr 20jähriger Tätigkeit im 
Gemeinderat der Stadt Steyr bin ich 
leider gezwungen, aus gesundheitlichen 
Gründen das mir durch das Vertrauen 
meiner Mitbürger eingeräumte Mandat 
als Gemeinderat der Stadt Steyr zu­
rückzulegen. Meine Erkrankung erlaubt 
es tnir nicht, in dem mir notwendig er­
scheinenden Ausmaß mich der öffentli­
chen Arbeit als Stadt- und Gemeinderat 
zu widmen. Da ich überdies seit dem 
Jahre 1957, somit also durch 18 Jahre, 
auch als Stadtrat tätig war, weiß ich 
wohl zu beurteilen, welch persönlicher 
Einsatz notwendig ist, um einigermaßen 
einer solchen Funktion gerecht zu wer­
den. Dazu bin ich leider aus gesund­
heitlichen Gründen nicht mehr in der 
Lage. Ich danke den Mitgliedern des 
Gemeinderates für das Vertrauen, das 
Sie mir stets entgegengebracht haben. 
Ich danke aber auch den Mitarbeitern im 
Rathaus, mit denen mich in meiner 
langjährigen Tätigkeit stets das beste 
Einvernehmen verbunden hat. Der Stadt 



Steyr wünsche ich, daß die jahrzehnte­
lange Aufbauarbeit, an der ich doch ge­
raume Zeit mitwirken konnte, fortge­
setzt wird zum Wohle der gesamten Be­
völkerung." 

Ich bringe Ihnen hier die Erklä­
rung unseres ehe1naligen Kollegen Be­
sendorfer zur Kenntnis. In der Zwi­
schenzeit sind auch die entsprechenden 
zu treffenden politischen Entscheidun­
gen gefällt worden und wir haben auf 
Grund des Ausscheidens von Kollegen 
Besendorfer eine Nachnominierung 
aus der Reihe der sozialistischen Ge­
meinderats-Kandidaten vorzunehmen. 
In diesem Fall wurde als Nächstgereih­
te Frau Therese Molterer berufen. 
Zur Angelobung bitte ich Sie, sich von 
den Plätzen zu erheben. 

Gemäß den einschlägigen Bestim­
mungen der Statutargemeinden- Wahl­
ordnung wurde anstelle des durch 
Mandatsverzicht ausgeschiedenen 
Stadtrates Alois Besendorfer als Li­
stennächste Frau Gemeinderat Therese 
Molterer vom Bürgermeister in den 
Gemeinderat berufen. Frau Therese 
Molterer ist daher in dieser Sitzung an­
zugeloben. 

2) Präs-691/75 
Angelobung des neuen Mitgliedes des 
Gemeinderates Therese Molterer. 

Ich darf die Angelobungs­
formel verlesen: 
"Ich gelobe, die Gesetze der Republik 
Österreich und des Landes Ober­
österreich gewissenhaft zu beachten, 
die übernommenen Pflichten nach be­
stem Wissen und Gewissen zu erfüllen 
und der Stadt die Treue zu halten. 11 

Ich bitte Frau Molterer. diese 
Formel mit den Worten "ich gelobe" zu 
bestätigen. 

THERESE MOLTERER: 
"Ich gelobe 11

• 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE~SS: 
Danke. Ich bitte Si~ •. sich wieder 
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zu setzen. Ich darf gleichzeitig Frau 
Molterer wieder in unserer Mitte be­
grüßen. Sie ist ja kein Neuling und weiß 
um die Geschehnisse von früher her 
Bescheid. Wir haben nun auf Grund des 
Ausscheidens von Kollegen Besendor­
fer eine Nachwahl im Stadtsenat vorzu­
nehmen. 

3) Präs-606/75 
Bestimmung der Stimmprüfer für 
die nachfolgende vVahl eines Mit­
gliedes des Stadtsenates. 

Dazu redarf es zuerst der Be­
stellung von Stimmprüfern und der bis­
herigen Übung entsprechend schlage 
ich vor, die jüngsten Mitglieder jeder 
Fraktion dazu heranzuziehen. Es sind 
dies von der Sozialistischen Partei Ge-· 
meinderat Mayrhofer. von der ÖVP, 
Gemeinderat Holub, von der FPÖ Ing. 
Fahrnberger und von der KPÖ Gemein­
derat Treml. Ich bitte um Annahme 
dieses Vorschlages. Es erhebt sich 
kein Widerspruch und ich darf Sie bit­
ten, beim Wahlvorgang die entspre­
chendenHandlungen durchzuführen. Ich 
darf Ihnen dazu folgendes zur Kenntnis 
bringen, und zwar ein Schreiben der 
sozialistischen- Gemeinderatsfraktion. 
datiert vom 28. 11.. betreffend \1/ahl­
vorschlag zum Stadtsenat: "An den 
Bürgermeister der Stadt Steyr Franz 
Weiss: Auf Grund des Mandatsverzich­
tes von Stadtrat Alois Besendorfer mit 
2. 10. 1975 wird gemäß § 27 Abs. 3 
Stadtstatut Gemeinderat Hans Zöchling 
zur Wahl zum Mitglied des Stadtsena­
tes der Stadt Steyr vorgeschlagen. 11 Die 
erforderlichen Unterschriften sind an­
gefügt, sodaß sich dem Wahlvorgang 
nichts entgegenstellt. Ich darf nun bit­
ten, daß die Abstimmung durchgeführt 
wird und bitte die Stimmprüfer. den 
Wahl vor gang abzuwickeln. 

4) Präs-606/75 
Wahl eines 1\/Iitgliedes des Stadtse­
nates durch die SPÖ-Gemeinderats­
fraktion. 



Wahlvorgang 
Darf ich dazu noch ergänzen, bei 

der Stimn~abgabe stimmt nur die Sozia­
listische Fraktion des Gemeinderates 
und es ist im Stimmzettel der Name des 
zu Wählenden einzutragen. 

Während des vVahl vorganges darf 
ich noch zur Kenntnis bringen, daß 22 
Mitglieder der Sozialistischen Fraktion 
anwesend sind, die das Stimmrecht be­
sitzen. Es ist demnach die erforderli­
che Anzahl von 12 Stimmen zur Wahl 
zu erl;>ringen. 
Ergebnis: 
22 abgegebene Stimmen 
21 für Hans Zöchling 

1 Stimmenthaltung. 
Ich gratuliere ihm zur \Vahl als 

Stadtsenatsmitglied. 
Applaus! 

Ich begrüße ihn gleichzeitig als 
neuen Mitarbeiter im Stadtsenat und bin 
mir sicher. daß die Zusammenarbeit, 
so wie wir sie ge,vohnt sind, auch mit 
Zöchling bestens funktionieren wird. 

Ich darf nunmehr an den Neuge­
wählten der Form halber die Frage 
richten, ob er die \Vahl annimmt? 

HANS ZÖCHLING: 
Ja! 

BÜRGERl\IBISTER FRANZ \VEISS: 
Ich danke für diese Erklärung. 

\Vir kommen nun zur Ang~lobung. Ich 
bitte Sie. sich von den Plätzen zu er­
heben. Ich spreche die Angelobungs­
formel vor und bei einem Mitglied des 
Stadtsenates ist sie vollinhaltlich nach­
zusprechen. 

5) Präs-606/75 
Erklärung der Annahme der \Vahl 
durch das neugewählte Mitglied des 
Stadtsenates und dessen Angelobung. 

11 lch gelobe, die Bundesverfassung 
der Republik Österreich, die Verfas­
sung des Landes Oberösterreich und al­
le übrigen Gesetze getreu zu beachten 
und meine Pflichten nach bestem Wis­
sen und Gewissen zu erfüllen. 11 

HANS ZÖCHLING: 
"Ich gelobe, die Bundesverfassung 

der Republik Österreich, die Verfas­
sung des Landes Oberösterreich und al­
le übrigen Gesetze getreu zu beachten 
und meine Pflichten nach bestem vVis­
sen und Gewissen zu erfüllen." 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Danke. Bitte die Plätze wieder 

einnehmen. 
Meine Damen und Herren! Bevor 

wir in die Sachberichterstattung einge­
hen, glaube ich, wäre es eine Verpflich­
tu:r;ig des Bürgermeisters, zur heutigen 
Sitzung einige Erklärungen abzugeben. 
Zunächst darf ich zur Kenntnis bringen, 
daß wir Gönner in unserem Umland ha­
ben. Ich weiß nicht, hängt das gleich 
mit dem 2. Tagesordnungspunkt meines 
Referates zusammen.jedenfalls ist hier 
ein Schreiben des Bürgermeisters der· 
Gemeinde Ulrich mit folgendem Inhalt 
eingelangt:" Zur Überstehung der heu­
tigen Marathonsitzung mit JOO Tages­
ordnungspunkten - genau stimmt es 
nicht, aber ähnlich - erlaube ich mir. 
eine Stärkung zu übermitteln. Viel Er­
folg bei den Beratungen und gute nach­
barliche Grüße - Steinmayr. "Die Jau­
se steht im Vorraum bereit. Es sind 
Speckbrote,wie es einer ländlichen Ge­
meinde zugehörig ist. 

~s wäre verlockend und wird von 
Ihnen heute sicher genützt werden, daß 
zum Anlaß der sicher lange dauernden 
Sitzung einige Worte gesagt werden. Ich 
darf dein eines vorausschicken, daß 
der Sammlung von über 90 Tagesord­
nungspunkten weder der böse Wille, 
eine zu starke physische körperliche 
Belastung oder geistige Belastung den 
Gemeinderäten aufzuerlegen dahinter­
steckt, sondern daß gewisse sachliche 
Gründe dafür gesprochen haben, eine 
längere Pause in den Gemeinderatsit­
zungen durchzuführen. Das Entschei­
dende aber - das möchte ich hier, nach­
dem es in der Presse anders darge­
stellt wurde, zurückweisen - niemals 
in den Vorjahren wurden mit so weni­
gen Bürgermeisterverfügungen die Ge­
schäft~ geführt. Einerseits ist in zwei-
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wöchigenAbständen der Stadtsenat zu­
sammengetreten, um alle Geschäfte, 
die die Verwaltung im Hause betreffen, 
zu erledigen. Es ist in der Stadtver­
waltung weder nach innen noch nach 
außen hin ein Stillstand oder eine Ver­
zögerung eingetreten und es hat nie die 
Absicht bestanden, eine Informations -
lücke bei den Mitgliedern des Gemein­
derates aufkommen zu lassen. Als Be -
weis dafür möchte ich die Novität in 
den Vordergrund stellen, daß die Stadt 
Steyr die einzige in Österreich ist. WO 

es laufend geschieht, daß einerseits 
sämtliche Akten des Stadtsenates auch 
den Mitgliedern des Gemeinderates oh­
ne Unterschied der Fraktion zugestellt 
werden, sodaß die Informationsmög­
lichkeit in jeder Beziehung gewahrt ge­
blieben ist. 

Ich möchte hinzufügen, daß in 
dieser Zeit nie ein Antrag oder eine 
Anfrage oder irgend eine Vorstellung 
bei mir stattgefunden hat, die schrift­
lich nachweisbar vorliegt und die eine 
öftere Einberufung der Sitzung zum In­
halt gehabt hätten. Es ist unnatürlich, 
daß wir soviele Punkte in einem Zug 
durchbehandeln, aber ich bin · der Mei­
nung, es gibt gewisse Ausnahmeer­
scheinungen. Die heutige Sitzung ist 
sicher eine solche und es wäre "Kopf 
in den Sand-Politik" betreiben, wenn 
man das verschweigen und nicht offen 
aussprechen würde. Ich glaube daher, 
daß wir den heutigen Tag nützen müs­
sen, .was in keiner Weise aber dazu an­
getan sein soll, die Diskutierfreudig­
keit während der Sitzung zu beeinträch­
tigen. Ich möchte das deswegen sagen, 
weil ich es wirklich für notwendig hal­
te, .darauf einzugehen. · 

Vor der Berichterstattung darf 
ich eines noch sagen. Auf Grund der 
hohen Zahl der Berichtspunkte ist es 
nicht so wie üblich, daß die Bericht­
erstattung ausschließlich von den zu­
ständigen Referenten vorgenommen 
wird sondern daß ich bei der Zutei-• 
lung und hier gemäß Geschäftsordnung · 
vorgegangen bin, bei der Zuteilung in 
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etwa eine gleichmäßige Aufteilung der 
Berichtspunkte zahlenmäßig an die ein­
zelnen Mitglieder des Stadtsenates vor­
genommen habe. Darüberhinaus auch 
vor dieser Sitzung über den heutigen 
Ablauf dieser Sitzung, die vermutlich 
länger dauern wird, mit den Sprechern 
der Fraktionen ein Gespräch abgehal -
ten habe, wo die Problematik der Sit­
zung und auch die etwaige Vorgangs­
weise, falls Unterbrechungen notwen­
dig oder gewünscht sind, besprochen 
wurde. Ich möchte das deutlich in den 
Vordergrund stellen, damit von vorn­
herein - ich lege immer ·wert auf Of­
fenheit - auch diese Dinge klar aus_ge­
s prochen werden. 

Ich glaube, daß wir damit in die 
Tagesordnung eingehen könnten. Es ist 
in der Geschäftsordnung die Möglich­
keit des Berichtes von 1\1:itteilungen 
durch den Bürgermeister vorgesehen. 
In der Geschäftsordnung ist keine Dis­
kussion vorgesehen zu diesen Mittei­
lungen. Es ist aber klar. daß wir wäh­
rend der Tagesordnung dazu Stellung 
nehmen können, sonst wird befürch­
tet, daß die Dauer der Sitzung durch 
eingangs gebrachte Erklärungen be­
schnitten wird. Ich möchte nicht ge­
nau nach Statut u11d Geschäftsordnung 
vorgehen, wenn die Fraktionssprecher 
es wünschen, habe ich nichts dagegen, 
wenn jetzt einige Erklärungen erfolgen. 
Ich bitte aber, das in Form von 1\1:it­
teilungen zu machen. Anfragen können 
Sie laut Geschäftsordnung jederzeit 
stellen. 

Bitte dazu Herrn Kollegen Fritsch. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Ich darf die Form der l\1itteilun­
gen für unsere Fraktion in Anspruch 
nehmen. Ich stelle eingangs fest, daß 
auch erhärtet durch die Informationen 
des Herrn Bürgermeisters sicherlich 
gewisse Umstände dazu geführt haben, 
eine Sitzung in der Vielzahl dieser Ta­
gesordnungspunkte vorzunehmen. Ich 



möchte allerdings feststellen - es tut 
mir leid, hier eine Berichtigung anzu­
bringen - Herr Bürgermeister \Veiss 
hat erklärt, daß ihm von keiner Seite 
ein Antrag oder eine Anfrage auf Ein­
berufung einer Gemeinderatsitzung ge­
stellt wurde. Ich kann nicht umhin 
festzustellen, daß ich für meine Frak­
tion wohlweislich beim Herrn Bürger-
1neister diesbezüglich vorgesprochen 
habe und daß zuerst in einer der er­
sten Stellungnahmen des Herrn Bür­
germeisters die Bereitwilligkeit ge­
geben war, eine entsprechende zusätz­
liche Arbeitssitzung - wenn ich sie so 
bezeichnen möchte ~ einzuberufen. Daß 
dann in einer weiteren Präsidialbespre­
chung erklärt wurde, daß aus verschie­
denen Terminschwierigkeiten eine 
zweite Gemeinderatsitzung mit Tren­
nung dieser aufsche ine nden Tages­
ordnungspunkte nicht n1öglich sei. Ich 
stelle nochmals fest, daß -wir wohl­
weislich angefragt, nicht aber bean­
tragt haben, entsprechend de1· Mög­
lichkeit, die uns das Statut lJzw. die 
Geschäftsordnung bietet. Ich möchte 
doch festhalten, daß es nicht unbedingt 
Sache einer Fraktion sei, wenn sie auch 
in der Minderheit ist, zwingend durch 
die Statuten bedingt, Gemeindera tsit­
zungen zu beantragen. Da verweise ich 
in erster Linie auf die Bestimmungen 
der Gesch~iftsordnung, il). denen es dem 
Sinn nach heißt, daß die Gemeinderat­
sitzungen vom Bürgermeister einzu­
berufen sind und desgleichen auch die 
Festsetzung der Tagesordnung durch 
den Herrn Bürgermeister erfolgt. Ich 
möchte auch nicht unbedingt die Be­
fürchtung des Herrn Vorsitzenden he­
gen, daß man durch die Dauer der De­
battenbeiträge oder Mitteilungen die 
Sitzungen unnötig verzögert. Ich darf 
für meine Person und für ~ine Frak­
tion dezidiert erklären, daß wir einer 
ordnungsgemäßen Abwicklung der Ge­
meinderatsitzung keinesfalls uns ent­
gegenstellen. Daß wir uns aber nicht 
durch die Zeit oder durch die Vielfalt 

der Debatten und Tagesordnungspunk­
te drängen lassen, unsere Ausführun­
gen, unsere Antragstellungen kurz zu 
fassen. Ich stehe dafür ein, daß diese 
heutige Sitzung von der \Varte der ÖVP 
aus gesehen ordnungsgemäß abgeführt 
wird, so wie jede andere Gemeinderat-

. sitzung, die wir bisher in diesem Raum 
miterlebt haben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \\'EISS: 
Bitte Herr Gemeinderat Fahrn­

berger. 
Ich stelle aber ausdrücklich fest, 

meine Damen und Herren, es steht ge­
mäß Geschäftsordnung dem Bürgerme.i­
ster zu, Mitteilungen zu machen, na­
türlich schließt das Anfragen der übli­
chen Art nicht aus. 

Ich bitte dennoch, das zu beach­
ten und erteile Herrn Ing. Fahrnber­
ger als Sprecher der Freiheitlichen 
Fraktion das \Vort. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

V./OLFGANG 

Lieber Herr Bürgermeister! 
\Vir sind nicht in der glücklichen 

Lage, über 9 Mandate zu verfügen und 
haben daher nicht die 1\/Iöglichkeit, eine 
Sitzung in einem annehmbaren Zeitraum 
zu erzwingen. Ich möchte sagen, uns 
strebt vor, daß zumindest jedc:s Monat 
eine Sitzung sein soll, um die Tages­
ordnungspunkte so gering als möglich 
zu halten und um sich auf diese Tages­
ordnungspunkte besser vorbereiten zu 
können. Es ist richtig, daß in der Ge­
schäftsordnung nicht steht, daß außer 
Mitteilungen etwas anderes vorgebracht 
werden kann und wir haben eine Mit­
teilung zu verlesen, die mit Bürger­
meisteranfragen gekoppelt ist. Natür­
lich werde ich Ihrer Aufforderung Fol­
ge leisten und diese Bürgermeisteran­
fragen nicht bringen. Sicherlich wird 
es mir- aber zustehen, bei einem der 
nächsten Tagesordnungspunkte die 
darauf eingehen, daß die Dringlichkeit 
nicht notwendig war, werde ich diese 

- 116 -



Anfragen stellen. 
Herr Bürgermeister, ich möchte 

Ihnen eine Protestnote in Form einer 
Mitteilung der Freiheitlichen Partei 
überbringen, und zwar: Die Freiheit­
liche Fraktion protestiert unter Be­
dachtnahme auf den legislativen Sinn 
und die Qualität der Beschlüsse des 
Gemeinderates gegen die Anhäufung der 
Tagesordnungspunkte, die wegen Nicht­
einberufung des Gemeinderates seit 
einem. halben Jahr entstanden sind. lln 
§ 14 des Statutes für die Stadt Steyr 
heißt es wörtlich: "Der Bürgermeister 
hat den Gemeinderat so oft es die Ge­
schäfte erfordern unter Angabe der 
Behandlungsgegenstände einzuberu­
fen. "Dem Gemeinderat liegen 99 An­
träge zur Beschlußfassung vor ,wovon 
nach erster Durchsicht über 28 ledig­
lich nur mehr fiktiven Charakter besit­
zen. Es handelt sich dabei um Anträ­
ge des Stadtsenates an den Gemeinderat, 
die bis zum 7 •. 5.197 5 in einzelnen Fällen 
zurückliegen und längst realisiert bzw. 
in Arbeit sind. Diese Anträge wurden 
einfach mit der Klausel "Dringlichkeit" 
versehen und damit vom Stadtsenat 
vorläufig rechtskräftig beschlossen 
oder als Bürgermeisterverfügung in 
Kraft gesetzt. Wir verwahren uns da­
gegen, daß die _Klausel "Dringlichkeit" 
mißbraucht wird. Im \Viederholungs­
fall werden wir von der Aufsichtsbe­
hörde prüfen lassen müssen, was unter 
dem. § 44 Abs. 5 und dem § 46 Abs. 7 
des Statutes der Stadt Steyr zu verste­
hen ist, wie der \~Tortlaut: Der Bür­
germeister bzw. der Stadtsenat hat 
seine Entscheidung unverzüglich dem 
Gemeinderat zur nachträglichen Ge­
nehmigung vorzulegen, zeitlich zu ver­
stehen ist. Stellvertretend für die vie­
len nachträglich zu beschließenden An­
träge mögen wir die Errichtung der 
Kinderradfahrbahnen auf der Enns leite 
nennen, die wir - das m5chte ich hier 
ganz dezidiert sagen - prinzipiell be­
grüßen. Trotz fehlendem Ansatz im 
Voranschlag 1975 oder irgend einer 
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Anordnung des Gemeinderates oder 
gemeinderätlichen Ausschusses wur­
de diesbezüglich von der Mag. Abt. VI 
am 23. 7. 197 5 ein Antrag gestellt, der 
mit folgendem Schlußsatz versehen ist: 
Sollte die Anlage bis zum vorgesehenen 
Termin, 14. 9. 1975, fertiggestellt 
sein, wird um eine Bürgermeisterver­
fügung gemäß § 46, Abs. 7, Gemein­
destatut gebeten. Das heißt also, bei 
Auftragserteilung ist weder ein GR -
Beschluß oder ein BesGhluß des Stadt­
senates vorgelegen. Nach § 44 Abs. 5 
oder nach § 46 Abs. 7 des Statutes 
der Stadt Steyr als Bürgermeisterver­
fügung. Dennoch wurde noch vor ?er 
Nationalratswahl die Anlage vom Bür­
germeister, also wahlwerbend radfah­
rend, eröffnet, wie wir alle aus dem 
Amtsblatt erkennen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Das war nicht schlecht! 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

\VOLFGANG 

Das glaube ich. Eine derartig 
lange Arbeitssitzungspause des Ge­
meinderates ko1nn1t einer Enhvertung 
dieses Beschlußorganes gleich. \Vir 
richten daher an Si.e, Herr Bürgermei­
ster, unter einen1 anderen Punkt Bür­
germeisteranfragen. Das soll nur als 
Mitteilung in Form einer Prötestnotiz 
an Sie ergangen sein. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Ich nehme das zur Kenntnis, ver­

wahre mich aber gegen den Ausdruck 
Mißbrauch, denn dazu brauchen Sie an­
de·re Beweise als die vorgebrachten, 
das möchte ich eindeutig in den Raum 
stellen. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

'vVOLFGANG 

.Das \Vort Mißbrauch ist nicht 
gefallen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
l\1eine Damen und Herren! 



Eine Frage zum Ablauf der Sit­
zung, bevor wir in die Tagesordnung 
eingehen. Herr Gemeinderat Treml 
bitte! 

GElVIEINDER.AT OTTO TREML: 
Ich mache vom angebotenen Mit­

teilungsrecht nicht Gebrauch, werde 
aber auf einige Punkte eingehen im Lau­
fe der Tagesordnung. 

BÜRGER.MEISTER FRANZ \iVEISS: 
1v'Ieine Damen und Herren! 

Ich darf zu diesem Punkt ab­
schließend folgendes erklären. Es ist 
dem Gemeinderat, und zwar jedem ein­
zelnen Mitglied ein Terminplan zuge­
gangen, der an.1 20. 9. 197 5 begonnen 
hat, wo alle Termine des Stadtsenates, 
des Gemeinderates und sonstige Termi­
ne, die den Gemeinderat oder die Ver­
waltungsorgane betreffen, enthalten 
sind. Es wurde zu diesem Terminplan 
von niemandem im Gemeinderat eine 
Abänderung gewünscht oder einge­
bracht. Das ist die erste Feststellung. 
Es sind seit dem 2 7. 5. - also seit 
der letzten GR-Sitzung - 11 Stadtse­
natssitzungen abgewickelt worden, die 
von 33 Gemeinderäten, wenn man die 
beiden größeren Fraktionen gemeinsa1n 
nimmt, die regelmäßig Fraktionssit-

. zungen abha] ten, im Zusammenhang mit 
bevorstehenden Stadtsenatsitzungen, 
alle Akten behandelt worden. Ich möch­
t~ auch hier nicht verschweigen, das 
halte ich der Ordnung halber für wich­
tig, das hier zur Kenntnis zu bringen, 
daß ein Schreiben vom 11. Juli betref­
fend Einberufung einer Gemeinderatsit­
zung, unterschrieben vo1n Fraktions­
obmann der ÖVP, mit der Unterschrift 
aller übrigen 1\/[itglieder der ÖVP-Ge­
meinderatsfraktion eingebracht wurde, 
wo es im Schlußsatz heißt, gleichzeitig 
beantragen die Unterzeichneten, ge­
mäß § 7 GOG in der Gemeinderatsit­
zung nachstehende Tagesordnungspunk­
te aufzunehmen: 1. Angelobung eines 
neuen Mitgliedes des Gemeinderates, 

2. Wahl des Bürgermeister-Stellver­
treters. 3. Angelobung des Bürgermei­
ster-Stellvertreters und 4. Änderung 
in der personellen Zusammensetzung 
der gemeinderätlichen Ausschüsse und 
5. Wahl eines neuen vom Gemeinderat 
zu entsendenden Mitgliedes in die ge­
meinderätliche Personalkomn1ission. 
Das ist der Inhalt eines offiziellen An­
trages auf Festlegung einer Tagesord­
nung, die auch in dieser Form abge­
wickelt wurde. Ich glaube es ist not­
wendig, im Interesse der Objektivität 
d~s zur Kenntnis zu bringen. Vi'ir kön­
nen nunmehr. nachdem alle Sprecher 
ihre Erklärungen abgegeben haben, die 
Tagesordnung eröffnen und ich bitte 
dazu, da1nit ich meine Berichte vorle­
gen kann, den Kollegen Schwarz um die 
Vorsitzführung. 

BÜRGERMEISTER. - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCI-rWAR Z: 

Ich übernehme den _Vorsitz und 
bitte Herrn Bürgermeister um den 
Vortrag seiner Berichte. 

BÜRGERI\/fEISTER FRANZ V{EISS: 
Es handelt sich zunächst um die 

Beantwortung einer Anfrage, die am 
9. 9. von Herrn Gemeinderat Fuchs 
eingebracht wurde, und zwar betrifft 
es hi~r die Kreuzung Vi'ehrgrabengasse 
- Schwimmschulstraße - Wiesenberg. 
Ich möchte mir hier die Verlesung in­
sofern ersparen, als inzwischen be­
reits sowohl die Zebrastreifen ange­
bracht sind, als auch die Blinkanlage 
und soweit ich das von dem in der Nähe 
wohnenden Gemeinderat Feuerhuber ge­
hört habe, von der Bevölkerung auch 
anerkannt wurde. Es ist sicherlich 
beabsichtigt, auch eine Verampelung 
dann einzubauen, wenn der Verkehr 
das dringend erfordert. In dieser 
Richtung laufen auch die Prüfungen. 

6) VerkR-5082 / 7 5 
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Beantwortung der Anfrage des Ge­
meinderates Ernst Fuchs vom 9. 



September 1975. 

. ANFRAGE BEANTWORTUNG 
Von Herrn Gemeinderat Fuchs 

wurde gemäß den einschlägigen Be­
stimmungen der Geschäftsordnung für 
den Gemeinderat in der Sitzung am 9. 
9. 1975 an den Bürgermeister eine An­
frage betreffend die Kreuzung Wehr­
grabengasse - Schwimmschulstraße -
Wiesenberg gerichtet. Die Anfrage ent­
spricht den Formvorschriften der zi­
tierten Geschäftsordnung. Sie war 
spätestens in der heutigen Sitzung des 
Gemeinderates zu beantworten. 
Grundsätzlich ist festzuhalten: 

Die :rv'Iaßnahmen zur Sicherung 
dieser Kreuzung wurden bereits Mo­
nate vor der gegenständlichen Anfra­
ge eingeleitet. Schon beim Bau, also 
noch vor Verkehrseröffnung, wurden 
die Leerrohre für eine künftige Ver­
ampelung gelegt. In Übereinstimmung 
mit dein Bundespolizeikommissariat 
Steyr war von Anfang an beabsichtigt, 
die Sicherung der Kreuzung in zwei 
Etappen vorzunehmen. Dies war not­
wendig, da der endgültige Verkehrsfluß 
und damit die . Steuerung einer Ver­
kehrssignalanlage erst dann erfolgen 
kann, wenn die Bauarbeiten der Landes­
baudirektion im Zuge des Ausbaues der 
Voralpen-Bundesstraße bei der St. An­
na.,.Kreuzung soweit beendet sind, daß 
der Verkehr in der Wehrgrabengasse 
wiederum in der üblichen Form erfol­
gen kann. 

Die erste Etappe sah vor, eine 
provisorische Sicherung im vVege·einer 
Ausleuchtung der Kreuzung und die An­
bringung von Schutzwegen. Dazu wird 
·auch vom Bundespolizeikommissariat 
Steyr eine intensive Schulwegsicherung 
vorgenommen. 

In der zweiten Etappe wird, wenn 
der Verkehrsfluß - wie bereits ange­
führt - in geregelten Bahnen verläuft, 
eine Verkehrslichtsignalanlage errich­
tet werden, deren Abi"auf frequenzb_e­
dingt gesteuert wird. DiE:_s ist deshalb 

notwendig, weil der vorherrschende 
Verkehrsstrom, nämlich über den 
Wiesenberg, unbedingt den Vorrang 
gegenüber den Stadtstraßen haben muß. 
Die Ausschreibung dieser Anlage ist 
bereits erfolgt, die Anboteröffnung 
findet am 20. 11. 1975 statt. 

Im übrigen soll auch festgehal­
ten werden, daß der bedauernswerte 
tödliche Unfall nicht auf die Kreuzungs­
verhältnisse sondern auf ein Fehlver­
halten des Pkw-Fahrers zurückzufüh­
ren war. 

Zusammenfassend wird festge­
stellt, daß von Anfang an eine Siche­
rung dieser Kreuzung vorgesehen war. 
Die Anfrage des Herrn Gemeindera­
tes Fuchs wird daher wie folgt beant­
wortet: 
ad 1) Die angesprochenen Taten, um die 
Unfallgeführ an dieser Kreuzung herab­
zumindern, wurden bereits vor der An-
frage gesetzt; sie werden auch jetzt 

. zielführend weiterverfolgt. 
ad 2) Da die Tv'Iaßnahmen zur vorläufi­
gen Sicherung dieser Kreuzung bereits 
gesetzt wurden, erübrigt sich eine 
Beantwortung. 
ad 3) Sämtliche, in der vVillenskundge­
bung angeführten verkehrss ichernden 
Maßnahmen wurden bereits durc-hge­
führt bzw. initiiert. Ein Fußgänger­
übergang besteht, die Schulwegsiche­
rung wird vorgenommen, eine Blink­
ampel ist angebracht, eine endgültige 
Verkehrslichtsignalanlage ist ausge­
schrieben und wird nach Beendigung 
der Bauarbeiten in ihrem Ablauf pro­
grammiert. 

Abschließend möchte ich fest­
stellen, daß das Recht jedes Gemein­
derates, Anfragen an den Bürgermei­
ster zu stellen, zweifellos zum Grund­
bestandteil einer demokratischen 
Selbstverwaltung gehört. Ich überlasse 
es jedoch der Beurteilung durch den 
Gemeinderat der Stadt Steyr, ob die 
Vorgangsweise des Herrn Gemeindera­
tes Fuchs die zielführends te ist. Sein 
Recht, Anfragen an den Bürgermei­
ster zu stellen, ist bereits mit seinem 
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:rv'Iandat als Gemeinderat verbunden. 
Es bedürfte daher keiner Unterschrif­
tensamnllung. Diese wäre vorwiegend 
jenen Personen vorbehalten, die ein 
direktes 1\/fitsprachcrecht und damit 
auch eine direkte Verantwortung in der 
Gen1einclestube auf Grund von gesetz­
lichen Bestimmungen nicht ausüben 
können. 

Ich glaube, daß Sie mit dieser Er­
klärung Ihre Anfrage als beantwortet 
ansehen können. Kann ich das so an­
nehmen? Danke. Dann kann ich diesen 
Tagesordnungspunkt abschließen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Danke. Ich bitte um Kenntnisnah­
me. Bitte den n ä chsten Akt. 

BÜRGERMEISTER F RANZ WEISS: 
Darf ich als Be richte rsta tter 

noch hinzufügen, die Sta dtsen a t s mit­
glieder und Berichte r statter wurden 
gebeten, we nn es gebi. , be i lange l a u­
tenderi Antr~ige n das Si nngemä ße vo rzu­
bringen, da mit de r Diskussion genü gend 
Raum zur Verfügung s te ht. 

7) Wa-380 8/73 
Bildung de s R e inhaltc verba ndes 
Steyr und Um geb ung; Ge n e hmigung 
der Satz un gen. · 

Der Ge meinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. XI vom 3. November 1975 
wird gemäß den §§ 73, 87, 88 und 91 
\Vasserrechtsgesetz 1959, BGBl. Nr. 
215/59, in der geltenden Fassung der 
Bildung des Reinhalteverbandes Steyr 
und Umgebung mit den Mitgliedsge­
meinden Marktgemeinde Garsten, Be­
hamberg, Dietach, St. Ulrich bei Steyr 
und Sierning unter Anerkennung der mit 
den angeführten Gemeinden am 22. Ok­
tober 1975 einvernehmlich festgelegten 
Satzungen zugestimmt. 

Ich kann zur Bildung des 
Reinhalteverbandes Steyr und Umge­
bung nur eines berichten, daß es 
notwendig geworden 1st, auf Grund 
der gesamten Umwelt- und naum­
verhältnisse der Raumplanung und 
sonstiger Bedingungen, daß sich nicht 

mehr die Abwasserbeseitigung allein 
beschränkt auf einzelne Orte, Städte 
und Gen1einden, sondern daß nur in1 
Zusammenhang von Verbänden dies ge­
schieht, a) aus den1 Grund einer bes­
seren Förderung für derartige Abwas­
serbauten und b) aus der frühzeitigeren 
Einreichungsmöglichkeit, wenn es um 
Verbandsgemeinschaften geht. Es sind 
die Statuten ausgearbeitet, die Gesprä -
ehe haben stattgefunden. Dieser Ver­
band umschließt die Ge1neinden Steyr, 
St. Ulrich, Beha1nberg, Dietach, 
Sierning und Garsten, also 6 Gernein­
den, wobei in etwa der Beteiligungs­
schlüssel zu 80 % bei der Stadt Steyr 
liegen wird. Es wird hier vorgeschla­
gen, den1 Antrag nachzukom1nen, daß 
diese 6 Gemeinden diesen Abwasser­
verband bilden und daß dazu die nöti­
gen Satzungen beschlossen werden. 
Die Satzungen sind jedem einzelnen 
Mitglied zugegangen und ich möchte 
über die Satzungen im Einzelnen nicht 
sprechen, was nicht ausschließt, daß 
jemand dazu Stellung zu • nehmen 
wünscht. Ich bitte, dem Antrag grund­
sätzlich die Zustim1nung zu geben. 

BÜRGERlVIBISTER - STELL VER TRE­
TER HEINRICH. SCHvVARZ: 

Wünscht dazu jemand eine \Vort­
meldung? Herr Kollege Wallner bitte! 

STADTRAT MANFRED WALLl\TER: . 
Sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Nachdem man die Bildung des 
Reinhalteverbandes auch unter den Be­
griff Umweltschutz einreihen kann, er­
laube ich mir, unter diesem Titel eine 
Anfrage an den Herrn Bürgermeister 
gemäß § 11 Abs. 1 des Stadtstatutes 
und § 15 der Geschäftsordnung für den 
Gemeinderat der Stadt Steyr zu rich­
ten. Der Landeshauptmann, Dr. Erwin 
Vi'enzl, hat Ihnen, sehr geehrter Herr 
Bürgermeister, mit 7. 10. 1975,- Zahl 
Präs I-6002/ 46 persönlich mitgeteilt, 
daß seit 1. August 1975 in der Gemein­
de Ohlsdorf, Bezirk Gmunden, ein Ab­
lagerungsplatz für Reifen jeder Art und 
Größe kostenlos zur Verfügung steht. 
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Sie wurden in diesem Schreiben gebe­
ten, auch in der Stadt Steyr diese Sam­
melaktion zeitgerecht vorzubereiten. 
Für den Abtransport von Steyr nach 
Ohlsdorf würde gesorgt werden. Zu 
Ihren Informationen, Herr Bürgermei­
ster, die Bezirksstelle Steyr der Han­
delskammer OÖ. hat vor einigen Ta­
gen 5 Transportunternehmer nach Linz 
gemeldet, die sich für den kostenlosen 
Abtransport der Reifen aus dein Bezirk 
Steyr Stadt · und Steyr Land am Sam­
stag, 22. 11. nach Ohlsdorf bereiter­
klärt· haben. Wie Ihnen bekannt sein 
dürfte, führt die Stadt '''els laut Be­
richt vom Tagblatt vom 8. 11. 19 7 5 
in der Zeit vom 15. - 23. 11. , also 
bis Ende dieser vVoche eine derartige 
Aktion durch. Nachdein mit Sicherheit 
anzunehmen ist, daß auch im Bereich 
der Stadt Steyr in Kellern, Schuppen, 
Dachboden und auf Grundstücken eine 
große Anzahl von Altreifen lagert und 
die gegenständliche Aktion einen wert­
vollen Beitrag zum Umweltschutz dar­
stellen würde, stelle ich namens mei­
ner Fraktion an den Herrn Bürgermei­
ster folgende Anfrage: 

,vas haben Sie veranlaßt bzw. 
werden Sie veranlassen, daß auch die 
Bevölkerung der Stadt Steyr von der 
Möglichkeit der bis Ende des Jahres 
1975 befristeten Ablagerung von Alt­
reifen in Ohlsdorf kostenlos. Gebrauch 
machen kann? Mit einer Unterschrift. 

Ich darf diese Anfrage dein Herrn 
· Bürgermeister übergeben. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Herr Kollege Fahrnberger bitte! 

GEl\/IEINDERA T ING. 
FAHRNBERGER: 

~'OLFGANG 

Meine Damen und Herren des Gemein­
derates, wertes Präsidium! 

Grundsätzlich stimmt die Frei­
heitliche Fraktion der Gründung eines 
Reinhalteverbandes Steyr und Umge­
bung zu, weil es sicherlich die ökono­
m ischeste Lösung ist, die Entsorgung 
von Abwässern großräumiger durchzu­
führen und somit teure Anlagen, wie 

z. B. eine Kläranlage gemeinsam zu 
benützen, solange keine topografischen 
Verhältnisse dagcgcnsprechen. Wie 
wir bereits in unserer Wahlplattform 
zur Gemeinderatswahl 1973 festgestellt 
haben, glauben wir aber, daß dieser 
Reinhalteverband nicht nur für die Ab­
wasserbeseitigung zuständig sein soll­
te, sondern auch für die Müllbeseiti­
gung. Vor allem in Hinsicht darauf, 
daß bei einem größeren Einzugsgebiet 
eine Verwertung des lVIülls in das Auge 
gefaßt werden könnte und weiters als 
Ausgleich dafür, daß die geruchsbe-
1ästigende Zentralkläranlage auf Stey­
rer Boden entstehen soll, könnte da­
für eine Mülldeponie in zeitlichen Ab­
ständen jeweils in einer der l\/Iitglieds­
gemeinden gefordert werden. Dadurch 
könnte die derzeit für die Siedlung 
Steinwändweg und Resthof bei Ostwind 
geruchsbelästigende IvTülldeponie auf-

. gelassen werden. Noch dazu wo die 
Kläranlage auch in diesem Siedlungs­
gebiet entstehen soll. Zu den Satzun­
gen des derzeit vorgesehenen Reinhal­
teverbandes hätte ich doch einige Fra­
gen bzw .muß ich mich über einige P unk­
te wundern. 1\/Iir scheint, außer de m Na -
men des Verbandes, der R einhal tcver­
band Steyr und Umgebung heißt, ist 
Steyr verglichen mit dem Maßsta b für 
die Aufteilung der Kosten ausgespro­
chen unterrepräsentiert. ·wenn ich die 
hier im Gemeinderat vorhandenen 
Mehrheitsverhältnisse und darauf ab­
geleiteten einseitigen Machtverhältnis­
se den in den Satzungen vorgesehenen 
Aufteilungen gegenüberstelle, kann ich 
nur hoffen, daß die l\liehrheitsfraktion 
die Absicht hat, auch hier in der Stadt­
verwaltung ähnlich zu beschließen. Da 
stehen z. B. 80, 5 % der Einwohner­
gleichwerte 33 % der Stimmen der 
Mitgliederversammlung gegenüber. 
Das entspricht ungefähr 40 % der zu 
tragenden Lasten. Das Verhältnis hät­
te zumindest so sein müssen, daß 
Steyr mit jeder der vertretenen Ge­
meinden die Mehrheit bekommen kann, 
außer mit Sierning oder Garsten ist 
das mit keiner anderen derzeit mög-
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lieh. Es ist auch damit keinesfalls 
garantiert, daß der Obmann des Ver­
bandes aus der 80,5 % kostentragenden 
Gemeinde Steyr kommt. Ja eher das 
Gegenteil wird natürlich der Fall sein 
oder scheint gesichert. Ich kann dazu 
nur feststellen eine verblüffende Ähn­
lichkeit mit den Verhältnissen, die der­
zeit in der UNO vorhanden sind. Aller­
dings muß man dazu feststellen, aus 
der UNO kommt - wie gerade die letz­
ten Tage gezeigt haben - nichts beson­
ders Gescheites heraus. Weiters ist 
im § 5 Abs. 2 festgehalten, daß jedes 
Mitglied, also nach Abs. 1 insgesamt 
6. durch einen Delegierten in der Mit­
gliederversammlung vertreten ist. Al­
so besteht die Mitgliederversamrn.lung 
insgesamt aus 6 Delegierten. Nach 
§ 15 Abs. 1 und 2 besteht der Vorstand 
aus 4 Mitgliedern und diese Mitglieder 
werden wieder aus der Mitgliederver­
sammlung bestellt bzw. werden dort 
gewählt, 3 werden bestimmt, einer 
wird gewählt. Wozu brauchen wir al­
so einen Vorstand mit 4 Mitgliedern, 
die aus der Mitgliederversammlung 
stammen, wenn die Mitgliederver­
sammlung insgesamt nur 6 Mitglieder 
hat. Es bleiben also nur 2 freie Mit­
glieder über. Außerdem- steht im Abs. 
2, daß die Vorstandsmitglieder der 
Gemeinde Garsten, Sierning und Steyr 
in die Mitgliederversammlung ge­
,vählt werden. \Vozu wählen, wenn oh­
nehin nur ein einziger Vertreter der 
genannten Gemeinde zur Auswahl steht? 
Im § 23 Abs. 1 steht, daß die Mitglie­
derversammlung 3 Mitglieder i!) eine 
Schlichtungsstelle wählt. Es steht aber 
nicht, aus welchem Bereich, aus wel-

• chen Gremien oder Vorschlägen diese 
Schlichtungsstellenmitglieder zu wäh­
len sind. Würde aber eine Schwierig­
keit bedeuten, wenn sie aus der Mit­
gliederversammlung zu wählen sind, zu 
bestellen sind, weil nur mehr 2 freie 
Mitglieder in der Mitgliederversamm­
lung vorhanden sind. Könnten also ins­
gesamt 3 1\/fitgli.eder gar nicht heraus­
kommen. Nach allem hier. Aufgezeig­
ten das noch dazu keinen Anspruch 

• 
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auf Vollständigkeit hat, sehen wir uns 
veranlaßt, laut § 18 der Geschäfts­
ordnung, einen Abänderungsantrag zu 
stellen, der lautet: 

"Die Freiheitliche Fraktion stellt 
den Antrag, aus dem vorliegenden An­
trag, Vva-3808/ 73. vom 3. November 
1975, den Teil, der die Zustirn.mung 
der Satzungen betrifft, zu streichen 
und dem Ausschuß bzw. dem behandeln­
den Gremium im Gemeinderat zuzu­
führen. 11 Die Begründung dafür: Die 
Satzungen entsprechen in ihrem In­
halt nicht der Größenordnung, der von 
Steyr aufzubringenden Kosten. vVei­
ters sollen auch noch bestehende Un­
klarheiten beseitigt werden. Zur Be­
handlung dieser Punkte schein~ der 
zuständige Ausschuß dafür am Geeig­
netsten. Ich übergebe den Abände­
rungsantrag nun dem Herrn Bürger­
meister. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH~TARZ: 

Ich danke für den Beitrag. Vvir 
werden bei der Abstimmung diesen 
Zusatzantrag ordnungsgemäß durch­
führen. Als Nächster Herr Koll. Dr. 
Stellnberger. 

GEMEINDERAT DR. ALOIS STELLN­
BERGER: 

Ich wollte zunächst sagen, daß 
wir die Gründung eines Reinhaltever­
bandes begrüßen müssen aus den schon 
vorgebrachten Gründen, weil es sowie­
so notwendig ist, daß man in Zukunft 
öffentliche Mittel größeren Ausmaßes 
erhält, wenn man Kanalisationen die­
ses Umfanges wie sie in der Stadt vor­
gesehen sind, baut. Zum Zweiten weil 
sicherlich der Bau selber billiger wer­
den muß, wenn eine gemeinsame Klär­
anlage, ein gemeinsamer Hauptstrang, 
errichtet wird. Es wird sich entspre­
chend auswirken in den Zuschüssen. 
Zum Dritten aber bin ich leider nicht 
ganz der Ansicht meines Vorredners 
und habe nach Durchsicht der Satzun­
gen eigentlich keine Bedenken darin 
gefunden vor allem deswegen, obwohl 
vielleicht das eine oder andere nicht 
ganz logisch erscheint, sind die Satzun-



gen fast wörtlich dem Wasserrechtsge­
setz entnommen und dort sind leider 
diese Satzungsbestimmungen zwingend 
vorgeschrieben. Unter anderem auch 
diese Minderheiten-Schutzklausel, wo­
nach jemand auch wenn er 80 oder 
90 % der Anteile besitzt, darf er bei 
der Abstimmung nur 30 % seiner Stim­
men werten, das heißt aber nicht, daß 
dann die Restlichen ihre Stimmen um 
das Drei- oder Vierfache erhöhen kön­
nen, sondern im konkreten Fall würde 
das bedeuten, daß zwar die Stadtge­
meinde nur 33 %, also sprich 33 Stim­
men hat und den Restverbandsmitglie­
dern stehen 20 Stimmen zu. Das würde 
aber andererseits bedeuten, daß die 
Stadtgemeinde noch immer über die 
Mehrheit verfügt, nachdem überall 
die einfache Mehrheit vorgesehen ist. 
Die einfache Mehrheit kann sie von 
si:ch aus bestimmen, wann, wo und 
was gebaut wird. Gerade aus diesem 
Grunde ist dieser Reinhalteverband 
ein Instrument, das sicherlich zur ent­
sprechenden Abwasserbeseitigung po­
sitiv beitragen kann. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH'WARZ: 

Ich danke Herrn Kollegen Dr. 
Stellnberger für seinen Beitrag. Noch 
einmal gemeldet hat sich Herr Kollege 
Fahrnbe rge r. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Nach Lesen der Satzungen kann 
ich diesem Beitrag nicht ganz zustim­
men, weil es steht wortwörtlich drin.:. 
nen: 33 % der Stimmen, das heißt nach 
Adam Riese genau nach dem Wort ge­
lesen 33 der dort vorhandenen Stim­
men das kann nicht sein, daß der Rest • 
nur 20 % hat, weil dann kommt nur 
53 % der Stimmen heraus. Das wäre 
Unsinn. Nach den Satzungen steht 33 % 
der Stimmen und 33 % sind immer ge­
messen von 100. Irgendwo müssen 100 
vorhanden sein. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Wünscht zu diesem Antrag noch 
jemand das Wort? Wenn das nicht der 
Fall ist, ersuche ich Herrn Bürger­
meister, der sich bereiterklärt hat, 
die schriftliche Anfrage der Fraktion 
der Österreichischen Volkspartei heute 
zu beantworten. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Zur Anfrage des Kollegen \Vall­

ner kann ich folgendes sagen. Ich kann 
:snich noch sehr gut erinnern, als ich 
vor einigen Wochen die Briefe an die 
Unternehmungen unterschrieben habe 
die hinausgegangen sind über Auffor­
derung des Landeshauptmannes, in 
Ohlsdorf die Reifendeponie zu benüt­
zen, um hier dem zu entsprechen, w_as 
in der Raumordnung bezweckt ist, näm-

_ lich eine Zusammenfassung aller die­
serEinzelablagerungsstätten von Gum­
mi aufzugreifen. Damit . ist der Auf­
forderung des Landeshauptmannes 
Genüge getan in meinen Augen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Die Bevölkerung, Herr Bürger­

meister, soll die Möglichkeit bekom-
men ••• 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Herr Kollege Wallner, ich habe 

den Brief nicht im Gedächtnis im \Vort­
laut, das ist momentan auch nicht so 
entscheidend. Die Anfrage kann sicher­
lich schriftlich genau beantwortet wer­
den. Jedenfalls von einer Vernachläs­
sigung kann nicht gesprochen werden, 
weil die in Frage kommenden Firmen 
auf jeden Fall angeschrieben wurden. 
Daß darüberhinaus sicherlich auch 
private Abfälle an Gummireifen vor­
handen sind, das ist möglich, aber das 
kann man ohne weiteres noch ergän­
zend behandeln. Ich kann mich nicht 
beziehen auf den Briefinhalt den mir .. 
der Landeshauptmann geschrieben hat, 
da wäre ich momentan aus dem Steg-
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reif heraus überfragt. Jedenfalls wer­
den wir dazu noch konkret in der näch­
sten Sitzung Stellung nehmen. Ich 
möchte zu den Beiträgen von Kollegen 
Fahrnberger und Dr. Stellnberger. be­
treffend Reinhalteverband eines sagen. 
Es ist doch, glaube ich, bei jedem Stey­
rer Gemeinderat unbestritten, daß die 
Situation gerade in Steyr so wie sie ist 
auf Sicht und auf Jahrzehnte nicht blei­
ben kann, daß auf der anderen Seite 
gerade Abwasserbeseitigungsanlagen, 
seien es nur zentrale Kläreinrichtun­
gen, seien es Hausstränge von Kanälen 
oder Nebenkanälen, daß das Vorhaben 
sind, die auf Jahrzehnte hinaus über­
legt werden müssen und auch den Mit­
teleinsatz auf Jahrzehnte erfordern und 
daß einmal der Beginn für eine gene­
relle Überlegung in dieser Richtung ge­
macht werden muß. Das geschieht nur 
mit der Gründung dieses Reinhalte­
verbandes der, wenn Sie den Auftei­
lungsschlüssel aus dem Aktenbericht 
entnehmen, zu 80 ,5 % nach dem Schlüs­
sel bei Steyr liegt. Ich glaube, ich 
brauche die Bedeutung die gerade da­
durch für Steyr in diesem Reinhalte­
verband liegt, nicht besonders unter­
mauern, zumal eine Einzeleingabe ei­
nes Kanalvorhabens für die Stadt Steyr 
allein nur mit 50 % Darlehensförde­
rung bei etwa 3 % Verzinsung rechnen 
kann, wogegen die Eingabe einer Ab­
wasserbeseitigungsanlage, · die der 
Reinhalteverband eingibt, mit etwa 
70 % oder 7 5 % Förderungsmittel bei 1 
bis höchstens 2 % Verzinsung rechnen 
kann. Das heißt, die finanziellen Vor­
teile in dieserAngelegenheit sind ganz 
eindeutig im Sinne der Gründung eines 
Reinhalteverbandes. 

Betreffs Ihrer Bedenken, Herr 
Kollege Fahrnberger. wegen der Ma­
jorisierung der überwiegend interes­
sierten Stadt Steyr durch die Umland­
gemeinden kann ich nur auf § 93 des 
bereits zitierten Wasserrechtsgeset­
zes verweisen, wo diese Dinge klar­
gestellt sind und soweit diese mir be-

kannt sind, hebt ein Gesetz auf jeden 
Fall eine Satzung auf, weil sie höher­
wertiger einzufstufen ist wie eine R icht­
linie oder eine Satzung oder sonst ir­
gend eine beschlossene Unterlage die­
ser Art. Hinsichtlich der Mülldeponie 
sind die Bemühungen auf Landesebene 
genauso im Gang, überregional soge­
nannte Rotteanlagen zu errichten, die 
ein gewisses Maß des verrotteten Ma­
terials wieder verwerten lassen bei 
Straßenbauten etc. Auch für Steyr wird 
diese Frage herantreten, denn unsere 
Mülldeponie hat zweifellos jetzt für uns 
einen wertvollen Charakter, sie wird 
aber auf Jahrzehnte hinaus auch in die­
ser Form nicht bestehen können und 
hier sind bereits mit der Landesre- · 
gierung seit dem Frühjahr des heuri-· 
gen Jahres konkrete Gespräche über 
die Gründung einer Verrottungsanla­
ge 1m Umland von Steyr abgehalten 
worden. Also auch in dieser Richtung 
kann ich Sie beruhigen, wenn Sie aber 
Wert darauf legen, gehen wir in der 
nächsten Sitzung noch einmal darauf 
ein, aber ich denke, ich kann in der 
nächsten Sitzung nicht mehr beantwor­
ten als ich es bereits hier aus dem 
Stegreif gemacht habe. 

BÜRGERlVIEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Danke schön. Es liegt d·er Abän­
derungsantrag der Freiheitlichen Frak­
tion vor. Ich frage Herrn Kollegen 
Fahrnberger, bleibt die Freiheitliche 
Fraktion bei ihrem Antrag? 

GElVIEINDERA T ING. 
FAHRNBERGER: 

VlOLFGANG 

Der Herr Magistratsdirektor hat 
mir jefzt die Stelle im Wasserrechts­
gesetz gezeigt und sie entspricht der 
Äußerung von Kollegen Dr. Stellnber­
ger. Es ist also ein kleines Mißver­
ständnis gewesen und ich stehe nicht 
an, diesen Antrag zurückzuziehen. 
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BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Herr Kollege Wallner bitte! 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Ich habe den Brief des Herrn 

Landeshauptmannes hier. Ich darf ihn 
kurz auszugsweise verlesen und möch­
te ihn dem Herrn Bürgermeister dann 
übergeben. Hier herrscht Ihrerseits 
ein Irrtum, zumindest wurde diesem 
Ersuchen nicht Rechnung getragen. Er 
schreibt hier wörtlich: Ich setze Sie. 
sehr geehrter Herr Bürgermeister. von 
dieser beabsichtigten Aktion mit dem 
Ersuchen in Kenntnis.diese Altreifen­
sammlung in Ihrer Stadt ebenfalls vor­
zubereiten und noch in diesem Jahr 
auf Kosten der Stadt unter der freiwil­
ligen Mithilfe gemeinnütziger Organi­
sationen durchführen zu lassen und -
jetzt kommt das ·wesentlichste - der 
Bevölkerung Ihrer Stadt die kostenfreie 
Ablagerung von Altreifen auf geeigne­
ten, von Ihnen bestimmten und zur Ver­
fügung gestellten Sammelplätzen, zu 
ermöglichen. Der letzte Satz dieses 
Auszuges: Hinsichtlich des Abtranspor­
tes der Altreifen von der Sammelstelle 
nach Ohlsdorf wird noch das Einver­
nehmen hergestellt werden. 

Also Wels hat es getan, wie aus 
dem Tagblatt hervorgeht, sie haben 
provisorische Deponien in der Stadt 
verteilt angelegt und dort konnte die 
Bevölkerung die Altreifen hintrans por­
tieren und der Herr Landeshauptmann 
hat sich bereiterklärt, mit der Kam­
merorganisation kostenlos den· Ab­
transport nach Ohlsdorf durchzufüh­
ren. Ich wollte dieses Mißverständnis 
·aufklären. Es geht nicht darum, daß 
die Unternehmungen das selbst hin­
führen sondern Sie haben der Bevöl-• 
kerung die Möglichkeit nicht gegeben, 
ihre in Mengen lagernden Altreifen ko­
stenlos abtransportieren zu lassen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Ich nehme das ebenfalls zur 

Kenntnis. Ich werde prüfen, ob die­
ser Brief durch meine Hände gelaufen 
ist und werde das in der nächsten Sit­
zung beantworten. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Ich danke für die Berichterstat­
tung und die Diskussionsbeiträge.Nach­
dem der Antrag der Freiheitlichen 
Fraktion zurückgezogen wurde, stelle 
ich · jetzt an Sie die Frage. wenn Sie 
dem Antrag in der vorliegenden Form, 
wie ihn der Herr Bürgermeister vor­
getragen hat, die Zustimmung geben, 
bitte ich Sie um ein Zeichen mit der 
Hand. Danke. Ist jemand gegen die­
sen Antrag oder enthält sich jemand 
der Stimme? Das ist auch nicht der 
Fall, es liegt ein einstimmiger Be­
schluß vor. 

· Ich bitte um den nächsten Be­
richt. 

BÜRGERMEISTER FRANZ -V/E!SS: 
Meine Damen und Herren! 

Sie wissen, daß wir bereits im 
Bau sind mit einer HandeJ.sakaden1ie. 
Handelsschule bzw. einer Bildungsan­
stalt für Kindergärtnerinnen, wofür die 
Planung vom Land OÖ. durcbgeführt 
wurde. Die Vorfinanzierung hat die 
Stadt Steyr durchzuführen, wozu be­
reits seit etwa 2 Jahren Vertragsver­
handlungen stattgefunden haben. Die 
Grundsatzentscheidungen wurden auch 
schon getroffen. Jetzt geht es darum, 
daß wir das Auftragsschreiben bestäti­
gen. Es ist nämlich als ·weitaus-Best­
bieter die Fa. Baumeister Ing. Krückl 
in Perg aufgetreten, und zwar als Ge­
neralunternehmer mit einem Betrag 
von S 55,912.000. - . Der Zuschlag ist 
erteilt worden und es wird hier der 
Antrag gestellt - die Dringlichkeit er­
forderte es, zum sofortigen Vollzug 
auch im Stadtsenat die Entscheidung 
herbeizuführen - Sie werden um Sank­
tionierung dieser Entscheidung gebe­
ten, zumal mit der Auftragsvergabe 
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auch unsererseits die dringende Emp­
fehlung an den Generalunternehmer 
verbunden war, soweit es geht, Stey­
rer Firmen zu beschäftigen. Ein Um­
stand,_ der sich in der Zwischenzeit 
bereits bestätigt hat, womit auch ar­
beitsplatzmäßig für die Stadt etwas ge­
schehen konnte. Ich bitte Sie, dem An­
trag Ihre Zustimmung zu geben. 

8) SchuV-4540/71 
Neubau einer Handelsakademie und 
Handelsschule sowie einer Bundes­
bildungsanstalt für Kindergärtnerin­
nen in Steyr; Unterfertigung des 
Auftragsschreibens. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Gemäß dem vorstehenden Amts­

bericht der Magistratsdirektion und 
dem Erlaß des Amtes der OÖ. Landes­
regierung vom 2. 7. 197 5, Bau5-IV­
l 32/ 12-l975/No/ B, ~ird de r Bürger­
meister der Stadt St eyr e rmächtigt, 
nach den Bestimmunge n des Gemein­
destatutes den Bauve r trag betref -
fend den Neubau einer Bundeshandels­
akademie, Bundeshandelsschule und 
Bundesbildungsanstalt für Kindergärt­
nerinnen in Steyr mit de r Fa. Ing. Karl 
Krückl, Baumeister in Perg, als Gene­
ralunternehmer zum Pauschalpreis von 
S 55,912.000,- abzuschließen. 

Der Magistrat wird angewiesen, 
die notwendigen Beträge nach dem Zah­
lungsplan ab 1.9.1975 bereitzustellen. 

Gemäß § 44 Abs. 5 StS. wird der 
Magistrat wegen Dringlichkeit zum so­
fortigen Vollzug dieses Beschlusses 
ermächtigt. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Wünscht zu diesem Antrag je­
mand das Wort? Herr Koll. Fuchs bit­
te! 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Werte Damen und Herren des Gemein­
derates! 

\Vir haben heute eine Menge von 

Stoßarbeit zu absolvieren, aber es fehlt 
uns die Unterlage zum vorliegenden An­
trag und wie ich jetzt von Kollegen Ho­
lub ersehe, stammt der Antrag be­
reits vom 14. Juli 19 7 5 und ich bitte um 
nachträgliche Zurverfügungstellung der 
Unterlagen zu diesem Antrag. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \l\TEISS: 
Dazu kann ich nichts sagen, denn 

ich nehme an, daß die Anträge, die 
dem Stadtsenat zufließen, auch jedes 
einzelne Mitglied des Gemeinderates 
erhalten hat. \iVenn es in Ihrem Fall 
nicht so gewesen sein sollte, muß man 
die Gründe suchen. Sie liegen ab~r 
nicht im Grundsätzlichen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\iVARZ: 

Wünscht noch jemand zu diesem 
Antrag das Wort?- Das ist nicht der 
Fall. Darf ich Sie ersuchen, als Zei­
chen der Zustimmung die Hand zu er­
heben? Danke. Darf ich fragen, ob ei­
ne gegenteilige 1\/Ieinung oder eine 
Stimmenthaltung vorliegt? Das ist nicht 
der Fall, einstimmiger Beschluß. 

Ich bitte um den nächsten An­
trag. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Meine Damen und Herren! 

Ein . Antrag des Stadtsenates be­
faßt sich 1nit der Gründung eines Prof. 
Gregor-Goldbacher -Förderungsfonds 
zur Erinnerung an diesen Steyrer, der 
kürzlich in Steyr anläßlich des 100. 
Geburtstages geehrt wurde. Ich möch­
te den Antrag nicht vollinhaltlich zur 
Kenntnis bringen, es ist jedem Mit­
glied der Inhalt bekannt, da er schrift­
lich zugegangen ist. Ich darf hier be­
sonders hervorheben, daß der Betrag 
an Einzelpersonen, an mehrere Perso­
nen, an Organisationen oder an Unter­
nehmungen gewährt werden kann. Die 
Förderungswürdigkeit kann Leistungen 
beinhalten, z. B. die von kulturellem, 
wirtschaftlichem-ich bitte Sie zu prü -
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fen, ob in Ihrem Antrag auch das Wort 
"soziologischem" enthalten ist - oder 
historischem Wert sind. Die Entschei­
dung des Gemeinderates ist dabei end­
gültig. Der Kulturausschuß hat diese 
Frage schon vorbehandelt und es hat 
sie auch der Stadtsenat behandelt und 
hier sollen die Vorschläge erstattet 
werden aus Eigeninitiative, über Be­
werbung von Einzelpersonen, mehre­
ren Personen, Organisationen oder 
Unternehmungen, über Amtsvorschlag 
oder · auf Grund von Ausschreibungen. 
Ich bitte im· Interesse dieser sicher 
wertvollen Einrichtungen, die einen Be­
trag von S 50.000, - mit 5jähriger Ver­
gabe, erstmalig für das Jahr 1980 vor­
sieht, die Zustimmung nicht zu versa­
gen. 

9 )· Ge s - 2 3 8 5 / 7 5 
Prof. - Gregor - Goldbacher -Förde­
rungsfonds. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Über Antrag des gemeinderätli­

chen Kulturausschusses wird zur Erin­
nerung an Prof. Gregor Goldbacher, 
der sich um die Stadt Steyr besondere 
Verdienste erworben hat, anläßlich 
seines 100. Geburtstages ein Jubi­
läumsfonds, der "Gregor-Goldbacher­
Förderungsfonds", gestiftet. Dieser 
Fonds hat das Ziel, Aktiv~täten, die 
der Stadt Steyr zum Vorteil gereichen, 
zu fördern. Nach Maßgabe folgender 
Grundsätze soll alle fünf Jahre ein Be­
trag von S 50.000, - zur Auszahlung ge­
langen, der ausschließlich der Errei­
chung dieses Zieles gewidmet werden 
muß. 

Der genannte Betrag ist ab Ok­
tober 1975 nach dem jeweils verlautba­
ren Index der Verbraucherpreise wert­
gesichert. 

Die Auszahlung des Förderungs­
betrages hat nach folgenden Richtlinien 

zu erfolgen: 
1) Der Betrag kann an 

Einzelpersonen,mehrere Personen, 
Organisationen oder Unternehmen 

zur Auszahlung gebracht werden, 
wenn der Nachweis des Vorliegens 
einer förderungswürdigen Leistung 
oder eines solchen Vorhabens er­
bracht wird. 

2) Über die Förderungswürdigkeit des 
jeweiligen Vorhabens oder der er­
brachten Leistung sowie über die 
Auszahlung des Förderungsbetrages 
beschließt der Gemeinderat über 
Vorschlag des gemeinderätlichen 
Kulturausschusses. 

Für die Beurteilung der Förde­
rungswürdigkeit können Leistungen und 
Vorhaben auf allen Gebieten des kom­
munalen Bereiches herangezogen wer­
den, soferne sie für die Stadt Steyr von 
kulturellem, wirtschaftlichem,soziolo­
gischem oder historischem ,vert sind. 
Der Gemeinderat ist in seiner Entschei­
dung vollkommen frei. Als förderungs­
würdig kann sowohl der Ankauf wert­
voller Erinnerungsstücke, der Ankauf 
von Kunstwerken oder ,schriftlicher 
Arbeiten gewertet werden, ebenso wie 
vollbrachte Leistungen auf dem Gebiet 
des Denkmalschutzes, der Stadterhal­
tung oder Programme und Konzepte, 
die einer späteren oder der gegemvär­
tigen Entwicklung dienen. 

Der Gemeinderat kann über 
Empfehlung des gemeinderätlichen 
Kulturausschusses auch Einzelperso­
nen, mehrere Personen, Organisatio­
nen oder Unternehmen einladen, Tätig­
keiten vorzunehmen, die allenfalls zur 
Zuerkennung des Förderungsbetrages 
führen. 

Die Entscheidungen des Gen1ein­
derates sind endgültig. 
3) Der Kulturausschuß des Gemeinde­

rates kann seine Vorschläge erstat­
ten 

a) aus eigener Initiative 
b) über Bewerbung einer Einzelperson, 
mehrerer Personen, einer Organisa-
tion oder eines Unternehmens 
c) über Amtsvorschlag 
d} auf Grund des Ergebnisses einer 
Ausschreibung. 
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4) Über die Zuerkennung des Gregor-
Goldbacher Förderungsbetra -
ges ist ein Protokoll zu führen, in dem 
die wesentlichsten Gesichtspunkte, 
die zur Zuerkennung führten, fest­
gehalten sind. 

5) Der Magistrat hat vorzusorgen, daß 
der Betrag von S 50. 000, - jeweils 
im fünfjährigen Rhythmus (1. Aus­
zahlung im Jahre 1980) zur Verfü­
gung steht. Er kann dies durch Bin­
dung eigener Budgetmittel im Aus­
zahlungsjahr oder durch Anlage ei­
nes bestimmten Fondsvermögens 
bewirken. 

Mit Rücksicht darauf, daß der 
100. Geburtstag von Prof. Goldbacher 
am 10. Oktober 1975 gefeiert wird, 
wird der Magistrat gemäß § 44 (5) des 
Statutes für die Stadt Steyr zum sofor­
tigen Vollzug dieses Beschlusses er­
mächtigt. 

BÜRGERMEISTER - STELL VER TRE­
TER HEINRICH SCl:I"WAR Z: 

Danke. Wer wünscht dazu das 
·wort? Herr Koll. Fuchs bitte! 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Wertes Präsidium, meine Damen 
und Herren des Gemeinderates! 

Wir begrüßen die Einführung die­
ses Gregor-Goldbacher - Förderungs­
fonds. Es wäre an und für sich nichts 
dazu zu sagen. Höchstens daß es äu-

. ßerst lobenswert ist, daß geistige, kul­
turelle und manuelle Sonde rleis tun gen 
von Steyrer I'v1itbürgern besonders ge­
würdigt werden. Es ist somit dem Ideen­
träger des zu beschließenden Förde­
rungsfonds zu danken. Uns ist aber im 
Zuge der Überprüfung der diesmal 
mächtigen und hohen Stoß-Amtsbe­
richtsunterlagen, wie ich vorhin schon 
angedeutet habe, jedoch etwas aufge­
fallen, das einer klejnen Korrektur be-
darf und darum bzw. um eine Ergän­
zung bitten wir Sie, nämlich der Punkt 
6) des Amtsberichtes zu diesem An­
trag, der den Modus der Verleihung be-

trifft und der 'Antragswortlaut selbst, 
der unter Punkt 3) den Modus der Vor­
schlagserstattung regelt. Wäre es 
diesbezüglich nicht möglich, daß zur 
Förderungseinreichung auch der ein­
zelne Gemeindemandatar außerhalb 
der Kulturausschußsitzungen personel­
le Vorschläge erstatten könnte,; sodaß 
der Punkt 3) lediglich ergänzt werden 
könnte mit dem Absatz e) "durch Ein­
zelanträge von Gemeinderäten zur Be­
gutachtung durch den Kulturausschuß". 
Es gibt zwei Fraktionen, die könnten 
9ahingehend überhaupt keinen Antrag 
erstellen, so wie es der vorliegende 
Text vorsieht. Damit wäre jedem Man­
datar die Möglichkeit geboten, Vor­
schläge bezüglich förderungswürdiger 
Personen zu erstatten. Ich ersuche da­
her um Aufnahme dieses Vorschlag~s 
im Antragstext. Konkret heißt diese 
Ergänzung unter Punkt 3) des Antrags­
textes: Der Kulturausschuß des Ge-• 
meinderates kann seine Vorschläge er­
statten, a) aus eigener Initiative, b) 
über Bewerbung einer Einzelperson 
usw., wie es hier heißt, c) über Amts­
vorschlag, d} auf Grund der Ergebnisse 
einer Ausschreibung und e) aus Anträ­
gen im Gemeinderat. Wäre das nicht 
möglich? 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Der Herr Bürgermeister wird in 
seinem Schlußwort darauf eingehen. 

Wünscht noch jemand das ·wort 
dazu? 

BÜRGERMEISTER -"FRANZ \iVEISS: 
Das kann ich gleich beantworten. 

Es ist sehr leicht, es hat jeder Ge­
meinderat oder jedes Mitglied des Ge­
meinderates das Antragsrecht im Ge­
meinderat. Es bedarf daher keines be­
sonderen Hinweises in diesem Förde­
rungsfonds. Es wäre lediglich eine 
Überschneidung oder eine Beschnei­
dung, den Gemeinderat als Mitglied 
separat anzuführen, wenn es in der 
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Geschäftsordnung sowieso vorgesehen 
ist, daß der einzelne Gemeinderat An­
träge einbringen kann. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Je größer di.e Fraktion umso leich­

ter ist es, Anträge einzubringen. Ich 
habe kein Recht, das ist ein Irrtum. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Die Rechte des Gemeinderates 

sind doch in der Geschäftsordnung fest­
gelegt. 

ZWISCHENRUF 
ERNST FUCHS: 

GEMEINDERAT 

Entschuldigung, . Sie müssen un­
terzeichnet sein. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Ich sehe keine besondere Veran­

lassung - ich weiß nicht ob Sie einen 
konkreten Hinweis haben oder eine Be­
fürchtung - ich kann mir das nicht vor­
stellen. Aber Sie können genau so gut 
als Einzelperson in Erscheinung tre­
ten oder befürchten Sie, daß Ihre Ge­
meinderatsfunktion nicht ausreicht, 
hier im Gemeinderat mit einer Anfra­
ge oder sonst einer M9glichkeit, die 
das Statut vorsieht, einen solchen An­
trag einzubringen zu können? Vielleicht 
darf man, meine Herren, eines noch 
dazusagen. Ich würde aus einer anderen 
Überlegung den Gemeinderat hier als 
Einzelperson und T\'Iitglied nicht be­
sonders herausstreichen. Es soll letzt­
lich auch eine Möglichkeit bestehen, 
daß die private Öffentlichkeit gerade 
in so einem Fonds wirksam wird. Es 

. heißt unter Umständen, daß hier von 
der öffentlichen Hand her ein Fonds 
zwar gegründet wird, in dem aber sich 
selber das Recht vorbehalten will, di­
rekt einzugreifen. Ich muß ehrlich sa­
gen, ich verstehe den Antrag insofern 

· nicht weil ich keine Befürchtung sehe, , 
daß Sie keine Möglich_keit hätten, An­
träge, die den Förderungsfonds betref­
fen, vorbringen zu könnep._ 
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GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Dann hätten wir "aus eigener Ini­
tiative des Kulturausschusses" auch 
nicht hineinschreiben brauchen. 

BÜRGERME !STER FRANZ \VEISS: 
Darf ich ganz kurz sagen, die 

Ausschüsse haben vorbereitenden Cha­
rakter. Der Kulturausschuß ist einmal 
zuständig für verschiedene kulturelle 
Belange, die dem Gemeinderat bzw. 
dem Stadtsenat zur Weiterbehandlung 
zugemittelt werden. Im Kulturausschuß 
sind diese Dinge überwiegend behan­
delt und ich sepe keinen Anlaß, ihn ab­
zuändern, denn dort soll diese Frage 
im Ursprung diskutiert werden. · Es 
zeigt sich immer wieder, daß die Aus­
schüsse jene Gremien sind, wo am 
Freiesten diskutiert wird, weil sie nicht 
öffentlich stattfinden und weil dort die 
Meinungen der Einzelnen weniger un­

. ter dem Aspekt der politischen Aussa-
ge nach außen hin, sondern doch mehr 
oder weniger vom reinen Sachverhalt 
bestimmt werden. ·wenn der Vorsitzen­
de das als Anfrage entgegennimmt, so 
habe ich nichts dagegen. 

BÜRGERlVIEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHvVARZ: 

Herr Kollege Fahrnberger. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

\VOLFGANG 

Dann stelle ich konkret den An­
trag, den Zusatzantrag unter Punkt 3 
e) hineinzunehmen. Der einzelne Ge­
meinderat hat das Recht, im Gemeinde­
rat einen Antrag zu stellen zur \Veiter­
leitung an den Kulturausschuß. Es 
kann jede Einzelperson um Erhalt die­
ses Förderungspreises ansuchen. Wenn 
also ein Einzelner ansuchen kann, so 
muß auch ein einzelner Gemeinderat 
das Recht haben, im Gemeinderat ohne 
die Unterschrift von mehreren Gemein­
deratsmitgliedern • 



GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Dann sucht er nicht als Gemein­

derat sondern als Einzelperson an. 

GElVIEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

VVOLFGANG 

.•• in den Kulturausschuß diese Sache 
weiterzuleiten. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: . 

Kollege Kinzelhofer bitte! 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
\Vir haben alle Fraktionen im 

Kulturausschuß vertreten. \Venn Sie 
das Recht nicht in Anspruch nehmen, 

• so ist das Ihre Angelegenheit. Sie hät­
ten zu dieser Sache im Kulturausschuß 
ohne weiteres bei der Besprechung sa­
gen können, Sie h aben die sen \Vunsch. 
Dazu h aben \l\'ir alle Fraktionen drin­
nen und ich ersuche Sie, das auszu­
nützen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Bitte keine Zwiegespräche. Herr 
Kollege Fritsch bitte! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Nur ganz kurz einiges aufklärend 
dazu. Ich glaube, hier liegt ein Irrtum 
von Ing. Fahrnberger vor, wo er er­
klärt, es soll hier ein Zusatzantrag 
angenommen werden, daß jeder ein­
zelne Gemeinderat das Hecht hat, im 
Gemeinderat einen Antrag zu stellen. 
Ich glaube, dieses Antragsrecht des 

.Gemeinderates in diesem Gremium ist 
statuten- und geschäftsordnungsmäßig 
sowieso gedeckt, ich brauche doch dies­
bezüglich keine Doppelgleisigkeit her­
beiführen. 

BÜRGERMEISTER - STELL VER TRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Danke schön. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Wir schwimmen im selben Gleis. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Das sind Unterstellungen, Kollege 
Fahrnberger. 

BÜRGERlVIEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Die Diskussion war vor dem 
Schlußwort des Bürgermeisters an sich 
schon abgeschlossen. Es hat sich aber 
durch den Zusatzantrag eine zusätzli­
che Diskussion ergeben. 

Über den Zusatzantrag wird nach 
dem Hauptantrag laut Geschäftsord­
nung abgestimmt. Wer dem Antrag in 
der vom Herrn Bürgermeister vorge­
tragenen Form die Zustim1nung gibt, 
bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. 
Danke. Darf ich fragen, ob Gegenstirn­

. men oder Stim1nenthaltungen gegen 
diesen Antrag vorliegen? Es ist das 
nicht der Fall. In diese1n Fall erüb­
rigt sich der Zusatzantrag. 

BÜRGERMEISTER FRANZ VlEISS -
MAGISTRA TSD1REKTOR OSR DR. 
JOHANN EDER: 

Unverständliche Bemerkungen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

\Ver dem Zusatzantrag die Zu­
stimmung gibt in der Form, wie er 
von Kollegen Fahrnberger vorgetra­
gen wird, daß ein Punkt e) angeschlos­
sen wird, den bitte ich um ein Zeichen 
mit der Hand. 2 Stimmen (FPÖ-F'rak­
t:i,on) für den Zusatzantrag. "lf..Ter ist da­
gegen? Danke schön. Damit ist dieser 
Antrag abgelehnt. 

Ich bitte um die nächste Bericht­
erstattung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Meine Damen und Herren! 

Jedes Jahr um diese Zeit kom-
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m en die Anträge auf Änderung der 
Kursleitergebühren, auf Änderung der 
Beiträge innerhalb der Volkshochschu­
le, so auch heute. Ich habe Ihnen den 
Antrag vorzubringen, die Gebühren im 
Rahmen der Volkshochschule - ob es 

· sich nun um Kursleiterhonorare han­
delt oder um Kursbeiträge gemäß vor­
liegendem schriftlichem Antrag - ab­
zuändern. Ich bitte ohne Verlesung des 
gesanitenAmtsberichtes die Piskussion 
zu eröffnen und bitte anschließend um 
Zustimmung. 

10) VH-2300/75 
Festsetzung der Kursbeiträge und 
Kursleiterhonorare für die Volks­
hochschule der Stadt Steyr, Ar­
beitsjahr 1975/76. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Für die Durchführung der Kurse 

der Volkshochschule der Stadt Steyr 
im Arbeitsjahr 1975/76 werden die 
Kursbeiträge und Kursleiterhonorare 
folgend festgesetzt: 
!)Kurse für Erwachsene und Jugend­
liebe ohne besondere Aufwendungen 

pro Einheit S 4, 50 
b) Kurse für Erwachsene und Jugend­
liebe mit besonderen _Aufwendungen 
(z. B. Benützung von Näh- oder 
S ehre ibmas chine ~ Mus ikbe gle i tung 
usw.) pro Einheit S 4, 50 
zuzüglich Aufwandsentschädigung 

pro Semester S 35, --
c) Vorbereitungskurs für die Beam­
tenaufstiegsprüfung 

monatlich S 190, --
d) Vorbereitungskurs für die Haupt­
schulprüfung 

· monatlich 
e) Seniorenklubs 

S 225, --

Arbeitsjahr S 3 5, --
f) Freizeitkurse für Kinder ohne be­
sondere Aufwendungen 

·pro .Einheit S 3, --
g) Freizeitkurse für Kinder mit beson­
deren Aufwendungen (~. B. Musikbe­
gleitung usw.) 

pro Einheit s 3 --• 

zuzüglich Aufwandsentschädigung 
pro Semester S 25, --

h) Kurse der Kindersingschule 
pro Semester S 50, --

i) Jugendkurse für Fortbildung (soge­
nannte Lerngemeinschaften) 

monatlich S 35,--
j) Säuglingspflege kostenlos 

Für alle den Präsenzdienst lei­
stenden Soldaten der Garnison Steyr 
werden die Kursgebühren um die Hälf­
te e·rmäßigt. Der stadträtliche Kultur­
referent wird ermächtigt, in besonders 
gelagerten Fällen Ermäßigungen bzw. 
Befreiungen von Kursbeiträgen zu ge­
währen. 

Die Kursleiterhonorare werden 
mit S 95, - pro Kurseinheit(= 45 1\!Iinu­
ten) festgesetzt. Den Lehrkräften im · 
Vorbereitungskurs für die Beamten­
Aufstiegsprüfung wird das doppelte 
Stundenhonorar (d. s. S 190, -- pro Ein­
heit) zuerkannt. Die Leiterinnen der 

.Seniorenklubs erhalten eine Vergütung 
von S 35, - pro Stunde (= 60 TvTinuten), 
die Hilfskräfte von S 30, -- pro Stunde, 
der Vorführer von Lichtbildern oder 
Filmen S 90, -- pro Vorführung. 

Außerdem wird jedem Kursleiter 
pro Kurs (bzw.- pro jeweils 30 Unter­
richtseinheiten = S 2. 850, - ) eine Bei­
hilfe zur Abdeckung der Besteuerung 
von S 95, - gewährt. 

Den'l Leiter der Kindersingschu­
le, de.m Leiter der Jugendkurse für 
Fortbildung und Freizeitgestaltung so­
wie dem Leiter des Hauptschullehr­
ganges wird pro Semester ein Betrag 
von S 1. 900. - als Leiterzulage zuer­
kannt. 

Lehrkräften, die ihren ständigen 
'v\:ohnsitz außerhalb von Steyr haben und 
für die Ausübung ihrer Kursleitertätig­
keit ständig auf die Benützung von Ver­
kehrsmitteln angewiesen sind, kann ne­
ben der Fahrtkostenvergütung eine 
Entschädigung für den Zeitausfall - je 
nach der Entfernung - bis zu S 70. - -
pro Kurstag gewährt werden. Sollten 
die öffentlichen Verkehrsmittel nicht 
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ausreichen, kann auch das amtlich fest­
gesetzte Kilometergeld verrechnet 
werden. 

Außerdem können Vortragenden 
für die Beistellung von Lehrmaterial, 
das über den üblichen Rahmen hinaus­
geht bzw. für besondere Vorbereitung 
Beihilfen iln Betrage bis zu S 450,-­
pro Sen1ester und Kurs zuerkannt wer­
den. Die Festsetzung der Höhe obliegt 
dein Anordnungsbefugten. 

Analog den Honoraren für die 
Kursleiter wird das Honorar für die 
Durchführung von Kunstführungen im 
Rahmen der Volkshochschule mit 
S 190, - pro Führung festgesetzt. Die 
Führungsgebühr für diese Führungen 
wird rnit S 14, - pro Person fixiert, 
während der Regiekostenbeitrag für 
Betriebsführungen mit S 7, -- pro Per­
son festgelegt wird. 

Die Leihgebühr für die für d ie 
Unterrichtszwecke an Kurs teilnehmer 
leihweise zur Verfügung gestellten 
Lehrbücher beträgt S 3, - pro angefan­
genem Monat. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Wer wünscht zu ~iesem Antrag 
das Wort? Herr Koll, Fahrnberger 
bitte! 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

\VOLFGANG 

Grundsätzlich möchten wir fest­
stellen, daß der Mensch in der heute 
vorhandenen Gesellschaft neben dem 
Recht auf Arbeit auch das Recht auf 
Bildung hat, Außerdem trägt auf lan-

_ge Sicht gesehen keine Investition so­
viele Zinsen als die der umfassenden 
Ausbildung. Der Idealzustand wäre al­
so, wenn alle Bildungseinrichtungen 
und besonders die der freiwilligen Er­
wachsenenbildung gratis zur Verfügung 
stehen würden. Die Erhöhungen liegen 
zwar nur durchschn~ttlich bei 14 % 
und würden insgesamt keine S 100.000_, -
einbringen, werden aber von uns als 

unangebracht abgelehnt. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCI-I\iVARZ: 

Ich danke für den Beitrag. ·wünscht 
sonstnochjemand das Wort?Herr Kol­
lege Treml bitte! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
vVerter Herr Bürgermeister, meine 
Damen und Herren des Gemeinderates! 

Mit dieser beantragten Erhöhung 
der Kursbeiträge für die Volkshoch­
schule wird der heutigen Gemeinde­
ratsitzung ein ganzes Tariferhöhungs­
paket zur Beschlußfassung vorgelegt. 
Daher, meine Da1nen und Herren des 
Gemeinderates, erlauben Sie mir doch 
einige grundsätzliche Bemerkungen zu 
machen, die ich schon angekündigt ha­
be. Als vor 2 Ivionaten, also kurz vor 
der Nationalratswahl, der Bundesvor­
sitzende der Sozialistischen Partei bei 

. einer Kundgebung auf dem. Steyrer 
Stadtplatz gesprochen hat - also Bun­
deskanzler Kreisky, wer sonst - lieber 
1 Milliarde oder mehrere Milliarden 
Schulden zu 1nachen als Arbeitslose zu 
sehen, hat er aber über die Tarifer­
höhungen auch damals vor seinen eige­
nen Wählern nicht gesprochen. Nun ist 
offenbar die Zeit gekommen, wo man 
auch den eigenen \Vählerinnen und \Väh­
lern die Rechnung in Form von Ge büh­
ren- und Tariferhöhungen auf Bun- · 
desebene präsentieren kann, da ja 
die nächsten \~Tahlen, wie Sie alle 
wissen, noch weit in der Ferne sind, 
Wie allgemein bekannt sein dürfte, 
werden die Bahntarife, die Postge­
bühren, der Zigarettenpreis, der 
Strompreis, die Haftpflichtvers iche­
rungsprämie und höchstwahrscheinlich 
auch die Benzinpreise erhöht und au­
ßerde1n auch eine Autobahnsteuer ein­
geführt sowie viele andere Güter und 
Waren des täglichen Gebrauchs durch 
die Anhebung des Mehrwertsteuersat­
zes von 16 auf 18 % verteuert. Dieser 
Teuerungsflut gegenüber wird den 
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Lohn- und Gehaltsempfängern Zurück­
haltung bei ihren Gehaltsforderungen 
von der Regierung sowie von der Ge­
werkschaftsführung auferlegt. Dies 
zeigt sich mir ganz klar und auch allen 
anderen deutlich, wie dies bei den ge­
stern begonnenen Kollektivverhandlun­
gen der Metall- und Bergarbeiter zum 
Ausdruck gekommen ist. Der Zentral­
verband der Metall- und Bergarbeiter 
fordert mit Rücksicht auf die derzeiti­
ge wirtschaftliche Situation nur eine 
10 o/oige Ist-Lohnerhöhung. Abgeschlos­
sen wird wahrscheinlich so wie wir 
allgemein wissen mit rund 8 % und 
wenn man nach Abzug der erhöhten 
Lohnsteuer zum Schluß kom1nt, daß 
mehr oder weniger durch diesen Lohn­
abschluß wahrsc'heinlich nicht einmal 
die derzeitige 7, 7 o/oige Teuerungsrate 
abgegolten wird, aber auch offenbar un­
sere SP-1\/Iehrheit in diesem Gemein­
derat hat bewußt vermieden, vor den 
Wahlen zum Teil schon im Stadtsenat -
wie heute schon festgestellt wurde - be­
schlossene Gebühren- und Tariferhö­
hungen sowie auch die unangeneh1nen 
Sachanträge in der öffentlichen Gemein­
deratsitzung zu stellen. \Vobei ich per­
sönlich überzeugt bin, _daß die große 
Oppositionspartei - die sogenannte 
Oppositionspartei- des Gemeinderates 
und überwiegend wahrscheinlich 
auch die Freiheitliche Partei weitge­
hend mit der Sozialistischen lVIehrheit 
schon vor den \Vahlen für diese Bela­
stungen gegenüber der werktätigen Be­
völkerung gestimmt hat, wie sich das 
im Laufe der Sitzung noch einige· Male 
zeigen wird. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Stimmt auch nicht! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Die Kommunisten lehnen die be­

reits ohne Zustimmung des Gemeinde­
rates erfolgte Erhöhu~g der Kursbei­
träge für die Volkshochschule aµs 
grundsätzlichen Erwägungen ab, denn 

wer darauf Kurs nimmt, das Einkom­
men arbeitender Menschen zu schmä­
lern, sie es im Wege von Preis- und 
Tariferhöhungen, der untergräbt die 
Massenkaufkraft und trägt damit in der 
derzeitigen Krisensituation, in der wir 
uns auch in Österreich befinden, zur 
Verunsicherung der Arbeitsplätze bei. 
Zu Ihrem kleinen Zwischenruf Herr 
Kollege Fuchs möchte ich sagen, daß 
Sie offenbar aus bestimmten Gründen 
heute auf eine Reihe von Anträgen eine 
andere Meinung einnehmen werden, als 
Sie das in der vergangenen Zeit bewie­
sen haben. Daher meine Bemerkung, 
daß Sie im wesentlichen bei den Tarif­
und Gebührenerhöhungen mit der :fl/Iehr­
heit immer einer lVIeinung waren. 

Ich danke. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

\Vünscht noch jemand das \Vort 
.zu diesem Antrag? Das ist nicht der 
Fall. Herr Kollege Vleiss bitte! 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Ich kann nur hinzufügen, daß die­

se Anträge stets vom Amt her schon 
vorher mit dem Verband der Volks­
hochschulen koordiniert werden, bevor 
es zmnAmtsantrag kommt. Das ist der 
Auftrag an die Abteilung, daß Linz und 
Wels genau so vorgehen wie Steyr und 
daß es keine Unüblichkeit ist, daß wir 
eine Anpassung von Kursleiterhono­
raten einerseits, Aufkommen der 
Volkshochschule und Kursbeiträge 
andererseits vornehmen. Über den 
Wert dieser Bildungseinrichtung glau­
be ich gibt es keine Diskussion. Sie 
wtrd gerade in Steyr sehr oft und von 
sehr vielen ·Menschen jeder Alters­
und Sozialstruktur in Anspruch genom­
men. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Danke. Darf ich jene Damen und 
Herren des Gemeinderates, die dem 
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Antrag die Zustimmung geben, um ein 
Zeichen mit der Hand bitten? Danke 
schön. V.ler ist dagegen? 3 Gegenstim­
men - FPÖ- urid KPÖ- Fraktion. 
Liegen Enthaltungen vor? Das ist nicht 
der Fall. Der Antrag ist mit Mehrheit 
beschlossen. 

Ich bitte um den nächsten Antrag. 

BÜRGER1VIEISTER FRANZ WEISS: 
Meine Dainen und Herren! 

Der Antrag des Stadtsenates be­
trifft denAnkauf einer Personenrufan­
lage für die Freiwillige Feuerwehr der 
Stadt Steyr. Es soll hie zu ein Betrag 
von S 220. 000, - aufgewendet werden, 
und zwar bei VP 716-93 aoH und über­
planmäßig S 20. 000, - bei der gleichen 
Haushaltsstelle. Der Auftrag soll an 
Auto-1\/Iagneto, Wels, ergehen und ich 
bitte, dem die Zustimmung zu geben. 
Über die Notwendigkeit und Dring1ich­
keit hoffe ich bra ucbe ich ni cht viel zu 
sagen. 

11 ) FW - 2 7 0 3 / 7 5 
Ankauf einer Personcnrufa1:_1la r~e für 
die Freiwillige Feuerwehr der 
Stadt Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. VI vom 24. 6. 197 5 wird zum 
Zwecke des Ankaufes einer Personen­
rufanlage für die Freiwillige Feuer­
wehr Steyr mit einem· Kostenaufwand 
von S 220.000,- der Betrag von 

S 200.000,:-­
{Schilling zweihunderttausend) 

bei VP 716-93 aoH. freigegeben und 
eine überplanmäßige Ausgabe von 

S 20. 000, --
{Schilling zwanzigtausend) 

bei derselben Haushaltsstelle bewilligt. 
Die Deckung für die überplanmäßige 
Ausgabe ist durch eine Subvention des 
oö. Landesfeuerwehrkommandos zu 

suchen. 
Der entsprechende Auftrag wird 

der Firma Auto-Magnete, \Vels, zum 
Anbotpreis von S 205.027, - ohne 1\/I\VSt. 
übertragen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

\Ver wünscht zu diese1n Antrag 
das \Vort? Es liegt keine \Vortmeldung 
vor. \Ver dem Antrag die Zustimmung 
gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit 
der Hand. Danke. Gegenstimmen? Ent­
haltungen? Der Antrag ist einstimmig 
angenommen. Ich bitte um den näch­
sten Tagesordnungspunkt. 

BÜRGERMEISTER FRANZ Vi':EISS: 
Ein weiterer Antrag des Stadtse­

nates betrifft die Ersatzstellung für den 
in Ruhestand getretenen Bürgermei­
ster-Stellvertreter . Petermair, und 
zwar als Mitglied der Fre1ndenver­
kehrskommission Steyr. Es wird vor­
geschlagen, seinen Nachfolger im Amt, 
Bürgermeister-Stellvertreter Fritsch, 
in die Funktion als Mitglied der Frem­
denverkehrskommission zu entsenden. 
Ich bitte um Zustimmung. 

12) '~'i-6176/75 
Fremdenverkehrsko1nmission des 
Fremdenverkehrsverbandes Steyr; 
Neuernennung eines Mitgliedes 
über Vorschlag der Stadtgemeinde 
Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
·Anstelle des ausgeschiedenen Leo­

pold Petermair wird von der Stadtge­
meinde Steyr dem Amt der OÖ. Lan­
des·regierung Bürgermeister-Stellver­
treter Karl Fritsch als Mitglied der 
Fremdenverkehrskommission Steyr 
zwecks Ernennung vorgeschlagen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Wünscht dazu jemand eine \Vort­
mcldung? Das ist nicht der Fall urid ich 
bitte Sie, zum Zeichen der Zustimmung 
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die Hand zu erheben. Danke. Gibt es 
Gegenstimmen? Enthaltungen? (1 Ent­
haltung - Bürgermeister-Stell vertre­
ter Fritsch). 

Der Antrag ist angenommen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Wie jedes Jahr bei der VHS so 

auch beim Theater, sind die \.Verk­
verträge jedes Jahr neu abzuschließen 
mit der Direktion des Landestheaters 
Linz. \.Vir haben wiederum unsere Auf­
führungen gesichert. Es wird vorge­
schlagen, hier die neuen Tarife, so 
wie sie verhandelt wurden, die linear 
um etwa 10 % ansteigen, wobei die 
1\/Iehrwertsteuer hierin enthalten ist, 
zu beschließen. Es wäre noch hinzuzu­
fügen, daß in der letzten Spielsaison 
der Besuch von 14. 970 - die Zahl ist 
wieder um etwa 1. 000 höher gelegen 
als einJahr vorher,und zwar 1973/74. 
Ein Beweis, daß gerade durch solche 
Regelungen, die zwangsweise - zwar 
nicht erfreulich- immer wieder an uns 
herankommen, der Bildungswilligkeit, 
der Kunstfreudigkeit der Steyrer kei­
nen Abbruch tun und ich bitte daher, 
dem Antrag, so wie er schriftlich vor­
liegt, die Zustimmung zu erteilen. 

13) K-2596/75 
Stadttheater Steyr; Abwicklung der 
Gastspielsaison 1975/76. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
1. Die Abhaltung von 20 Gastspie­

len des Landestheaters Linz in der 
Theatersaison 1975/76 nach Maßgabe 
des Amtsberichtes der Magistratsab­
teilung IX vom 27. Juni 1975, K-2596/ 
75, zu den erhöhten Pauschalabgeltun­
gen, wird genehmigt. Der Magistrat 
Steyr wird erinächtigt, einen entspre­
chenden Werkvertrag abzuschließen. 

2. Die mit Beschluß des Gemein­
derates vom 16. September 1974, K-
2 2 50 / 7 4, festgelegten Eintrittsgebühren 
werden linear um 10 % für die Gast­
spielsaison 1975/76 erhöht, wobei auf 
volle Schillingbeträge auf- bzw. abzu-

runden ist. 
In diesen Beträgen sind 8 % 

Mehrwertsteuer enthalten. 
Die Regelung über die Dienst­

sitze und dgl. nach dem Gemeinde­
ratsbeschluß vom 4. 7. 1968, K-2600/ 
68, wird beibehalten. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTnE­
TER HEINRICH SCHvVARZ: 

Wünscht zu diesem Antrag jemand 
das Wort? Herr Kollege Treml bitte! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Meine Damen und Herren des Gemein­
derates! 

Der Herr Bürgermeister hat 
schon erwähnt bei der Erklärung des 
Antrages, daß jährlich die Theaterko­
sten, ungefähr 10 %, auf die Eintritts­
preise und damit auf die Besucher 
überwälzt werden. Er hat angeführt, 
daß in der Theatersaison 197 4/ 7 5 es 
rund 15. 000 Besucher gab, und das 
sind immerhin um 1. 000 mehr als in 
der Saison 1973/74. Ich glaube, das 
berechtigt nicht dazu, als Begründung 
diese erhöhten Kosten, die im ·werks­
vertrag aufscheinen, auf die Theater­
besucher zu überwälzen. Ich glaube, 
und auch der Herr Dr. Lutz als Kul­
turamtsleiter stellt in seinem Amts­
bericht fest, daß das Theater nach wie 
vor zu den wichtigsten Kulturträgern in · 
unserer Stadt zählt und das kommt 
ganz klar zmn Ausdruck mit der jähr­
lichen Besucherzahl. Ich glaube auch, 
daß der Zuschußbedarf von jährlich 
ca. S 400. 000, - gemessen an anderen 
Städten gleicher Größenordnung äu­
ßerst gering ist. Es ist auch selbst­
verständlich, daß kulturelle Leistun­
gen für die Bevölkerung keine Aktivpo­
sten bei den Einnahmenposten sein kön -
nen. Höhere Tarife werden im Ender­
gebnis nur dazu führen, daß sich die fi­
nanziell besser gestellten Kreise den 
Genuß kultureller Veranstaltungen lei­
sten können,während die breite Masse 
der Arbeiter und Angestellten der Stadt 
offenbar darauf verzichten muß. Es 

- 135 -



ist auch eine bekannte Tatsache, daß 
man auf der einen Seite Millionen und 
aber Millionen Schilling für die \Vie­
ner, für die Salzburger und die Bre­
genz er Festspiele ausgibt, aber nicht 
bereit ist, einen entsprechend größe­
ren Teil, einen größeren Bundes zu­
schuß, also aus den Mitteln vom Bund 
für die verschiedenen kleineren Büh­
nen wie das Landestheater und den 
kleineren Städten zu geben. Der 10 %i­
gen, bereits durchgeführten Eintritts­
preiserhöhung, werde ich als Vertre­
ter der Kommunisten in Steyr nicht 
die Zustimmung geben. Es ist nämlich 
auch das Novum, das wir kritisieren, 
daß die Preiserhöhung längst durchge­
führt wurde und schon von den Thea­
terbesuchern seit September eingeho­
ben wird und wir im Nachziehverfahren 
darüber befinden dürfen. Also noch 
einmal, wir werden auch dieser Erhö­
hung keine Zustimmung gebe n. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Gibt es noch eine Wortmeldung 
dazu? Herr Bürgermeister bitte! 

BÜRGERlVIEISTER FRANZ \VEISS: 
Mir wurde diese Ablehnung schon 

im vorhinein nahegebracht. Es ist 
verständlich vom Kollegen Treml, der 
als Einzelner die Kommunisten hier 
vertritt, daß er in Steyr gegen die Er­
höhung stimmt und natürlich die Kol­
legen in Linz gerne noch mehr Lohn­
und Gehaltserhöhungen für die Thea­
terbediensteten haben möchten. Das ist 
verständlich, aber beides mitsammen 
läßt - sich halt schwer vereinbaren. Es 
wurde mir von der Theaterdirektion 
versichert, daß die Überstunden­
leistungen beim Landestheater durch 
die Verkürzung der Arbeitszeit nun un­
gemessen steigen und das auch mit eine 
Ursache einer der beträchtlichen Er-. 
höhung gerade dieser Thea tergebüh­
ren und Honorare mit sich bringt. Das 
sind Tatsachen, die nicht wegzuleug-

nen sind. Ich nehme das zur Kenntnis, 
aber es ist mir gestattet, meine Ein­
wände, die ich von authentischer Seite 
habe, hier vorzubringen. Ich bitte aber 
trotzdem, die Zustimmung zu ertei-• 
len und die Abstimmung durchzufüh­
ren. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Wer diesem Antrag die Zustim­
mung gibt, den bitte ich um ein Zei­
chen mit der Hand? Danke schön. \Ver 
ist gegen diesen Antrag? (1 Gegenstim­
me - KPÖ- Fraktion). Liegt eine Stimm­
enthaltung vor? Das ist nicht der Fall. 
Der Antrag ist mit Mehrheit angenom­
men. 

Nächster Antrag bitte! 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Eine für den Gemeinderat sehr 

erfreuliche Tatsache liegt im Antrag, 
den ich jetzt vorzubringen habe, näm­
lich daß wir nun den ersten Fußgehcr­
übergang in Steyr, und zwar jenen am 
Blümelhuberberg bereits im Bau ha­
ben und wir noch rechnen, vor der 
Weihnachtszeit diesen der Öffentlich­
keit übergeben zu können. Natürlich 
sind die Baukosten nicht gering, aber 
dennoch bin ich der Auffassung, daß sich 
solche Kosten in Anbetracht der damit 
eintretenden Verkehrssicherheit jeden­
falls rentieren. Es war das Problem 
lange Zeit in der Luft und es ist doch 
so weit gekommen, daß diese Grund­
satzentscheidung erledigt werden konn­
te. Ich hoffe, daß hier die Zustimmung 
de~ Gemeinderates zu diesem Antrag 
erfolgt. 

14) Bau3-683/73 
Fußgängerüberfi.ihrung Blümelhu­
berstraße. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes 

der Mag.Abt. III vom 1. Juli 197~ wird 
zum Zwecke der Herstellung einer 
Fußgängerüberführung in der Blümel-
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huberstraße der Betrag von 
S 1,000.000,-­

(Schilling eine Million) 

bei VP 664- 930 aoH. freigegeben und 
eine überplanmäßige Ausgabe von 

S 834.000,--
(Schilling achthundertvierunddreißig-

tausend) 

bei derselben Haushaltsstelle bewil­
ligt. Die Deckung für die überplanmä­
ßige Ausgabe hat durch Aufnahme von 
Darlehen zu erfolgen. Der entspre­
chende Auftrag wird der ARGE Ham­
berger - Zwettler zum Preise von 
S 1,805. 150,-- übertragen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Zu ·wort gemeldet hat sich Kol­
lege Fritsch! 

BÜRGERT\!IEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 
Sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Für meine Fraktion darf ich hier 
erklären, daß wir diesen Antrag be­
grüßen und ihm gerne beitreten. Be­
grüßen vielleicht schon aus der Über­
legung heraus, daß es gerade die 
Fraktion der ÖVP war, die _seit Jah­
ren diesen Fußgängerübergang gefor­
dert hat. Die Wahrheitsbeweise für 
meine hier aufgestellte Behauptung bit­
te in den entsprechenden Sitzungspro­
tokollen des Gemeinderates nachlesen 
zu wollen. Ich darf eindeutig feststel­
len daß wir immer wieder aus ver-, 
kehrstechnischen, aber vorwiegend aus 
den ge s undhe i ts be rüc ks ichtigungs wür­
digen Gründen der dort ständig die Stra­
ße überquerenden Passanten immer 
wieder diese Forderung aufgestellt 
haben und daß jetzt endlich nach Jah­
ren - es ist dies des öfteren der Fall -
diese von uns sicher vertretene Mei­
nung heute hier beschlußmäßig zum 
Durchbruch kommt. Ich sage das des-

wegen mit alle·r Deutlichkeit - das ist 
ein Passus, den man heute immer wie­
der sehr gerne hört von irgendeinem 
im Fernsehen ständig Auftretenden -
denn es ist von einem Kollegen aus 
unseren Gemeinderatsreihen in seinen 
periodisch erscheinenden Durckschrif­
ten einer Sektion auf seine eigenen Fah­
nen geheftet worden, daß der Fußgän­
gerübergang von ihm stamme. Es ist 
immer so, der Erfolg hat viele Väter, 
der Mißerfolg ist ein lediges Kind. Ich 
möchte aber trotzdem hier feststellen, 
daß gerade auf unsere Initiativen und 
auf unser ständiges Drängen hin end­
lich dieser Übergang bewerkstelligt 
wurde. Nachdem ich aber schon am 
Wort bin, sehr geehrte Damen und 
Herren, darf ich mich beziehen auf die 
Geschäftsordnung § 9 Abs. 7. betref­
fend der Abgabe von Erklärungen und 
Aufklärungen. Ich habe mit Absicht so­
lange gewartet, bis ich dazu eine Stel­
lung beziehen konnte. Herr Bürger­
meister vVeiss hat in dankenswerter 
V/eise einen Antrag der ÖVP auf Ein­
berufung einer GR-Sitzung vor einiger 
Zeit verlesen, gleichzeitig auch die 
Tagesordnungspunkte angeführt, die 
wir für dort von unserer \Varte aus 
gesehen für dringlich gehalten haben. 
Aber es hat so herausgeklungen, als ob 
wir, · die ÖVP, keine anderen Punkte 
für diese Sitzung vorgesehen hätten. · 
Ich muß hier feststellen und das er­
kläre ich offen, daß wir von Seiten un­
serer Fraktion keinesfalls stellvertre­
tend handeln dürfen und wollen für den 
Herrn Bürgermeister. Ich glaube, es 
ist der SPÖ unbenommen gewesen, an­
dere Tagesordnungspunkte aufzuneh­
men und wir nicht zur Verantwortung 
gezogen werden können, wenn diese Ta­
gesordnungspunkte, die ja dem Vorsitz­
führenden zur Festlegung überhändigt 
werden, nicht eingesetzt hätten. Das, 
glaube ich, war der sachlichen Fest­
stellung zweckdienlich. 
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BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHvVARZ: 

Danke. \Vünscht zu diesem Antrag 
noch je1nand das ·wort? Herr Kollege 
Fahrnberger bitte! 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

vVOLFGANG 

Vorerst möchte ich festhalten, 
daß wir zu diesem Tagesordnungspunkt 
ebenfalls keine Unterlagen haben. Ich 
möchte fragen, ob das nur uns so 
passiert ist? Vielleicht in der dreistün­
digen Sortierarbeit, daß man den einen 
oder anderen übersehen hat. Das ist 
möglich. Die ÖVP hat, soweit ich das 
sehe, in diesem Punkt auch keine Un­
terlagen. 

Unverständliche Zwischenrufe! 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Wenn sich die S t jmmen gelegt ha­
ben, werde ich sehr gerne diesen 
Ausspruch in Form von Holub ummün­
zen. Entschuldigung. 

Ich möchte doch einiges dazu 
sagen. Ich werde in einer späteren 
Bürgermeisteranfrage . diesen Punkt 
noch einmal streifen. Grundsätzlich 
möchte ich sagen, daß wir vermerken 
möchten, daß es sicherlich nicht je­
dermanns Zustimmung findet, daß der 
Steg ohne Befassung der zuständigen 
Stellen verlegt wurde und daß damit 
versäumt wurde, daß mehreren Köp­
fen die Gelegenheit gegeben wurde zu 
überlegen, wie dieser Steg am besten 
angelegt hätte werden können. \Vobei 

. ich damit nicht sagen möchte. daß die­
se Möglichkeit nicht die beste ist. Vi/eil 
es nicht geprüft ,vorden ist, kann man 
das von vornherein nicht sagen. Mög­
lich wäre eventuell auch eine Unter­
führung gewesen. Sie sehen ja, wie 
sich die Schlange herunterzieht, denn 
es ist eine sehr groß.e Höhe zu über­
winden, die nur in Form einer Art 
\Vendeltreppe zu überwil'!den ist. Eine 

Forderung, die wir eventuell dabei 
stellen hätten können, daß die Blümel­
huberstraße noch etwas tiefer hinein­
gelegt wird, damit die Höhe nicht so 
groß ist. Aber auch eine Forderung, 
die damals schon überlegt hätte wer­
den können. Damals als die Blümel­
huberstraße neu gemacht wurde, der 
Posthofberg, wäre es sehr einfach ge­
wesen, die Straße etwas tiefer zu gra­
be!) - sie ist ja schon etwas tiefer ge­
legt worden - und die heute so volks­
demokratisch getrennten Posthof- und 
Resthofstraßen zu überführen über die­
se Straße, also zu verbinden, um das 
damals noch brach gelegene Areal der 
Kaserne eine Schleife zu ziehen und in 
diese Posthofstraße wieder einzubin­
den. Es wäre damals sicher eine leich­
te Lösung gewesen, n~an hätte diese 
Verbindung von Tabor alt und Tabor neu 
gehabt und hätte zugleich diesen Fuß­
gängerübergang gehabt. Zu dem muß 
man feststellen, wäre der Irrgarten, 
der heute in diesem neuen Taborteil ist, 
etwas linder ausgefallen. Man hätte die­
se Dinge damals beachten können. Si­
cher aber auch jetzt noch. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Danke. \Vünscht zu diesem Punkt 
noch jemand das \Vort? 

Herr Kollege ·wallner bitte! 

STADTRAT MANFRED \VALLNER: 
Es ist zwar nicht meine Aufgabe, 

stellvertretend für den Herrn Bürger­
meister dem Herrn Fahrnberger Auf­
klärung zu geben, aber Sie tun mir 
heute schon langsam leid. \Venn Sie die 
Akten nicht finden, ist das Ihre Ange­
legenheit. Ich bitte Sie, mich jetzt ru­
hig zu berichtigen, sowohl in einer In­
formationssitzung des Gemeinderates 
wurde der Plan dargestellt, da waren 
Sie meines \Vissens - zumindest einer 
von Ihnen da - und 2. im Ba ua uss chuß 
- mir wurde das eben von dem anderen 
Herrn der auch mit Sitz dem Bauaus-

' 
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schuß angehört, bestätigt. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Ohne Stimmrecht! 

STADTRAT MANFRED \VALLNER: 
Vom Kollegen ohne Stimmrecht 

gesagt. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

Beschlossen! 

V./OLFGANG 

STADTRAT IVIANFRED \VALLNER: 
Es ist so zum Ausdruck gekom­

men, als ob Sie damals nichts dazu sa­
gen konnten. 

GEMEINDERAT ING. \iVOLFGANG 
FAI-IRNBE RGE R: 

Wir haben gesagt beschlossen! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHV\TARZ: 

·weitere Vi'ortmeldungen? Keine 
Wortmeldung. Herr Bürgermeister 
möchte noch ein Schlußwort geben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Meine Damen und Herren! 

Mir kommt es immer eigenartig 
vor, wenn sich die Vertreter der beiden 
Minderheitsfraktionen - ich meine die 
kleineren Minderheitsfraktionen, bitte 
mir nicht böse zu sein, wenn ich das 
so ausdrücke - beschweren, daß sie 
Akten nicht haben. Ich kann mit Sicher­
heit sagen, daß imArnt der Auftrag be­
steht, daß jedes Mitglied alle Akten 
bekommt. ·wenn Sie mit Ihrer mühse­
ligen S~rtierarbeit - wie Sie kürzlich 
im Ausschuß gesagt haben, es hat 2 
Stunden gedauert und noch einmal 2 
Stunden mit dern Umsortieren - den 
einen oder anderen Akt unter Umstän­
den woanders hinbringen, kann man die 
Schuld doch nicht dem Amt oder dem 
Bürgermeister oder Gemeinderat ge­
ben, sondern das sind Dinge, die im 
Leben halt vorkommen,_ ~o man die 

Verantwortung bei sich selbst suchen 
muß. 

Zum Antrag selbst darf ich sagen, 
daß es bekannt ist in dem Kreis, daß 
wir früher einen Grund 50 m unterhalb 
der heutigen Fußgeherübergangsstelle 
ankaufen wollten, weil man von t~ch­
nischer Sicht her der Meinung war, 
der Fußgeherübergang sei dort günsti­
ger angelegt. Erst - das kann ich auch 
heu~e offen sagen - nachdem sich ein 
im Haus befindlicher Hochbautechniker 
noch einmal intensiv mit diesem Pro­
blem beschäftigt hat, sein Projekt vor­
gelegt hat und das gutgeheißen wurde, 
ist der Amtsantrag ergangen, in der 
späteren Folge an der heutigen Stelle, 
die von der Bevölkerung als gewohn­
ter Übergang schon seit Jahrzehnten 
angenommen ist, den Übergang zu er­
richten. Ich bin überzeugt, daß das die 
beste Lösung ist, die wir in diesem 
Fall treffen haben können. Einige 

·Grundsatzerklärungen darf ich in die-
sem Kreis noch machen. Nämlich je­
ne, daß damit ein Startschuß gegeben 
wurde für Überlegungen, wie man auch 
andere verkehrsneuralgise:he und fuß­
gängergefährdende Übergänge jn einer 
ähnlichen Form vielleicht in Zukunft 
lösen wird müssen oder können; Ich 
mache keine konkreten Aussagen wo, 
aber Sie können überzeugt sein, daß man 
von uns aus, vom Amt her und auch aus 
dem Bereich des Bürgermeisters und 
des Bauamtes heraus, hier die eber­
legungen schon angestellt hat und diese 
weiter betreiben wird. Sie werden si­
cher zu gegebener Zeit mit entspre­
chenden Anträgen befaßt werden, wobei 
natürlich der Übergang in meinen .Au­
gen die günstigere Lösung ist wie die 
Unterführung. Ich möchte Sie nur er­
innern, wenn wir Unterführungen ha -
ben, die einer entsprechenden Pflege 
bedürfen, da schauen wir uns Unter­
führungen an, wie sie aussehen, wenn 
der Wind die Papierfetzen und sonstige 
Rückstände, die aus dem öffentlichen 
Leben entstehen, herumwirbelt. Über-
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gänge haben den Vorteil, daß sie sich 
selbst reinigen. Von dieser Sicht her 
ist das sicher ein gewisser Vorteil. Das 
andere wäre, daß wir - das geht aus 
allen Beiträgen hervor - keinen Wider­
spruch dagegen haben und alle mit­
sammen froh sind, wenn die erste Nut­
zung dieses Überganges erfolgt und 
damit ein wesentlicher Punkt zur Ver­
kehrssicherheit für die Fußgeher ge­
troffen wird. 

BÜRGERMEISTER - STELL VER TRE­
TER HEINRICH SCHvVARZ: 

Ich danke für das aufklärende 
Schlußwort. Ich frage nun, ob jemand 
gegen diesen Antrag ist? Das ist nicht 
der Fall. Enthält sich jemand der Stim­
me? Das ist auch nicht der Fall. Ein 
einstimmiger Beschluß liegt son1it 
vor. Ich danke dem Herrn Bürgermei­
ster für die Berichterstattung und bit­
te ihn, den Vorsitz zu übernehmen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ Vi7EISS: 
Danke. Ich darf gleichzeitig Kol­

legen Schwarz bitten, mit seinen Be­
richten zu beginnen. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERlVIEI­
STER-STE LLVER TRE TE-R HEINRICH 
SCHWARZ: 

Die Verbundlichung der Handels­
akademie und Handelss.chule sowie Er­
richtung eines Neubaues für diese 
Schulen und für die Bundesbildungsan­
stalt für Kindergärtnerinnen hatte den 
Vertragsabschluß zur Folge, der am 
13. 12. 1973 vom Gemeinderat geneh­
migt wurde. Zu diesem Vertrag ist nun 
ein Nachtrag notwendig·, und der dies­
bezügliche Antrag an den Gemeinderat 
lautet: 

15) SchuV-4540/71 
Verbundlichung der Handelsakade­
mie und Handelsschule sowie Er­
richtung eines Neubaues für diese 
Schulen und für die Bundesbildungs­
anstc:ll t für Kindergärtnerinnen; 
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·Nachtragsvertrag. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Dem Nachtrag zu dem bereits ab­
geschlossenen Vertrag, die Verbund­
lichung der Handelsakademie und Han­
delsschule sowie die Errichtung eines 
Neubaues für diese Schulen und für die 
Bundesbildungsanstalt für Kindergärt­
nerinnen betreffend, wird nach der in 
der Anlage beigeschlossenen Textie­
rung zugestimmt. (BEILAGE B). 

Ich ersuche, diesem Antrag zu­
zustimmen. Jeder Gemeinderat hat die 
entsprechenden Unterlagen erhalten, 
in den Fraktionen wurden die Bera tun­
gen durchgeführt. 

BÜRGERMEISTER FRANZ V\TEISS: 
Wünscht zu diesemAntrag jemand 

das \Vort? Keine ·wortmeldung. \Ver ist 
dagegen? Wer enthält sich der Stimme? 
Ich lasse diesen Antrag als einstimmig 
beschlossen protokollieren.Ich bitte um 
den nächsten Bericht. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHvVARZ: 

Für die Bundesbediensteten wur­
de eine Bezugsregelung und eine Teu­
erungszulage mit 1-. 7. 197 5 eingeführt. 
Dieselbe Regelung soll für die Beam­
ten und alle Gemeindebediel).steten in 
Kraft treten, ebenfalls mit \Virkung 
vom 1. 7. 1975. 

Der Antrag lautet: 

16) Präs-407/75 
Bezugsregelung und Teuerungszu­
lage mit \Virkung vom 1. 7. 1975. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
I) 

Den Beamten des Dienststandes 
werden ab 1. 7. 1975 Teuerungszula­
gen im Ausmaß von 26, 43 % des Ge­
haltes und der im § 3 (2) GG. vorge­
sehenen Zulagen mit Ausnahme der 
Haushaltszulage gewährt. . 

Den Empfängern von Ruhe- und 
Versorgungsbezügen werden ab dem 



gleichen Zeitpunkt Teuerungszulagen 
im Ausmaß von 26, 43 % des Ruhe­
(Versorgungs)-bezuges und der Hilf­
losenzulage zuerkannt. 

Die sich durch die Einbeziehung 
der Teuerungszulage ergebenden Be­
züge sind auf volle Schillingebträge 
auf- bzw. abzurunden. 

II) 
Den Beamten in handwerklicher 

Verwendung werden bis zu einer ent­
sprechenden Novellierung des § 30 (2) 
StGBG ab 1. 7. 1975 vorschußweise 
monatliche Ergänzungszahlungen in 
Höhe der Differenz zwischen den der­
zeit geltenden Gehaltsansätzen (zuzüg­
lich der Teuerungszulage) und den in 
der Anlage angegebenen, um die Teue­
rungszulage gern. Abschnitt I erhöh­
ten Gehaltsansätzen gewährt. Diese 
Ergänzungszahlung unterliegt der Pen­
sionsbeitrags- und Krankenfürsorge­
b~itragspflicht sowie der Pensionsau­
tomatik. Diese Bestimmungen finden 
sinngemäß auf die Vertragsarbeiter 
Anwendung. 

III) 
Die am 1. 7. 1975 zustehenden 

Nebengebühren und sonstigen Vergü­
tungen, die der Gehalts~utomatik un­
terliegen, werden ab dem genannten 
Zeitpunkt um 11, 8 % erhöht. 

Ich bitte Sie, diesem Antrag zu­
zustimmen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Gibt es dazu eine Wortmeldung? 

Es wünscht niemand zu sprechen. Er­
hebt sich gegen den Antrag ein vV-ider­
spruch? Das ist nicht der Fall. Ent­
hält sich jemand der Stimme? Da a~ch 
das nicht der Fall ist, wurde auch die­
ser Antrag einstimmig beschlossen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Der Darlehenskasse bei der Per­
sonalvertretung beim Magistrat Steyr 
soll ein Darlehen in der Höhe von 
S 117,000, - gewährt werden und dieser 

Betrag als außerplanmäßige Ausgabe 
bei VP O 1- 85 bewilligt werden. 

17) Präs-449/75 
Gewährung eines Darlehens an die 
Darlehenskasse bei der Personal­
vertretung beim Magistrat Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Über Ansuchen wird der Perso­

nalvertretung beim Magistrat Steyr 
zum Zwecke der Aufstockung der Vor­
schußkasse ein Darlehen in Höhe von 

S 117.000,--
(Schilling einhundertsiebzehnta usend) 

gewährt. 
Der genannte Betrag wird als 

außerplanmäßige Ausgabe bei VP _Ol-
85 bewilligt. Die Deckung hat durch 
Mehreinnahmen bei den allgemeinen 
Deckungsmitteln zu erfo~gen. _ 

. Die Darlehensbedmgungen smd 
durch die Magistratsdirektion festzu­
setzen. Es ist hiebei auf die besonde­
·re Eigenart des Darlehens durch lang­
fristige Rückzahlungsmöglichkeit Be­
dacht zu nehmen. 

Ich bitte Sie, auch diesem An­
trag die Zustimmung nicht zu versa­
gen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
\Vill jemand zu diesem Antrag 

sprechen? Das ist ebenfalls nicht der 
Fall. Gibt es eine Gegenstimme? Eine 
Enthaltung? Der Antrag ist einstimmig 
beschlossen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Zum Schutz der Gegenstände in 
unserem Heimathaus soll eine Brand­
meldeanlage "installiert werden. 

18) G HJ 2 - 178 4 / 7 4 
Heimathaus Steyr; Anschaffung ei­
ner Brandmeldeanlage. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 
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Mag. Abt. IX vom 29. 8. 1975 wird für 
die Anschaffung und Installierung einer 
Brand1neldeanlage im Heimathaus Steyr 
der Betrag von 

S 250. 000, --
(Schilling zweihundertfünfzigtausend) 

bei VP 351-94 oH freigegeben und ein 
weiterer Betrag von 

S 2.000,--
(Schilling zweitausend) 

bei derselben Haushaltsstelle als über­
planmäßige Ausgabe bewilligt. Die Dek­
kung der überplanmäßigen Ausgabe hat 
aus Mehreinnahmen bei den allgemei­
nen Deckungsmitteln zu erfolgen. 

Die Aufträge sind wie folgt zu 
vergeben: 
1) Lieferung und Installation der Brand­
meldeanlage: 
Firma Siemens AG, Linz, zum An­
botspreis von S 213. 742, 40 
2) Verkabelung der Anlage und Stemm­
und Verputzarbeiten: 
Firma Berger zum Anbots preis von 

S 38.197.-. 

Ich bitte Sie, diesem Antrag zu­
zustimmen. 

BÜRGERl'vIEISTER FRANZ V.TEISS: 
Wünscht jemand zu sprechen? Kei­

ne Wortmeldung zum Antrag. Gegentei­
lige Meinungen? Enthaltungen? Es wer­
den keine vorgebracht. Der Antrag ist 
somit angen_ommen. · 

BÜHGERJVIEISTER - STELL VER TRE­
TER HEINRICH SCI-flVARZ: 

Ein Vorfinanzierungsdarlehen an 
die Gemeinnützige Wohnungsgesell­
schaft der Stadt Steyr soll bewilligt 
werden. Der Antrag lautet: 

19) Ha-5051/75 
Gewährung eines Vorfinanzie­
rungsdarlehens an die Gerneinnüt-
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zige V.1ohnungsgesellschaft der Stadt 
Steyr, GesmbH für die Wohnbauten 
Ennsleite XXII, Resthof I - VII 
und Garagen. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Gewährung eines Vorfinan-­

zierungsdarlehens in Höhe von 

S 12,500.000,--
(Schilling zwölf Millionen fünfhundert-

tausend) 

an die Gemeinnützige \Vohnungsgesell­
schaft der Stadt Steyr GesmbH. zur 
Finanzierung der Bauten 
E XXII A 1 und 2 (Altenwohnungen) 

S 7,000.000,-­
Resthof I - VII ("Wohnbauten) 

S 3,500.000,-.;. 
Garagen VIII, IX, XIV - XVIII 

S 2,000.000,--

s 12,500.000,--
----------------------------

wird zugestimmt. Die Festsetzung der 
endgültigen Darlehensbedingungen er­
folgt zu einem späteren Zeitpunkt. 

Zu diesem Zweck wird der Be­
trag von S 2, 100. 000, - bei der VP 
62- 85 aoH. frefgegeben und eine über­
planmäßige Ausgabe in Höhe_ von 
S 10,400.000, - bei derselben VP be­
willigt. Die Deckung hiefür hat durch 
Aufnahme von Darlehen (S 4, 4 Millio-· 
nen) und durch 1\/Iehreinnahmen bei Dar- · 
lehens tilgungen und - zinsen (S 6 Millio­
nen) zu erfolgen. 

Ich bitte Sie, diesem Antrag die 
Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Darf :j.ch jemandem das ·wort er­

teilen? Herr Gemeinderat Fuchs bitte! 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Ich erlaube mir in diesem Zu­

sammenhang eine Frage zu stellen, 
und zwar betrifft es die Darlehensbe­
dingungen, wie sie hier angeführt sind. 
Ich möchte fragen, warum man nicht von 



Haus aus festhalten kann, unter welchen 
Bedingungen die Stadtgemeinde der 
GWG Darlehen gewährt. Ich glaube 
doch sagen zu können, daß eine Stadt­
gemeinde die Verpflichtung hat, für ei­
ne ihrer Stadt gehörende Wohnbauge­
sellschaft, der Gemeinnützigen Woh­
nungsgesellschaft der Stadt Steyr, Dar­
lehen zu den niedrigsten Bedingungen 
von Haus aus zu gewähren. \Veil wir 
doch im Interesse der 2. 000 Steyrer 
Wohnungssuchenden hier zu den billig­
sten Konditionen Darlehen gewähren 
sollen, damit künftig finanziell billiger. 
vor allem was die Mietzinssätze be­
trifft, zu erschwinglichen Sätzen ge­
baut werden kann. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Gibt es zu diesem Tagesord­

nungspunkt noch eine weitere ·wort­
meldung? Das ist nicht der Fall. Be­
vor ich Kollegen Schwarz das Schluß­
wort gebe. eine Beantwortung. Im Fi­
nanz- undRechtsausschuß wurde diese 
Frage sehr eingehend erörtert. Es 
waren allerdings nicht Sie, sondern 
Herr Gemeinderat Fahrnberger anwe­
send. Bitte! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Es ist ein Vorfinanzie~ungsdar­
lehen für die \~Tohnbauförderung, da 
ergibt sich immer am Schluß, wenn 
.die \Vohnbauten abgerechnet werden.ei­
ne gewisse Differenz. Hier liegt in der 
Regel zugrunde die lVIietzinsgestaltung. 
Daß sich die 1\/Iietzinsgestaltung nach 
oben nicht sehr wesentlich verändert, 
werden nachträglich entsprechende 
Zinsbedingungen festgelegt. Das zur 
Aufklärung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Danke. Zum Antrag noch eine 

weitere \Vortmeldung? Das ist nicht 
der Fall. Somit kommen wir zur Ab­
stimmung. V/er ist für den Antrag, den 
bitte ich, ein Zeichen mit der Hand zu 
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geben? Danke. Gegenprobe? Enthal­
tungen? Beide negativ. Damit einstim­
mig beschlossen. Ich bitte um den 
nächsten Punkt. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Die Festsetzung endgültiger Dar­
lehen an die GWG der Stadt Steyr für 
die BautenEnnsleite XIX zur Beschluß­
fassung liegt vor. 

20) Ha-3286/67 
Festsetzung endgültiger Darlehen 
an die Gemeinnützige Wohnungs­
gesellschaft der Stadt Steyr GesmbH 
für die Bauten Ennsleite XIX. 

Der . Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund der ermittelten Ge­

samtbaukosten {einschließlich der 
Grundkosten) in Höhe von 
S 140,009.175, 43 werden die Darlehen 
der Stadtgemeinde Steyr für die nach­
genannten Bauten der Ge1neinnützigen 
Wohnungsgesellschaft der Stadt Steyr 
GesmbH, in der Gesamthöhe von 
S 19,629.000, -- wie folgt festgesetzt: 
Wohnungen und Geschäftslokale 

S 17,939.000,-- zu 9,5 % Zinsen 
und 1,0172338 % . 
Tilgung 

Garagen 
S 1, 130.000,--zu 4 % Zinsen und 

3 % Tilgung 
Autoabstellplätze 

S 560. 000, -- zu 1 %Zinsen und 
3 % Tilgung 

Die Annuitäten sind ab 1. Jänner 
1973 zu leisten. Die Darlehensbeträge 
sind durch Umbuchungen aus bereits 
ausbezahlten Vorfinanzierungsmitteln 
entsprechend dem Amtsbericht der TvIA 
II vom 30. 6. 1975 zu decken. -

Ich bitte Sie, diesem Antrag die 
Zustilnmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Ich danke für den Bericht. Gibt 

es zum Antrag eine Wortmeldung? Es 



wünscht niemand zu sprechen. Eine 
Gegenstimme? Eine Enthaltung? ,1/ird 
nicht vorgebracht. Einstimmiger Be­
schluß im Sinne des Antrages. 

BÜRGERlVTEISTER - STELLVER TRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Die städtische Grundparzelle 1660 / 
7. KG. Steyr, soll an die Fa. Eckelt 
verkauft werden. 

21) ÖAG-4146/75 
Verkauf der städtischen Grundpar­
zelle 16 GO/ 7, KG. Steyr, an die 
Fa. Brüder Eckelt u. Co. OHG, 
Steyr, Resthofstraße 18. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem Verkauf der städtischen 

Grundparzelle 1660/ 7 Wiese iln Aus­
maß von 2. 249 m2 zum Preis von 
S 120,-/m2 an die Firma Brüder 
Eckelt u. Co OHG, Steyr, Resthof­
straße 18, wird zugestimmt. Die 
Käufer haben für den anteiligen Stra­
ßengrund von 1 73 m2 den gleichen 
Preis zu bezahlen. Der Stadtgemein­
de Steyr ist ein Vorkaufsrecht einzu­
räumen. Sämtliche sonstigen Kosten 
des Erwerbes, einschließlich der Ver­
messungskosten, gehen zu Lasten der 
Käufer. 

Ich darf um Annahme dieses An­
trages bitten. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wünscht dazu jemand zu spre­

chen? Das ist nicht der Fall. Gibt es 
eine Gegenstimme oder Enthaitung? 
Das ist nicht der Fall. Auch dieser An-

. trag ist einstimmig angenommen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Mit Bürgermeisterverfügung 
vom 24. Juli 1975 wurde die Errich­
tung einer Kinderradfahrbahn auf der 
Ennsleitc bewilligt. 

2 2 ) G I-I J 2- 3 8 5 l / 7 5 
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Errichtung einer Kinderradfahr­
bahn auf der Ennsleite. 

Die Bürgermeisterverfügung vom 
24. Juli 1975, GHJ2-3851/75, womit 
wegen Dringlichkeit Nachstehendes an­
geordnet wurde, wird hiermit geneh­
migt: 

"Entsprechend dem Amtsbericht 
der MA VI vom 23. Juli 1975 wird zum 
Zwecke der Errichtung einer Kinder­
radfahrbahn auf dem Grundstück 179/ 1 
der Kat. Gern. Jägerberg (Ecke Otto­
Glöckel- Straße - Kopernikusstraße) 
eine außerplanmäßige Ausgabe im Be­
trage von 

S 200. 000, - -
(Schilling zweihunderttausend) 

bei VP 723-93 oH bewilligt. 
Die Deckung für die außerplanmä­

ßige Ausgabe hat durch Mehreinnahmen 
bei den allgemeinen Deckungsn1itteln 
zu erfolgen. 

Folgende Aufträge werden ver­
geben: 
1. Errichtung der Kinderradfahrbahn: 
Firma Drössler, Steyr, zum Anbot­
preis von S 123. 725, 60 
2. Gartengestaltung: 
Stadtgärtnerei Steyr zum Preise von 

S 71.000,-. 11 

Auch hier bitte ich um Annahme. 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ ViTEISS: 
Wünscht dazu jemand zu spre­

chen? Herr Kollege Fahrnberger bit­
te! 

GEIVIEINDERAT ING. 
F .AHRNBERGER: 

vVOLFGANG 

Zu dieser Errichtung der Kin­
derradfahrbahn möchten wir sagen, 
die Freiheitliche Fraktion möchte die­
sem problematischen Antrag voraus­
stellen, daß sie die Schaffung solcher 
spezifischer Kinderspielplätze sehr 
begrüßt und diesem Antrag mit Freu­
de zustimmen würde. Ja selbst unter 



den gegebenen Voraussetzungen noch 
zustimmen wird. Dennoch möchten 
wir unsere Empörung darüber kund­
tun, daß nicht ein einziges gemeinde­
rätliches Organ damit befaßt gewesen 
scheint, wie besonders aus dem 
Schlußsatz des Berichtes oder des 
Amtsvorschlages der Abt. VI hervor­
geht, der lautet: 

Sollte die Anlage bis zum vorge­
sehenen Termin, 14. 9. 1975, fer­
tiggestellt sein, wird um eine Bürger­
meisterverfügung gemäß § 46 Abs. 7 
nach dem Gemeindestatut gebeten. Ab­
schließend möchten wir uns daher schon 
die Frage erlauben, welchem Para­
graph des Statutes oder der Geschäfts­
ordnung wir die Vorgangsweise zuord­
nen können und in Verbindung mit die­
ser Feststellung noch einige Bürger­
meisteranfragen in dieser Richtung 
bringen, die Ihnen schriftlich bereits 
vorliegen, und zwar wollen Sie, Herr 
Bürgermeister. daß der Gemeinderat 
nur mehr den Schein einer bes chlußfä­
higen Institution besitzt oder haben Sie 
auch künftig vor, ohne notwendige Vor­
aus verfahren Beschlüsse im Nach­
tragsverfahren abzuführen? Scheuen 
Sie die Konfrontation im Gemeinderat, 
indem Sie diesen lange nicht einberu­
fen oder haben Sie eine persönliche In­
terpretation für das Wor~ \mverzüg­
lich? Haben Sie auf Grund der halbjäh­
rigen Beurlaubung des Gemeinderates 
·auf die restlose Beantwortung der am 
26. 5. 1975 von Gen1einderat Ernst 
Fuchs eingebrachten Bürgermeister­
anfrage vergessen? Es handelt sich 
dabei um die vVünsche des 1. 300 Mit­
glieder umfassenden Tierschutzverei­
nes, wobei eine Liste mit 2. 830 Unter­
schriften vorgelegt wurde. Ihre damals 
sogleich erfolgte, · durch verschiedene 
Quellen inspirierte Stellungnahme, be­
antwortete keinesfalls die 3 vorgeleg­
ten Fragen. 5. ·wann werden Sie dem 
Gemeinderat den Antrag zur Auflösung 
des Beschlusses vom 16. 9. 197 4 über 
den Grundtausch mit den Ehegatten 
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Ellmann, im Amtsbericht Bau3-683/ 
73 vorgebracht, vorlegen, da dieser 
Ankauf bzw. Grundtausch nicht zu­
standekam und die Fußgängerüberfüh­
rung auch ohne Beschluß des Gemein­
derates in die Kreuzung Blümelhuber­
straße - Resthofstraße, Posthofstra­
ße verlegt wurde? 
(Übergabe an den Bürgermeister). 

BÜRGERMEISTER FRANZ \NEISS: 
Sind das Anfragen? 

GEMEINDERAT ING. 
F AHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Bürgermeisteranfragen. 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ \VEISS: 
Eine kann ich vorwegnehmen, die 

ist bereits beantwortet worden. Als 
der Herr Gemeinderat Fuchs die omi­
nöse Tierschutzsarnmelaktion an Un­
terschriften durchgeführt hat wurde er 
von mir hier unverzüglich in der glei­
chen Sitzung aufgeklärt. Es wurde mir 
von ihm im nachhinein versichert -
das nicht als Mißbrauch einer vertrau­
lichen Information zu betrachten - daß 
er, wenn er gewußt hätte, wie die Ant­
wort lautet, den Antrag nicht in dieser 
Form eingebracht hätte. Es ist eine 
Frage der Interpretation, ich sehe auf 
Grund der damaligen Eingabe und der 
darauf erfolgten ausführlichen Beant-· 
wortung über das Vorgehen - Frau 
vVirmsberger ihre ·wünsche bezüglich 
Tierschutzheim etc. - die Frage als 
beantwortet an. ·wenn Ihnen das nicht 
genügt, Anfragen stehen nicht zur Dis­
kussion, so können Sie das neu formu­
lieren. Ich muß ehrlich sagen, mir ist 
nicht in Erinnerung, daß in dieser In­
formation, die ich auf diese Anfrage 
gegeben habe, irgendetwas nicht ge­
sagt worden wäre, was nicht da zu ge­
hört hätte. Neues kann ich dazu nicht 
berichten. Das ist das eine. 

Das Zweite, betreffend die Bür­
germeisterverfügung hinsichtlich der 
Radfahrbahn. Das ist mit der Eröff-



nung dieses Platzes im Zusammenhang 
gestanden, daher war es eine Verfü­
gung, die getroffen werden mußte in der 
Annahme, daß so ·. wie Sie, alle sehr 
positiv zu diesem Vorhaben stehen. 
Alle Mitglieder des Gemeinderates ste­
hen dieser Radfahrbahn sehr positiv 
gegenüber. Es ist verabsäumt worden, 
mehrere zum Radfahren einzuladen, 
aber ich 1nuß gestehen, ich bin seit 
Jahren nicht gefahren und konnte der 
Verlockung nicht widerstehen. Ich habe 
mich nicht aus Eigenem angeboten. 

Das Nächste, betreffs Ellmann­
Grund. Ich würde vorschlagen, daß zur 
Beantwortung gleich die Bestimmungen 
der Geschäftsordnung herangezogen 
werden und der Herr Magistratsdirek­
tor die Beantwortung vornimmt, der 
über diese Rechtsgeschäfte am besten 
Bescheid geben kann. 

MAGISTRA TSDIREKTOR OBERSE-
NATSRAT DR. JOHANN EDER: 

Herr Bürgermeister, der Ver­
trag wurde nie abgeschlossen. \Vir ha­
ben lediglich die Ermächtigung des Ge­
meinderates gehabt, ihn abzuschlie­
ßen. Er kam nie zustande und es ist 
daher nicht üblich, daß. vor dem Ge­
rn einderat beschlossen wird, diesen 
Vertrag nicht abzuschließen. Er ist 
nicht abgeschlossen worden und somit 
ad acta gelegt. Es bedarf dazu keines 
Beschlusses des Gemeinderates, so­
weit ich die Angelegenheit beurteile. 

BÜRGER1\.1EISTER FRANZ WEISS: 
Dazu noch ganz kurz, Her·r Ge­

meinderat. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Zur Bürgermeisteranfrage über 
diesen Tierschutzverein. Sie haben 
dort gesagt, daß Sie jetzt inspiritiv 
das beantworten können, soweit es Ih­
nen möglich ist, wer?en Sie es jetzt 
tun, aber später genauer darauf ein­
gehen. So steht es ungefähr protokol-
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liert drinnen. \Veswegen wir uns bei 
der Bürgermeisterverfügung so dage­
gen stellen, ist die Tatsache, daß et­
was fertiggestellt wird und man schon 
sage, wenn es zu früh fertiggestellt 
wird oder vor einem gewissen Termin -
wir wissen ja nicht was der Termin 
14. 9. auf sich hat - dann soll ma:r. 
noch rechtzeitig eine Bürgermeister -
verfügung machen. Es wäre unserer 
Me~nung nach richtig, vorher einen 
GR-Beschluß oder wenn das nicht geht, 
vorher einen Stadtsenatsbeschluß oder 
vorher eine Bürgermeisterverfügung 
und nicht nachher zu machen. Das be­
inhaltete vor allen1 dieser Punkt. 

vVas den Punkt mit dem Grund­
tausch und Ablöse betrifft, so sind wir 
der Meinung, daß der Gemeinderat den 
Beschluß gefaßt hat, diesen Grund­
tausch durchzuführen. '-''enn das nicht 
geschieht, nachdem das ein Beschluß 
war, sind wir der Meinung, daß ein 

· Beschluß, wenn er nicht durchgeführt 
wird und nicht gebraucht wird, aufge­
hoben werden muß. Formell zumindest. 
Danke. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Das wird· zur Beantwortung in 

der nächsten Sitzung einverleibt. ·wenn 
erforderlich, das wird rechtlich zu 
prüfen sein, besteht überhaupt kein 
Einwand, den offiziell gefaßten Be­
schluß zu widerrufen, nachdem inzwi­
schen vermutlich der Fußgeherüber­
gang an der jetzt placierten Stelle schon 
in Betrieb sein wird und der Grund von 
Ellmann nicht mehr gebraucht wird. 

Ich greife damit der Beantwor­
tung vor. Wünscht noch jemand das 
Wort? Bitte sehr? Bevor der Bericht­
erstatter sein Schlußwort nimmt, noch 
eine Frage. Wünscht noch jemand zu 
diesem Punkt eine Bemerkung zu ma­
chen? Herr Gemeinderaf Fuchs. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Kann ich zur Anfrage vom 27. 

5. 1975 ... 



BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Zum Tierschutzverein? Ich würde 

bitten, davon Abstand zu nehmen, das 
gehört nicht zum Sachantrag, aber es 
steht frei, das noch zu behandeln. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCff\iVARZ: 

Zur Anfrage bezüglich der Bür­
germeisterverfügung darf ich noch ei­
nes sagen. Ich war damals in Vertre­
tung des Herrn Bürgermeisters vVeiss 
und ich habe diese Verfügung unter­
schrieben. Es sind mehrere Gründe, 
daß dieser Termin angeführt war, das 
kann ich hier offen sagen. Erstens war 
es der Schulanfang, der irgendwie ein 
Kriterium gesetzt hat, zweitens war 
es so, daß mit einer Terminsetzung 
allge1nein ein Bauvorhaben zügig vor­
angeführt wird, das darf ich noch da­
zu sagen. Im Zuge der Errichtung die­
ser Bahn war die Besämung notwen­
dig, die bei \iVeithineinziehen in den 
Herbst unter Umständen nicht mehr 
möglich gewesen wäre und das darf ich 
noch sagen, daß eine Reihe von Firmen 
laufend nachgefragt hat um Arbeitsbe­
schaffung. Das waren gerade Baufir­
men. Alle werden das bestätigen kön­
nen, das war ein weiterer Grund. Das 
möchte ich dazu sagen. Ich bitte Sie, 
diesem Antrag die Zustimmung zu ge­
ben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Die Aufklärung ist erteilt, warum 

es zur Verfügung gekommen ist. \Vir 
kommen nun zur Abstimmung. Ich fra­
ge wieder, wie üblich, gibt es eine Ge­
genstimme? Eine Enthaltung? Das ist 
nicht der Fall. Der Antrag ist ein­
stimmig angenommen. Danke. Den 
nächsten Punkt bitte! 

BÜRGERI\/IEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Nach dem sich herausgestellt hat, 
daß diese Radfahrbahn für Kinder einen 
sehr guten Zuspruch in der Öffentlich-
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keit findet, soll sie um e1mge Flächen 
erweitert werden. Dafür ergeht fol­
gender Antrag: 

23} GHJ2-3 851/7 5 
Errichtung von zwei Kleinkinder­
radfahrbahnen auf der Ennsleite. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

MA VI vom 19. September 1975 wird 
zum Zwecke der Errichtung von zwei 
Kleinkinderradfahrbahnen auf dem 
Grundstück Nr. 179/1, KG. Jäger­
b~rg, sowie zum Ausbau der Restflä­
che dieser Grundparzelle als Kinder­
spielplatz eine außerplanmäßige Aus­
gabe von 

S 220. 000, --
(Schilling zweihundertzwanzigta us end} 

bei VP 723-93 bewilligt. Die Deckung 
hat durch Mehreinnahmen bei den all­
gemeinen Deckungsmittelnzu erfolgen. 

Die Aufträge werden wie folgt 
vergeben: 
1. Baumeisterarbeiten: 
Firma Drössler zum Anbotpreis von 

S203.000,--
2. Ankauf von Grassamen: 
Firma Kovacic zum Anbotpreis von 

S 8.000,--
Gemäß § 44 (5) des Statutes für die 

Stadt Steyr wird der Magistrat wegen . 
Dringlichkeit zum sofortigen Vollzug 
dieses Beschlusses· ermächtigt. 

Ich bitte Sie, dafür die Zustim­
mung zu geben. 

BÜRGERlVfEISTER FRANZ WEISS: 
Haben Sie dazu eine Bemerkung? 

Das ist nicht der Fall. Darf ich fragen, 
ob es dazu eine Gegenstimme· gibt? Ei­
ne Enthaltung? Beides nicht, daher ist 
der Antrag einstimmig beschlossen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Die Schulanforderungen 1975 er­
fordern wieder einen größeren Auf-



wand. 

24) GHJl-2855/75 
Schulanforderungen 1975. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes 

der MA VI vo1n 23. 5. 1975 wird zur 
Durchführung von Neuanschaffungen 
sowie vonErsatzbeschaffungen für un­
brauchbar gewordene Gegenstände für 
die städtischen Schulen (Schulforderun­
gen 1975) der Betrag von 

· S 200. 000, -­
(Schilling zweihunderttausend) 

bei VP 21- 92 oH. und ein weiterer Be­
trag von 

S 70. 000, -­
(Schilling siebzigtausend) 

bei SN 1-241 freigegeb0n. 
Die Aufträge werden v..-ie folgt 

vergeben: 
1. 15 Schülertische, 30 Schülersessel 
für die VS 2 Berggasse, 2 Sessel für die 
HS 1 Promenade, 3 G Schülertische und 
72 Schülersessel für die VS 2 Punzer­
straße, 15 Schülertische und 30 Schü­
lersessel für die SH 2 Punzerstraße: 
Firma Wiesner-Hager zumAnbotpreis 
von S 89. 846,--
2. 2 Standard-Türenschrank für die HS 
1 Glöcke1straße, 2 Standard-Türen­
schränke für die ASO 1 Industriestra­
ße: 
Firma Haberleitner Linz zum Anbot­
preis von S 9.615,--
3. Ausstattung von 5 Klassen der HS 1 
Glöckelstraße mit Vorhängen: 
Firma Schmidinger zum Anbotpreis von 

S 25.280,--
4. 15 Schülertische und 30 Schülerses­
sel für die ASO 1 Industriestraße, 1 
Lehrertisch für die HS 1 Promenade und 
2 Lehrertische für die ASO 2 Punzer­
straße: 
Firma IVIayr, 

botpreis von 
Scharnstein, zum An­

s 30.129,--
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5. 1 Küchenkredenz und 1 Küchenan­
richte für die HS 2 Promenade: 
Firma Steinmassl zum Anbotpreis von 

S 6.300,--
6. 4 Regale für die VS 2 Punze rstraße 
und 108 lfm Kleiderablagen für die VS 
1 und 2, Polytechnischer Lehrgang 
Punzerstraße 
Firma Radler zum Anbots preis von 

S 27. 123, --
7. 1 Servo-Universal-Bodenreinigungs­
maschine für die HS 1 Punzerstraße: 
Firma Bösch, Linz, zum Anbotpreis 
von S 17. 854,--
8. 1 Sarneige-:rv'Iatte, 1 1\/Iattentrans­
portwagen, 2 Anlaufsprungbretter .für 
die HS 1 Punzerstra ße: 
Firma Plaschkowitz zum Anbotpreis 
von S 12. 15 G, - -
9. 2 Herde Elektra Bregenz samt Zu­
behör für die HS 2 Punzerstraße: 
Firma 1\/Iitterhuemer zum Anbotpreis 
von S 9. 1 G 1 , - -
10. 1 Blattafel mit 1 1\/Iittelblatt und 
Unterbau für die HS 2 Punzerstraße, 
2 Blattafeln mit 1 I\'littelblatt und Un­
terbau für die ASO 2 Punzerstraße, 1 
Blattafel mit Mittelblatt und Unterbau 
für die VS 2 Wehrgrabengasse, 1 Blatt­
tafel mit Mittelblatt und Unterbau für 
die VS 1 \:Vehrgrab.engasse: 
Firma Furthner, Riedau zum Anbot-
preis von S 35. 882, --. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Ich glaube. die Anträge sind be­

kannt. \Venn eine Anfrage betreffs ei­
ner Firma ist oder zum Antrag selbst 
ist, bitte ich Sie, das vorzunehmen. 
Herr Kollege Fritsch bitte! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Ich möchte gleich eines voraus­
schicken. Nachdem ich aus den vor­
hergehenden Worten des Kollegen 
Schwarz entnommen habe, daß es sich 
heute weniger um 11 weiße 11 als um 



11 schwarze" Bürgermeisterverfügungen 
handelt, darf ich doch dazu einige vVor­
te anbringen. Dazu einige Informatio­
nen. Daß Reparatur- Instandsetzungs­
arbeiten in den Schulen vorgenommen 
werden müssen ••• 

ZWISCHENRUF BÜRGERMEISTER­
S TELL VER TRETER HEINRICH 
SCI-I"WARZ: 

Ich glaube, das ist e.in Irrtum! 
Das ist der nächste Akt. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Ich bitte um Entschuldigung, ich 
bin etwas verflogen, ich habe nicht 
gewußt, daß es trotzdem als ein ge­
wisses Nachhinkverfahren zu verzeich­
nen ist. 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ \VEISS: 
Wir werden den Steilflug in einen 

Sturzflug umändern. 
Zu diesem Antrag wünscht dazu 

jemand zu sprechen? Ich stelle fest, 
das ist nicht der Fall. Gibt es gegen­
teilige Meinungen oder Enthaltungen 
dazu. Das ist nicht gegeben, daher ist 
dieser Antrag beschlos~en. Wir kom­
men zum nächsten Punkt, der eine \Vort­
meldung erfordern wird. Bitte! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 

Während der Ferien waren, so 
wie jedes Jahr, in den Pflichtschulen 
Instandsetzungsarbeiten durchzufüh -
ren. 

. 25) GHJ2-3685/75 
Durchführung von Ferialinstand­
setzungsarbeiten an Pflichtschulen. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Entsprechend dem Amtsbericht 

der MA VI vom 1. 7. 1975 wird zur 
Durchführung der Ferialinstandset­
zungsarbeiten an den städtischen 
Pflichtschulen der Betrag von 
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S 550.000,--
(Schilling fünfhundertfünfzigtausend) 

bei SN 2-34 freigegeben. 
Die Arbeiten werden wie folgt 

vergeben: 
1. Sanitäre Installation: 
Firma Schützner zum Anbotpreis von 

S 49.493,50 
2. Elektroinstallation: 
Firma Lamplmayr zum Anbotpreis von 

S 22.967,--
3. Tapeziererarbeiten: 
Firma Schmidt zum Anbotpreis von 

S 11.472,--
4. Verfliesungsarbeiten: 
Firma Kittinger zum Anbotpreis von 

S 7.078,--
5. Tischlerarbeiten: 
Firma Radler zum Anbotpreis von 

S 25.056,--
6. Versiegelung von Parkettböden: 
Firma \Veidinger zum Anbotpreis von 

S 20.822,--
7. Schlosserarbeiten: 
Firma Schartinger zum Anbotpreis von 

S 15.718,--
8. diverse kleinere Arbeiten in der 
Schule Punzerstraße an den Städtischen 
Wirtschaftshof zmn Preise von rund 

S 6.000,--
Gleichzeitig werden die Bürger­

meisterverfügungen vom 17. 7. 197 5 
und 30. 7. 1975 nachstehenden Inhaltes 
genehmigt, wobei die mit diesen Ver­
fügungen freigegebenen Beträge von 
zusammen S 363. 000, -- in umseitiger 
Freigabe inbegriffen sind: 
a) Verfügung vom 17. Juli 1975: 

11 Zum Zwecke der Durchführung 
der Maler- und Anstreicherarbeiten in 
deµ städtischen Pflichtschulen (Ferial­
instandsetzung) wird der Betrag von 
S 285. 000, -- bei SN 2-34 freigegeben. 

Die Aufträge werden wie folgt 
vergeben: 
Firina Toms chy, Steyr: 
VS Berggasse 4 S 8.246,44 
ASO 1 Industriestraße 4 - 6 



Schule Promenade 16 

Firma Huber: 

S 30.093,88 
S 24.681,32 

S 63.021,64 

Schule Punzerstraße 3 S 33. 7 44, 40 
Schule Safrangarten 2, Gleink 

S 10. 486, 40 

Firma Glaser: s 44.230,80 

Schule Punzerstraße 73 - 75 

Firma Sulzenbacher: 
Schule Taschelried 1 
Firma Staindl, Haag: 
ASO 1 Industriestraße 

S 146.700, 10 

S 19.172,48 

S 8.485,40 

b) Verfügung vom 30. Juli 1975: 
Zum Zwecke der Durchführung von 
Baumeisterarbeiten in clen städtischen 
Pflichtschulen (Ferialins tands etzung) 
wird der Betrag von S 7 8. 000, - - bei 
SN 2-34 freigegeben. 

Die Arbeiten werden entspre­
chend dem Amtsbericht der MA VI vom 
25. Juli 1975 der Firma Drössler, 
Steyr, zum Gesamtpreis von S 77. 3 84 
übertragen." 

Ich ersuche auch hier um Ge­
nehmigung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Herr Kollege Fritsch bitte! Darf 

ich eine weitere \Vortmeldung vermer­
ken? Herr Kollege Fuchs. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL J:i1RITSCH: 

Vi'ie ich schon vorweg erklärt ha­
be, daß ich grundsätzlich gegen In­
standsetzungsarbeiten· in der Schule, 
auch durch entsprechende Dringlich­
keitsbeschlüsse bedingt, nichts ein­
zuwenden habe. Darf ich aber trotz­
dem feststellen, daß z. B. in diesem 
Amtsbericht, den wir hier als Unter­
lage für die Beschlußfassung vorlie­
gen haben vermerkt ist, die Hauptschu­
le Ennsleite mit Elektro- Installations-
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und Baumeisterarbeiten in einer Grö­
ßenordnung von rund S 30. 000, - • Die 
Damen und Herren, die eifrig und auf­
merksam die Stadtsenatsakten in letz­
ter Zeit verfolgt haben, werden sicher 
auch zur Erkenntnis gekommen sein, 
daß mit 31.10.1975 eine "halbschwar­
ze" Bürgermeisterverfügung - hier 
muß ich mich genau und deutlich aus­
drücken - betreffend die Hauptschule 
Ennsleite getroffen wurde, die in Sum­
me S 138.0 00, - ausmacht. Daß gleich­
zeitig aber hier die unbedingt notwen­
dige Durchführungsaktion motiviert 
wurde. Ich stehe nicht an zu erklä­
ren und das darf ich aus beruflich.er 
Sicht erklären, daß Schäden in einem 
Größenausmaß und Reparaturkosten 
von S 138. 000, - nicht von heute auf 
1norgen auftreten, sondern schon auf 
lange Fri~t hin gesehen erkannt logi­
scherweise dem Amt zur Behebung ge­
meldet wurden und da müßte man sa­
gen, in diesem heute zur Beschlußfas­
sung vorliegenden Antrag eingebaut hät­
ten werden müssen. Ich weiß ungefähr 
um die Vorgangsweise - ich möchte 
mich diesbezüglich nicht weiter ver­
breitern - würde aber trotzdem ersu­
chen, Bürgerineisterverfügungen, tra­
gen sie nun den Titel 11 \,Veiss" oder 
11 Schwarz 11 doch soweit wie möglich 
durch vorausschauende Planung ein­
dämmen zu wollen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ, WEISS: 
Herr Gemeinderat Fuchs als 

Nächster. 

GEI\/fEINDERAT ERNST FUCHS: 
Vl erte Th.men und Herren des Ge1nein­
dera tes ! 

Ich glaube sagen zu können, cln.ß 
dieser vorliegende Antrag ein Antrag 
ist, der einen ausgesprochen fiktiven 
Charakter besitzt, der meines Erach­
tens gewisse Grenzen bereits um Mei­
len überschritten hat, diese Antrags­
durchführung von Ferialarbeiten: Ich 



glaube nicht, daß dieser Antrag dazu 
angetan ist, heute vielleicht darüber 
zu bestimmen, welche Firma diese In­
standsetzungsarbeiten durchführen 
könnte. Ich möchte sagen, daß es heu­
te überhaupt keine Möglichkeit gibt, 
hier i-ioch irgendwelche Änderungen 
von bereits getätigten Maßnahmen zu 
beschließen oder darüber zu befinden. 
Es sei denn, daß man glaubt, daß die 
Sommerferien für diese Ferialinstand­
setzungsarbeiten ebenso wie die Ferien 
des Gemeinderates bis zum 18. No­
vember 1975 dauern. Nur da hätte 
dieser Antrag einen Behandlungssinn. 

ZvVISCHENR UF GEl\llEINDERA T 
KARL FEUERHUBER: 

Es schaut so aus, als würden wir 
nichts tun! 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Herr Gemeinderat Feuerhuber 

kann sich, glaube ich, auch später zu 
V./ ort rrelden. Ich stelle hier nur eine 
Tatsache fest, die einmal lautet, daß 
wir über nichts mehr in dieser Hinsicht 
zu befinden haben, außer unsere Zu­
stimmung zu geben, die wir selbstver­
ständlich im Nachziehverfahren geben. 
Aber wir können darüber .nicht befin­
den, welche Firma auf Grund der An­
bots vors chläge zum Zuge kommt, mn 
jene Arbeiten durchzuf\i.hren ! •• 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Immer der Bestbieter, Herr Ge­

meinderat! 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
... jene notwendigen Arbeiten durch­
zuführen die sicher bereits nachweis-

' lieh von Bürgermeister Fritsch ange-
zogen wurden. Ich glaube auch sagen 
zu müssen, daß die Entscheidungen 
zur Durchführung für diese Ferialin­
standsetzungsarbeiten in den Pflicht­
schulen zumindest was das Datum 

' betrifft, etwas spät angesetzt wurden 
von Seiten des Amtes. Vielleicht hätte 

man zuvor schon diese Erhebungen 
durchführen können. Zumindest ist 
das eine berechtigte Schulklage von 
Schulverantwortlichen. Mehrere 
schulverantwortliche Leiter klagen 
immer darüber - das wurde heute vom 
Vorredner wieder betont - daß man-

. eher Instandsetzungswunsch nicht im­
mer rasch genug erfüllt wird. ,vir 
ersuchen daher, daß_ künftig diese In­
standsetzungswünsche und vor allem 
was den Ablauf eines derartigen Antra­
ges betrifft, eher realisiert werden 
möge, sowohl an Arbeit, die hier be­
nötigt wird bzw. auch bezüglich des 
Beschlußvorganges des Gemeinder.a­
tes. 

Wenn man diesen Antrag vom 1. 
7. 1975 betrachtet, müßte man jenen 
recht geben, die diese Klage führen. 
Ich führe keine Eigenklage, sondern 
gebe die Klage von Schul verantwo rtli­
chen hier weiter und ich glaube, daß 
nächstens derartige Dinge - es sei 
denn, wir haben wiederum eine so 
lange Sitzungspause zu verdauen -
nicht mehr stattfinden ,verden. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Gibt es noch eine \Vortmeldung 

zu diesem Punkt? Bitte einschränkend 
möchte ich erklären, die B e stimmung 
darüber, was in einer Schule zu repa­
rieren und durchzuführen ist, obliegt 
nicht dem jeweiligen Leiter, sondern 
obliegt der Gemeinde Steyr als Schul­
erhalter. Daher möchte ich mir schon 
den · Einwand erlauben, daß wir nicht 
Vollzugsorgane des Schuldirektors sind . 
Das darf ich mit Deutlichkeit aus­
sprechen. Das wäre das eine, was ich 
hier einmal sagen mußte. 

Darüberhinaus hat sich niemand 
mehr zu vVort gemeldet. Das hat nichts 
mit meinem linken Nachbarn zu tun. 
Es hat sich aber jetzt Schuldirektor 
Köhler. zu ,vort gemeldet. 

GEMEINDERAT \VALTER KÖHLER: 
Ich möchte deponieren, daß in 
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Steyr die Schulen in Ordnung sind und 
vielleicht hat Herr Gemeinderat Fuchs 
die Fernsehsendung über das Steyrer 
Gymnasimn gesehen, das bitte nicht 
zu verwechseln mit den Steyrer Pflicht­
schulen. 

GEMEINDERAT KARL FRITSCH: 
Das ist Bundesangelegenheit und 

fällt auf die eigene Fraktion zurück. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
\Vir haben hier die gemeindeei­

genen Probleme zu behandeln und 
nicht jene des Bundes, die wiederum 
auf Landesebene wahrgenommen wer­
den. Das möchte ich sagen. Diese Dis­
kussion würde zu weit führen. Ich 
glaube, jeder Gemeinderat hat verstan­
den, daß es gewisse Abgrenzungen der 
Kompetenzen gibt. Sie werden nicht 
beschnitten und wir h a ben unsere ei­
genen durchzuführen. 

Betreffs der Bürgermeisterver­
fügung in1 allgemeinen habe i.ch schon 
erklärt, es ist in diesem Jahr nicht 
ein Jota mehr an Verfügungen erlassen 
worden, wie sonst. l\Teist treten sie 
auf in der Urlaubsperiode, wo eine vier­
wöchige Pause im Stadtsenat eintritt 
und natürlich gibt es manche Ausschuß­
sitzungen, wo selbst jene Mitglieder feh­
len, die als Beisitzer dank der Mehr­
heitsentscheidung im Gemeinderat mit 
eingeladen sind. Das sind Tatsachen, 
die im Urlaub bemerkbar sein können. 
Im übrigen muß ich jetzt zur Abstim-
1nung kommen. Es hat sich niemand 
mehr gemeldet. \,Ver ist für ·diesen 
Antrag? Ich bitte Sie, ein Zeichen mit 
der Hand zu geben? Danke. Ich stelle 
optisch die Einstimmigkeit des Be­
schlusses fest. Ich frage aber trotz­
dem, ob es Gegenstimmen oder Ent­
haltungen gibt? Nein. Der Antrag ist 
einstimmig beschlossen. 

Damit ist auch Kollege Schwarz 
mit seinen Berichten zu Ende, Ich bit­
te als Nächsten Herrn Kollegen Fritsch 
zu Wort. 

BERICHTERSTATTER BÜRGERMEI­
STER - STELLVERTRETER KARL 
FRITSCH: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich darf Ihnen eine Vielzahl von 
Anträgen zur Beschlußfassung vorle­
gen. Ich möchte aber nicht umhinge­
hen festzustellen, daß ich doch die An­
träge inhaltlich getreu zur Verlesung 
bringen werde, nachdem die GR-Sit­
zungen wortwörtlich zu protokollieren 
sind und daher eigentlich der Antrag 
in seinem vollen Umfang im Protokoll 
aufzuscheinen hat. 

Der erste Antrag betrifft eine 
Ausnahmegenehmigung und lautet: 

26) Bau5-3759/75 
Erteilung einer Ausnahmegeneh­
migung an Erwin Edelsbacher zur 
Errichtung eines \Vohn- und Be­
triebsgebäudes mit Garage auf 
dem Grundstück 822/3, KG. Jäger­
berg. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. XI vom 26. September 197 5 
wird gern.äß Art. XI der Linzer Bau­
ordnungsnovelle 1946 der Erteilung 
der baubehördlichen Bewilligung an 
Herrn Erwin Edelsbacher zur Errich­
tung eines \:Vohn- und Betriebsgebäu­
des mit Garage auf dem Grundstück 
Nr. 822/3 der Kat. Gern. Jägerberg 
nach Maßgabe der Planunterlagen der 
Bau AG "Negrelli11 vom 30. Juni 1975 
zugestimmt. 

Ich darf um Annahme dieses An­
trages ersuchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Erhebt ·sich dagegen ein \Vider­

spruch? \:Vünscht jemand dazu zu s pre­
chen? Das ist nicht der Fall. Gegen­
stimmen? Enthaltungen? Es werden 
keine angemeldet. Der Antrag ist be­
schlossen. 
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BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Auch der weitere Antrag kommt 
aus dem Finanz- und Rechtsausschuß 
und befaßt sich ebenfalls mit einer Bau­
sache. 

27) Bau5-2090/75 
Erteilung einer Ausnahmegenehmi­
gung an Franz Fuchs zur Errich­
tung eines Einfamilienwolmhauses 
auf der Grundparzelle 689 / 4 an der 
Hausleitner Straße. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Gemäß Art. XI der Linzer Bau­

ordnungsnovelle 1946 wird zugestimmt: 
1. Der Schaffung des Bauplatzes Nr. 
689/ 4, nach Umfang und Maßgabe des 
Lageplanes und Teilungsausweises des 
Ing. -Konsulenten für Vermessungs­
wesen Dipl. Ing. Oswald Daxinger, 
Steyr, vom 26. Februar 1975, GZ-
678/75; 
2. Der Erteilung der Baugenehmigung 
an Franz Fuchs zur Errichtung eines 
Einfamilienwohnhauses auf dem neu­
geschaffenen Bauplatz, nach :rv'faßgabe 
der Unterlagen der Bauunternehmung 
Baumeister Rudolf Puchberger, St. 
Georgen/vValde, vom Aµgust 1975. 

Auch hier wird um Annahme ge­
beten. 

BÜRGERMEISTER FRANZ V\f'EISS: 
Wird dazu eine vVortmeldung ge­

wünscht? Herr Ing. Fahrnberger bit­
te! 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Dieser Bau soll in der Kurve der 
Hausleitner Straße entstehen, und zwar 
dort wo sie nach rechts hinunterbiegt , 
Richtung Gasthaus Sandmair. Vor eini­
gen Jahren ist diese sehr steil anstei­
gende Kurve etwas entschärft worden 
mit dem. Vermerk, d_aß diese Kurve 
verschwinden wird und daß dort ein 
Ausbau stattfindet. Es ist ~etzt diesem 

Neubau gegenüber ein Neubau entstan­
den und durch diesen ist es nicht mög­
lich, diese Kurve in der Form auszu­
bauen, daß man weiter unten mit der 
Steigung beginnt und diese Kurve ebe­
ner macht. Zu dem möchte ich sagen, 
daß wir weiter hinten beschließen wer­
den, daß von einem Straßenstück, das 
20 oder 30 m kurvenabwärts abzweigt, 
eine Verbindung zur neuen Kläranlage 
gesc~affen werden soll. Diese Verbin­
dung oder diese Straße von der Zen­
tralkläranlage kommt bereits an einer 
Steigung der Straße zu diesem Stein­
wändweg, der dann in die Hausleitner 
Straße in der steilen Kurve übergeht. 
Ich möchte hier die Anregung anbrin­
gen, wenn dieser Neubau genehmigt 
wird, soll man sich gleichzeitig im 
Bauamt den Kopf zerbrechen, wie die­
se Kurve beseitigt werden kann, denn 
ich kann mir nicht vorstellen, daß 
schwere Lastwagen, die von dieser 
Zentralkläranlage kurz unterhalb der 
Kurve herauskommen, dann diese 
Kurve bei schlechten Fahrverhältnis­
sen schaffen können. Es wäre dann ei­
ne Möglichkeit gegeben, wenn man 
die Straße etwas weiterzieht und hin­
ter dem Bauern Fuchs, also hinter de1n 
Paulmayr vorbeigeht und dann die Kur­
ve nach links m.acht. Diese Überlegung 
müßte nur gleichzeitig mit diesem Bau 
in Kraft treten. 

BÜRGER:f\'IEISTER FRANZ WEISS: 
Herr Kollege ·wallner dazu. 

STADTRAT 1'1ANFRED \VALLNER: 
Ich möchte der Ordnung halber 

feststellen, daß auch dieser Akt im 
Bauausschuß gewesen ist. Auch dort 
kann ich mich nicht erinnern daß ein , 
Einwand gekommen ist. Bitte um Ver­
zeihung. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

\VOLF'GANG 

Erstens ·war ich bei diesem Bau­
ausschuß nicht anwesend und zweitens 
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wurde mir erklärt, daß der Bauaus­
schuß bei dieser Baustelle war und das 
besichtigt hat und das ist nicht richtig. 
Wenn sich der Bauausschuß das ange­
schaut hätte, hätte er die Lage be­
merkt. Selbst dann, wenn er sich die­
sen nachherigen Antrag angeschaut hät­
te, hätte der Bauausschuß das gemerkt. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
\\'eitere Wortmeldungen dazu? 

Herr Kollege Wippersberger bitte! 

STADTRAT LEOPOLDWIPPERSBER­
GER: 

Der Bauausschuß hat diese Bau­
stelle besichtigt! 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

Nicht besichtigt! 

\VOLFGANG 

BÜRGERMEISTER FRANZ \\TEISS: 
Weitere Wortmeldungen bitte! 

Herr Gemeinderat Baumann! 

GEMEINDERAT ALFRED BAUMANN: 
Ich möchte nur dazu sagen, da 

war dieser Kollege noch nicht im Ge­
meinderat, ist das seinerzeit schon 
besichtigt worden. Es wurde einmal 
einAnsuchengestellt - ich glaube Kol­
lege Knogler kann sich erinnern - und 
da haben wir gesagt das und das müß­
te geändert werden. Der Bauausschuß 
hat das noch einmal besichtigt. Man 
kann das nicht mit dem ganzen Gemein­
derat besichtigen, das ist nicht mög­
lich. Das ist immer so bei kleineren 
Fraktionen, wenn einer fehlt, daß er 
dann natürlich nicht weiß, was bespro­
chen wurde. 

BÜRGERi\1EISTER FRANZ \\TEISS: 
Meine Herren vielleicht darf ich 

aufklären. Ich möchte keinen Formfeh-
ler begehen. Es sind zu einem Sachakt 
nur 2 Wortmeldunge!1 möglich. Aber 
wir können die Sache sicherlich abkür­
zen. Ich glaube nicht, daß das eine so 

- 154 -

schwerwiegende Angelegenheit ist, 
nachdem seinerzeit der Bauausschuß -
das stimmt, allerdings vor längerer 
Zeit - die Ortsbesichtigung vorgenom­
men hat. Darüberhinaus ist die Situa­
tion im Zusammenhang mit der neuge­
planten Zufahrt zur Kläranlage von den 
Bausachverständigen des Hauses wie 
auch vom zuständigen Vermessungs -
beamten neuerdings wieder begutach­
tet.worden und keinerlei Einwendungen 
erhoben worden gegen diese Trassie­
rung. Ich glaube also, daß hier ein 
schwerwiegendes Eingreifen in ein 
Projekt, das uns interessiert, in kei­
ner Weise getroffen ist. 

Bitte Kollege Fritsch als Be­
richterstatter dazu. Es hat sich sonst 
niemand mehr zu \.Vort gemeldet. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH 

Ich darf vielleicht doch diese 
Debatte ergänzend informieren. Ich 
habe hier die Erklärung des Bauam­
tes, daß die am 18. 8. 1975 einge­
reichten Baupläne den Forderungen 
des Bauausschusses bzw. denen des 
Stadtbauamtes entsprechen. Ich glau­
be, in dem Fall muß man dieser amt­
lichen Feststellung Rechnung tragen. 
Ich darf nochmals darauf zurückkom­
men, ich bitte um positive Beschei-. 
dung des von mir dargelegten Antra- · 
ges. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \\TEISS: 
Die Diskussion ist abgeschlos­

sen. Eine Abstimmung ist erforder­
lich. Ist jemand gegen den vorgebrach­
ten Antrag mit der Ergänzung? Stimm­
enthaltungen? Ich darf feststellen, daß 
der Antrag einstimmig beschlossen ist. 
Danke. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Der nächste Antrag komml aus 
dem Stadtsenat und hat folgenden Wort­
laut: 



28) Wi-2308/75 
Fremdenverkehrsverband Steyr; 
Deckung des Ahganges 197 4. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Bei der VP 77- 91 oH wird zum 

Zwecke der Deckung des Abganges 1974 
beim Fremdenverkehrsverband Steyr 
der Betrag von 

S 250. 000, --
(Schilling zweihundertfünfzigtausend) 

freigegeben und bei der gleichen VP 
eine überplanmäßige Ausgabe im Be­
trage von 

S 119.000,--
(Schilling einhundertneunzehntausend) 

bewilligt. 
Die Deckung der überplanmäßigen 

Ausgabe hat durch Mehreinnahmen bei 
den allgemeinen Deckungsmitteln zu 
erfolgen. 

Ich bitte auch hier um Ihre Zu­
stimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
\Vortmeldungen dazu gewünscht? 

Herr Kollege Fahrnberger . bitte! 

GEMEINDERAT ING. Vi'OLFGANG 
FAHRNBERGER: 

\,Venn wir uns den "jährlichen Ab­
gang des Fremdenverkehrsverbandes 
ansehen, stellen sich automatisch die 
Fragen, ob dieser Abgang über die Um­
weltrentabilität wieder hereinkommt 
und ob die aufgezählten Aktionen auch 
richtig akzentuiert wurden. Ob in Steyr 
überhaupt die Voraussetzungen vor­
handen sind, den Abgang in nächster 
Zeit wesentlich zu verringern? Und 
nicht zuletzt stellen wir uns die Fra­
ge, ob nicht ein von uns geforderter 
gemeinderätlicherAusschuß mit einem 
besseren Nahverhältnis zum Gemein­
derat aktionsfähiger wäre als die an­
deren Gremien, allerdings müßte er 
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reger sein als so mancher andere Aus­
schuß. 

Wir ersuchen daher alle Frak­
tionen, dahingehend Überlegungen an­
zustellen, ob es nicht für den Frem­
denverkehr und damit für den Stadt­
säckel von Steyr besser wäre, doch 
einen solchen gemeinderätlichen Aus­
schuß ins Leben zu rufen, um die Frem­
denverkehrsinitiativen unserer Stadt 
besser koordinieren und besser in den 
Griff bekommen zu können. 1\/Iöglicher­
weise werden alle Fraktionen bis zur 
nächsten Sitzung genügend Zeit haben, 
diesen Vorschlag, den wir vor dieser 
Sitzung in Form eines Antrages, ein~n 
gemeinderätlichen Fremdenverkehrs­
ausschuß zu erstellen, eingebracht ha­
ben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VE ISS: 
Die Anfrage ist zur Kenntnis ge­

nommen und wird in der nächsten Sit­
zung zur Behandlung kommen. Ich 
frage, ob noch weitere \Vortineldungen 
vorliegen? Keine gegeben. Erhebt sich 
gegen den Antrag, der die Deckung des 
Abganges 197 4 zum Inhalt hat, ein 
Einwand? Nicht. Eine Enthaltung? Auch 
nicht angezeigt. Daher ist der ges tell­
te Antrag einstimmig beschlossen. Ich 
bitte um den nächsten Antrag. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Ein weiterer Antrag des Stadtse­
nates an Sie lautet: 

29) Bau2-2892/75 
Übernahme des Grundstückes Nr. 
127 /2, KG. Hinterberg, in das öf­
fentliche Gut. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Übernahme des Grundstückes 

Nr. 127 /2, EZ. 44, KG. Hinterberg in 
das öffentliche Gut, Straßen und Wege, 
wird atJf Grund des Amtsberichtes der 
Mag. Abt. XI vom 18 . .Juni 1975 zuge­
stimmt. 

Auch hier meine Bitte um Annah-



me. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
\Ver wünscht zu diesem Antrag 

das \Vort? Das ist nicht der Fall. Gibt 
es Gegenstimmen? Enthaltungen? Nicht 
der Fall, daher einstimmig angenom­
men. Danke. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Der nächste Antrag kommt auch 
aus äem Stadtsenat und lautet: 

30} GHJ2-303 8/7 4 
Ankauf von Einrichtungsgegenstän­
den für die neuen Diensträume der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt 
Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. VI vom 16. 9. 1975 wird 
zum Zwecke des Ankaufes von Einrich­
tungsgegenständen für die neuen 
Diensträume der Freiwilligen Feuer­
wehr der Stadt Steyr. Feuerwehrzeug­
stätte II, Sierninger Straße, eine au­
ßerplanmäßige Ausgabe von 

S 56. 500, --
(Schilling sechs undfünfzigta usendfünf-

hundert) 

bei VP 716-96 bewilligt. ·Die Deckung 
hat durch Mehreinnahmen bei den all­
gemeinen Deckungsmitteln zu erfol­
gen. 

Der Lieferauftrag ist der Firma 
Haberleitner. Linz. zum Anbotpreis 
von S 50. 988, - zu übertragen. 

Hier wird ebenso um Annahme 
ersucht. 

BÜRGERlVIEISTER FRANZ WEISS: 
Gibt es Wortmeldungen dazu? Kei­

ne. Gegenstimmen? Enthaltungen? Kei­
ne. daher einstimmiger Beschluß. Dan-

ke. 
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BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE-: 
TER KARL FRITSCH: 

Der nächste Stadtsenatsantrag an 
Sie ergehend betrifft: 

31) Bau5- 6024/ 7 4 
Instandsetzung der Fassade des 
Rathaus-Hofgebäudes. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. VI vom 17. Juni 197 5 wird 
zum Zwecke der Instandsetzung der 
Fassade des Rathaus-Hofgebäudes der 
·;Betrag von 

S 200. ooo. -­
(Schilling zweihunderttausend) 

bei VP 0 1- 91 aoH. freigegeben und ei­
ne überplanmäßige Ausgabe von 

S 290. ooo. --
(Schilling zweihundertneunzigtausend) 

bei derselben Haushalts stelle bewilligt. 
Die Deckung hat durch Aufnahme von 
Darlehen zu erfolgen. 

Die Aufträge werden wie folgt 
vergeben: 
1. Baumeisterarbeiten: 
Firma Kössler zum Anbotpreis von 

S 196. 812,-- . 
2. Maler- und Anstreicherarbeiten: 
Firma Sulzenbacher zum Anbotpreis 
von S 145. 142,--
3. Spenglerarbeiten: 
Firma Bazant zum Anbotpreis von 

S 71.106,--
4. Elektroarbeiten: 
Firma Lamplmayr zum Anbotpreis von 

S 19.306,--
5. Blitzschutzanlage: 
Firma Gstöttner zum Anbotpreis von 

S 16.477,--
6. Tischlerarbeiten: 
Städtischer \Virtschaftshof zum Anbot­
preis von S 15. 000, - -. 

Ich bitte auch hier um Genehmi­
gung. 



BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wer wünscht dazu eine vVortmel­

dung? Keine Wortmeldung. Gegen­
stimmen? Enthaltungen. Keine, daher 
ist der Antrag einstimmig agenommen. 

BÜRGERMEISTER - STEL LVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Der nächste Antrag wiederum aus 
dem Stadtsenat kommend, lautet: 

32) GHJ2-4506/74 
Ergänzung des GR- Beschlusses, 
betreffend die Fassadeninstandset­
zung Bruderhaus. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Mit GR-Beschluß vom 26. 11. 

1974 wurde zur Instandsetzung der 
Fassade des Bruderhauses, Steyr, 
Sierninger Straße 55, der Betrag von 
S 540. 000. - - bev.rilligt. 

Im abgelaufenen Rechnungsjahr 
konnten die Aufträge nicht ·zur Gänze 
abgewickelt werden; ausgezahlt wur­
den bisher S 387. 357, -- . Außerdem hat 
sich im Zuge der Bauführung eine Er­
weiterung folgender Aufträge als not­
wendig erwiesen: 
1. Restaurierungsarbeiten durch den 
akademischen Bildhauer Hollnbuchner: 
Erweiterung um S 15. 984, --
2. Baumeisterarbeiten Firma Stro­
mer; Erweiterung um S .3. 194, --
3. Erweiterung der Schlosserarbeiten 
Firma Vösl S 4. 03 8, - . 

Die vorbezeichneten Auftragser­
weiterungen werden nachträglich ge­
nehmigt. Zur Restabwicklung des Vor­
habens wird für das laufende Rech­
nungsjahr der Betrag von 

S 50.000,-­
(Schilling fünfzig tausend) 

bei VP 354-91 aoH. freigegeben und 
eine überplanmäßige Ausgabe von 

S 110.000,-­
(Schilling einhundertzehntausend) 
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bei derselben Haushaltsstelle bewilligt. 
Die Deckung für die überplanmäßige 
Ausgabe hat durch Aufnahme von Dar­
lehen zu erfolgen. 

Auch hier bitte ich um Ihre Zu­
stimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Wortmeldungen dazu? Herr Kol­

lege Fahrnberger bitte! 

GEMEINDERAT ING. 
F AHRNBERGER: 

vVOLFGANG 

Abgesehen davon, daß diese In­
standsetzung auch bereits abgeschlos­
sen ist, möchte ich vermerken, daß 
zumindest ein großer Teil, den ich 
persönlich befragen konnte, der di­
rekt betroffen ist, der in diesem Stadt­
teil wohnt, diese Renovierung als sehr 
gelungen bezeichnet und ,vir werden 
daher auch dieser, wenn auch Kosten­
explosion, zustimmen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VE ISS: 
Danke. Eine weitere \Vortmel­

dung dazu? Ist nicht vorgemerkt. Ich 
komme zur Abstimmung. Gibt es ge­
genteilige Auffassungen oder Enthal­
tungen? Beides nicht, daher ist der 
Antrag einstimmig beschlossen. Ich 
bitte· um den nächsten Bericht. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Auch ein Stadtsenatsantrag. Er 
betrifft die Urnfahrung Seifentruhe und 
lautet: 

33) Bau3-1666/63 
Umfahrung Seifentruhe; überplan­
mäßige 1\/fittelfreigabe für da s 
Rechnungsjahr 1975. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes 

der 1\/Iag. Abt. III vo1n 19. 6. 197 5 
wird für das Bauvorhaben 11 Umfah­
rung Seifentruhe" ( 11 %ige Beteiligung 



der Stadtgemeinde Steyr an den Bau­
kosten und 100 %ige Übernahme der 
Kosten für den Uni>au bzw. Neubau 
der Versorgungsleitungen) für das 
laufende Rechnungsjahr eine über- · 
planmäßige Ausgabe von 

S 603.000,--
(Schilling sechshundertdreitausend} 

bei VP 664-910 aoH. bewilligt. Die 
Deckung hat durch l\ufnahme von Dar­
lehen zu erfolgen. 

Die Mittel sind wie folgt zu ver­
wenden: 
1. 11 o/oiger Kostenanteil 197 5 (Bundes­
straßenverwaltung) S 300. 000, - -
2. Kosten für die städtischen Versor­
gungsleitungen: 
a) Wasserwerk {Neuverlegung Aichet­
brDcke) S 6.000,-­
b} Straßenbeleuchtung (restliche Grab­
arbeiten) S 30. 000, - -
c) ARGE Seifentruhe (Regiearbe iten) 

S 45. 000, --. 
3. Forderung der ARGE Seifentruhe, 
die mitGR-Beschluß vom 12. 12. 1974 
genehmigt, jedoch bis jetzt noch nicht 
zur Auszahlung gebracht wurde 

S 222. 000, ~ 

Ich darf um Genehmigung ersu-
chen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wortmeldungen gewünscht? Das 

ist nicht der Fall. Wer stimmt dafür? 
Danke. Gegenstimmen? Enthaltungen? 
Ebenfalls keine vorhanden, daher Ein­
stimmigkeit. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER K„A.RL FRITSCH: 

Stadtsenatsantrag an Sie erge­
hend, welcher lautet: 

34) Bau3-1320/68 
Baulos Steinfeld; Kostenanteil der 
Stadtgemeinde Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
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Über Antrag der Mag. Abt. III 
vom 19. Juni 1975 wird zur Durch­
führung der Arbeiten im Baulos Stein­
feld (Gemeindeanteil) für das Jahr 197 5 

· der Betrag von 

S 1,000.000, -­
(Schilling eine Million ) 

bei VP 664-915 aoH. freigegeben. 

'ich darf auch hier um Genehmigung 
.ersuchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Wortmeldungen zu diesem Antrag? 

Keine gewünscht. Erhebt sich eine 
Gegenstimme? Eine Stimmenthaltung? 
Ebenfalls nicht der Fall. Auch dieser 
Antrag ist einstimmig beschlossen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Stadtsenatsantrag, betreffend den 
rechten Brückenkopf. Er lautet: 

35) Bau3-2488/74 
Rechter Brückenkopf der Schönau­
erbrücke; Geldentschädigung und 
diverse Bau- und Verschließungs­
maßnahmen. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 26. 8. 1975 wird 
für diverse Bau- und Verschließungs­
maßnahmen und Geldentschädigungen 
der Betrag von 

S 400. 000, -­
(Schilling vierhunderttausend) 

bE:willigt. 
Der Auftrag zur Durchführung 

der Bau- und Verschließungsmaßnnh­
men ist von der ARGE Hamberger -
Zwettler durchzuführen. 

Die Mittel sind aus VP 664-912 
aoH. zu nehmen. 

Auch hier darf ich um Ihre Zu­
stimmung bitten. 



BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Eine Wortmeldung gewünscht? 

Ist nicht gegeben. Ich frage, ob es 
Gegenstimmen oder Enthaltungen 
gibt? Ebenfalls nicht, so ist auch die­
ser Antrag einstimmig beschlossen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Auch der nächste Antrag kommt 
aus dem Stadtsenat und betrifft Mehr­
wertsteuer-Abschlagszahlung für das 
Bauvorhaben linker Brückenkopf. Der 
Antrag lautet: 

36) Bau3-2271/72 
Mehrwertsteuer-Abschlagszahlung 
für das Bauvorhaben "linker Brük­
kenkopf". 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der . 

Mag. Abt. III vom 7. Oktober 1975 
wird als Mehrwertsteuer -Abschlags­

' zahlung für das Bauvorhaben "linker 
Brückenkopf" eine überplanmäßige 
Ausgabe von 

S 1, 8 2 6. 40 0 , - -

bei VP 664-911 aoH. bewilligt. Die 
Deckung hat durch Aufnahme von Dar­
lehen zu erfolgen. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

.BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wortmeldungen gewünscht? Es 

werden keine vorgebracht. Enthaltun­
gen oder Gegenstimmen dazu'? Eben­
falls nicht, so ist dieser Antrag be­
schlossen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Der letzte Antrag, den ich Ihnen 
hier vortragen darf, stammt ebenso 
aus dem Stadtsenat und betrifft Bau­
los Wiesenberg und lautet: 

37) Bau3-1739/72 

Baulos Wiesenberg; Mehrwert­
steuer-Abschlagsrechnung. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 31. 10. 1975 wird 
zum Zwecke der Leistung einer Mehr­
wertsteuer-Abschlagszahlung für das 
Baulos Wiesenberg eine überplanmäßi­
ge Ausgabe von 

S 200.000,-­
{Schilling zweihunderttausend) 

'):>ei VP 6 6 4- 914 aoH. bewilligt. 
Die Deckung hat durch Aufnah­

me von Darlehe:r:i zu erfolgen. 

Ich bitte wiederum um Ihre Zu­
stimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wortmeldungen? Ich sehe keine. 

Gegenstimmen dazu? Enthaltungen? 
Keine. Somit stelle ich fest, daß auch 
der letzte von Kollegen Fritsch vorge­
brachte Antrag als einstirn1rüg be­
schlossen gilt. 

Damit, meine Damen und Herren, 
kommen wir zu eine1n wichtigen Ta­
gesordnungspunkt, die heute so oft zi­
tierte Bürgermeistergewalt betreffend, 
und ich unterbreche die Sitzung für 
kurze Zeit. 

Beginn der ersten Pause: 16. 00 Uhr 
Ende der Pause: 16. 15 Uhr 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Meine Damen und Herren! 

Wir setzen nach dieser Kräfti­
gungspause die Sitzung wieder fort. 

Als Nächster ist Stadtrat Fürst 
an der Reihe. Ich bitte ihn, über den 
Rechnungsabschluß 197 4 zu berichten. 

BERICHTERSTATTER 
RUDOLF FÜRST: 

STADTRAT 

Sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Gemäß § 53 des Gemeindes ta tu-
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tes für die Stadt Steyr und im Sinne 
§ 18 Abs. 6 des Rechnungshofgesetzes. 
BGBl. 144/ 48, wird der Rechnungsab­
schluß der Stadt Steyr für das Jahr 1974 
zur Beschlußfassung vorgelegt. Der 
Rechnungsabschluß lag in der Zeit vom 
3. - 9. Oktober 1975 zur öffentlichen 
Einsichtnahme auf. Es wurden keine 
Erinnerungen gegen diesen vorge­
bracht. Der Antrag lautet: 

38) Buch-6300/74 
Genehmigung 
Schlusses der 
Jahr 197 4. 

des Rechnungsab-
Stadt Steyr für das 

Der Gemeinderat wolle ]?eschließen: 
Der Rechnungsabschluß der Stadt 

Steyr für das Jahr 197 4 wird geneh­
migt. 
(BEILAGE A) 

Ich bitte. den Antrag der Dis­
kussion und Beschlußfasstmg zuzufüh­
ren. 

BÜRGERMEISTER FRANZ "\VEISS: 
Bericht und Antrag stehen zur 

Diskussion. Wem darf ich das Wort 
erteilen? 

Herr Gemeinderat Dr. Stelln­
berger. anschließend Gemeinderat 
Treml. 

GET\1EINDERAT DR. ALOIS STELLN­
BERGER: 
Sehr geehrter Gemeinderat! 

Der Rechnungsabschluß dokumen­
tiert Einnahmen und Ausgaben, die min­
destens ein Jahr zurückliegep und ist 
nicht so aktuell bzw. bringt nicht so­
viele Neuheiten, wie ein Nachtrags­
voranschlag, der dann im nächsten Ta­
gesordnungspunkt zu behandeln sein 
wird. Nachdem der Nachtragsvoran­
schlag naturgemäß jahreszeitlich sehr 
spät erstellt wird, deckt sich auch der 
Rechnungsabschluß mit den wichtig­
sten Ausgaben des Nachtragsvoran­
schlages im wesentlichen. Ich habe 
auch in diesem Rechnungsabschluß 

gesehen, daß besonders nur die Steu­
ereingänge etwas abweichen vom Nach­
tragsvoranschlag. Unsere Fraktion 
wird daher auch dem vorliegenden 
Zahlenwerk die Zustimmung geben, 
natürlich mit der Einschränkung, daß 
wir nicht nachträglich auch Beschlüs­
sen zustimmen, denen wir in der ab­
gelaufenen Periode unseren Beitritt 
versagt haben. Ich glaube auch, daß es 
nicht besonders interessant ist, alle 
Zahlen wiederum in Erinnerung zu ru­
fen, weil doch anzunehmen ist, daß 
d~s vorliegende Zahlenwerk von den 
meisten durchstudiert worden ist. Viel­
mehr glaube ich, daß es sinnvoll wä­
re, wenn man einige Entwicklungsten­
denzen, die aus den Rechnungsab­
schlüssen herauszulesen sind, in Be­
tracht zieht. Ich habe mich der Müh~ 
unterzogen und habe einige Fakten mir 
angesehen, und zwar von den Rech­
nungsabschlüssen 1970 bis herauf 1974 
und teilweise auch zum Nachtragsvor­
anschlag 1975. Daß das Budgetvolumen 
sich ausgeweitet hat von 153 Mill. auf 
264 Mill. entspricht ungefähr einer 
Steigerung von 66 % des oH, wenn man 
auch den aoH noch dazunimmt, so sind 
es etwa 80 %. Die eigenen Steuern sind 
während dieses Zeitraumes mäßiger 
gestiegen, haben sie doch 19 70 etwa 
56 Mill. betragen, 1975 voraussicht­
lich 73 %. Die Steigerung beträgt hier 
nur etwa 30 % und bezogen auf das 
Budgetvolumen noch etwas weniger. Ein 
ganz wichtiges Kriterium zur Beurtei­
lung des Haushaltes scheint mir die 
Untersuchung zu sein, inwieweit in den 
oH. ein Ertrag erwirtschaftet worden 
ist, also der Betrag, der praktisch 
immer dem außerordentlichen Budget 
zugeführt wird, weil doch das faktisch 
jene Summe ist, die mehr oder minder 
frei verfügbar ist. Dieser Überschuß 
betrug 1970 etwa 24 Mill. und wird 
auch im Jahre 1975 ungefähr die glei­
che Größenordnung erreichen. Das 
heißt daß der Überschuß zwar rein , 
zahlenmäßig gleich geblieben ist, daß 
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er jedoch gemessen am Budgetvolu­
men einen Rückgang von 16 % auf 9 % 
erfahren hat. Ein kleiner Lichtblick 
ist darin zu ersehen, daß der Über­
schuß, der im Jahre 1974 erzielt wur­
de, noch wesentlich geringer war als 

, der, der 1975 erwirtschaftet wird, 
sodaß hier wiederum ein leichtes An­
steigen zu ersehen ist. Einer der 
Hauptausgabenposten sind neben dem 
Sachaufwand natürlich die Personal­
kosten. Ich habe mir daher diesen Po­
sten ·etwas näher angesehen und mußte 
daher feststellen, daß die Personal­
kosten, und zwar die Gesamtkosten, 
sowohl Bezüge. Gehälter a,ls auch die 
damit zusammenhängenden Abgaben, 
daß die angestiegen sind vom Jahre 
1970 bis zum Jahre 1975 um etwa 
110 %. Nämlich betrugen diese 1970 
S · 55 Mill. und 1975 werden sie etwa 
115 Mill. ausmachen, das heißt, daß 
die Steigerung der Personalkosten we­
sentlich rascher vor sich geht als die 
Ausweitung des übrigen Budgetvolu­
mens. Gemessen an dem Budgetvolu­
men ist die Steigerung allerdings etwas 
niedriger. das muß zugegeben werden. 
Wenn man diese Kosten in Relation 
bringt zum oH, so betrug der Perso­
nalkostenanteil 1970 etwa 35 % und 
steigt ganz leicht an, im Jahre 1972, 
fällt er sogar einmal, bis 1973 36 %. 
1974 38 %. Lediglich 1975 ist ein grö­
ßerer Sprung zu sehen, und zwar be-

. trägt der Anteil bereits 45, 2 %. Die 
Ursache ist sowohl in der Erhöhung 
der Bezüge zu sehen, allerdings auch 
in einer leichten Ausweitung d,es Per­
sonalstandes. 1970 betrug der Gesamt­
personalstand noch 578 Personen, 1975 
606 Personen nach dem Voranschlag. 
Das würde eine Steigerung von etwa 
5 % bedeuten. Zusammenfassend kann 
man daher feststellen, daß die Ent­
wicklung des Stadthaushaltes ziemlich 
regelmäßig ansteigt, daß die eigenen 
Steuern zwar stagnierend sind, dafür 
die Bundesertragsanteile wesentlich 
höher steigen und daß der Überschuß, 

der im oH erwirtschaftet wird, auch 
rückläufig, gemessen am Budgetvolu­
men ist, wie gesagt ausgenommen das 
letzte Jahr, wo er wiederum etwas 
ansteigt. Die Personalkosten sind lei­
der wesentlich mehr angestiegen, wie 
alles andere und ich glaube, daß die 
Aufzeigung dieser Fakten doch zu ir­
gendwelchen Überlegungen führen soll, 
um gerade diese Entwicklung zu ver­
bessern. Es wird allerdings Aufgabe 
sein, bei anderen Stellen oder in ande­
ren Sitzungen über allfällige Konse­
quenzen zu diskutieren. 

J 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Nächste Wortmeldung, 

Kollege Tr.eml bitte! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 

Herr 

Werter Herr Bürgermeister. meine 
Damen und Herren des Gemeinderates! 

Dem uns heute zur Beschlußfas­
sung vorliegenden Rechnungsabschluß 
für das Jahr 1974 werde ich im Namen 
der Kommunistischen Partei die Zu­
stimmung geben, allerdings mit der 
üblichen Einschränkung der Gebüh­
ren- und Tariferhöhungen sowie auch 
der Politikerprivilegien, gegen die ich 
ja immer auftrete bzw. auch in Zukunft 
die Zustimmung verweigern werde. 

Der Rechnungsabschluß für das 
Jahr 1974 zeigt, daß der Verschul­
dungsgrad unserer Gemeinde weiter 
ansteigt und bei 92, 5 Mill. liegt und 
meiner Meinung nach der heutige 
Schuldenstand unserer Stadt ja schon 
weit über 100 Mill. beträgt. Bemer­
kenswert aber ist, daß wir im Jahre 
1974 keine Wirtschaftskrise zu ver­
zeichnen haben und daher auch der 
Umsatz des entscheidenden Betriebes. 
der Steyr- ·werke. wesentlich erhöht 
werden konnte, das Gewerbesteuer­
aufkommen gegenüber dem Jahre 1973 
um 147.000 auf S 25,158.000, - gesun­
ken ist, wobei das Gewerbesteuerauf­
kommen, wie Sie auch alle wissen, noch 
im Jahre 1972. also vor 3 Jahren - 2 
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Jahre zurück nach dem Rechnungsab­
schluß - 32, 6 Mill. betrug. Interes­
sant dazu ist auch das Ansteigen der 
Lohnsummensteuer. die im Jahre 1972 
S 25, 9 lVIill. betrug, im Jahre 1973 
schon S 29,800.000, - und stieg im 
Rechnungsjahr 1974 auf S 34, 5 Mill. 
Hier kann man fast genau die umge­
kehrte Entwicklung feststellen. Wei­
ters möchte ich auch die gewaltige 
Steigerung derGetränkesteuer aufzei­
gen, die uns deutlich zeigt, daß immer 
mehr Steuergelder von der breiten 
l'viasse der Arbeiter- und Angestellten -
schaft herausgepreßt werden. Die Ein­
beziehung der Biersteuer und sogar 
des Speiseeises in die Getränkesteuer 
erbrachte ff st eine Verdoppelung der 
Einnahmen. Sie steigen von 4, 9 auf 
9. 5 Mill. an. Meine Damen und Her­
ren des Gemeinderates! Als Kommu­
nisten werden wir auch in Zukunft, 
solange keine Umverteilung der La­
sten zugunsten der Vi/erktätigen erfolgt, 
gegen die derzeitige Steuerpolitik und 
Finanzpolitik der Mehrheit auftreten 
und werden sie immer einer dement­
sprechenden Kritik in der Zukunft un-
terziehen. · 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ WEISS: 
Als Nächster Herr Kollege 

Schwarz. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 
Meine Damen und Herren des Gemein­
derates! 

Kollege Dr. Stellnberger- hat an­
geführt die Personalkosten •und dazu 
möchte ich doch einiges sagen bzw. ei­
ne Richtigstellung vornehmen. Im Jah­
re 1975 betrug der Personalaufwand· 
nicht 115 sondern S 103 Mill. Ich darf 
vergleichsweise sagen, im Jahre 1976 
werden es S 115 Mill. sein. Ich möch­
te die Personalausgaben nicht mit dem 
oH - obwohl sie dort drinnen sind - son­
dern an den Gesamtausgaben verglei­
chen. Da ergibt sich folgendes Bild: 

Wir haben 1973 - ich möchte nicht all­
zuweit zurückgehen - 36, 6 % von den 
Gesamtausgaben an Personalaufwand 
gehabt, 1974waren es 34 %. 1975 wer­
den es 34 % sein und ca. 34 % werden 
es auch im Jahre 1976 sein. Damit kann 
man sagen, daß sich die Personalaus­
gaben durchaus in einem vertretbaren 
Rahmen halten. Ich möchte noch dazu­
sagen, daß der höhere Personalstand 
ausschließlich darauf zurückzuführen 
ist, 'daß wir auf verschiedenen Gebie­
ten zusätzliche Leistungen für die Be­
völkerung erbringen. ·wenn ich erin­
nern darf. daß z. B. die Einrichtung 
einer Heimpflege, die Einrichtung der 
Aktion "Essen auf Rädern11

, die stän­
dige Ausweitung des Personalstandes in 
unserem Altersheim, die unbedingt 
notwendig ist. Darüberhinaus noch 
die ständige Steigerung der zu betreu­
enden Freiflächen, die durch die Gärt­
nerei erfolgt und somit auch dort ein 
~teigender Personalaufwand notwen­
dig ist. Ich darf sagen, daß wir gera­
de bei den Ausgaben beim Personal 
durchaus uns im Rahmen befinden und 
vergleichbare Städte hier durchwegs 
höhere Ansätze aufweisen. Dies zu den 
Ausführungen de.s Kollegen Stellnber­
ger. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Danke. Als Nächster hat sich 

Kollege Fahrnberger gemeldet. Dann 
noch einmal Dr. Stellnberger. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Zu dieser Ausführung von Bür­
germeister Schwarz möchte ich sagen, 
daß es grundsätzlich nicht richtig ist, 
wenn man die Personalkosten mit dem 
Gesamtausgabenrahmen vergleicht, 
sondern richtiger. richtungsweisen­
der ist es, wenn man mit dem oH, al­
so auch mit den Einnahmen die darin 
sind vergleicht. Es gibt auf Dauer ein 
gültigeres Bild, ohne jetzt eine Kritik 
anzubringen. Zum Rechnungsabschluß 
möchte ich sagen, die Freiheitliche 
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Fraktion wird dem Rechnungsabschluß 
zustimmen. Wir werden uns weniger 
auf ein Zahlenwerk oder Zahlensuchen 
verlegen, wir werden vielmehr bei den 
Voranschlägen uns immer wieder auf 
den Rechnungsabschluß beziehen. Ich 
möchte sagen, leichter wäre es zu ent­
scheiden ob man zustimmen kann, 
wenn ein Kontrollausschuß vorhanden 
wäre und wir werden zu diesem Antrag 
der ÖVP sicherlich die Zustimmung 
geben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Es hat sich noch einmal gemel­

det Herr Dr. Stellnberger. 

GEMEINDERAT DR. ALOIS STELLN­
BERGER: 

Ich wollte nur sagen, meine 
Wortmeldung ist fast überflüssig, denn 
Koll. Fahrnberger hat richtig festge­
stellt, daß ein Vergleich der Perso­
nalkostensteigerung wirklich nur ein 
echtes Bild gibt am oH, denn im aoH 
kann ich durch gehäufte Investitionen 
ein Jahr stärker anheben, das andere 
Mal weniger und so ein völlig unechtes 
Ergebnis bilden, denn wenn ich sozu­
sagen sehr viele Schulden mache, stnd 
die Personalkosten gering, weil das 
Gesamtvolumen .groß ist. Das ist das 
falscheste Bild, das man zum Ver­
gleich heranziehen kann. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Eine kleine Aufklärung dazu. Ich 

möchte sagen, daß die Personalkosten 
fixierte Positionen sind in der gesam­
ten österreichischen Partnerwirt­
schaftspolitik. Gerade bei uns regeln 
die Gehaltsgesetznovellen das und ei­
nes glaube ich, wird dabei außer acht 
gelassen. Wenn Kollege Schwarz meint, 
die Personalkosten müßte man verglei­
chen mit dem Gesamtaufkomrren der 
Stadt Steyr, so hat das schon seine 
Richtigkeit, zwar nicht rein rechne­
risch, aber sinngemäß, in den Mehr­
leistungen, die die Stadt Steyr gerade 

in der Erbringung öffentlicher Dienst­
leistungen darlegt. Wenn wir unsere 
Bautätigkeit in Steyr betrachten, was 
wir auf diesem Gebiet an Tempo mehr 
anlegen können als noch vor einigen 
Jahren, dann müssen wir das auch in 
den anfallenden geringen Mehrkosten 
akzeptieren. Der Referent wird dazu 
noch seinen Beitrag leisten. 

Ansonsten ist sicherlich der oH 
der Maßstab auf der Einnahmenseite 
für di-e Personalkostenseite, aber wir 
können uns da absolut in guter Gesell­
schaft bewegen, denn Steyr hat heute 
immer noch eine Verschuldensquote, 
um die uns andere Städte beneiden, 
wenngleich wir nicht mehr die reiche 
Stadt Steyr sind. Wir sind aber eine 
Stadt mit geordneten Finanzverhältnis­
sen. Das ist eine Bemerkung, die ich 
immer wieder in der Öffentlichkeit aus­
sprechen muß, weil einerseits das zu 
Optimistische falsch ist, aber auch ei­
ne pessimistische Aussage wäre genau 
unrichtig für die Situation, in der sich 
die Stadt Steyr befindet. 

Darf ich noch jemandem das '.Nort 
geben? Es hat sich niemand mehr ge­
meldet. Aber ich glaube, der Referent 
wird dazu sicher~ich noch einige Auf­
klärungen geben wollen. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich glaube, großer Ergänzungen 
bedürfen diese Ausführungen nicht. 
Vielleicht einige Aufklärungen, obwohl 
ich glaube, daß sich diejenigen, die 
das in den Raum gestellt haben - ich 
nenne z. B. Kollegen Treml - über die 
Diskrepanz des Sinkens der Gewerbe­
steuer und des Steigens der Lohnsum­
meristeuer im _klaren sind. Jeder, der 
sich für die 'Wirtschaft interessiert, 
weiß, daß die Steuerabschreibung in 
erster Linie bei der Gewerbesteuer 
zum Ausdruck kommt. Wenn Indu­
strie, Handel und Gewerbe, stark 
investiert, wird für das Erste die 
Gewerbesteuer zurückgeben, die 
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Lohnsummensteuer hingegen in Zei­
ten der Vollbeschäftigung natürlich 
stark ansteigen. Das nur nebenbei als 
Bemerkung. 

. Beim Personal, wenn man hier 
kritisieren will oder über die Bewe­
gung am Personalsektor sprechen will, 
dann will man - glaube ich - in erster 
Linie darauf Obacht nehmen, daß die 
Schreibtische - wie es im Volksmund 
heißt - nicht vermehrt werden. Das 
kann man mit ruhigem Gewissen sa­
gen, das ist bei der Gemeinde Steyr 
nicht geschehen. Allerdings - das hat 
schon der Personalreferent erwähnt -
haben die • sozialen Dienste Erweite­
rungen erfahren, die Einführung der 
40-Stunden-Woche in diesem Zeitraum 
hat ihren Niederschlag gefunden bei 
den um die Uhr laufenden Diensten. 
So kommt es natürlich auch zu einer 
dienstpostenplanmäßigen und ziffern­
mäßigen Vermehrung. Sonst liegt un­
ser Personal im Rahmen der Entloh­
nung des öffentlichen Dienstes, zum 
Unterschied von anderen Städten, wo 
etwas über den Rahmen hinausgegan­
gen · wurde, kann man diesen Vorwurf 
oder diese Begünstigung für die Be­
diensteten der Stadt Steyr nicht ver­
zeichnen. Ich glaube, sonst ist der 
Rechnungsabschluß ein Zahlenwerk, 
dessen Studium sehr wohl Beach -
tung verdient und ich glaube, das we­
sentliche ist, daraus die Erkenntnisse 
und die Anwendungen, die man daraus 
für die Zukunft ziehen kann. Ich glau­
be, das alles wird hier in diesem Rah­
men geschehen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ V\TEISS: 
Danke für die Schlußbemerkun­

gen. Wir kommen nun zur Abstim­
mung über die Genehmigung des 
Rechnungsabschlusses für das Rech­
nungsjahr 19 7 4. Ich bitte hier, den 
umgekehrten Vorgang zu wählen. Ich 
darf zuerst die Herrschaften um ein 
Zeichen mit der Hand bitten, die für 
die Genehmigung sind. Danke. Ich er-

sehe schon, daß es keine Gegenstim­
men oder Enthaltungen gibt. Somit ist 
der Rechnungsabschluß für das Jahr 
1974 einstimmig angenommen. 

Wir kommen zum nächsten Punkt, 
zum Nachtragsvoranschlag für das 
laufende Geschäftsjahr. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Im Rechnungsjahr 197 5 ist durch 

nicht vorgesehene Einnahmen, insbe­
sondere höhere Eingänge bei Abgaben­
ertragsanteilen und Zinsnachzahlungen 
einerseits, durch Mehrausgaben über­
planmäßiger sowohl außerplanmäßiger 
Ausgaben auf Grund bereits gefaßt~r 
Stadtsenats- und Gemeinderatsbe­
schlüsse, höherer Pflichtausgaben so:­
wie Krediterhöhungen im oH einerseits 
die Erstellung eines Nachtragsvoran­
schlages notwendig geworden. Wir wis­
sen, daß der Nachtragsvoranschlag vom 
Rechnungshof prinzipiell gerügt wurde • 
Wir wissen auch, daß von Amts wegen 
einerseits beim Land OÖ. die Sanie­
rung dieses Zustandes bereits ange­
strebt wird und der Nachtrags voran -
schlag saniert praktisch die überplan­
mäßigen Einnahmen und Ausgaben, wie 
schon angeführt. Der Antrag an Sie 
lautet: 

39) Ha-4040/74 
Nachtragsvoranschlag 1975. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Beschluß des Gemeinderates 

der Stadt Steyr vom 12. 12. 197 4, Ha-
4040/74, womit der Voranschlag 1975 
genehmigt wurde, wird im Sinne des 
anliegenden Nachtrags vor anschlage s 
für.das Jahr 1975, wie folgt abgeän­
dert: 
1. Der ordentliche Haushalt 
a) die Gesamteinnahmen von 

S 225,588.300 auf 
S 254 481. 300 

die Gesamtausgaben von • 
S 225,588. 300 auf S 254,481.300 
daher ausgeglichen S - , -. 

========-----
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b) die Reineinnahmen von 
S 210,339.300 auf S 238,643.300 
die Reinausgaben von 
S 210,399.300 auf S 238,643.300 
daher ausgeglichen S - , -

2. Der außerordentliche Haushalt 
die Gesamteinnahmen von 
S 7 4, 16 0. 0 0 0 auf S 9 8, 8 5 8. 0 0 0 
und die Gesamtausgaben von 
S 7 4, 16 0 • 0 0 0 auf S 9 8, 8 5 8. 0 0 0 
daher ausgeglichen S - • -

Die vom Stadtsenat bisher be­
schlossenen über- und außerplanmä­
ßigen Ausgaben werden durch diesen 
Beschluß gemäß § 51 Abs. 2 des Ge­
meindestatutes der Stadt Steyr vom Ge­
meinderat zur Kenntnis genommen. 

Die übrigen Bestünmungen des 
Gemeinderatsbeschlusses vom 12. 12. 
1974 betreffend den Voranschlag für 
das Jahr 197 5 bleiben unverändert. 

Ich bitte Sie, diesen Antrag der 
Debatte und Beschlußfassung zuzufüh­
ren. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wem darf ich dazu das Wort er­

teilen? Herr Gemeinderat Holub bitte! 
Dann Gemeinderat Fuchs und Gemein­
derat Treml. · 

GEMEINDERAT KARI:, HOLUB: 
Geschätztes Präsidium, meine Da­
men und Herren des Gemeinderates! 

Wir haben wieder einmal einen 
Nachtragsvoranschlag zu beraten. 
Gleichwohl der Rechnungshof. •wie heu­
te schon angezogen wurde von Herrn 
Stadtrat Fürst, der Auffassung ist, daß 
Nachtragsvoranschläge nicht durch das 
Stadtstatut gedeckt sind, bejaht die 
Gemeinderatsfraktion der ÖVP durch­
aus dessen Notwendigkeit. Das große 
Volumen der Ansatzänderungen bestä­
tigt allerdings die Forderung des 
Rechnungshofes. daß sich die Stadt 
um genauere Erstellung der Haupt-

voranschläge bemühen möge. Es hieße 
aber nur die Stellungnahmen der ver­
gangenen Jahre zu wiederholen, woll­
te man an dieser Stelle ausführlich ei­
ne bessere Budgetwahrheit fordern. 
Die riesige Tagesordnung der heuti­
gen Sitzung, meine Damen und Her­
_ren, zwingt mich lediglich dazu zu 
bemerken, daß alles, was durch die 
Redner der ÖVP in der Vergangenheit 
an dieser Stelle bemerkt wurde, lei­
der bis heute vollinhaltlich gültig ist 
und zu wiederholen wäre. Man könnte 
dazu also sagen "in den vVind gespro­
chen'.' Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! 

Im vergangenen Jahr wurde mir 
persönliche Zwiespältigkeit vorgewor­
fen, als ich nach Annahme des Voran­
schlages im Namen meiner Fraktion 
die Ablehnung eines Tagesordnungs­
punktes auszudrücken hatte, deren 
Bedeckung im Nachtragsvoranschlag 
bereits enthalten war. Lesen Sie bit­
te nach im Protokoll vom 26. 11. 1974 
auf Seite 233. Sie werden sich sicher­
lich noch alle daran erinnern. \Vas ge­
schieht nun im Jahre 1975? Die Ver­
abschiedung des Nachtragsvoran­
schlages ist, wenn ich mich nicht ver­
zählt habe, der 38. Ptmkt einer Tages­
ordnung von - glaube ich - 99 Punkten. 
Sollten Sie wieder vorhaben, was ich 
Ihnen weiß Gott nicht unterstellen möch­
te, meine Damen und Herren der 
Mehrheitsfraktion, mir Zwiespältig­
keit vorzuwerfen, dann ist diese Pla­
cierung in der Tagesordnung richtig. 
Denn es wäre doch immerhin n1öglich, 
daß der eine oder andere nachfolgende 
Punkt nicht die Zustimmung unserer 
Fraktion finden könnte. Daher erlau­
ben Sie mir also eine Bitte. Erstellen 
Sie doch in Zukunft die Tagesordnung 
dies bezüglicher Gemeinderats itzungen 
in einer Form, die solche Konflikte 
ausschließt. Ich glaube, das wäre doch 
keine s·onderliche Schwierigkeit und 
Reibungsstoff, der an sich gegeben :.ist, 
könnte nicht noch eskaliert werden. Das 
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heißt in klaren Worten, setzen Sie in 
Zukunft bitte die Behandlung der Nach­
tragsvoranschläge an das Ende der Ta­
gesordnung. 

. Nun aber zum eigentlich vorlie­
genden Nachtragsvoranschlag. Die Er­
höhung der Einnahmen ist durchaus 
begrüßenswert, gleichwohl sie zum 
Teil vorausschaubar gewesen wäre. 
Ich erwähne nur z. B. die Erhöhung 
der Einnahmen aus der Getränkesteu­
er, die ja zum Teil begründet ist durch 
die Einhebung der Getränkesteuer von 
Bier und Speiseeis, wie heute schon 
angezogen wurde. Immerhin stellt sich 
hier eine Erhöhung um S 2 Mill. zu 
Buche. Ebenso glaube ich, daß die Er­
höhung aus der Position 911-81 Zin­
sen für Darlehensforderung von S 1, 9 
Mill. um S 4, 8 Mill. auf S 6, 7 Mill. 
durch exaktere Einschätzung im 
Hauptvoranschlag vermindert hätte 
werden können. Aber mehr Grund zur 
Erörterung gibt naturgemäß die Aus­
gabenseite. 

Beginnen wir der Reihe nach mit 
dem oH. In der Gruppe O Allgemeine 
Verwaltung fällt mir die Position 00-
92 Errichtung einer Tonbandaufnah­
meanlage mit S 120. 000, - auf. Diese 
Ausgabe war im Hauptanschlag nicht 
enthalten, wurde meines \Vissens bei 
der Behandlung durch den Stadtsenat 
zur Überprüfung zurückgestellt und 
erfuhr keine weitere· Behandlung. Sie 
wird also sicherlich im Rechnungsab­
schluß als Unterschreitung ausgewie­
sen werden. Eigentümlicherweise ist 
sie im Entwurf zum Haushaltsvoran­
schlag 1976 nicht enthalten. Diese Po­
sition, wie auch ande.re die ich noch 
anführen werde, zwingen wieder ein­
mal zur Bitte um größere Budgetwahr­
heit. Setzen wir fort mit der Gruppe 2 
Schulwesen. Nur eine kleine Bemer­
kung dazu. Die Unterschreitungen aus 
den Positionen Lehr- und Lernmittel 
242- 52 und 252-53 sollten doch besser 
auf 21- 52 den allgemeinbildenden 
Pflichtschulen zugeführt werden, de-
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ren Bedarf, · so wie ich höre, nie ganz 
erfüllt werden kann. 

Nächstes Kapitel Gruppe 3 Kul­
turwesen. Grundsätzlich begrüße ich 
alle Aus gaben für kulturelle Belange, 
wie ich hier schon mehrmals erwäh­
nen durfte. 

Zu 351-91 Lebzelterhaus nur ei­
ne kleine Bitte. Begrüßenswerterweise 
wurde das Lebzelterhaus in den ver­
gangenen Jahren mit beträchtlichem 
Mittelaufwand adaptiert, aber sollte 
man nicht eine Möglichkeit suchen, um 
dieses wertvolle Gebäude im vollen 
Umfang öffentlich leicht zugänglich 
machen zu können? 

Position 351-94 Brandmeldean­
lage im Heimathaus. Das wurde heute 
behandelt und positiv beschieden. Ich 
kann sie nur begrüßen. Ich habe selbst 
in diesem Raum im vergangenen Jahr 
die Errichtung einei:- Brandschutzanla­
ge - Sie werden sich erinnern - erbe­
ten, wenngleich meines Erachtens eine 
aktive Brandbekäinpfungsanlage - mei­
nes persönlichen Erachtens nach- noch 
zielführender gewesen wäre. Aber die 
nun in Errichtung befindliche Alarm­
anlage stellt sicher einen höchst her­
vorhebenswerten Beitrag zum Schutz 
wertvollsten Kulturgutes dar. 

Gruppe 4 und 5. Diesen ist im 
oH meiner Meinung nach nichts we­
sentliches hinzuzufügen. Mit Rücksicht 
auf die übergroße Tagesordnung gebe 
ich auf diese Gruppen keine ~ommen­
tare. 

Gruppe 6 Bau-, Wohn- und Sied­
lungswesen. Meine Damen und Herren, 
wenn unter Position 600- 91 Stadtpla­
nung von veranschlagten S 300.000,­
im neuen Ansatz nur S 4. 000, - auf­
scheinen, so kann ich das nur schlecht:­
hin als Trauerspiel bezeichnen. Im­
merhin wurde von den Vertretern der 
ÖVP die Erstellung eines umfassenden 
Stadtplanungskonzeptes gefordert und 
Sie alie wissen, daß diese Forderung 
weiß Gott zu Recht besteht und nun 
wurde im heurigen Jahr wieder nichts 



in dieser Richtung unternommen. Sich 
dabei auf das Stadtentwicklungskonzept 
der Studenten der Technischen Hoch­
schule Graz unter Dr. Dipl. Ing._ 
Hierzegger zu berufen, ist eine be­
queme Ausrede, denn uns allen muß 
klar sein, daß dieses gewiß außerge­
wöhnlich wertvolle Produkt nur Grund­
lage für eine sinnvolle Möglichkeit 
zur Stadtplanung bilden kann und nicht 
diese ersetzt. Natürlich gibt das Ka­
pitel Bauwesen nicht nur Anlaß zur 
Klage. Hervorzuheben ist die Bemü­
hung der Stadt zur besseren Gestal­
tung der Gemeindestraßen und Wege, 
die in der Höhe des notwendig gewor­
denen Nachtrages von S 1,9 Mill. ihren 
Niederschlag findet. 

Die Gruppen 7 und 8 geben wieder 
weniger Grund zur Stellungnahme. Auf­
fallendes findet man allerdings unter 
9 im oH. Im Kapitel 921 Hausbesitz z. 
B. · fallen ganz besonders einige nun­
mehr ansatzlos bleibende Positionen 
auf. Ich darf Ihnen die Nummern, die 
Bezeichnung und den alten Anschlag 
kurz vortragen: · 
921-91 Umdeckung der Ennsleitenhäu­
ser 
S 700. 000, - jetzt 0 
921-92 Fensteranstrich Schweiger-
straße 
S 300. 000, - jetzt 0 
921-93 Fensteranstrich Promenade 
S 400. 000, - jetzt 0 
921-94 vVokralstraße 10, Instandset­
zung des vVasserturmes 
S 50.000,- jetzt 0 

Auf Seite 89 des Voranschlages 
1974 waren diese Beträge ausgewie­
sen, wenn auch mit etwas anderen An­
satzhöhen. Sie erlitten im Jahre .1974, 
wie wir genau wissen, dasselbe Schick­
sal, das ihnen jetzt im Jahre 1975 wi­
derfahren ist. Man könnte sagen, es 
ist relativ einfach, auf diese Art und 
Weise Einsparungen zu erzielen. In­
teressanterweise sind diese Positio­
nen im Voranschlagsentwurf 1976 ei­
gentümlicherweise nicht enthalten,wohl 

aber ein Hinweis auf einmalige Ausga­
ben in der Höhe von 1,45 Mill. im Jah­
re 1975, die. :- o vVunder - im vorlie -
gendenHaushaltsvoranschlag gar nicht 
existieren. Dar~us ergeben sich fol­
gende Feststellungen. Entweder wur­

den die angeführten Vorhaben nicht 
durchgeführt, dann müßten auf Grund 
der langjährigen Existenz diese Po­
sitionen die Arbeiten für 1976 unbe­
dingt notwendig machen. Dem Voran­
schlag 1976 zufolge ist dem nicht so. 
Oder aber ist der Entwurf für 1976 rich­
tig, dann dürfte im Nachtragsvoran­
schlag·ein Irrtum vorliegen in der Hö­
he von S 1, 45 Mill., der sich wieder 
im Rechnungsabschluß ausdrücken müß­
te. Etwas mehr Genauigkeit könnte in 
diese1n Fall nicht schaden. Über Per­
sonalaufwand als Fortsetzung des Ka­
pitels 9 hier zu sprechen, ist meiner 
Ansicht nach jetzt überflüssig, die Dis­
kussion aus d~m Rechnungsabschluß 
1974 würde hier eine vViederholung fin­
den. Trotzdem meine · Bitte, in Zu­
kunft bemüht zu sein, Expansionen 
auf dem Personalsektor zu vermeiden. 

Nun zum aoH. Auch im aoH. wer­
de ich nur einige besonders beachtens­
werte Punkte herausnehmen. Erlau­
ben Sie mir, gleich mit Gruppe 2 
Schulwesen zu beginnen. Die Erhö­
hungen aus 21-91 Promenadeschule­
Erweiterung um S 1, 5 1\/Iill. und 252-
91 Neubau HAK und Hasch um S 3 Mill. 
sind verständlich, begrüßensv,,ert und 
notwendig. Die Ermäßigung bei 280-
91 Lehrkindergarten von S 1 Mill. auf 
S 15.000,- ist zwar auffallend, aber 
durch die Gegebenheiten begründet. 
,veniger verständlich ist mir dagegen 
Position 21-93 Schule Gleink - Pla­
nung. Diese Position findet seit Jah­
ren zwar Ausdruck in den Voranschlä­
gen, aber nie eine Bearbeitung. Ob­
wohl dieses Vorhaben bestimmt not­
wendig ist und nicht nur von der Schul­
behörde sondern auch von der Eltern­
schaft massiv gefordert wird. 

Nächstes Kapitel Gruppe 3 Kultur-
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wescn. Dazu bedaure ich den neuen An­
satz zu 354-92 Denkmalpflege, Alt­
stadterhaltung, Tausendjahrfeier von 
sage und schreibe S 4. 000, - • Ur­
spri!nglich war eine ganze Million an­
gesetzt. Dieser Ansatz wurde gerade 
durch die ÖVP- Fraktion begrüßt, da 
durch die bevorstehende Tausendjahr­
feier und die Sanierung des alten Stadt­
theaters der Stadtverwaltung Ausgaben 
ins Haus stehen werden. \Vir fragen 
uns, wie Sie denn diese Vorhaben be­
werkstelligen werden können, wenn_man 
schon jetzt keine Mittel zur Verfügung 
hat. Außerdem sei mir der Hinweis 
gestattet, daß in dieser Hinsicht das 
mittelfristige Budgetkonzept keines­
wegs e r füllt wurde. Nehmen Sie bit­
te, meine Damen und Herren der 
1\'lehrheitsfraktion, die dringende Auf­
forderu.ng der ÖVP-Fraktion entge­
gen, diese aufwandsintensiven Vorha­
ben nicht zu vernä chläs s igen, da diese 
kurzfristig wohl kaum f in a nziell - im 
Fall des alten Sta dttheate r s - auch 
wohl kaum technisch lösbar sein wer­
den. 

Zu begrüßen ist 354-91 Bruder­
hausfassade. Der Beschluß liegt auch 
heute erst vor. Die Erhöhung ist durch­
aus nutzbringend und hat Steyr zu ei­
ner wertvollen Bereicherung des Stadt­
bildes verholfen. 

Die nächsten erörterungswerten 
Punkte finde ich in der Gruppe 6 Bau-, 
Wohn- und Siedlungswesen. Jahrelang 
wurde das Kapitel 62 Wohnungswesen 
kritisiert, und zwar daß die bei 62-85 
veranschlagten S 10 Mill. nie voll aus­
genützt wurden. Erstmals heuer zeigt 
sich eine Ansatzerhöhung auf das Dop­
pelte, die in Anbetracht der noch immer 
drückenden Wohnungsnot in unserer 
Stadt sehr stark begrüßt werden muß. 

664 Gemeindestraßen zeigt gewal­
tige Ausweitungen aus einigen umstrit- · 
ten notwendigen Positionen, die durch­
aus notwendig sind und positiv hervor­
gehoben werden müssen. Kritisieren 
muß ich den Wegfall der Planungspo-

sition 664-939 Abstieg Teufelsbach, 
664-940 Knoten S 37 Gleink, Detail­
planung, die an sich für unsere Stadt 
dringend notwendig wären. Besonders 
erfreulich hingegen finde ich die Über­
schreitung aus 664-930 Fußgänger­
übergang Blümelhuberstraße. Es wur­
de heute schon angeführt, daß dieser 
Fußgängerübergang auf Grund einer 
alten Forderung der ÖVP - vielleicht 
auch von Ihnen, verehrte Damen und 
Herren der Mehrheitsfraktion etwas 
massiver diskutiert wurde - dann ge­
meinschaftlich zum Beschluß gelangte. 
Ich möchte nur im Gegensatz zum Kol­
legen Fahrnberger an dieser Stelle an 
den Projektanten hier im Haus ein 
Kompliment überbringen. Dipl. Ing. 
Lutz hat hier ~as Optim?-le aus den 
gegebenen Möglichkeiten gemacht. vVie 
gesagt, in meinem Namen an Dipl. Ing. 
Lutz ein Kompliment dafür. Solche 
Übergänge si"nd nie schön aber ich 
glaube, es ist nach den Gegebenheiten 
das Optimale erzielt worden. Verzei­
hen Sie mir diesen Ausflug in das .Lob, 
aber es ist durchaus angebracht. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

vVOLFGANG 

Das ist falsch angebracht, denn 
ich habe nicht gesagt, daß es schlecht 
ist. 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Negativ allerdings muß noch eine 

Position erwähnt werden 664-931 Auto­
busbahnhof. Von den veranschlagten 
S 1, 2 Mill. bleiben nur mehr S 30. 000 
im neuen Ansatz stehen. vVir sind uns 
doch darüber klar, daß der Autobus­
bahnhof gerade in Steyr durch die Dich­
te der Buslinien von Post und Bahn be­
s anders notwendig ist. \Vir bitten Sie, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
die Verhandlungen mit den zuständigen 
Stellen möglichst rasch bis zu einem 
Baubeginn fortzutreiben. 

Aus Gruppe 7 sind besonders· Ka­
pitel 716 Feuerwehrwesen und 722 
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Badeanstalten beachtenswert, und zwar 
weil erstens 716-91 Neubau des Boots­
hauses als Rate vom Hauptvoranschlag 
von S 1 Mill. zu einem neuen Ansatz 
von S O. - gelangt. Gerade in Steyr hat 
die Stadtverwaltung meiner Ansicht 
nach doch die dringende Aufgabe, der 
Wasserwehr ein geeignetes Bootshaus 
zur Verfügung zu stellen, um im Be­
darfsfall einen reibungslosen und ziel­
führenden Einsatz zu gewährleisten. 
Ebenso ist die Neudotation von Posi­
tion 716-92 Neubau Zeugstätte Christ­
kindl zu rügen, da das alte Zeughaus 
keineswegs denAnforderungen gerecht 
wird. Die Neudotation ist, wie Sie wis­
sen, 0. 

Daß die Position 722-91 Hallen­
badreparaturen nunmehr ohne Ansatz 
bleibt, ist erfreulich. \Ver hätte über­
große Freude mit notwendig geworde­
nen Reparaturen? Als deutlichen Man­
gel muß ich aber die Reduzierung der 
Position 722- 92 Spielplätze Stadtbad 
von S 600 .000, - auf S 10.000, - empfin­
den, zumal diese Ansatzpost im Ent­
wurf für 1976 überhaupt nicht enthal­
ten ist. Sollte etwa die Errichtung die­
ser Spielplätze niemals ernsthaft er­
wogen worden sein? So stellt der Haupt­
ansatz einen krassen Fall von unwah­
rer Budgeterstellung dar. 

Verwunderlich ist der neue An­
satz von S O, - bei 722-93 Erweiterung 
Hallenbad - Planung, zumal im Ent­
wurf 1976 unter der Position 722-92 
unter der Bezeichnung Erweiterung 
Sauna - Lehrschwimmbecken, Rate 
ein Betrag von S 800. 000, -- ,prälimi­
niert wird. Ich glaube kaum, daß eine 
Erweiterung ohne Planung möglich sein 
wird. Es ist dies. glaube ich, eine 
nicht ganz richtige Bezeichnung der 
Ansatzpositionen. Ich hoffe, daß ich 
aus diesen Ausführungen deutlich ge­
macht habe. daß die ÖVP heuer, wie 
in allen vergangenen Jahren, die be­
gründete Forderung nach besserer Bud­
getwahrheit erhebt. Nam~_ns der Ge- · 
meinderatsfraktion der OVP darf ich 

trotz allem erklären, daß wir dem 
Nachtragsvoranschlag 1975 zustimmen 
werden. Danke. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Als Nächsten habe ich Herrn Ge­

meinderat Fuchs vorgemerkt. Dann 
.Kollege Treml. 

Herr Gemeinderat Holub, Sie ha­
ben mich persönlich angesprochen und 
ich möchte Aufklärung geben. Ich glau­
be, nach dem Ablauf der bisherigen 
Sitzung kann von einer Eskalation im 
Gemeinderat überhaupt nicht gespro­
chen werden, es sei denn man inter­
pretiert ein Fremdwort in einer Rich:­
tung, wie es · nicht gemeint ist. Das 
Zweite, betreffs der Tonbandanlage, 
da kann ich Ihnen sagen, die Frage ist 
immer noch offen. Es ist eine Firma 
damit beauftragt, geeignete Vorschläge 
vorzulegen. Das ist schon vor etvva ei­
nem Monat geschehen. Es kann leicht 
der Fall sein, wenn die gewünschten 
Unterlagen zeitgerecht hereinkommen, 
daß Sie heuer noch mit dieser Frage 
befaßt werden. 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Sind Sie davon überzeugt, Herr 

Bürgermeister? 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ \VElSS: 
Das ist Angelegenheit der Fach­

leute, es sei denn, Sie sind einer. Ich 
erkläre mich dafür nicht als Fachmann. 
Ich überlasse das mehr dem Fachmann. 
Wenn die betreffenden Unterlagen kom­
men, wird es in irgendeiner Form - ob 
in de.r ursprünglichen oder in einer an­
deren Form, das hängt von den Exper­
ten ab - zu einem entsprechenden An­
trag kommen. Noch ist das Rechnungs­
jahr im Laufen. 

Zur Kultur brauche ich mich als 
Referent insofern nicht äußern, Sie sind 
Stell ve r.treter des Kulturausschusses 
und mir ist nicht bekannt, daß Sie ir­
gendwelche Einwände erhoben hätten 
oder daß Sie als Fraktionssprecher 
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hier aufgetreten sind und nicht als 
Stellvertreter im Kulturausschuß in 
dieser Frage. 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
In welcher Hinsicht, Herr Bür­

germeister? 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
·weil Sie die Kultur einiger Kri­

tik unterzogen haben. 

GEivIEII\TDERAT KARL HOL UB: 
Das darf ich ja doch noch. Ich 

wollte Ihnen nicht nahetreten, Herr 
Bürgermeister, wenn ich Sie gelobt 
habe! 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Ich möchte meine Möglichkeiten 

nicht überziehen. Nachdem Sie mich 
ja als Bürgermeister angesprochen ha­
ben, muß ich Ihnen Rede. und Antwort 
stehen und möchte das gerne tun, ohne 
daß ich den Vorsitz deswege n abgebe. 
Die Planung für den Autobus bahnhof 
ist fertig. Es hängt lediglich davon ab, 
ob die Postdirektion bereit ist, auch 
ihren Obolus beizutragen, damit die 
Baulichkeiten so rasch wie möglich in 
Angriff genommen werden können. Sie 
können sicher sein, daß von uns alles 
geschehen ist und geschehen wird, um 
endlich das schonlängst fällige Gebäu­
de oder die Baulichkeit, die notwendig 
ist, zu errichten. 

Hinsichtlich der S 3 7. hier tap­
pen wir nach wie vor im dunkeln, weil 
das keine städtische Planung.ist, son­
dern es hängt davon ab, wo der Knoten 
hinkommt, dann hängt auch die Diözese 
Linz mit ihren Überlegungen daran und 
verschiedene Einrichtungen hängen 
daran und die Schulplanung wird auch 
von diesen Dingen wesentlich beein­
flußt werden. Daher kann man in die­
ser Frage noch nichts Genaues sagen. 
Im übrigen sind das Angelegenheiten, 
die die Stadt nicht direkt betreffen. Da­
mit habe ich meine Möglichkeiten schon 

ausgeschöpft urid ich will darauf nicht 
weiter eingehen. 

Ich darf nun Gemeinderat Fuchs 
zu Wort bitten. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Wertes Präsidium, meine Damen und 
Herren des Gemeinderates! 

Herr Kollege Holub hat bereits 
wesentliche Kriterien des Nachtrags­
voranschlages einer Kritik unterzo­
gen und ich werde mich bemühen - ich 
hätte ähnliche Punh.-te vorgehabt, sie 
e~ner Kritik zu unterziehen - von Wie­
derholungen Abstand zu nehmen. Ge­
statten Sie aber, daß ich meine Aus­
führungen mit der Feststellung begin­
ne, daß ein Nachtragsvoranschlag nicht • 
nur ein Zahlen-Bilanz-Abschlußwerk, 
wenn ich so sagen darf. über Einnah-:­
men und bereits beschlossene Ausga­
ben ist, sondern mehr, ein Vergleich 
nämlich zwischen Voranschlag 1975 
und tatsächlich realisierten Maßnah­
men. Was war der Voranschlag 1975 
wert, wie weit wurde richtig geplant, 
richtigprojektiert, veranschlagt, prä­
liminiert? Diese Auskunft erteilt der 
vorliegende Nachtragsvoranschlag 
1975, und zwar in sehr genauem l\1aß. 

Ich kann meine Enttäuschung gleich 
zu Beginn nicht verbergen, nämlich 
darüber, wenn man nämlich diesen 
Nachtragsvoranschlag einer genauen 
Betrachtung unterzieht und ich glaube, 
ich habe das getan, daß man hier doch 
wesentliche Änderungen ablesen kann 
vom Voranschlag 1975, den wir im De­
zember 1974 beschlossen haben, be­
sonders was die Ausgabenseite des 
aoH-Teiles betrifft. Diese Änderun­
gen werden auch Anlaß sein, daß ich 
mich etwas näher damit zu beschäfti­
gen erlaube, wie es bereits mein Vor­
redner getan hat. Ich glaube, daß man 
hier seitens des Erstellers des Voran­
schlages 1975 keine besonders glück­
liche Hand gehabt hat, denn ich werde 
Ihnen dafür noch einige Beweise liefern 
in Anreicherung jener Fakten, die be-
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reits heute vorgebracht wurden. Es 
steht vor allem für mich fest als ge­
nauer Betrachter dieses Nachtrags­
voranschlages, daß diesmal der Nach­
tragsvoranschlag 1975 wesentlich stär­
kere Schwankungen aufweist als das 

· Werk des Nachtragsvoranschlages 
1974. Vor allem bezüglich der Projekt­
seite beim aoH. Das darf ich Ihnen, 
wie ich schon erwähnt habe., an Hand 
von einigen Positionen noch vor Augen 
führen. Vor 2 Jahren, als wir den 
Rechnungshofbericht ins Haus bekom­
men haben und darüber debattiert ha­
ben, stand bei einem wichtigen Ab­
satz des Rechnungshofberichtes . der 
Satz: Vi/enn ein Haushaltsvoranschlag 
Schwankungen von mehr als 10 % nach 
unten oder oben unterworfen war, und 
das geht echt aus dem Nachtragsvor­
anschlag hervor, dann wird die Sache 
kritisch, dann sind die Verantwortli­
chen vielleicht nicht mit dem nötigen 
Respekt vor einem Gesamtjahresvor­
haben zur Hand gegangen oder zu Werk 
gegangen. Ich darf feststellen, daß be­
züglich des oH-Teiles hier diese 
Schwankung nicht so war, daß sie all­
gemein einer Kritik unterzogen werden 
braucht, zumindest was die Gesamt­
ziffern derEinnahmen- und Ausgaben­
seite des oH betrifft, denn diese 
Schwankung beträgt 12 % und hier kann 
man sozusagen laut die~em Rechnungs­
hofbericht noch ein Auge zudrücken. 
Allerdings die Gesamthaushaltsverän­
derung beträgt 18 %. Das ist eben An­
laß, daß man einen solchen Nachtrags­
voranschlag doch etwas näher betrach­
ten muß, um künftige Fehlerquellen 
zu vermeiden, um eberi künftig unsere 
eigenen Beschlüsse in einem kommen­
den Haushaltsjahr besser ün Griff zu 
haben. Vielleicht könnten dann einige 
Verbesserungen, die nachher sicher 
kein Anlaß zur Kritik sein könnten, 
dazu beitragen. Ich darf einen kleinen 
Ausspruch vom Vorredner Dr. Stelln­
berger 1nachen, wenn er von den Per­
sonalkosten sprach, von der Explosion 

der Personalkosten, hier wäre es rat­
sam, daß man beim Sammelnachweis 
über die Personalkosten in 2 Teilen 
vorgeht, nämlich in jenen Teil, was 
sind echte Verwaltungsausgabenko­
sten, also was kosten, um es banal 
zu sagen, die Beamten und was kosten 
die übrigen Bediensteten, die Dienst­
leistungen - wie schon Herr Vizebür­
germeister Schwarz erwähnte - gegen­
über der Bevölkerung erbringen. Ich 
glaube. da könnte man weit eher eine 
echte Bilanz erhalten, was die Schreib­
tischbeamten kosten bzw.was an Dienst­
leistungen echt erbracht wird. 

Ich darf aber wieder zurückgehen 
auf das Nachtragswerk, auf den Nach­
tragsvoranschlag oH und zur Einnah­
menseite nur in Ergänzung dessen, was 
Sie sicherlich alle vor sich haben und 
wie ich hoffe, alle durchstudiert haben, 
aber dennoch anführen, daß es hier ei­
nige erfreuliche E innahmenübe rs chrei­
tungen gegeben hat. In der Gruppe O um 
18 %, in der Gruppe 1 Öffentliche Ord­
nung um 10 %. Hier merkt man wie­
derum, daß man tatsächlich der ge­
wünschten Budgetwahrheit in dieser 
Gruppe 1 Öffentliche Ordnung und Si­
cherheit sehr nahe gekom1nen ist. In 
der Gruppe 2 Schuh·-:"esen betragen die 
Einnahmenerhöhungen entgegen den Er­
wartungen 28 % mehr und dies_ ist vor 
allem darauf zurückzuführen, daß man 
sich getäuscht hat im Bezug auf die 
Beiträge und Ersätze von Gebietskör­
perschaften, die um S 380. 000, - - er­
freulicherweise - mehr wurden und auch 
die Gastschulbeiträge um S 420.000, --. 
Bezl;iglich der Kindergartenbeiträge ist 
festzustellen, daß sie um S 400. 000, -
bezüglich neuem Ansatz überschritten 
worden sind. Bezüglich des Kulturwe­
sens, Gruppe 3, ist doch zu sagen, daß 
bei den Gesamteinnahmeerwartungen 
von S 720 .000, - diese wesentlich über­
schritten wurden und es wirklich der 
Ge1neinderat nicht recht machen wür­
de, wenn er andauernd Erhöhungen, 
der Teilnehmergebühren z. B. der 
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Volkshochschule, beschließen würde, 
wie sie ·heute leider beschlossen wur­
den. Denn die zu erwartenden Einnah­
men bei diesen Posten betragen nach 
unserer Rechnung, wenn man ihnen 
glauben darf, daß die Durchschnitts­
erhöhungen dieser Teilnehmergebüh­
ren an Volkshochschulen zwischen 10 
und 12 % betragen, lediglich S 58. 000 
insgesamt . . Lediglich stelle ich fest 
deswegen, ,,._renn man den Gesamtbe­
trag der Einnahmenerwartung, die sich 
erfüllen wird bis zum 31. 12. 1975, 
hier zu Rate zieht. Also hier mögen 
wir künftig warnen, zu hohe Ansätze 
zu schaffen. In der Gruppe 4 Jugend­
hilfe fällt an sich nichts Besonderes 
auf, außer daß die Einnahmeerwar­
tung um 22 % laut neuem Ansatz er­
höht wurde. Im Gesundheitswesen al­
lerdings - das ist an sich eine kleine­
re Gruppe - betragen die Einnahmen 
um 330 % mehr, also S 321. 000, - laut 
neuem Ansatz und hier kann man schon 
sagen, daß man auf Grund der Zuschüs­
se von Gebietskörperschaften, die 
scheinbar im voraus nicht erahnt wur­
den, dadurch diese höhere Einnahmen­
summe zustande gebracht hat. In der 
Gruppe 6 Bau-, V"ohnungs- und Sied­
lungswesen betragen die Mehreinnah­
men um 108_ % mehr. Hier muß man 
sagen, die Schwankung bzw. Erhöhung 
der Einnahmen bei der Gruppe 6 war 
enorm. Gegenüber dem Voranschlag 
wurden um 108 % Mehreinnahmen er­
zielt und wodurch? Hauptsächlich durch 
Geldstrafen. Hier müßte man - unter 
Anführungszeichen gesetzt - unseren 
Polizeiorganen ein Lob aussprechen, 
wenn sie anstelle von S 1, 8 Mill. nun 
S 3, 2 Mill. Geldstrafen zustandebrin­
gen. Wie gesagt unter Anführungszei­
chen. 

In der Gruppe 7 Öffentliche Ein­
richtungen gibt es keine besonderen 
Schwankungen gegenüber dem Voran­
schlag. 18 % Mehreinnahmen scheinen 
in etwa den Erwartungen zu entspre­
chen. In der Gruppe 8 \Virtschaftliche 

Unternehmen sind 50 % Mehreinnahmen 
· laut neuem Ansatz zu erwarten und hier 
sprechen vor allem die Voranschlags­
postziffern 81-76 und 852-76 eine deut­
liche Sprache. Nicht ~rwartete Zu­
schüsse aus Gebietskörperschaften 
schrauben diese Einnahmebilanz in die 

. Höhe. Bei der Gruppe 9 Finanz- und 
Vermögensverwaltung ist im Bezug 
auf die urbanen Steuern bereits eini­
ges vermerkt worden. Bemerkenswert 
ist jedenfalls das Anziehen der Lohn­
summensteuern und der Getränkesteu­
ern, wobei man das Anziehen der Ge­
tränkesteuer nicht unbedingt als Plus 
werten kann, wenn man weiß, wie di~­
s es Anzeihen zustandekornmt. ·wie es 
überhaupt zustandekam, das wurde 
schon vorhin erwähnt, durch die soge­
nannten Sondersteuern. Es ist insge -
samt zur Einnahmenseite zu sagen, 
daß - es ist immer erfreulich, wenn 
sie höher werden als erwartet - man 
hier ein uneingeschränktes Ja abgeben 
kann. 

Bezüglich des Teiles des oH Aus­
gaben, wurde bereits erwähnt, daß 
man hier einige Ausgaben getätigt hat, 
die im oH, im Voranschlag 1975, nicht 
vorgesehen waren. Darunter ein Dar­
lehen an die Personalvertretung. Ich 
möchte allerdings nicht, daß man mir 
das vielleicht als negative Stel~ungnah­
me abnimmt, aber immerhin sollten 
die Planer eines Voranschlages in ei­
nem künftigen Haushaltsjahr derartige 
Dinge einplanen. 

· Im Bezug auf Öffentliche Ord­
nung und Sicherheit ist nichts hinzuzu­
füge:n, weil 11 % Mehrausgaben si­
cherlich gerechtfertigt sind gegenüber 
dem Voranschlag 1975. 

Schulwesen, da möchte ich das­
selbe sagen, es gab 17 % Mehrausga­
ben, beim Kulturwesen 15 % Mehraus­
gaben, Brandmeldeanlage - die ich 1nir 
auch n0tiert gehabt hätte - diese wur­
de positiv erwähnt. In der Gruppe 4 
Sozial- und Jugendhilfe hier hätte ich 
schon eine Frage, die trotz eifrigster 
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.Durchsicht und trotz Vergleichsziffern 
mit dem Voranschlag 1975, dem Nach­
tragswerk und auch dem Entwurf für 
den Haushaltsvoranschlag 1976 mir 
nicht. recht eingingen, wenn ich so 
sagen darf. Nämlich die Position 449-
54" Aktion Essen auf Rädern". Ich er­
innere mich noch genau und wenn Sie 
den beschlossenen Voranschlag 1975 
zu Rate ziehen, daß Sie bei dieser Vor­
anschlagspost ·449-91 den Betrag von 
S 300.000,- eingeplant gehabt haben. 
Jet'zt sehen wir im Voranschlag 1975 
einen Betrag von S O, - und einen Nach­
trag von S 140. 000, - . Hier bitte ich 
um Aufklärung, weshalb diese VP beim 
von uns allen einstimmig beschlossenen 
Haushaltsvoranschlag 1975 hier im 
Nachtragswerk nicht vorgesehen ist. 
Wahrscheinlich gibt es irgendwelche 
buchhalterischen Gründe, stelle ich 
mir vor, aber ich kann nicht verstehen , 
daß alle vergessen haben könnten, daß 
wir hier einmal S 300.000, - beschlossen 
haben für diese Aktion "Essen auf Rä­
dern". Folglich ist eine Überschreitung 
bzw. ein Nachtrag von S 40. 000, - , wie 
mir scheint, nicht recht in Ordnung. 

In der Gruppe 5 Gesundheitswesen 
und Körperliche Ertüchtigung sehe ich 
keinen Anlaß zu irgend. einer Kritik. 
Auch bei der Position 6 Bau- und Sied­
lungswesen wurden bereits jene Kri­
terien kritisiert, die auch ich beab­
sichtigt hätte, einer Kritik · zu unter­
ziehen, vor allem was die Stadtplanung 
betrifft, wo es auch einen Antrag sei­
tens der Freiheitlichen Fraktion gibt 
vom Vorjahr, hier ein mittel- und lang­
fristiges . Budgetkonzept vorzulegen 
bzw. bezüglich Planung endlich einmal 
etwas langfristig vor Augen zu führen, 
wenn schon das Stichwort gefallen ist 
mittelfristiges Investitionskonzept. 

Beim aoH da ist schon feststell­
bar, daß - bedauerlicherweise - wir 
hier sehr wohl gut gearbeitet haben, 
sehr oft beisammen gewesen sind, man 
hier mit Informationssitzungen diesem 
Investitionskonzept breiten Raum ein-

geräumt hat, mittels sogenannten in­
terfraktionellen Gesprächen hier Wün­
sche deponiert hat, um schließlich die­
ses Investitionskonzept auch hier ein­
zubringen. Aber scheinbar scheint das 
etwas Märchenhaftes gewesen zu sein, 
weil man einfach wenig Dinge auch im 
I)euenEntwurf im Voranschlagsentwurf 
1976 vorfindet, die dem beschlossenen 
mittelfristigen Investitionskonzept ent­
sprechen würden, Ein Dank ist an den 
Verkehrsreferenten abzustatten, der 
schon abgestattet wurde, daß es ihm 
gelungen ist, die Ausgabenseite für die 
Asphaltierung und Straßenerhaltung so 
wesentlich zu erhöhen. Ich darf auch 
die Gelegenheit wahrnehmen, obwohi 
es gewisse Konfrontationen gegeben 
hat, mich offiziell für die Sanierung 
derResthofstraße - weil es ein beson­
derer ·wunsch war von mir - zu be­
danken. Nachdem schon Dankabs tat­
tungen hier erfolgt sind, darf ich das 
auch tun. 

In der Gruppe 7 Öffentliche Ein­
richtungen und ·wirtschaftsförderung 
fällt auf und hier bitte ich auch umAuf­
klärung, ob denn die Errichtung der 
Kinderradfahrbahn auf der Ennsleite, 
die hier schon mein Freund Fahrnber­
ger angezogen hat, picht vorgesehen 
war im Voranschlag 1975, ob di.e auch 
wirklich hierher in diesen Teil gehört 
und nicht . vielleicht in den ao-Teil. 
Ich bitte darüber um Aufklärung. 

An sich ist die Ausgabenseite um 
22 % überzogen gegenüber dem Voran­
schlag 19 7 5 und die Gruppe 8 ·wirt­
schaftliche Unternehmen wurde ganz 
haarscharf genau geplant und prälimi­
niert; weil hier nur eine Mehrausgabe 
von 4 % vorliegt. Allerdings gibt es 
verschiedene Umbuchungen, z. B. der 
Anteil des Nachtrages Grundleistung um 
S 3 58. 000, - oder bezüglich Dach- und 
Fassadeninstanclsetzung wurde ein zu 
hoher Betrag veranschlagt, jetzt wer­
den weniger. Diese Umbuchungen sind 
natürlich auch ein wenig kritisch zu 
betrachten. 
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In der Gruppe 9 Finanz- und Ver­
mögensverwaltung auf der Ausgaben­
seite des oH sind erfreulicherweise 
Mehrausgaben von 45 % zu registrie­
ren. Erfreulich einerseits, unerfreu­
lich deswegen, weil man sich tatsäch­
lich im Voranschlag, den wir be­
schließen in dem guten Glauben, daß 
er realisiert wird, nicht mehr recht 
trauen können, wenn es derartige we­
sentliche Veränderungen . gibt. Wenn 
hier Ansätze aufgezeigt werden, neue 
Ansätze - das wurde auch schon er­
wähnt vom Vorredner Gemeinderat Ho;­
lub - die plötzlich da sind, die vor­
her nicht sichtbar waren. Ich hätte, 
wie gesagt, abschließend zu vermer­
ken, daß die Freiheitliche Fraktion zum 
Teil des oH nicht des aoH - auf den 
komme ich noch zu sprechen - ihre 
Zustimmung - Einnahmen und Ausga­
ben oH - geben wird, aber doch sehr 
skeptisch nach eingehender Beratung 
und Überlegung den.1 aoH gegenüber­
steht. Die erfreuiiche Bilanz der Ein­
nahmenseite, wo von ehemals 6 präli­
minierten Einnahmeposten nun daraus 
tatsächlich 14 wurden, hebt nicht auf 
die Seite der Ausgaben. Nämlich hier 
sind - mit einem harten \~.'ort muß ich 
das sagen - doch einige Budgetunwahr­
heiten erkennbar. Wenn man sich auf 
einen Voranschlag 1975 verläßt und 
darauf haben uns nicht nur wir ver­
lassen, sondern auch die Öffentlich­
keit, die Bevölkerung und natürlich 
auch die geflissentlich über unsere Be­
schlüsse berichtende Presse. Wenn 
man sich darauf verläßt, steht man 
nicht unbedingt so da, als ob der Be­
frager einem alles abnehmen kann. 
\\Tenn man z.B. bemerkt, daß dies und 
jenes in der Gruppe 2 Ennsleitenschu-· 
le - Restabwicklung, Hauptschule 
Gleink - Planung, wenn hier lächerli-
che Neuansatzbeträge hervorkommen, 
so muß man wohl sagen, daß dies Din­
ge sind, die wir nicht unbedingt alle 
verantworten können. 

Es fällt auf und spricht Hohh die 

Tatsache in der Gruppe 3, daß für die 
Denkmalpflege und die Altstadterhal­
tung und für die Tausendjahrfeier, wo 
es darüber schon x Ausschußsitzungen 
gab, x Pläne vorgelegt wurden, wo al­
le einstimmig dafür waren, daß hier 
neue Investitionen außerhalb des oH 
getätigt werden, daß man doch auch 
sich endlich einmal der Mühe unter­
ziehen sollte zu planen, wie wir die 
Million einsetzen. \Vas kam als neuer 
Ansatz heraus? S 4. 000, - . Hier - ich 
wage die Behauptung - kann es sich 
höchstens um Telefonkosten und irgend­
welche Gebühren handeln, aber nie­
mals kann man hier sagen, daß der 
vorgesehene Betrag auch nur annähernd 
verwendet wurde. Ich darf bitten, · daß 
man künftighin bei der Neuerstellung 
des Voranschlages 1976 nicht nur Be­
träge einsetzt, sondern auch Pläne, 
echte Pläne dem Gemeinderat vorlegt, 
wie denn diese präliminierten Beträ­
ge zurAnwendung gelangen sollten be­
züglich der Projekterstellung. Das 
fehlt hier vollkommen, das sind nur 
Titel Denkmalpflege, Alts tadterhal­
tung, Tausendjahrfeier und dann 
kommt ein neuer Ansatz, den man 
höchstens als Telefongebührenkosten 
bezeichnen kann von S 4. 000, - heraus. 
Bezüglich der Gruppe 5, hier fehlen 
einige Dinge, die im mittelfristigen 
Investitionskonzept beschlossen wur­
den und die eigentlich den Herrn Stadt­
rat Kinzelhofer treffen. Ich meine ne­
gativ treffen insofern, daß er seine 
damals bekannt gewordenen \iVünsche 
scheinbar auf Grund der neuen An­
sätze überhaupt nicht erfüllt erhält. 
Wenn man z. B. Sportplatz Münich­
holz-Platzsanierung, Veranstaltungs­
raum Münichholz, der auf 0 abgesun­
ken ist hier zu Rate zieht oder gar 
das Stadion, das sich seinerzeit em-
mal mit einer Sonderbezeichnung be­
titelt hat. Ich vermeide das heute, da- . 
mit hiernichtEmotionen wach werden. 

Ich glaube, in der Gruppe 6 auch 
sagen zu müssen, daß man hier gewisse 
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Einnahmeverschätzungen begangen hat 
bezüglich jener Straßen, die als lau­
fende Bauvorhaben bereits allen be­
kannt sind und die bereits vom Vor­
redner erwähnt wurden. Man könnte 
sagen alle Jahre wieder Autobusbahn­
hof, aber ich möchte mich nicht ver­
breitern, weil ich eingangs gesagt ha­
be, daß ich nicht unnötigerweise mich 
Wiederholungen hingeben möchte. Gro­
ße Debatten, viel Red und Ehr um 
nichts, gab es wegen der Sandmair­
überfuhr. Hier wurde ein neuer Ansatz 
0 hineinoperiert. Ich weiß nicht, was 
noch passieren wird. Vielleicht gibt es 
auch darüber eine Aufklärung, welche 
neuen Projekte man mit einem Ansatz O 
realisieren kann. Verschiedene andere 
nicht getätigte Vorhaben bzw. auf Grund 
der neuen Ansätze ersichtlich, daß 
man sie nicht tätigen möchte, sind Ih­
nen aus dieser Übersicht bekannt. Es 
würde wahrscheinlich noch eine halbe 
Stunde dauern, wenn ich sie einzeln an­
führen würde. Ich möchte Ihnen das 
ersparen. 

GEMEINDERAT ALFRED BAUMANN: 
Wir haben Zeit! 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Na ja, wenn man Zeit hat selbst­

verständlich, Herr Gemeintj.erat Bau­
mann. Sie sind ja immer e·in aufmerk­
samer Zuhörer seit dem 5. 11. 1973 

. gewesen. Da kann man selbstverständ­
lich auch einzelne Projekte anführen 
in Erinnerung dessen, was die Stadt­
gemeinde und wir alle leider nicht ge­
macht haben. Die Ausbesserung des 
Grünmarktes z. B. , Ansatz O, Detail­
projekt Umfahrungsring - Abstieg 
Teufelsbach Ansatz 0, Knoten S37 
wurde bereits erwähnt. Eine ganz 
wichtige Angelegenheit für künftige 
Zeiten, damit Steyrs Verkehrsnetz nicht 
noch weiter unter dem österreichischen 
Niveau absinkt, hat hier eine neue An­
satzpost O erfahren. Ich glaube, das 
gehört einmal geändert, hier müßte 

auch einmal der gesamte Gemeinderat 
etwas kräftiger vorstelliger werden 
beim zuständigen Ministerium, damit 
man hier meinetwegen mit einer Reso­
lution, die man ohne weiteres bei der 
Budgetdebatte einstimmig beschließen 
könnte - ich glaube kaum, daß es je­
manden geben wird, der hier die in­
frastrukturellen Verbesserungen be­
züglich des Verkehrsnetzes in und um 
Steyr und zu den Autobahnen nicht 
wünscht. Ich glaube, hier gibt es ei­
nige Anhaltspunkte, die vielleicht in 
interfraktionellen Gesprächen, die 
nicht oft in letzter Zeit durchgeführt 
wurden - im letzten halben Jahr fast 
überhaupt nicht - daß man hier das in 
solchen Gesprächen einer Beratung un­
terzieht, um sie dann einstimmig im 
Gemeinderat über dieses Beschlußor- . 
gan abzuführen. Es gibt selbstver­
ständlich auch einige Projekte, die 
nicht vorgesehen waren und die hier 
aufscheinen, wie die Haager Straße, 
Resthofstraße Kanal, Kaserngasse und 
Rooseveltstraße Kanal und ich glaube 
bezüglich Feuerwehrwesen und Neu­
bau eines Bootshauses brauche ich mich 
nicht verbreitern, hier wurde bereits 
eine kritische Bemerkung heute depo­
niert. Es ist jedenfalls feststellbar, 
daß von ursprünglich 68 hier laut Vor­
anschlag präliminierten Vorhaben 35 
realisiert wurden, mit Verschätzungs­
ziffern realisiert wurden und dies je­
doch einAnlaß zu einer kritischen Be­
trachtung war und ich glaube, der ge­
samte Gemeinderat und vor allem die 
Verantwortlichen, die für die Erstel­
lung verantwortlich sind, sollten sich 
künftig etwas näher an den Voran­
schlag bei den Beschlußfassungen hal­
ten. Dafür wird er schließlich vorge­
legt und dafür sollten wir alle unsere 
Arbeit einsetzen. Die Gründe dieser 
nachweislichen Budgetlücken oder die­
ser Plan im aoH, der zu 50 % nicht 
echt den Gegebenheiten des Vorjahres, 
des beschlossenen Voranschlages 1975 
entspricht, das I\1ißverhältnis zwischen 
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Voranschlag 197 5 und Nachtragsvoran­
schlag, das Veränderungen von be­
reits im Dezember 1974 bekannt ge­
wordenen Projekten bis zu einem Aus­
maß von wie gesagt 50 % aufweist, hat 
sicherlich mehrere Gründe. Ein 
Hauptgrund - hier darf ich eine Kri­
tik anbringen, eine sachliche Kritik -
daß der Herr Bürgermeister im letz­
ten halben Jahr hier im Gemeinderat 
einen Zustand geschaffen hat, wo leider 
das Schweigen eine eindeutige Dominanz 
eingenommen hat. Es scheint, als ob 
es sich der Herr Bürgermeister im 
letzten Jahr etwas bequemer gemacht 
hat als zuvor und wir würden ihn ersu­
chen - das Ersuchen wurde heute ohne­
hin schon abgegeben von meinem Freund 
Fahrnberger - daß man künftig doch et­
was öfter den Gemeinderat mit derar­
tigen Dingen befaßt. Es gibt meines 
Erachtens dafür keine Ausrede, nicht 
einmal die Wahl, denn Sie wissen alle, 
daß auf Grund des 3-Parteien- Über­
einkommens die echte \Vahlvorberei­
tung bzw. der sogenannte Wahlkampf, 
für mich war es eine Wahlwerbung, erst 
ab 24. 8. begonnen hat und es wäre oh­
ne weiteres ·möglich gewesen, am 26. 
6. eine zweite GR-Sitzung einzuberu­
fen, die wäre ohne weiteres möglich 
gewesen sofort nach der Nationalrats­
wahl, eine ·woche darauf, eine solche 
einzuberufen und ich habe die Bitte an 
den Herrn Bürgermeister, daß man 
diesen Zustand des Schweigens hier im 
Gemeinderat nicht mehr so lange wäh­
ren läßt. Es gibt sogar einen Ver­
gleich, den ich hier anführen· möchte. 
Allerdings bitte ich, diesen Vergleich 
etwas humorvoll aufzufassen und nicht 
gekränkt zu sein. Es hat einmal einen 
Reichstag gegeben in Berlin, der ist 
nur aufgefallen durch das Absingen von 
gewissen Liedern ..• 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Habe ich nie gehört! 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Hat niemand gehört! Historiker 

berichten davon und man bezeichnete 
diesen Reichstag als teuersten Ge­
sangverein. Wir werden allmählich der 
teuerste Gemeinderat, wenn wir so 
wenige Sitzungen abhalten und wir dür­
fen nicht einmal irgendwelche Volks­
lieder absingen, sondern wir mußten 
im letzten Halbjahr schweigen. \Vir be­
kamen dafür Schweige-1\/Iandatsgelder 
übermittelt. Bitte das sowohl ernst als 
teil~ humoristisch aufzufassen. Ich 
glaube, daß es die Öffentlichkeit nicht 
versteht, wenn man seit dem 26. Mai 
nicht mehr tagt. Wir wissen alle, daß 
jeder Einzelne wahrscheinlich eine 
Menge Arbeit geleistet hat zwischen­
zeitlich, die nicht der Öffentlichkeit be­
kannt ist, daß jeder seine Interventio­
nen zu erledigen hatte in einem Aus­
maß, das meistens die Zeit, die man 
besitzt, übersteigt. Aber das offizielle 
Beschlußorgan Gemeinderat, glaube 
ich, müßte doch öfter einberufen wer­
·den. 

Ich bitte daher zur Kenntnis zu 
nehmen, daß wir einen Zusatzantrag 
zum Nachtragsvoranschlag 1975 stel­
len, der leicht zu erfüllen ist, mit dem 
Wortlaut: 

Die Freiheitliche Fraktion richtet 
an den Gemeinderat der Stadt Steyr·fol­
genden Zusatzantrag gemäß § 18 der 
Geschäftsordnung. Der Gemeinderat 
wolle beschließen: 

Nicht nur den Nachtragsvoran­
schlag 197 5 zur Kenntnis zu nehmen, 
sondern die Ressortverantwortlichen 
werden ersucht, im kommenden Haus­
haltsjahr eine sorgfältigere Budgetie­
rung bezüglich der realen Durchfüh­
rung von Projekten vorzunehmen, da­
mit die Bevölkerung wahrheitsgetreu 
über echt geplante, im betreffenden 
Haushaltsjahr durchzuführende Pro­
jekte unterrichtet werden kann und 
nicht nach Ablauf des Bilanzjahres in 
derart großer Zahl Enttäuschungen 
hinnehmen muß. Ich bitte um Annahme 
dieses Zusatzantrages zum Nach­
tragsvoranschlag 1975, den wir in 
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seiner Gesamtheit annehmen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Ich darf dazu die Bestimmung 

der Geschäftsordnung wahrnehmen und 
den Vorsitz an meinen Kollegen 
Schwarz abtreten, damit ich einige 
Aufklärungen, die einer Diskussion 
gleichkommen, abgeben kann. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHvVARZ: 

Ich übernehme den Vorsitz und 
erteile gleichzeitig dem Bürgermei­
ster zur Teilnahme an der Debatte 
das Wort. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WE ISS: 
Meine Damen und Herren! 

Wenn hier in den Endausführun­
gen zum Ausdruck kommt, daß ich mir 
als Bürgermeister der Stadt Steyr mein 
Leben sehr bequem gemacht habe, wer­
den Sie, Herr Gemeinderat Fuchs, 
wahrscheinlich das am vVenigsten be­
urteilen können, denn Sie haben bei 
einigen Sitzungen gefehlt, wo es hier 
um Sachanträge gegangen ist und wo 
Sie die besten Informationen hätten er­
halten können. 

GEIVIEINDERAT ERNST FUCHS: 
Ich habe nie bei einer Beschluß­

s itzung gefehlt! 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Ich kann natürlich nichts dafür, 

wenn nicht Sie, sondern Herr Gemein­
derat Fahrnberger Obmann Ihrer Par­
tei ist und daher an den Fraktionsob­
männerbesprechungen . teilnimmt und 
von· mir eingeladen wird. Die Angele­
genheit betreffs Ihrer humorvollen Be­
merkungen Reichstag dürften Ihnen ge­
läufiger sein als mir, denn das, glaube 
ich,steht Ihnen politisch etwas näher als 
mir. Daher kann ich mich nicht näher 
äußern, wie groß und teuer der Ge­
sangverein war. 

Das Nächste dürfte wohl auch in 

der Richtung· . hinzielen, daß ich wohl 
auch einige Aufklärungen geben möch­
te. Sie haben das "Essen auf Rädern" 
angezogen und ich habe die Funktion 
als Bürgermeister seinerzeit wahr­
genommen, um eine Bitte an die Stey­
rer Service-Clubs zu äußern, damit 
sie hier in ihrer Tätigkeit in der Frage 
11Essen auf Rädern" aktiv werden und 
dankenswerterweise muß ich das heute 
wiederholen, was ich · heute schon in 
einem ähnlichen Kreis gesagt habe und 
auch öffentlich, daß sich die Persön­
lichkeiten, die diesen Klubs angehören, 
sich immer in den Dienst der Sache 
gestellt haben und den ersten \,Vagen 
finanziell übernommen und uns damit 
den Start in diese Aktion erleichtert 
und ermöglicht haben. Inzwischen hat 
das Forum-Kaufhaus anläßlich der Er­
öffnung ein zweites Fahrzeug dieser 
Art gespendet, sodaß unsere Zustell­
dienste einwandfrei · erscheinen. Das 
kann ich Ihnen ohne weiteres zur Auf­
klärung mitteilen. Ich glaube, die Tau­
sendjahrfeier dazu zu benützen, um po­
litischen Boden zu gewinnen, scheint 
mir momentan etwas fehl deshalb zu 
sein, weil Sie eine Informationslücke 
dadurch besitzen, daß Sie nicht in die­
ses Komitee berufen wurden oder nicht 
eingeladen wurden, ,vo bereits einige 
Vorgespräche stattgefunden haben.wo­
bei es sich um eine freiwillige Zusam­
menkunft von Interessierten handelt, 
dem das Präsidium angehört und wo 
auch noch unter Beiziehung von Hofrat 
Goldbacher und ferner unter Beiziehung 
verschiedener namhafter Persönlich­
keiten, auch der Kulturamtsleiter usw. 
z,vei Gespräche bis jetzt stattgefunden 
haben. Ich betone Gespräche und kei­
ne Sitzungen, weil es sich um kein 
offizielles Gremimn handelt, sondern 
um Ideen, die im Kulturausschuß 
schon zur Behandlung gestanden sind, 
dort gewälzt wurden, in welcher \,Yeise 
man hie·r zur Tausendjahrfeier tätig 
werden kann. Ein Konzept, das vom 
IVIagistratsdirektor ausgearbeitet wur-
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de, war wesentlicher Gegenstand der 
bisherigen Gespräche und unterbrochen 
durch diese jetzt etwas hektis ehe Zeit 
in den letzten Abläufen konnte diese 
Besprechung noch nicht fortgesetzt 
werden. Es ist beabsichtigt, dem 
Gemeinderat, nachdem hier die Ab­
steckung der Ziele einigermaßen er­
folgt ist, konkrete Vorschläge zu er­
statten, die letztlich auch darauf hin­
ausgehen,. nicht nur den Gemeinderat 
allein - das möchte ich schon in den 
Vordergrund rücken - sondern die 
Steyrer Bevölkerung an dieser Tau­
sendjahrfeier sowohl aktiv als auch 
sinngemäß zu beteiligen! Ich würde 
es nicht für sehr zweckmäßig er­
achten, wenn ausschließlich das eine 
Verwaltungsangelegenheit des Magi­
strates werden würde, sondern die 
.Steyrer haben sich anläßlich der Vor­
führung des ORF-Steyr-Films aus­
drücklich zu Steyr bekannt. Die Kri­
tiken waren überaus positiv, auch von 
jenen, die vermeintlich negativ ge-

. sprochen haben, war alles positiv zu 
werten und ich sehe darin eine sehr 
starke Bewußtseinsbildung des Stey­
rers . in der Öffentlichkeit, egal wel­
cher Altersstruktur jeder Einzelne 
angehört, egal welcher Partei oder 
Konfession er zugehören mag. Der 
Steyrer, auch der kleine Mann auf der 
Straße, hat sich zu ·se'iner Stadt 
bekannt. Damit ist das eine Bestäti­
gung für die Tätigkeit und die Arbei -
ten, die in der Stadt Steyr bisher ge­
leistet werden konnten. Im Sinne die­
ser Stadtbilderhaltung, im Sinne ei- . 
ner 'Wirtschaftsentwicklung, im Sinne 
einerEntwicklung und die Existenz des 
Steyrers schlechthin und der hier An­
sässigen und Interessierten zum In­
halt hat. Ich glaube, daß Kritiken in 
dieser Richtung doch nicht darauf ab­
zielen können, hier die Stadt Steyr 
oder die \Virkung der Stadt Steyr, 
verkörpert durch die Verwaltungstä­
tigkeit des Magistrates, in ein schlech­
tes Licht zu rücken. 

Das von · Ihnen zitierte Investi­
tionskonzept muß ich dahingehend be­
richtigen, es stimmt, der Gemein­
derat hat das über ·wunsch des dama­
ligen Gemeindereferenten beschlossen. 
Inzwischen ist der Wechsel in der Lan­
desregierung eingetreten, das ist ja 
allgemein bekannt, und wir haben über 
Wunsch des heutigen Gemeindereferen­
ten, was ich auch für absolut richtig 
finde, eine Aufforderung bekommen, 
ein sogenanntes Strukturkonzept zu 
entwickeln, das aber nicht für Steyr 
allein gilt, sondern auf den ganzen 

1 

oberösterreichischen Landesboden 
ausgespannt ist, weil es sich gezeigt 
hat, daß vielfach nur aus dem Wollen 
nach viel Investition oft Investitionen 
gemacht wurden, die die Gemeinden 
in ihren Größenordnungen allein nicl?,t 
mehr verkraften konnten. Daher finde 
ich diese Übersicht auf Strukturebene 
viel wesentlicher als nur um "Teufel 
komm heraus" zu investie:cen und doch 
eine Abstimmung überregionaler Art 
zu finden, denn die Mittel reichen we­
der auf Landesebene noch in den Ge­
meinden, hier alle Investitionswünsche 
restlos erfüllt zu sehen. 

Herr Gemeinderat Fuchs, ich 
kann nur zu Ihrem Beitrag reden, zur 
Sandmairüberfuhr. Ich kann Ihnen eine 
sehr . deutliche Aufklärung geben. Wir 
haben uns sehr lange bemüht, mit dem . 
Wirt, der früher die Fähre betrieben 
hat, ein Arrangement zu finden. Er ist 
aber bis heute nicht bereit gewesen -
ich habe hier im Saal einige Zeugen, die 
mit mir bei ihm waren um ihn dazu zu 
bewegen. Das Interesse erlischt zu­
sehends, seit der Resthofbereich auch 
die vVirtstätigkeit belebt beim Sandmair 
und wir haben dazu noch das Finanz­
referat der Landesregierung in Linz 
angesprochen und haben dort bereits 
vor dem Sommer - bedauerlicherwei­
se - ein offizielles Schreiben erhalten, 
daß auf Grund der Untersuchung der 
Landesregierung - sprich Finanzrefe­
rat - eine wirtschaftliche Nutzung der 
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Fähre nicht gegeben scheint. Für die 
paar Ausflügler es aber unmöglich ist, 
namens der Landesregierung hier Fi­
nanzhilfen zu gewähren für die Er­
richtung der Sandmairfähre. Damit 
wäre die Last der Errichtung einer 
Fähre in diesem Bereich ausschließ­
lich der Stadt Steyr auferlegt und ich 
glaube, das kann doch nicht allein das 
Interesse sein, wenn sich die anderen 
Einrichtungen · der Öffentlichkeit auf 
Grund einer Untersuchung, die zweifel­
los sachlicher Art geführt waren, nicht 
dazu bereitfinden können. 

Im übrigen habe ich heute das ein­
zige lVI al Gelegenheit genommen, einen 
Beitrag zu leisten in Form einer Dis­
kussion. Ich sage aber noch einmal, 
die Information im Gemeinderat - das 
möchte ich noch einmal endgültig von 
mir aus zur Kenntnis bringen - hat 
keine Lücke. Es besteht eine Lücke 
durch den langen Zeitraum, durch die 
Spanne von Sitzung zu Sitzung der Stel­
lungnahme des Einzelnen in der öf­
fentlichen Sitzung, aber es besteht 
keine Lücke in der Information, über 
die Vorgänge in der Gemeindeverwal­
tung, über die Vorgänge, die die ge­
samte Verwaltungstätigkeit und den 
Fortschritt in der Stadt berühren. Das 
sind Unterscheidungen, die im Interes -
se des ,veitergehens und des Wollens, 
des gemeinsamen vVollens ~ muß ich 
sagen von Wert sind, daß sie ausge­
sprochen werden. Ich verhehle nicht, 
daß es unangenehm ist, diese große 
Pause. Sie ist aus Gründen entstan­
den, die ich nicht näher erläutern 
möchte, sie sind bekannt. Aber das 
ändert nichts daran, daß an den Ver­
waltungsvorgängen jedenfalls keine 
Entscheidung zurückgestellt werden 
mußte, daß die nötigen Veranlassun­
gen immer getroffen wurden und wer 
in Steyr mit offenen Augen herumgeht, 
wird bemerkt haben, daß nirgendwo 
eine Lücke in der Tätigkeit zu vermer­
ken war. 

Ich glaube, das sind Bemerkun-

gen, die man doch überdenken sollte. 

BÜRGERIVTEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHvVARZ: 

Ich danke dem Herrn Bürgermei­
ster für seinen Beitrag. A 1s weiterer 
Diskussionsredner hat sich Gemeinde­
rat Treml gemeldet. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
\Verte Damen und Herren des Gemein­
derates! 

Ich möchte gleich vorausschik­
keI?-, daß ich wahrscheinlich Ihre Zeit 
im' Bezug auf die Debatte zum Nach­
tragsvoranschlag nicht so lange in An­
spruch nehmen werde, wie die vor­
hergehenden Debattenredner, obwohl es 
ohne Zweifel auch mir möglich wäre, 
besonders in der Richtung einige Fak­
ten aufzuzeigen, weil ich schon im 
Zusammenhang mit derErstellung des 
Voranschlages im Dezember 197 4 be­
sondere Bedenken und Kriti.k geäußert 
habe, weil im Voranschlag schon das 
mittelfristige Investitionskonzept, das 
breit diskutiert wurde von den Gemein­
deräten, schon im Voranschlag keinen 
Niederschlag in diesem Ausmaß fin­
den konnte, weil die Deckung und die 
Finanzkraft nicht vorhanden ist. Ich 
möchte vorausschicken, daß es für un­
sere Fachleute, die uns 1\/Iandataren 
weitgehend die Arbeit abnehmen und 
die Voranschläge untermauern und er­
stellen, daß es auch ihnen sehr schwer 
ist in der derzeitigen Vlirtschaftslage, 
in diesem ,virtschaftssystem, in dem 
wir uns befinden, planmäßig genau ei­
nen Voranschlag auf ein Jahr zu erstel­
len. vVir kennen die Schwankungen, 
die besonders in diesem Jahr aufge­
treten sind. Die weltweite Krise, die 
auch vor unseren Grenzen nicht halt 
gemacht hat, aber allerdings - das 
möchte ich besonders unterstreichen -
uns doch nicht so trifft, wie es die an­
deren Länder betroffen hat. Das möch­
te ich nicht gesagt haben zur Vertei­
digung der IVIehrheitsfraktion, denn die 
bedarf bestimmt nicht der Hilfe von 
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mir. Aber der Nachtragsvoranschlag 
zeigt uns Kommunisten erneut, daß 
zur Bewältigung der dringenden und not­
wendigen Vorhaben unserer Gemeinde 
eben nur zu einem geringen Teil aus 
Eigenmittel finanziert werden können 
und daher zum größten und überwie­
genden Teil mit teuren Krediten finan­
ziert werden. Dadurch steigt die Ver­
schuldung unserer Gemeinde weiter an, 
die auch im Schuldendienst des zu be­
schließenden Nachtrags vorans chlages 
klar zum Ausdruck kommt, denn die 
Zinsen- und Darlehenstilgungen stei­
gen heuer bereits fast an die Grenze, 
nänlich auf S 12, 7 MilJ. an. Aber 
trotz dieser prekären Situation der 
Gemeindefinanzen sind auch die Ge­
meindepolitiker und das habe ich ei­
gentlich von meinen Vorrednern nicht 

,gehört, nicht recht bescheiden in die­
sem Jahr und entnehmen aus dem ge­
m_einschaftlichen Steuertopf sozusagen 
anstelle der präliminierten S 3, 850 .000,­
im heurigen Jahr S 4,330.000, -. Hier 
zeigt sich wiederum die Stellungnahme 
der verschiedensten Fraktionen und 
auch wie man einen Voranschlag oder 
auch einen Nachtragsvoranschlag von 
den verschiedenen Warten aus beleuch­
ten kann. Aber dem gegenüber kann man 
dem Nachtragsvoranschlag entnehmen 
und werden vor allem die kleinen Leu­
te, die Arbeiter und Angestellten, nicht 
nur durch die Einhebung der Mehrwert­
steuer für kommunale Leistungen, die 
vielfach von uns kritisiert werden, son­
dern durch die unsoziale schon öfter 
von mir zitierte Gebühren- und Tarif­
politik der Mehrheit dieses Hauses be­
troffen. Zum Beweis dieser Behaup -
tung erlaube ich mir doch, in der Kür-. 
ze meiner Ausführungen auf einige 
Einnahmeposten hinzuweisen. Es ist 
z. B. bei den Kindergartenbeiträgen, 
die um S 400. 000, - mehr zu Buche 
schlagen, bei Teilnehmergebühren der 
Volkshochschule sind das 50 % oder 
genau S 155.000,- mehr, bei den 
Strafgeldern - sie wurden heute schon 

erwähnt - um S 1, 4 Mill., bei der Ge- . 
tränkesteuer erwartet man eine Stei­
gerung von rund S 2 Mill. , und zwar 
auf S 10, 2 Mill. Weiters sind Mehr­
einnahmen zu verzeichnen bei den Ka­
nalanschluß- und Kanalbenützungsge­
bühren sowie bei der Müllabfuhr, zu­
sammen rund S 1, 5 Mill. Nach dem 
Nachtragsvoranschlag werden durch 
diese Gebühren- und Tariferhöhungen 
Mehreinnahmen von über S 6, 5 Mill. 
erzielt bzw. man kann es auch so nen­
nen, daß man die breite Bevölkerung 
damit belastet. Daher stimme ich im 
Namen meiner Partei dem Nachtrags-­
voranschlag nur bedingt zu und lehne 
natürlich die Funktionsbezüge in die­
ser Höhe sowie die Gebühren- und Ta­
rifpolitik, wie sie beschlossen wurde 
oder sich der Niederschlag im Nach-
tragsvoranschlag abzeichnet, ab. · 

Ich danke. 

BÜRGERMEISTER - STE~L VER TRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Ich danke Kollegen Treml für sei­
ne Wortmeldung.Kollege Fahrnberger 
als nächster Debattenredner. 

GEMEINDERAT ING. 
· FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Meine Damen und Herren des Gemein­
derates, wertes Präsidium! 

Vorerst möchte ich mich ent­
schuldigen für einen kleinen Verspre­
cher meines Kameraden Fuchs.Er hat 
natürlich nicht gemeint, daß die Beam­
ten im Rathaus keine Dienstleistungen 
bringen, sondern einen Unterschied 
zwischen manueller Tätigkeit und gei­
stiger Tätigkeit gegenüber der Bevöl­
kerung erbracht. Das war ein kleiner 
Ausrutscher, der sicherlich nicht so 
gemeint war. 

Dann möchte ich noch sagen, daß 
der oH im Nachtragsvoranschlag uns in 
Ordnung erscheint, der außerordent­
liche Nachtragsvoranschlag doch so 
groß in seinen Abweichungen ist, daß 
wir diesem Nachtragsbudget nur be-
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dingt zustimmen können. Wir möch­
ten daher noch einmal einen Vorschlag 
machen, daß man sich überlegen sollte, 
ob nicht der oH und der aoH getrennt 
abgestimmt werden können. Es wäre 
dann leichter, die beiden Haushalte ge­
trennt zu diskutieren und getrennt rich­
tig abzustimmen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE-
TER HEINRICH SCH\VARZ: . 

Danke für diesen Beitrag. Der 
Ordnunghalber möchte ich feststellen, 
daß eine bedingte Zustimmung laut 
Geschäftsordnung nicht möglich ist, 
nachdem das zweimal gefallen ist. Ich 
nehme als Vorsitzender die Äußerun­
gen der bedingten Zustimmungen zur 
Kenntnis. Es gibt aber in der Abstim­
mung jeder nur eine Zustimmung oder 
eine Ablehnung. Das möchte ich der 
Ordnung halber feststellen. Gemeldet 
hat sich Kollege Fritsch. 

BÜRGERIVIEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Ich möchte Sie nicht zu lange auf­
halten, möchte aber zu den Ausführun­
gen des Herrn Bürgermeisters Weiss 
doch Stellung beziehen, und zwar zu 
zwei Punkten. 

Der erste Punkt, betreffend Sand­
mairüberfuhr. Wir kennen deren Pro­
blematik, wir kennen die Kosten. Es 
sind Erhebungen gepfl~gen worden, ich 
darf jetzt wieder den Ausdruck Holz­
mutzen, der zitiert wurde erwähnen, 
in der Art, daß man eine Brücke baut, 
Größenordnung dazumals geschätzt 
S 20 Mill. Desgleichen Verhandlungen, 
öffentliche Ausschreibungen eines 
Fährmannes usw. sind erfolgt. Aber 
aus den dazumaligen Untersuchungen 
hatte sich ergeben, daß unter den der­
zeitigen Verhältnissen an eine Inbe­
triebnahme nicht zu denken ist. Noch 
dazu wo es sich um eine Einrichtung 
echt der Stadt Steyr allein handelt. Ich 
muß aber diesbezüglich doch meiner 
Verwunderung darüber Ausdruck ge-

ben, daß man nun versucht, durch die 
Stellungnahme des Herrn Bürgermei­
sters erklärt, dem Land - sprich dem 
Finanzreferenten des Landes, der 
keine Subvention dafür hergibt,-die 
Schuld indirekt zuzuschieben. Ich glau­
be, das ist nicht vertretbar, das ist 
de·r sachlichen Argumentation nicht 
zweckdienlich. Ich möchte also fest­
stellen, daß das im ureigensten In­
teresse der Stadt Steyr gelegen ist 
diese Überfuhr, ob ja oder nein, in 
welcher Form immer sie da gelegen 
ist. 

Das Zweite, was mich auch etwas 
verwundert hat, verwundert vielleicht 
insofern, weil · ich davon bisher noch 
nichts gehört habe, daß nun dieses 
mittelfristige Investitionskonzept um­
funktioniert wird durch den Gemeinde­
referenten des Landes, Landeshaupt­
mann - Stellvertreter Hartl, in ein 
Strukturkonzept. Ich stelle hier ein­
deutig fest, daß in diesem Saal der Ge­
meinderat der Stadt Steyr eimnütig 
und einstimmig ein mittelfristiges In­
vestitionskonzept, an das wir uns zu 
halten haben, es sei denn, daß rnan nun 
einen GR-Beschluß neuerdings herbei­
führt, der diesen dazumaligen Beschluß 
aufhebt. Aber solange da s nicht ge­
schieht, solange keine Gespräche usw. 
abgeführt sind und kein Beschluß ge­
faßt ist - • ich erwähne es jetzt theo­
retisierend - ist für uns alle das von 
uns selbst auferlegte mittelfristige In­
vestitionskonzept bindend und nicht ab­
lösbar durch irgend ein anderes Kon­
zept, egal wie man es nennen möchte. 
Das ~ar dazu meine Stellungnahme. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHvVARZ: 

Ich danke auch für diesen Beitrag 
und bitte um Kenntnisnahme. Aufklä­
rend darf ich auch hier dazusagen, 
daß es eine Feststellung des Landes ist, 
daß kein öffentliches Bedürfnis für 
die \Viedererrichtung der Fähre in 
l\1ünichholz gegeben ist. Das ist aus-
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drücklich eine Feststellung des Lan­
des und hier ist diese Richtigstellung, 
glaube ich, notwendig. 
Meine Damen und Herren! 

Wünscht zu diesem · Tagesord­
nungspunkt noch jemand das Wort? 
Wenn das nicht der Fall ist, darf ich 
die Verhandlungen über diesen Tages­
ordnungspunkt abschließen. Ich frage, 
ob der Berichterstatter bzw. die An­
tragsteller für den Zusatzantrag noch 
das ,vort wünschen? 

Kollege Fürst hat sich noch ge­
meldet. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Wenn ich insbesondere zwei Red­

ner zumNachtragsvoranschlag und die 
detaillierten Ausführungen in Betracht 
ziehe, dann werden Sie einsehen, ver­
ehrte Damen und Herren, daß es mir 
als Berichterstatter fast nicht möglich 
sein wird, zu jedem einzelnen Punkt 
Stellung zu nehmen. Es sind heute über 
soviele Begriffe Ausführungen gemacht 
worden. Über Informationsarmut, über 
Budgetwahrheit, Budgettreue etc. Das 
zwingt mich, dazu auch ein paar Worte 
zu verlieren •. Wenn ein Informations­
notstand bestehen soll_te, in irgend ei­
ner Form, so läßt er sich auf zweier­
lei Art und Weise beheben. Das kann 
man sicher hier in Form von Anfragen 
machen. Wenn ich aber vorhätte, zu 
einem Punkt wie ein Voranschlag, 
Nachtragsvoranschlag oder derglei­
chen soviele Ausführungen zu bringen 

. wie einzelne Redner, dann würde ich 
mir überlegen, sind diese Ausführun­
gen und diese Betrachtungsweisen so 
hieb- · und stichfest, blamiere ich mich 
nicht mit gewissen Ausführungen und 
ich würde das zweite Informationsmit­
tel ergreifen, wenn mir verschiedene 
Zahlen bedenklich vorkommen und wür­
de, wie in jedem anderen Fall, die Be­
amten aufsuchen um nachzufragen über 
denStand der versch_iedenen Dinge, sei 
es im Bauwesen usw. Es ist auch der 
Finanzdirektor jederzeit gerne bereit, 

Aufklärung über verschiedene Dinge 
im Detail und auch im Prinzip zu ge­
ben. Ich glaube, wenn hier der eine 
oder andere diesen Weg beschritten · 
hätte, dann würden seine Ausführun­
gen heut~ etwas anders gelautet haben. 

' Ich.darf vielleicht pauschal sagen, der 
Nachtragsvoranschlag enthält doch nur 
die Differenzsummen zwischen dem. 
Voranschlag und dem Ergebnis. ·wenn 
man das betrachtet, dann schaut der 
Kommentar zu diesen Summen, der 
drinnen steht, wesentlich anders aus 
und dann muß ich auch betrachten, sind 
Summen, die ich vergleiche, ver­
gleichbar? Vergleiche ich nicht, um 
ein Beispiel zu nennen, bei "Essen auf 
Rädern" S 300. 000, - einmalige Aus­
gaben, mit S 140.000, - laufendem Auf­
wand? Es ist hier nur ein kleiner Hin­
weis und ich glaube, so schlecht hätte 
man gar nicht singen können, wie die­
sen Nachtragsvoranschlag in dieser 
:\\,eise zu kommentieren. Was die stra­
pazierte Budgetwahrheit betrifft, so 
darf ich sagen, dieser Vorwurf trifft 
uns alle gemeinsam. Man hört nur bei 
Erstellung des Budgets, beim Nach­
tragsvoranschlag oder Rechnungsab­
schluß dann diese herzzerreißenden 
Appelle an die Budgetwahrheit. \.Venn 
Sie einen Antrag in die Hand bekom­
men über die Mitte des Jahres und es 
steht, die Mittel sind aus überplanmä­
ßigen Ausgaben zu nehmen oder sind 
aus Krediten zu decken, dann weiß 
man, es ist nichts mehr im Budget 
drinnen. Da habe ich aber noch nie 
gehört, daß Bedenken gekommen sind, 
man hat gesagt jawohl, das Vorhaben 
ist notwendig verwirklicht zu werden 
un_d man hat die Zustimmung gegeben. 
Aber ich verstehe es, es gehört zum 
Handwerk daß, wenn diese Tagesord­
nungspunkte sind, auch auf diese 
Wunschvorstellungen hinweist, denen 
man zweifellos Beachtung schenken 
sollte soweit es geht. Das ist ganz 
selbstverständlich. Aber wir · wissen 
alle mitsammen, daß es Wunschziele 
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gibt, deren Verwirklichung nur äußerst 
schwer ist. Wenn ich vielleicht ein 

· paar Worte verlieren darf über den 
Prozentsatz der Abweichungen, sie 
können in erster Linie nur die Einnah­
men betreffen. Ich bin nur ein Funk­
tionär, aber das Amt und alle Verant­
wortlichen befinden sich in der besten 
Situation und besten Gesellschaft, denn 
alle Zeitungsleser und alle Konsumen­
ten der Massenmedien wissen, wie · 
sich die überaus berühmten Fachleute 
mit Titeln, Instituten, sich manchmal 
irren. Sie · wissen, wie genau diese 
Leute die Voraussagen getroffen ha­
ben, die in einem Jahr von einem 
Plus-Wachstum zu einem Null- Wachs­
tum und einer positiven Vorausschau 
Ende des Jahres wieder hinkommen. 
Ich geniere mich gar nicht, auch der 
Finanzminister hat seine Informatio­
nen von den Wirtschaftsinstituten •••• 

Unverständlicher Zwischenruf 
Bürgermeister - Stellvertreter 
Fritsch. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 

von 
Karl 

••• bezogen. Also wie gesagt, auch 
hier befinden wir uns in einer durchaus 
guten Gesellschaft. Eigentlich habe ich 
nach diesen grundsätzlichenAusführun­
gen zu diesen hier gemachten Ausfüh­
rungen weiter nichts ~ehr zu sagen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Ich danke. Zum Zusatzantrag hat 
sich Kollege Fahrnberger gemeldet! 
Nein, das ist nicht der Fall. 

Ich darf die Vorgangsweise be­
kanntgeben. Wir stimmen zunächst über 
den Nachtragsvoranschlag ab und im 
Anschluß an diese Abstimmung über 
den von der Freiheitlichen Fraktion 
eingebrachten Zusatzantrag. 

Wer dem Nachtragsvoranschlag 
in der vorliegenden Form seine Zu­
stimmung gibt, den bitte ich um ein 
Zeichen mit der Hand. Danke. Ist je-

mand gi'!gen den Nachtragsvoranschlag? 
Das ist nicht der Fall. Liegt e i­
ne Stimmenthaltung vor? Auch das ist 
nicht der Fall. Ein einstimmiger Be­
schluß ist somit gegeben. 

Den Zusatzantrag darf ich noch 
einmal kurz zur Verlesung bringen. 
Die Freiheitliche Fraktion richtet an 
den Gemeinderat der Stadt Steyr folgen­
den Zusatzantrag gemäß § 18 der Ge­
schäftsordnung. Der Gemeinderat wol­
le beschließen: 

Nicht nur den Nachtragsvoran­
schlag 1975 zur Kenntnis zu nehmen, 
sondern die Ressortverantwortlichen 
werden ersucht, im kommenden Haus­
haltsjahr für eine sorgfältigere Budge­
tierung bezüglich der realen Durchfüh­
rung von Projekten vorzunehmen, da­
mit die Bevölkerung wahrheitsgetreu 
über echt geplante und im betreffenden 
Haushaltsjahr durchz·uführende Projek­
te unterrichtet werden kann und nicht 
nach Ablauf des Finanzjahres in so 
großer Zahl Enttäuschungen hinnehmen 
muß. 

Wer diesem Zusatzantrag die Zu­
stimmung gibt, den bitte ich um. ein 
Zeichen mit der Hand? 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Ich glaube, Zusatzantrag .... 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Nein, geschäftsordnungsmäßig 
werden beide Dinge in einer Debatte 
abgewickelt. Es ist in der Geschäfts­
ordm,mg nicht angeführt, daß über den 
Zusatzantrag gesondert zu debattieren 
ist. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Es ist aber nicht angeführt, daß 
man nicht darüber debattieren kann. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Das ist Auslegungssache„ Ich le-
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ge es so aus, daß die Debatte in einem 
abgeführt wurde. Kollege Fahrnberger 
hat ja dazu Stellung bezogen. 

Darf ich noch einmal meine Fra­
ge wiederholen. ,ver dem Zusatzan­
trag die Zustimmung gibt, den bitte ich 
um ein Zeichen mit der Hand. Danke. 
"\Ver ist gegen den Zusatzantrag? Dan­
ke. Gibt es Stimmenthaltungen? Der 
Zusatzantrag ist mit Mehrheit abge­
lehnt. 
(Für den Zusatzantrag: 9 Stimmen 
ÖVP, 2 FPÖ. 
Gegen den Zusatzantrag: 22 Stimmen 
SPÖ, 1 KPÖ}. 

Ich danke und ersuche den Bür­
germeister, wieder den Vorsitz zu 
übernehmen·. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Ich übernehme den Vorsitz. Wir 

kommen zum Tagesordnungspunkt "Er­
höhung des Kreditansatzes 11 und ich bit­
te Herrn Stadtrat Fürst um den Be­
richt. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
. Sehr geehrte Damen und Herren! 

Gestatten Sie mir. daß ich die 
drei nächsten Tagesordnungspunkte in­
folge ihrer Ähnlichkeit und Gleichar­
tigkeit geschlossen zum Vortrag brin­
ge. Es dreht sich hier um _die Genehmi­
gung von 3 Kreditüberschreitungen.und 
zwar lautet. der erste Antrag: 

40) Buch-4821/75 
Erhöhung des Kreditansatzes bei 
VP 723-50 oH. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. VI vom 26. 8. 1975 wird 
der Kreditansatz bei der VP 723-50 
oH um 

S 140.000,--
(Schilling einhunde rtvierz igta us end) 

erhöht. Eine entsprechende überplan­
mäßigc Ausgabe wird bei dieser Haus-

haltsstelle bewiiligt. 
Die D_eckung hat durch Mehrein­

nahmen bei den allgemeinen Deckungs­
mitteln zu erfolgen. 

Der zweite Antrag lautet: 

41) Buch-4968/75 
Erhöhung des Kreditansatzes bei 
VP 921-37 oH. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. VI vom 2. 9. 1975 wird der 
Kreditansatz bei der VP 921-37 oH 
um 

S 360. 000, --
(Schilling dreihunderts e chz igta us end} 

erhöht. Eine entsprechende überplan­
mäßige Ausgabe wird bei dieser Haus­
haltsstelle bewilligt. 

Die Deckung hat durch Mehrein­
nahmen bei den allgemeinen' Deckungs­
mitteln zu erfolgen. 

Und der dritte Antrag lautet: 

42) Buch-3710/75 
Erhöhung des Kreditansatzes bei 
VP 14-50 oH. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 1. Juli 1975 wird 
der Kreditansatz bei der VP 14-50 oH 
um 

S 250.000,-­
(Schilling zweihundertfünfzigtausend} 

erhöht. 
Eine entsprechende überplanmä­

ßige Ausgabe wird bei dieser Haushalts­
stelle bewilligt. Die Deckung hat durch 
Mehreinnahmen bei den allgemeinen 
Deckungsmitteln zu erfolgen. 

Gemäß § 44 (5) Stadtstatut wird 
der Magistrat wegen Dringlichkeit zum 
sofortigen Vollzug dieses Beschlusses 
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ermächtigt. 

Ich bitte um Beschlußfassung die­
ser drei Anträge. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Meine Damen und Herren, ich 

frage zuerst, ob Sie zu einem der drei 
Anträge das Wort wünschen? Es ist 
nicht der Fall. Gibt es eine Gegenstim­
me oder eine Enthaltung zu einem der 
3 · Anträge? Wenn nicht, lasse ich in 
einem abstimmen. Nachdem es zu kei­
nem Antrag eine gegenteilige Meinung 
gibt, sind Sie mit allen 3 Punkten ein­
verstanden. Ich darf die Einstimmigkeit 
protokollieren lassen. Danke. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Der nächste Tagesordnungspunkt 

befaßt sich mit der schrittweisen An­
hebung der Kanalbenützungsgebühr. 

Aus Verhandlungen mit dem Bun­
desministerium für Bauten und Tech­
nik und dem Amt der OÖ. Landesre­
gierung geht hervor. daß die Gewäh­
rung von Fonds- bzw. Förderungsmittel 
für den Kanalbau im wesentlichen von 
zwei Voraussetzungen · abhängig ist, 
nämlich: 
1) Schaffung eines großräumigen Ent­
sorgungsgebietes, dieser Punkt hat ja 
in einem der Tagesordnungspunkte heu­
te bereits seinen Niederschlag gefun­
den und 
2) Anhebung der Kanalbenützungsge­
bühr auf S 6 / m3 verbrauchten Wassers. 
Schon mit Erlaß des Amtes der OÖ. 
Landesregierung vom 23. Oktober 1968 
wurde _verlangt, für jedes Objekt eine 

. Kanalanschlußgebühr von mindestens 
S 10. 000, - vorzusehen und die Kanal­
benützungsgebühr mit S 6, -/m3 festzu­
setzen. Während den Forderungen be­
treffend Kanalanschlußgebühr schon 
jetzt einigermaßen entsprochen wird, 
ergibt sich hinsichtlich der Kanalbe­
nützungsgebühr die unumgängliche Not­
wendigkeit zur Anhebung des Gebühren­
satzes. Die ursprüngliche_ Gebühr von 

S 2, -/m3 wurde mit Beschluß des Ge­
meinderates vom 31. Jänner 1974 mit 
Wirkung 1. Juli 197 4 auf S 3, - / m3 
verbrauchten Wassers angehoben. Um 
die aus der Gebührenerhöhung entste­
henden Belastungen im zumutbaren 
Rahmen zu halten ist es zweckmäßig, 
den Gebührensatz in 2 Etappen, und 
zwar von S 3, - auf S 4,50, ,wirksam mit 
1. Jänner 1976 und von S 4,50 auf S 6, - , 
wirksam mit 1. Jänner 1977. anzuhe­
ben. 

Letztlich ist davon auszugehen, 
· daß zwischen den Einnahmen aus der 
Kanalanschluß- und Kanalbenützungs­
ge bühr und dem Aufwand für den Kanal­
bau und die Kanalerhaltung ein krasses 
Mißverhältnis besteht. Es sind 1974 
Ausgaben von S 13,643.145, 01 ent­
standen, denen Einnahmen von nur 
S 6,147.655,90 gegenüberstehen. 

Der Antrag in diesem Sinn an 
Sie lautet: 

43) GemXIII-5854/75 
Schrittweise Anhebung der Kanal­
benützungsgebühr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes 

der Mag. Abt. XI vom 22 .. Oktober 
1975 wird die im § 4 Abs. 1 der I<:°a­
nalbenützungsgebühre~ - Ordnung der 
Stadt Steyr (GR-Beschluß vom 12. Juni 
1969, GemXIII-3 80 / 68 und GR-Beschluß 
vom 31. Jänner 1974, GemXIII-5766/ 
73) zuletzt mit S 3, -/m3 verbrauchten 
Wassers bestimmte Kanalbenützungs­
gebühr neu festgesetzt, und zwar mit 
a) S 4, 50/m3 verbrauchten Wassers 
mit Wirkung ab 1. Jänner 1976 und 
b) S 6, --/m3 verbrauchten vVassers· 
mit Wirkung ab 1. Jänner 1977. 

In diesen Gebührensätzen ist die 
Umsatzsteuer nach den Bestimmun­
gen des Umsatzsteuergesetzes 1972 
in der jeweils geltenden Fassung ent­
halten. 

Ich darf Sie um die Genehmigung 
ersuchen. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wer wünscht zu dem soeben vor­

getragenen Antrag zu sprechen? Herr 
Kollege Fahrnberger bitte. Dann Kol­
lege . Treml und Bürgermeister-Stell­
vertreter Fritsch. 

GEMEINDERAT ING. WOLFGANG 
FAHRNBERGER: 

Bei den letzten Gebührenerhöhun­
gen haben wir angeregt, daß die Ge­
bührenerhöhungen nicht so prompt 
durchgeführt werden sollen, nicht in 
so hohem Maß, sondern mehr über die 
Zeit verteilt, in mehreren Stufen. Es 
liegt uns jetzt wieder ein Antrag vor 
auf sehr große Gebührenerhöhm~g. die 
sich stark auswirken wird und hier ist 
diese Vorgangsweise, wenn zwar in re­
lativ kleinem Zeitraum, aber sie ist 
vorhanden. So muß ich sagen, daß wir 
eigentlich auf dem sogenannten Gleiß­
ner-Bernaschek-Erlaß aus dem Jahre 
1965 ... 

BÜRGERIV'IEISTER FRANZ \VEISS: 
1968! 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

V..1OLFGANG 

1968? Auf jeden Fall Gleißner­
Bernaschek-Erlaß oder besser gesagt 
Gleißner-Bernaschek-Diktat, das uns 
im Gemeinderat förmFch zwingt, einen 
gewissen Beitrag einzuheben, damit 
wir nicht so wie im Amtsbericht steht, 
der Förderungsmittel durch das Land 
und durch den Bund verlustig werden. 
Allerdings sind wir der Meinung, daß 
eine Kanalanschlußgebühr von S 10 .000,­
und eine kombinierte Wasser- und Ka­
nalbenützungsgebühr von S 10, - zu 
hoch ist, zu hoch ist, vor allem für ei­
ne kinderreiche Familie eine schwere 
Belastung ist. Deshalb glauben wir, 
daß die von Bund und Land nicht ange­
führten \1/assergebühren vorübergehend 
gesenkt oder zumindest längere Zeit 
nicht angehoben werden sollten. Wir 
werden jetzt in Anbetracht der schwie-

rigen Situation diesem Antrag auf Er­
höhung zustimmen, einer frühzeitig 
eingebrachten Erhöhung des \1/asser­
zinses aber unsere Ablehnung erteilen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ V..1EISS: 
Nächster Sprecher Herr Ge1nein­

•derat Treml. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Meine Damen und Herren des Ge­
meinderates! 

Ich habe beim ersten Diskus­
sionsbeitrag schon darauf hingewie­
sen, daß wahrscheinlich auch die Frei­
heitliche -Partei schon vor dem Wahl­
tag im Oktober mit der Mehrheit bei 
den meisten Tariferhöhungen stimmt. 
Bis jetzt haben sie doch von 3 bei 2 die 
Zustimmung gegeben. Nun, meine Da­
men und Herren, diese Kanalbenüt­
zungsgebühr wie schon angeführt wurde 
vom Referenten, soll in 2 Etappen um 
100 % erhöht werden, und zwar ab Jän­
ner 1976 von derzeit - wie angeführt -
S 3, - auf S 4,50/m3 und ab Jänner 1977 
auf diesen Höchstbetrag von S 6, -/ m3 
verbrauchten Wassers. Dabei möchte 
ich die Gemeinderäte daran erinnern, 
wie es auch Kollege Fürst in seiner Ein­
leitung schon gesagt· hat, daß die Ka­
nalbenützungsgebühr im Juli 197 4 nur 
S 2, -/m3 verbrauchten Wass~rs be­
trug. Also in einer relativ kurzen Zeit 
soll diese Gebühr verdreifacht wer­
den. Nicht zu vergessen wäre,· daß von 
der Sozialistischen Partei, der ÖVP 
und der FPÖ gemeinsam gegen meine 
Stimme schon im Dezember 1972 die 
Kana_lanschlußgebühren von S 15, -/m2 
verbauter Fläche auf S 30. - bzw. so­
gar auf S 100,-/m2 festgesetzt wur­
den. Bei der heute beantragten Erhö- · 
hung berufen sich die Tarif-Hinauf­
lizitie rer der Mehrheitspartei auf den 
Erlaß der OÖ. Landesregierung, in 
dem verlangt wird, daß die Kanalbe­
nützungsgebühren mit S 6, -/m3 f~st­
gesetzt werden sollen. In Wirklichkeit, 
meine Damen und Herren, ist es mei­
ner Meinung und meines Wiss·ens nach 
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kein Erlaß, sondern eine Empfehlung, · 
eine ausgehandelte Empfehlung zwi­
schen Bernaschekund Gleißner aus dem 
Jahre 1968 die besagt, wer eben die 
S 6, -/m3 verbrauchten Wassers nicht 
einhebt, bekommt einfach nichts vom 
Wasserwirtschaftsfonds. Ich sage jetzt 
ganz offenheraus,das sind Erpresser­
methoden gegenüber · den Gemeinden 
und schränkt die Autonomie der Ge­
meinden ein und muß zumindest von 
uns auf das Entschiedenste zurückge­
wies·en werden. Mit dieser Gebühren­
erhöhung werden wiederum die Mieter 
und die kleinen Eigenheimbesitzer fi­
nanziell schwer belastet. ·Wenn man 
sich anschaut den Vergleich zwischen 
der Stadt Steyr und Linz. ·wir haben 
im Vorjahr eine ziemlich große Tarif­
erhöhungswelle der Stadt Linz miter­
lebt. Viele Beamte und Politiker in 
Steyr haben gesagt, der Hillinger der 
traut sich allerhand. Noch dazu in ei­
nem Wahljahr hat man in Linz die Ta­
rife gewaitig hinaufgesetzt. Wenn ich 
mir das anschaue bei der Kanalbenüt­
zungsgebühr. Es ist nicht sehr einfach, 
die Vergleiche herzustellen. Wir wis­
sen, daß in Wien, Linz und ich glaube 
auch in Wels eine berühmte "Häuslge­
bühr", wie man im Volksmund sagt, 
eingeführt wurde, wobei man in Linz 
derzeit inklusive der "An~rosch-8 %", 
also der Mehrwertsteuer, die S 41, -
beträgt, S 561, - pro Jahr und Clo be­
zahlt. Wenn man sich nun die Gebüh­
ren, die wir bis jetzt einheben auf 
Grund der Erhöhung vom Vorjahr an­
schaut, so sieht man, daß zwar bei ei­
nem Wasserverbrauch pro Haushalt und 
Jahr - gering bemessen - ungefähr 
S 146. -/m3 herauskommen, aber für 
dieses Jahr schaut das so aus, daß 
man als Kanalbenützungsgebühr - bei 
einem S 3, -Satz - S 438, - bezahlt. 
Also weniger wie in Linz. Aber im 
Jahre 1976 also mit 1. 1. sieht das 

I 

schon wesentlich anders aus. Da be-
zahlen wir für die Kanalbenützung 
S 657, _ pro Haushalt und wenn man 

weitergeht, wenn Sie diese S 6, - be­
schließen, machen das im Jahr ab 1. 1. 
1977 schon pro Haushalt im Durch­
schnitt gesehen S 876,- aus. Also 
Vergleich zu Linz S 561, - . Damit möch­
te ich nur sagen, die Mehrheit in der 
Stadtgemeinde traut sich schon ein 
bisserl mehr als der Genosse Hillin­
ger in Linz. Daher sind wir Kommu­
nisten gegen diese Erhöhung der Ka­
nalbenützungsgebühr und fordern bei­
de Parteien, nämlich die SPÖ sowie 
die ÖVP-Mandatare des Gemeinderates, 
auf, sich bei ihren Parteifreunden in 
der OÖ. Landesregierung einzusetzen 
dafür, daß dieser sogenannte Erlaß ab­
geändert und ein Landeskanalisations­
gesetz geschaffen wird, wodurch ge­
setzlich eine zumutbare Höchstgrenze 
für Kanalisationsgebühren, insbeson- • 
dere auch für die Gemeinden und Sied­
ler günstigere Finanzierungsmöglich­
keiten bei Kanalbauten erreicht wer­
den. 

Ebenso müßte meiner Meinung 
nach die Bundespolitik der Bundes re­
gierung mehr auf die Förderung von 
Kanalisationsanlagen ausgerichtet wer­
den. So z. B. könnte ich rnir vorstel­
len durchEinführung eines mindes tens 
25 o/oigen Bundeszuschusses und durch 
zinsenlose Kredite. Aber auch an jene 
Eigenheimbesitzer, denen derKanalan­
schluß wahrscheinlich in der Zukunft 
vorgeschrieben wird. Ich denke dabei 
an die Siedler in der Waldrandsiedlung, 
die späteren sowie die Siedler in der 
Gründbergsiedlung sollten ebenfalls 
Kreditmöglichkeiten und günstige Teil­
zahlungen eingeräumt bekommen. Al­
lerdings, das möchte ich ganz offen sa­
gen, es ist natürlich bequemer und 
leichter, einer sogenannten Vereinba­
rung der Parteifreunde der OÖ. Lan­
desregierung nachzukommen als dage­
gen anzukämpfen und den Mietern und 
den kleinenEigenheimbesitzern derart 
schwere finanzielle Belastungen zu er­
sparen. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Darf ich vielleicht den zitierten 

Erlaß, den Sie . angeführt haben, zur 
Kenntnis bringen. Es ist ein Erlaß der 
Landesregierung, und zwar vom 12. 9. 
196 8. Darin wird mitgeteilt, daß die 
Zahl der Ansuchen der Gemeinden um 
Förderungsmittel für neue \Vasserlei­
tungs- oder Kanalbauten auf Grund der 
sanitätspolizeilichen und wasserrecht­
lichen Vorschreibungen ·ständig zu­
nimmt, hat die OÖ. Landesregierung 
einstimmig festgelegt, die Zuteilung 
von Förderungsmittel von der Fest­
setzung und Einhebung entsprechender 
Gebühren abhängig zu machen. Unter 
anderem steht weiter: 

Zur Kanalbenützungsgebühr 
S 6, -/m3 Abwasse r . Erst wenn bei 
Einhebung dieser Gebühren die Kosten 
ilicht gedeckt werden k önnen, kann ei­
ne Förderung aus öffentlichen Mitteln 
in Betracht gezogen werden. Damit, · 
meine Damen und Herren, ist uns ganz 
eindeutig die Verpfli chtung auferlegt, 
schon damals die S 6, - einzuführen. 
Wir haben mit der Lunge versucht, in 
der Zwischenzeit über di e Runden zu 
kommen. Das ist auch geschehen, aber 
die Glaubwürdigkeit der Stadt Steyr auf 
dem Gebiet der Umweltsauberhaltung 
durch entsprechende Kanalbauvorsor­
gen hat in der letzten Zeit wesentlich 
gelitten und wir können erst dadurch 
beweisen, daß wir ernsthaft diese 
Projekte angehen, daß es unser eige­
nes Anliegen ist, nicht nur das Abwas­
ser richtig abzuführen, sondern wie­
der ein gesundes \Vasser zugeführt zu 
bekommen. Das ist ein Kreislauf, dem 
sich in der heutigen Zeit niemand ent­
ziehen kann. Daher hängt das eine mit 
dem anderen zusammen. Zur Aufklä­
rung darf ich noch hinzufügen - damit 
keine Mißverständnisse eintreten - daß 
die im Reinhalteverband beinhalteten 
Gemeinden zum größten Teil schon 
die S 6, - einheben und es eine Ver­
pflichtung war bei der seinerzeitigen 
Versammlung der G Gemeinden, die 

hier unter Aufsicht der Landes- und 
Bundesbehörden gestanden __ haben, daß 
sich diese verpflichten, im Reinhalte­
verband für gleiche Gebühren zu sor­
gen. Das ist von allen Bürgermeistern, 
die vertreten waren, damals erklärt 
worden. Am Rande gesehen, Wels hat 
kürzlich den Wasserzins auf - glaube 
ich - S 5, - erhöht. Wir halten bei 
S 3, - . Nur die Abwasserbeseitigung 
ist gerade in Steyr ein Problem, das 
vielleicht schwieriger zu lösen ist als 
woanders durch die Topografie, die die 
Stadt und das Gelände aufweist. Das 
zur Aufklärung. 

Als Nächster ist Kollege Fritsch 
an der Reihe. 

BÜRGERlVfEISTER - STELL"VERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Nachdem Herr Bürger1neister 
Vi'eiss als Vorsitzender und gleichzei­
tig aufklärender Debattenredner einige 
Worte vorweggenommen hat •.. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Da muß ich Einspruch erheben, 

Aufklärung ist in der Geschäftsord­
nung vorgesehen ! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

. Ich habe das nfcht abgelehnt und 
abgestritten, ich habe das nur festge­
stellt. 
••. kann ich mich in meinen Beiträgen 
etwas kürzer fassen, und zwar sind Sie 
alle hier herinnen vielleicht mit der 
gleichen Idee wie ich behaftet, daß Ta­
rifregulierungen, Erhöhungen oder wie 
immer man sie nennen möchte, keines­
falls opportun sind, daß Beschlüsse in 
der Richtung zu fassen uns keinesfalls 
leicht fallen und dadurch logischerwei­
se jeder einzelne Bürger, wir genauso 
als wie die, die heute hier nicht ver­
treten sind, dadurch belastet werden. 
Eines muß ich und das darf ich der Be­
trachtungsweise meiner Fraktion vor­
anstellen, festhalten. Auf der einen 
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Seite fordern wir alle miteinander mit 
Nachdruck und mit Recht, auf dem Ka­
nalbausektor und der Abführung unse­
rer Abwässer entsprechend Vorsorge 
zu treffen, die Bauten zu forcieren. Daß 
das mit einer Größenordnung von 
S 500 Mill •• wie es vor einiger Zeit 
geheißen hat, jetzt · wahrscheinlich 
mehr. nicht abgetan sein wird, dessen 
sind wir uns auch klar. Daß die Eigen­
mittel der Stadt auf dem Kreditsektor 
allein aufbringbar dazu bei weitem 
nicht ausreichen, in absehbarer Zeit 
die Kanalisation fertigzustellen, . des­
sen dürften wir uns auch einig sein. 
Daß weiters wir heute alle miteinan­
der gemeinsam beschlossen haben, dem 
Reinhalteverband beizutreten, daß also 
auch alle anderen 5 Umliegergemein­
den unter anderem, so sie dann die 
Kanäle führen, ihre Benützungsgebühr 
einzuheben haben in der gleichen Grö­
ßenordnung, dessen sind wir uns alle 
miteinander auch sicher. Wenn aber 
nun aus den Förderungsmitteln unter 
dem Titel, daß wir nicht die uns vor­
geschriebenen Beiträge einheben, kei­
ne Gelder mehr hineinfließen, so wird 
es keinesfalls im Vermögen der Stadt 
Steyr in absehbarer Zeit liegen, die 
Kanalbauten zu forcieren und es ist 
gleichzeitig in meinen Augen ein 
Trugschluß, wenn man sagt, wir neh­
men uns diese Gelder •. wenn wir För­
derungsmittel keine mehr bekämen auf 
dem Kreditmarkt auf und dadurch unter 
Umständen keine Verteuerung einträ­
te. Dann müßte in meinen Augen noch 
mit inkludieren die entsprechende 
Zinsenlast, die durch diese aufzuneh­
menden Kredite uns au~erlegt werden 
würde. Ich gebe es ehrlich zu. daß ich 
für meine Fraktion hier feststellen 
darf daß wir keinesfalls leicht und • 
nicht in irgend einer Gepflogenheit be-
wegend die Zustimmung zu diesem An­
trag uns abgerungen haben. Aber aus 
echter Sicht und aus echter Sorge um 
die hygienischen Probleme und gleich­
zeitig um die abführenden Wasser-
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probleme unserer Stadt. Ich glaube. daß 
wir aus der Warte heraus gesehen ver­
antwortungsvoller handeln letztlich den 
Bürgern unserer Stadt gegenüber. auch 
in weiterer Sicht gesehen, als aus ge­
wisser Opportunität heraus hier die­
sem Antrag nicht beitreten zu wollen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Als. Nächster Gemeinderat Dresl. 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Meine Damen und Herren des Gemein­
derates! 

Ich muß Kollegen Treml eines 
sagen. So leicht, und die anderen nur 
Lizitierer nennen, kann man es sich 
auch als !-Mann-Fraktion nicht ma­
chen. Man kann nicht gegen jede 
Erhöhung sein und bei allem sagen, 
das sollen andere machen. Wer sind 
denn die anderen, untersuchen wir das 
einmal genau? Du hast gesagt. das 
sollen Land und Bund machen. \Ver 
sind denn Land und Bund mit seinen 
Geldern? Das sind ja letztlich wieder 
wir als Steuerzahler~ Man ka n.n nicht 
auf der anderen Seite für eine 
bessere Umwelt, für ein besseres Le­
ben sein. Wir als Sozialisten haben 
uns in der Wahlwerbung dazu bekannt. 
Natürlich das kostet etwas. Wenn man 
sich dazu bekennt, so ·muß- man _einfach 
den Mut haben dafür einzutreten und 
nicht einfach sagen, das sollen andere 
tun. So einfach geht es im Leben nicht. 
Ich kann nicht heute aufstehen aus 
opportunen Gründen, das wurde schon 
angeführt, ich stelle mich jeder Ta­
rifrE:gelung und jeder Erhöhung entge­
gen. In der Öffentlichkeit kann ich 
dann sagen, ich war dagegen. Verant­
worten muß ich das ja nicht, aber wir 
als Mehrheitsfraktion, uns tut das ge­
nauso oder noch viel mehr weh, Er­
höhungen, egal in welchem Bereich, 
zu beschließen. Nur eines muß man uns 
sagen aus den Ländern her, dort wird 
auch die Suppe nur aus \Vasser· ge­
kocht, wenn dort Investitionen gemacht 



werden, wer macht es dort? Letztlich 
bezahlt auch das Volk, was die ·wirt­
schäft hervorbringt. Vielleicht eines 
zum vorliegenden Problem. Es ist 
schon wiederholt darauf hingewiesen 
worden warum und weshalb. Aber uns 
mit Lizitierer zu bezeichnen, uns sa­
gen, die anderen sollen das machen, 
dagegen verwehren wir uns. Danke. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Keine weitere Wortmeldung 

mehr? Herr Kollege Treml ein zwei­
tes Mal. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Es ist erfreulich, daß trotzdem wir 
eine so große Tagesordnung haben, auch 
andere Gemeinderäte hie und da das 
,vort ergreifen. 

Gelächter! 

GE1v1EINDERA T OTTO TREl\'IL: 
Kollege Dresl macht es sich schon 

ein wenig einfach und sagt, wir haben 
dem Mut gehabt und haben das vor den 
Wahlen gesagt. Das mache ich ja der 
Mehrheit zum Vorwurt daß sie gerade 
vor den ,vahlen diese Gebühren- und 
Tariferhöhungen nicht der Öffentlich­
keit •.• 

GEIVIEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Aber angekündigt haben wir es, 

ob es die Mehrwertsteuer ist oder ••• 

GEMEINDERAT OTTO TRE:fl/IL: 
Aber nein, Du kannst doch nicht 

den Androsch hernehmen, der hat es 
wirklich ehrlich gesagt und die Leute. 
haben ihn trotzdem gewählt. Aber ent­
scheidend ist. daß die Gebühren- und 
Tariferhöhung nicht in den Wahlkampf 
gestellt worden ist und ich sage es 
ganz offen, auch da sind sie nicht aus 
dem Grund gestellt w:orden. Wobei ich 
einleitend auch etwas hinzugefügt habe, 
wo ich keine Befürchtu11,g gehabt hätte. 

daß die Sozialistische Partei dadurch 
unmittelbar auf Grund dieser ganzen 
Sozialpartnerschaftspolitik seit 25 Jah­
ren sich etwas wesentliches geändert 
hätte im Stimmenergebnis. Deswegen 
muß man uns doch auch erlauben, die 
Bedenken auszusprechen. Ich möchte 
nur erinnern im Bezug darauf, was 
wir 1972 eingeführt haben, nämlich die 
Anschlußgebühr, die im An1tsbericht 
drin:r:iensteht, aber die braucht man 
heute 1975 oder 1976 gar nicht anhe- · 
ben, das haben wir doch schon seit 1972 
gemacht. Das war gar nicht so ohne 
bei den Leuten, Siedlern oder Eigen­
heimbesitzern. Gar so darf man das 
nicht hinstellen, daß man das auf die 
leichte Schulter nimmt. Wenn man 
sagt, die Kommunisten sind gegen je­
de Tarif- und Gebührenerhöhung, aber 
ich habe Dir gesagt, welche Vorstel­
lungen die Kommunisten haben und 
wenn man einen Ausflug macht in die 
sozialistischen Länder, so würde ich 
Dir empfehlen, tatsächlich einmal ei­
nen zu machen. · Darüber gebe ich in · 
diesem Rahmen keine Antwort, weil 
dort kann man sich überzeugen, ande­
re haben sich schon überzeugt, da geht 
es auf einem ganz anderen Niveau und 
da kann man nicht einfach sagen im End­
ergebnis zahlen das die Arbeiter und 
Angestellten. 

GEI\1EINDERAT VINZENZ DRESL: 
Das Ergebnis Eurer Politik und 

unserer liegt auf der Hand! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Ja, mein lieber Freund, nur ha­

ben wir da ein anderes System, da gibt 
es. nur ein paar, die Mill-ionen verdie­
nen und den Profit- als Gewerkschafts­
sekretär solltest Du das wissen - nicht 
investieren in einen Kanal, sondern das 
überlassen sie den kommunalen Ein­
richtungen und dagegen wehren wir 
uns und daher verlangen wir andere 
Politik zugunsten der Gemeinden. Aber 
erspart mir einiges weiter auszuho-
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len. Wir haben in 4 Wochen wieder Ge­
legenheit, in dieser Richtung einiges 
grundsätzlich überd ie Finanzpolitik im 
Zusammenhang mit der Bundespolitik 
zu sagen. Danke. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wünscht noch jemand zu diesem 

Tagesordnungspunkt zusprechen! Vor-
. merkung habe ich keine mehr vorlie­
gen. Ich darf den Berichterstatter fra­
gen, ob er dazu noch zu sprechen 
wünscht? Keine Erklärung dazu. ·wir 
kommen zur Abstimmung. vVenn Sie 
damit einverstanden sind gemäß Be­
richt und Antrag, die Anhebung der Ka­
nalbenützungsgebühr zu beschließen, 
bitte ich Sie, ein Zeichen mit der Hand 
zu geben. Danke. Gegenprobe? Enthal­
tungen? Keine. 1\/Iit einer Gegenstimme 
(KPÖ- Fraktion) beschlossen. 

Ich danke. Bitte den nächsten 
Punkt. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Der nächste Punkt betrifft Grund­

erwerb in der Pachergasse und am 
Rennbahnweg vom Allgemeinen Turn­
verein_; Gewährung einer Subvention 
an den Allgemeinen Turnverein~ 
Werte Damen und Herren! 

Fast jeder Steyrer weiß, wie lan­
ge schon die Bevölkerung und der I\'la-

·. gistrat die Entfernung dieser Turnhal-. 
le bzw. die Beseitigung dieser Eng­
stelle wünschen. Das ist einer der . 
wesentlichen neuralgischen Punkte des 
innerstädtischen Verkehrsringes und 
wie alle diese Projekte sich als finan­
ziell sehr unerfreulich und aufwendig 
erweisen, so auch dieses Projekt. 
Trotzdem darf man froh sein, daß es 
nach langwierigen Verhandlungen end­
lich zu einem Arrangement ge,kommen 
ist, welches ungefähr so aussieht: 
1) Die Stadtgemeinde Steyr erwirbt 
vom Allgemeinen Turnverein für die 
Verbreiterung der Pachergasse - Jo­
hannesgasse eine Grundfläche von 
470 m2 zu einem Pauschalpreis von 

S 850.000,--. 
2} Weiters löst die Stadtgemeinde den 
Gebäudewert der Turnhalle zu einem 
Pauschalpreis von S 800.000,--
ab. 
3} Die Stadtgemeinde Steyr bezahlt dem 
Allgemeinen Turnverein die Abbruch­
kosten im gutachtlich geschätzten Be­
trag von S .800.000,--. 
4) Der Allgemeine Turnverein ver­
pflichtet sich, dafür die Turnhalle 
selbst abzutragen und den für Straßen­
zwecke in Anspruch genommenen 
Grundteil von 470 m2 eine bestimmte 
Zeit nach Beginn des Turnhallenbaues, 
die genaue Frist müßte erst im Ver-. 
handlungswege festgelegt werden, als 
geräumte Fläche im Niveau der künfti­
gen Straße der Stadtgemeinde zu über­
geben. 
5) Die Stadtgemeinde hat ihre grund­
sätzliche Bereitwilligkeit erklärt, die 
nach Abtretung des Straßengrundes sich 
ergebende Restfläche aus dem Eigen­
tum des Allgemeinen Turnve reines, 
unter Abänderung des bestehenden Teil­
bebauungs planes, für eine mehrge -
schossige Bebauung zu widmen. Das 
Areal des Allgemeinen Turnvereines 
ist bebauungsplanmäßig noch immer 
für einen sogenannt~n Autobusbahn­
hof vorgesehen, der jedoch nach dem 
derzeitigen Stand der Verhandlungen 
und Planung auf den Hessenplafa ver­
legt wird. 
6) w·eiters erwirbt die Stadtgemeinde 
vom Allgemeinen Turnverein für die 
Regulierung und Verbreiterung des 
Rennbahnweges aus dem vereinseige­
nen Grundstück 1264/2 und 1257 /3, 
KG Steyr, eine Fläche von ca. 400 m2 
um einen Pauschalbetrag von 

S 160.000,-- . . 
Weiters leistet die Stadtgemeinde 

im Falle der Errichtung einer Turnhal­
le auf dein vereinseigenen Sportplatz­
gelände .zur Abgeltung aller Vorteile, 
die ihr durch das Bauwerk erwachsen, 
einen weiteren Pauschalbetrag von· 

S 215.000,--. 
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7) Schließlich und endlich hat sich die 
Stadtgemeinde bereiterklärt, dem All­
gemeinen Turnverein, wie aU:ch ande­
ren Sportvereinen, anläßlich der Neu­
errichtung seiner Turnhalle eine ein­
malige außerordentliche Subvention in 
Höhevon S 700.000,--
zu gewähren. 

Der Finanzbedarf für das ganze 
Vorhaben beträgt S 3, 525. 000, - - . Es 
ergeht somit der Antrag an den Gemein­
derat: 

44) öAG-6113/74 
ÖAG-2524/ 59 
Ha- 6405/74 
Grunderwerb in der Pachergasse 
und am Rennbahnweg vom Allge­
meinen Turnverein; Gewifürung ei­
ner Subvention an den Allgemeinen 
Turnverein. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem Abschluß eines Übereinkom­

mens zwischen der Stadtgemeinde Steyr 
und dem Allgemeinen Turnverein Steyr 
über den Erwerb von 470 rn2 Grund an 
der Pachergasse - Jägergasse zum 
Preise von S 850. 000, -- , 
der Ablöse des Gebäudewertes der 
Turnhalle Pachergasse - Jägergasse 
um den Betrag von S . 800. 000, -- , 
der Bezahlung der Abbruchkosten durch 
die Stadtgemeinde Steyr von 

S 800.000,--. 
weiters dem Erwerb' von ca. 400 m2 
Grund aus den Grundstücken 1264/2 
und 1257/3, KG. Steyr, am Rennbahn-
weg um S 160.000,--
sowie der Leistung eines Pauschalbe­
trages zur Abgeltung aller Vorteile von 

S 215. 000, --
an den Allgemeinen Turnverein Steyr 
nach Maßgabe obigen Amtsberichtes 
wird zugestimmt. 

Darüberhinaus wird dem Allg. 
Turnverein zur Errichtung der neuen 
Turnhalle am Rennbahnweg eine ein-:­
malige außerordentliche Subvention von 

S 700.000,--

gewährt. 
Gesamtsumme S 3,525.000, --

Dabei wird der Betrag·von 
S 2,825.000, -­

soweit er iln Laufe des Rechnungsjah­
res benötigt wird, bei VP 92-911 aoH, 
für die weiteren Rechnungsjahre bei 
VP 92-910 aoH. freigegeben. 

Der Subventionsbetrag von 
S 700.000,--

s 3,525.000,-­
wird bei VP 54-51 oH freigegeben 
·(überplanmäßige Ausgabe). Die Dek­
kung hat durch Mehreinnahmen bei den 
allgemeinen Deckungsmitteln zu erfol­
gen. Der Magistrat wird zur Durchfüh­
rung der noch notwendigen Verhand­
lungen ermächtigt. 

BÜRGERl\1:EISTER FRANZ WEISS: 
Bitte zur Aufklärung ••• 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Ich bitte um Verzeihung, ich ha­

be mich versprochen. Bei so langem 
Zahlenlesen kann das vorkommen. 

Darüberhinaus wird dem Allge­
meinen Turnverein zur Errichtung der 

· neuen Turnhalle am Rennbahnweg eine 
einmalige außerordentliche Subvention 
von S 700 .000, - gewährt. Ich habe das 
verwechselt. Aber die Gesamtsumme -
das habe ich gesagt beträgt 
S 3,525.000,.,.. Ich bitte um Ents chul­
digung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Das ist jetzt aufgeklärt. Es war 

ein Sprechfehler. Anstelle von S 700 .O 00 
wurde S 750. 000 gesagt. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Das wäre mir als Finanzreferent 

sehr peinlich gewesen. 

BÜRGERl\1:EISTER FRANZ WEISS: 
Wer wünscht zum vorgetragenen 

Antrag das ·wort? Herr Kollege Treml 
bitte! 
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GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Werte Damen und Herren, werter 

·Herr Bürgermeister! 
Es hätte mich gewundert, wenn au­

ßer mir ein Gemeinderat das Wort er­
griffen hätte. Es geht hier um eine 
ziemlich lange Zahl, die Kollege Fürst 
vorgelesen hat und sie ist auch im Be­
trag sehr hoch. Ich glaube, daß wir 
diesen Punkt schon einmal auf einer 
Tagesordnung gehabt haben bei einer 
GR-Sitzung, aber er wurde abgesetzt. 
Wir ·haben zwar damals nicht 100 Ta­
gesordnungspunkte gehabt, aber er 
wurde abgesetzt. 

BÜRGERTI/IEISTER FRANZ vVEISS: 
Ich muß berichtigen, im Gemein­

derat war das meines \Vissens noch nie 
auf einer Tagesordnung. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Entschuldigung, in der Informa­

tionssitzung. lvian hat es verabsäumt, 
alle anderen Parteien zu informieren, 
wie weit die Verhandlungen schön ge­
diehen sind. Jetzt haben wir das Er­
gebnis. Laut diesem Antrag soll für 
den Grunderwerb in der Pachergasse 
und am · Rennbahnweg sowie eine Sub­
vention an den Allgemeinen Turnve r­
ein, des bekannten Nachfolgers eines 
deutschen Turnvereines, i~sgesamt -
wie Kollege Fürst aus.geführt hat -
S 3,525.000, - beschlossen werden. 

Für 470 m2 Grund zur Verbrei­
terung der Pachergasse soll ein m2-
Preis von rund S 1. 800, - , insgesamt 
S 850. 000, - , von der Gemeinde ent­
richtet werden. Zum Vergleich dazu 
möchte ich anführen und ich habe das 
im Finanz- und Rechtsausschuß schon 
gemacht- wird der Fa. Berger für ein 
ebenfalls in Stadtnähe gelegenes Grund­
stück zur Straßenerweiterung der Ei­
senbundesstraße ein m2- Preis von 
S 1. 100, - zugebilligt. Dabei sage _ich 
nicht, daß S 1. 100, - wenig sind. Wei­
ters sollen für die alte und baufällige 
Turnhalle und für deren Abbruch S 1, 6 

Mill. bezahlt werden. Damit - das 
möchte ich neuerdings noch einmal 
feststellen, löst man eine Heizung ab, 
die vor einigen Jahren mit Gemeinde­
mittel von mehr als S 100.000, - finan­
ziert wurde. Außerdem soll dieser 
Verein mit S 915. 000, - subventioniert 
werden. Somit beträgt der Grundpreis 
für 470 m2 und dessen Freimachung 
zur Beseitigung der Engstelle Pacher­
gasse S 2,365.000, -. Dazu kommt -noch 
ca. 400 m2 Böschungsgrundablöse für 
Verbreiterung des Rennbahnweges mit 
einem Betrag von S 160. 000, - , sodaß 
insgesamt an diesen Verein die­
se S 3, 52 5. 000. - zu bezahlen sind. Zu 
dieser indirekten und auch direkten 
Förderung auf Kosten der Steuerzah­
ler der Steyrer Arbeiter und Ange­
stellten sagen wir Kommunisten ein 
klares und ein deutliches "Nein", und 
zwar aus zwei Gründen. 
1. Die nahestehenden FPÖ-1\/Ianda tare, 
ohne sie persönlich anzugreifen, aber 
sie vertreten eine bestimmte Richtung, 
haben im Gemeinderat am 28. 3. 1974 
gegen die Sportförderung und gegen die 
Subventionierung des Sportplatzbaues 
des Arbeitervereines Bewegung auf der 
Ennsleite gestimmt und 
2. wegen der antiösterreichischen Tä­
tigkeit der Führung des Turnerbundes. 
Während das demokrafische Österreich 
in diesem Jahre den 30. Jahrestag der 
Befreiung der Heimat feierte, provo­
zierte die Bundesturnerzeitung in be­
schämender und herausfordernder \Vei­
se die Öffentlichkeit auch unserer Stadt. 
In ihrer April-Nummer konnte man le­
sen: - ich zitiere wörtlich - "Die jun­
gen Offiziere, die aus unseren Reihen 
hervorgehen, die als Soldaten der ruhm­
reichen Ära der Neuzeit, der deutschen 
Wehrmacht und der k. k. Armee bis 
zum bitteren Ende Offiziere blieben. 
Denn der Geist ist es, der den Solda­
ten prägt und in diesem Geist wollen 
wir unsere Jungturner erziehen". In 
der Mai-Nmnmer der Bundesturner­
zeitung d~s selben Jahres ging man noch 
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einen Schritt weiter und verherrlichte 
auf einer ganzen Seite die Hitler-Wehr­
macht, also jene ·wehrmacht, · die ·Eu­
ropa verwüstete und viele Millionen 
Opfer kostete. 
Meine Damen und Herren des Gemein­
derates! 

Durch diese Förderung und Sub­
ventionierung erhält dieser Turnver­
ein praktisch erst die weitere Basis 
für die färbige Politik. Jeder demo­
kratisch und österreichisch denkende 
Gemeinderat müßte daher gegen diese 
großzügige· Grundeinlöse sowie gegen 
die Subventionierung des Allgemeinen 
Turnerbundes auftreten. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Eine weitere Wortmeldung da­

zu? Kollege Ing. Fahrnberger bitte! 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Ich habe nicht vorgehabt, zu 
diesem Tagesordnungspunkt etwas zu 
sagen, aber Kollege Treml fordert 
das heraus. Ich möchte hiezu erklären, 
daß ich Mitglied des Österr. Turner­
bundes bin und das zweite Fraktions­
mitglied der FPÖ nicht Mitglied dieses 
Turnerbundes ist. Es wäre also nicht 
richtig, die Partei FPÖ mit dem Tur­
nerbund in Verbindung zu bringen. 

GEMEINDERAT OTTO TRE ML: 
Nahestehend! 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Nahestehend steht Dir zu, aber 
\iVie Du es gesagt hast, ist es nicht 
richtig. Zum Zweiten möchte ich sa­
gen, daß es absolut ,veit hergeholt und 
unrichtig ist, daß der Österr. Turner­
bund antiösterreichisch eingestellt ist. 
Das behauptet Deine Partei auch von 
meiner Partei und ich glaube, daß 
meine Partei nach dem Krieg bis jetzt 
bewiesen hat, daß wir Jungen vor al­
lem, die wir nach dem Kriege geboren 

sind, daß wir immer bewiesen haben, 
daß wir sehr österreichisch denken und 
daß wir als unser Heimatland Öster­
reich ansehen. Es ist also sicherlich 
polemisch von Dir und als solches hof­
fe ich, nehmen auch alle anderen Ge­
meinderatsmitglieder das auf, wenn Du 

-uns das in die Schuhe schieben wolltest. 
Im übrigen möchte ich erinnern, daß es 
sehr lobenswert von der Stadt ist, daß 
sie Sportvereine, kulturelle Vereine 
fördert, sodaß jeder in der Stadt die · 
Möglichkeit findet, Sport zu treiben. 
Unser Nein damals hat ja - das haben 
wir damals erklärt - nichts mit dieser 
Sportförderung dahin zu tun, sonde~n 
das hat andere Gründe gehabt. Das 
weißt Du ganz genau, wir haben immer 
wieder erklärt, . daß Sportförderung, 
die von diesem Gemeinderat gemacht 
wird, von uns bejaht wird, daß es nur 
richtig ist, daß diese Sportförderung 
auch gleichn1äßig aufgeteilt wird. In 
diesem Zusammenhang erinnere ich, 
daß der Turnverein einer der stärksten 
Vereine in Steyr ist und daß er bewie­
sen hat, daß er für Steyr in der Lage 
ist, kulturelle Feste zu arrangieren, 
daß er für Steyr in der Lage ist, im 
ganzen Bundesgebiet ·werbung zu ma­
chen und daß, wenn dieser Turnverein 
eine Halle besitzt, die die größte in 
OÖ. sein wird, daß dieser Tur.nverein 
für die Stadt Steyr noch wesentlich 
mehr tun kann als bisher. Denn Ver an­
s taltungen auf diesem großen Hallen­
boden werden sicherlich dann in grö­
ßerer Zahl stattfinden. 

Das wollte ich dazu bemerkt ha­
ben .. Ich danke. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Eine weitere Wortmeldung dazu? 

Meine Damen und Herren! Ich nehme 
heute leider - muß ich sagen - zum 
Mißfallen einiger mehrmals den § 9 
Abs. 5 •in Anspruch, aber es scheint 
gerade bei diesem Betrag eine Auf­
klärung notwendig. 

Die Angelegenheit Ablöse und Ab-
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bruch der Turnhalle in der Pachergasse 
ist nicht neu, das geht zurück auf mehr 
als 20 Jahre. Es war nur aus verschie­
denen Gründen früher nicht möglich, 
diese • Abtragung vorzunehmen. Das 
1/erkehrsaufkommen in Steyr erfordert 
nun endgültig die Klärung in dieser 
Phase und es ist daher nicht das In­
teresse des Turnvereines, das ich 
hier dokumentieren will, sondern jenes 
der Stadt Steyr. Wir haben jetzt eine 
Möglichkeit, nachdem der Allgemeine 
Turnverein von sich aus vorstellig 
wurde, bei mir, bei der Magistrats­
direktion, in dieser Frage aktiv zu 
sein. Ich glaube, daß die Entwicklung 
im innerstädtischen Verkehrsring die­
se Handlungen notwendig erscheinen 
läßt. Ich möchte 1nich über die politisch 
polemischen Äußerungen überhaupt 
nicht verbreitern. Es ist nicht meine 
Angelegenheit, darauf einzugehen. Aber 
zur Aufklärung scheint es doch wichtig 
zu sein, daß wir interessiert sein müs­
sen an einer Grundtransaktion, die uns 
Freiheit an zwei neuralgischen Ver­
kehrspunkten gibt, nämlich einerseits 
in der Pachergasse und andererseits 
beim Knoten Rennbahnweg, wo eben­
falls durch diese Maßnahme eine ent­
sprechende Verkehrserleichterung zu­
stande kommen wird können. Das ist die 
Aufklärung, die ich hier geben will. 
Ich . möchte der A~stimmung nicht 
mehr vorgreifen, nachdem die Dis­
kussion, wie ich gesehen habe, ab­
geschlossen ist. 

Ich muß in Anbetracht der Be­
deutung dieses Tagesordnungspunktes 
wiederum die Übung des Handerhebens 
durchführen lassen. Ich bitte Sie also, 
wer dem gestellten Antrag in der vor­
gebrachten Form die Zustimmung er­
teilt, die Hand zu erheben? Gibt es ei­
ne Gegenstimme? Der Antrag ist mit 
einer Gegenstimme (KPÖ - Fraktion) 
beschlossen. 

Ich bitte um den nächsten Be- · 
richts punkt. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Der nächste Akt befaßt sich mit 

dem Beitrag zu den Kosten der Kana­
lisierung der Landarbeitersiedlung 
Dietach. Die Gemeinde Dietach hat 
der Stadtgemeinde Steyr für den Vor­
flutkanal, für die Kanalisierung der 
·Landarbeitersiedlung und für die Ka­
nalbenützungsgebühren 197 4 die Schluß­
rechnung vorgelegt und um Überwei­
sung der Restbeträge gebeten. 

Der Antrag an Sie lautet: 

45) Wa-1056/ 65 
Beitrag zu den Kosten der Kanali­
sierung der Landarbeitersiedlung 
Dietach. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes 

der 1\/Iag. Abt. III vom 30. 6. 1975 
wird als Beitrag zu den Kosten der Ka­
nalisierung der Landarbeitersiedlung 
(Anteil der Stadtgemeinde Steyr) ein 
Betrag von 

S 400. 000, --
(Schilling vierhunderttausend) 

bei VP 713-914 aoH. als Akontozah­
lung freigegeben. 

Ich bitte um Annahme dieses An­
trages. 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ ,\'EISS: 
Ich frage, ob dazu eine ,vortmel­

dung gewünscht wird? Ich stelle fest, 
daß sich niemand gemeldet hat. Gibt 
es Gegenstimmen? Enthaltungen? Auch 
nicht. Dieser Antrag ist einstimmig 
beschlossen. Ich bitte um den näch­
sten Antrag. 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Der letzte Antrag, den ich Ihnen 

zum Vortrag bringen darf, betrifft die 
Auflösung des Baurechtsvertrages zwi­
schen der Holiday-Hotelbetriebs-Ges. 
mbH und der Stadt Steyr. Um hier auf 
dem Gepiet des Hotelbaues ak'tiv wer-
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den zu können ist es notwendig, den 
Baurechtsvertrag mit der Hotel-Be­
triebsgesellschaft aufzulösen. Erst 
nach diesem Formalakt können wei­
tere Schritte in Richtung Hotelbau ge­
tätigt werden. 

Der Antrag an Sie lautet: 

46) ÖAG-4182/73 
Auflösung des Baurechtsvertrages 
zwischen der Holiday-Hotelbe­
triebs-GesmbH. und der Stadt 
·steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Auflösung des mit der Firma 

Holiday Hotelbetriebsgesellschaft mbH 
abgeschlossenen Baurechtsvertrages 
vom 25. 4: 1974, der vom Gemeinde- .. 
rat in seiner Sitzung vom 28. 3. 1974 
genehmigt wurde, wird nunmehr nach 
Maßgabe des obigen Amtsberichtes zu­
gestimmt. 

Ich bitte Sie, auch diesem Antrag 
die Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wer wünscht zum gcgenständli-­

chen Antrag das \Vort? Herr Kollege 
Fuchs bitte ! 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Dieser Auflösungsantrag ist ein 

leidiges Problem, das sowohl dem Ge­
meinderat, mehr jedoch Herrn Bür­
germeister und den anderen Verhand­
lern sehr viel Arbeit und Schweiß ge­
kostet hat. Vor allem aber sehr viele 
Sorgen. ·wahrscheinlich so viele Sor­
gen, daß er heute etwas nervöser ist 
als bei sonstigen Sitzungen. Die Auflö­
sung ist leider mit einer scheinbar -
wie der Amtsbericht verlautet - unse­
riösen Firma abgeschlossenen Bau­
rechtsvertrages seitens der Stadtge­
meinde mit der Hotelbetriebsgesell­
schaft Holiday Inn, ist richtig erfolgt, 
vielleicht etwas zu spät erfolgt, möch­
te man sagen. Sie wird sicherlich heu:.. 
te sanktioniert und es geht damit ein 
blamables Kapitel dem Auslaufende zu. 

Wir erinnern uns alle, daß uns bei 
Informationssitzungen des Gemeinde­
rates eindringlich vor Augen geführt 
wurde seitens des Berichterstatters, 
welch große Vorteile der Stadt erwach­
sen aus diesem Hotelprojekt, und zwar 
Vorteile, die uns alle veranlaßt ha- -
ben, die Zustimmung zu diesem Bau­
rechtsvertrag seinerzeit zu geben bzw. 
die anderen Hotelinteressenten, z. B. 
Schlafwagengesellschaft, von Haus aus 
auszuschalten. Es wurden zumindest 
bei dieser Informationssitzung keines­
wegs skizzenhafte Darstellungen ab­
gegeben, sondern es wurde tatsächlich 
hier eine reale Vorstellung des Ent­
stehens dieses Hotels vorgenommen, 
so z. B. darf ich erinnern, daß man 
sogar annahm - es handelt sich heute 
nur mehr um Annahmen - daß di~ 
Stadtgemeinde von Seiten dieser Ho­
telbaugesellschaft vierinal im · Jahr 
diesen großen zu errichtenden Saal un­
entgeltlich zur Verfügung gestellt be­
kommt, daß inan ihn somit benützen 
kann für · Veranstaltungen seitens der 
Stadt. Ich glaube, Sie werden alle, die 
diese Informationssitzung besucht ha­
ben und auch in weiteren Gesprächen 
sich noch daran erinnern. ·wir hörten 
auch von den Verhandlern seitens der 
Stadt, daß für das Heranbringen der 
Gäste-, für das Service die. Stadt nichts 
zu tun hat, das alles macht diese ame­
rikanische Hotelkette, das ganze Ser­
vice. Wir mußten leider bedauerlicher­
weise feststellen, daß es nicht einmal 
zur Vorlage eines bis zum letzten De­
tail gelangenden Finanzierungskonzep­
tes gekommen ist. Das beweist der 
Amtsbericht, weil erst in einem Schrei­
ben vom Juli 1975 bekannt wurde, daß 
hier die gesamte Finanzierung noch 
nicht von Seiten dieser Hotelkette vor­
gelegt war, obwohl fast 1 1 /2 Jahre zu­
vor, nach den Erstverhandlungen, al­
so 13 Monate nach Abschluß eines Bau­
rechtsvertrages, 16 Monate nach Be­
schlußfassung im Stadtsenat, das war 
am 28. 2. 1974 und 15 Monate nach 
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dem Beschluß über den Baurechtsver­
trag im Gemeinderat hier erst wir zur 
Kenntnis nehmen· mußten, daß ein to­
tales Finanzierungskonzept überhaupt 
noch nicht von dieser Hotelkette vorge­
legen hat. Zumindest beweist das der 
Amtsbericht. Ich muß sagen, das hät­
ten wir nicht erwartet, daß dieses 
Projekt so danebengeht, daß man nicht 
einmal bis zum Juli 1975 wußte, wie 
die Finanzierung zu erfolgen haben 
wird. Es handelte sich immerhin um 
ein Millionenprojekt und wir alle haben 
das beschlossen in dem guten Glauben, 
daß es funktionieren wird, daß es be­
züglich der Finanzierung . sicherlich 
keine besonderen Probleme gibt, weil 
diese Hotelkette über 100 derartige 
Projekte auf der ganzen \}iTelt angeb­
lich oder sicher umfaßt. \,Vir sind je­
doch daraufgekommen im Zuge dieser 
Ereignisse, unter Anführungszeichen, 
daß auch eine andere Stadt. einen glei­
chen Schiffbruch in Oberösterreich er­
litten hat, nämlich Bad Ischl. Auch 
die Bad Ischler Verhandler haben sich 
ihre Gegenverhandler meines Erach­
tens nicht genau betrachtet bezüglich 
der Seriösität. Aber fast hätte unsere 
Stadt jeden ·wunsch dieser Hotelkette 
erfüllt, z. B. denkmalwürdige Bauten 
niederzureißen. Wir wünschen jeden­
falls den Weiterverhandlern und vor al­
lem den Chefverhandlern dieser komi,.; 
sehen Hotelpleite, daß sie sich mit dem 
neuen Hotelinteressenten etwas leich­
ter tun, daß der Herr Bürgermeister 
weniger Sorgen haben wird künftighin 
mit den neuen Hotelinteressenten. \Vir 
wünschen ihm, daß er sich weniger zu 
ärgern braucht. \Virwünschen ihm aber 
auch ein etwas besseres Geschick, da­
mit nicht der nächste Ausstieg aus ei­
nem derartigen Vertrag droht. Als er­
sten Erfolg wünschen wir ihm aber, 
dem Herrn Bürgermeister, daß es ihm 
gelingt, dem neuen Bewerber die im 
Zusammenhang mit der Auflösung des 
Baurechts;ertrages erwachsenen An­
waltskosten bereits dem neuen Interes-

senten zu unterjubeln. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Ich danke für die guten Wünsche, 

Herr Gemeinderat. Ich freue mich des­
halb, weil Sie mir immerhin in dieser 
Frage einen Arbeitsschweiß zubilli­
gen, den Sie mir bei der Bequemlich­
keit vor!Jer abgesprochen haben. Aber 
Sie können überzeugt sein, daß wir ge­
rade in der Frage Hotel alles tun wer­
den, was zu unternehmen ist, um hier 
bald zu einer Projektierung und ent­
sp~echenden Projektvorlage im Ge­
meinderat zu kommen. 

Im übrigen dürfte Steyr die ein­
zige Stadt sein von 18 Vertragsgemein­
den, die Baurechtsverträge mit soge­
nannten Holiday - Inn - Gesellschaf -
ten abgeschlossen haben, die nach Er­
kennen der Sachlage den Vertrag so 
schnell wie möglich,mit großen Schwie­
rigkeiten, gelöst hat und inzwis eben ei­
nen klaren Trennungss trieb gezogen hat, 
Um andere Möglichkeiten zu eröffnen. 

J\.IJ:eine Damen und Herren! \,Vei­
tere \Vortmeldungen zu diesem Antrag? 
Der Berichterstatter bitte! 

STADTRAT RUDOLF FÜRST: 
Es sei ganz kurz erwähnt, weil 

es angeklungen ist, aus der Auflösung 
dieses. Vertrages und üb.erhaupt aus 
dem ganzen Geschehen entstehen der 
Gemeinde Steyr keine Kosten. Die 
Rechtskosten werden mit Sicherheit, 
ganz egal wer es ist, vom neuen In­
teressenten übernommen. Die Stadt 
Steyr steigt wenigstens finanziell voll­
kommen unbelastet aus. 

BÜRGERI\IJ:EISTER FRANZ vVEISS: 
Meine Damen und Herren! 

J\.IJ:it den1 Beitrag des Berichter­
statters ist dieser Tagesordnungspunkt 
ausdiskutiert.Es hat sich niemand mehr 
gemeldet. \Vir kommen nun zur Ab-

. stimmung. Ich bitte hier, wer für den 
gestellten Antrag in der vorgebrach­
ten Form ist, ein Zeichen mit der Hand 
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zu geben. Danke. Gegenprobe? Es gibt 
keine Gegenstim1ne und keine Enthal­
tung. Damit gilt der Antrag als be­
schlossen. ·wir kommen damit in einen 
Zeitraum. wo die nächste Unterbre:.. 
chung fällig wird. Ich läute somit eine 
kurze Pause zur Stärkung ein. 

Beginn der Pause: 18. 45 lfür 
Ende der Pause: 19. 00 lfür 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
· Als nächsten Berichterstatter 

darf ich nun Frau Stadtrat Kalten­
brunner zu Wort bitten. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
ANNA KALTENBRUNNER: 
·werte Damen und Herren des Ge­
meinderates! 

Ich habe Ihnen heute 10 Anträ­
ge zur Beschlußfassung vorzulegen. 
Der erste Antrag befaßt sich mit der 
Errichtung einer Bundesbildungsan­
stalt für Kindergärtnerinnen in Steyr. 
Der Antrag lautet: 

47) FJ-1704/72 
Errichtung einer Bundesbildungs­
anstalt für Kindergärtnerinnen in 
Steyr; Vertragsabschluß. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Den Abschluß eines Vertrages 

laut dem in der Anlage beigeschlosse­
nen Entwurf. betreffend die Errich­
tung einer in Steyr nach dem Lehrplan 
der Bildungsanstalt für Kindergärtne­
rinnen geführten Expositur der Bun­
desbildungsanstalt für Kindergärt­
nerinnen in Linz mit Beginn des 
Schuljahres 1973 / 7 4, wt;d zuge­
stimmt. (BEILAGE D). 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERIVIEISTER FMNZ WEISS: 
Gibt es dazu eine \Vortmeldung? 

Das ist nicht der Fall. Gibt es Ge­
genstimmen oder Enthaltungen? Das 
ist nicht der Fall. daher einstimmig 

angenommen. 

STADTRAT ANNA KALTENBRUN­
NER: 

Die nächsten 2 Anträge befassen 
sich mit dem Roten Kreuz. Der erste 
Antrag lautet: 

48) Ha-5456/75 
Österr. Rotes Kreuz, Bezirksstel­
le Steyr; Subvention; Personalko­
sten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Über Antrag wird dem Österr. 

Roten Kreuz. Bezirksstelle Steyr­
Stadt eine Subvention als Zuschuß zum 
Personalaufwand für 4 Bedienstete ge­
währt. 

Der Errechnung des Zuschusses 
werden folgende Vergleichsposten zu­
grundegelegt: 
1 Bediensteter Schema IV/ c/ 5 verh., 
1 Kind 
2 Bedienstete Schema IV/ D/IV /2 le­
dig 
1 Bediensteter Schema III/p/3/III/9 le­
dig. 

Der Zuschuß wird mit 46 % der 
jährlichen Personalkosten (Gehalt, all­
gemeine Dienstzulage, Verwaltungs­
dienstzulage. Haushaltszulage) für die 
Vergleichsposten bemessen und be­
trägt. für das Jahr 1975.S 240.096.-. 

Zmn genannten Zweck wird eine 
überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 

S 240.000,--
(Schilling zweihundertvierzigtausend) 

bei VP 51- 53 oH. bewilligt. Die Dek­
kung hat durch Mehreinnahmen bei den 
allgemeinen Deckungsmitteln zu erfol­
gen. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ · vVEISS: 
Wortmeldungen dazu? Ich sehe 

keine. Enthaltungen? Gegenstimmen? 
Auch nicht. Ich stelle somit Einstiln-
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migkeit fest. 

STADTRAT ANNA KALTENBRUN­
NER: 

Der zweite Antrag lautet: 

49) Ha-1330/75 
Österr. Rotes Kreuz, Bezirksstel­
le Steyr; Jahressubvention 197 5;· 
2. Rate. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Unter Zugrundelegung einer Kopf­

quote von S 8, - pro Einwohner und ei­
ner Einwohnerzahl von rund 40.600 wird 
dem Österr .Roten Kreuz, Bezirksstelle 
Steyr, für das · zweite Halbjahr 1975 
eine Subvention in Höhe von· 

S 162. 400, --

gewährt. . 
· Davon werden S 154. 000, - bei 

der VP 51-53 freigegeben und S 8. 400 
als überplanmäßige Ausgabe bewil­
ligt. Die Deckung hat durch Mehrein­
nahmen bei den allgemeinen Deckungs­
mitteln zu erfolgen. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
vVortmeldungen zu diese1n An­

trag? Keine. Gegenstimmen oder Ent­
haltungen? Es erheben sich keine ge­
g·enteiligen Meinungen; daher Einstim­
migkeit. 

STADTRAT ANNA KALTENBRUN­
NER: 

Der dritte Antrag lautet: 

50) Präs-589/75 . 
Verleihung der Rettungsverdienst­
medaille der Stadt Steyr an Mit­
glieder des Österr. Roten Kreu­
zes. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
In Anerkennung der langjährigen, 

verdienstvollen Tätigkeit auf dem Ge­
biete des Rettungswesens wird an fol­
gende Personen die 11 Rettungsver­
dienstmedaille der Stadt Steyr" verlie-

hen. 

IN BRONZE: 
(für eine mehr als 15jährige Tätigkeit) 
Hanzlik Helmut Zugsführer 
geb. 1939 - 15 Jahre 
Heindl Hans Zugsführer 
geb. 1914 - 16 Jahre 
Hinterleitner Manfred Zugsführer 
geb. 1940 - 16 Jahre 
Hadayer Josef Zugsführer 
geb. 1921 - 16 Jahre 
Klung Alfred Gruppenführer 
geb. 1922 - 16 Jahre 
Gattermann Josef Zugsführer 
geb. 1925 - 16 Jahre 
Swozill Leopoldine Oberhelferin 
geb. 1921 - 15 Jahre 
Pollheimer Berta Oberhelferin 
geb. 1941 - 15 Jahre. 

Auch hier bitte ich um Ihre Zu­
stimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Gibt es zum vorgetragenen An­

trag ·wortmeldungen? Es sind keine 
erfolgt. Erheben sich Gegenstimmen? 
Enthaltungen? Keine. Der Antrag ist 
daher angenommen. 

STADTRAT ANNA KALTENBRUN-
NER: . . 

Im Kindergarten Gleink soll der 
Spielplatz ausgebaut werden. 

51) GHJ2-42°01/75 
Ausbau des Spielplatzes beim Kin­
dergarten Gleink. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. VI vom. 4. 8. 1975 wird zum 
Ausbau des Spielplatzes beim Kinder­
garten Gleink der Betrag von · 

S 55.000,--
(Schilling fünfundfünfzigtausend) 

als überplanmäßige Ausgabe bei VP 
280-95 oH. bewilligt. Die Deckung 
dieser außerplanmäßigen Ausgabe hat 
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durch Mehreinnahmen bei den allge­
meinen Deckungsmitteln zu erfolgen. 

Icli bitte auch hier um Ihre Zu­
stim1nung. 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ \VEISS: 
Gibt es dazu eine Wortmeldung? 

Keine erfolgt. Gibt es Gegenstimmen 
oder Enthaltungen? Auch nicht ·der . 
Fall. Ich stelle Einstimmigkeit fest. 

STADTRAT ANNA KALTENBRUN­
NER: 

Der· nächste Antrag beschäftigt 
sich mit den Ausspeisungsbeiträgen in 
den städtischen Kindertagesheimstät­
ten und Horten. 

52) SH-3 778/ 7 5 
Ausspeisungsbeiträge in städt. 
Kindertageshe im s t ä tt e n und Hor­
ten; Erhöhun g. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Unter Beibehcütung der bisheri­

gen Normen hins ichtlich der Kinder­
ausspeisung in den städt. Kinderta­
gesheimstätten und Horten werden die 
Ausspeisungsbeiträge mit V/irkung vom 
1. 1. 1976 pro Tag und Essensportion 
wie folgt festgelegt: 
In den städt. Kindertagesheimstätten 

S14,--, 
in den städt. Kinderhorten 

S 16, --. 
In diesen Beträgen ist die Um­

satzsteuer nach den Bestimmungen 
des Umsatzsteuergesetzes 1972, BGBl. 
Nr. 223 / 72, i. d. g. F. , enthalten. 

Ich darf Sie um Genehmigung er­
suchen. 

BÜRGERJVIEISTER FRANZ WEISS: 
Gibt es dazu eine Vvortmeldung? 

Herr Kollege Fuchs bitte! 

GE:MEINDERAT ERNST FUCHS: 
,vertes Präsidium, meine Damen und 
Herren des Gemeinderates! 

Ich habe Steyr bei meinem letz-

ten Budgetredebeitrag als vorbildliche 
Stadt bezüglich der Errichtung von Kin­
dergärten, Horten und Tageshein1stät­
ten bezeichnet und stehe auch weiter­
hin zu dieser Erklärung, weil ich mei­
ne, daß da·s Kleinkind besondere Be­
deutung im Familienverband hat und 
ich meine, daß hier der vorschuli­
schen Erziehung erhöhte Bedeutung 
beigemessen werden muß. Tagesheim­
stätten und Horte . jedoch dienen M~t­
tern vor allem dazu, daß sie ganztä­
gig oder halbtägig dazuverdienen kön­
nen, daß sie also arbeiten, 1neistens 
arbeiten müssen, weil es eben da und 
dort in einer Familie notwendig ist. Sie 

. dienen auch dazu, daß die Lohnsum­
mensteuern der Gemeinde sicherlich 
um einiges angehoben werden, sie brin­
gen etwas, wenn sie arbeiten gehen 
müssen und weil sie letztlich ihre Kin­
der in der sicheren- Obhut während ih­
rer Arbeitstätigkeit wissen wollen. 
Wenn also diese Mütter arbeiten gehen, 
dann leisten sie etwas für die Stadt 
sie helfen, wie gesagt, die Finanzen 
anheben. Sie leisten außerhalb ihrer 
sonstigen gewohnten Arbeitstätigkeit im 
Haushalt auch noch etwas. Sollte man 
also diese Mütter nicht damit beloh­
nen, daß man ihnen finanziell soweit 
entgegenkommt, daß man sie nicht 
neuerlich mit S 50, - . moI?atlichen 
Mehrkosten in städt. Kindertagesheim­
stätten und S 60,- monatlichen Mehr­
kosten in Horten belastet? Ich glaube, 
daß diese Mütter, die gezwungen sind 
zu arbeiten, die dazuverdienen wol­
len, daß diese Mütter, die ihre Kin­
der in Horte bringen müssen es ver­
dienen, daß ihnen die Stadtgemeinde 
den erhöhten Zuschußbedarf, wie er 
im Amtsbericht ausgewiesen ist von 
S 8, 20 bzw. S 9, 70 pro Essensportion 
bezahlt und es bei den alten Sätzen 
bleibt. Ich hoffe, daß zumindest die 
vier Damen hier im Gemeinderat sich 

~· . ' 
dieser Argumentation nicht versc~lie-
ßen werden. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Eine weitere ·wortmeldung? Herr 

Dr. Stellnberger bitte! 

GEMEINDERAT DR. ALOIS STELLN­
BERGER: 

Wie bereits von einem Fraktions­
kollegen angedeutet wurde zu einem Ta­
gesordnungspunkt von vorhin sind wir 
nicht grundsätzlich gegen oder für je­
de Tarifregulierung oder Bezahlung ei­
ner .Leistung der Gemeinde, sondern 
differenzieren ob es sich hiebei um 
eine gerechtfertigte Sachleistung han­
delt oder ob es sich um eine Leistung 
der Gemeinde handelt, von welcher wir 
von vornherein der Auffassung sind, 
daß sie für die Bevölkerung entweder 
stark verbilligt oder gratis bereitzu­
stellen ist auch unterAufwendung ent-. , 
sprechender Zuschüsse. Zur letzten 
Kategorie zählen wir unter anderem 
die Kindergärten und sind bei diesen 
Kindergartenregulierungen auch sehr 
empfindlich. Wir sind jedoch der Auf­
fassung, daß die Ausspeisung selbst 
nicht zu den Kindergartentarifen ge­
rechnet werden kann, weil man zuge­
ben muß, daß auch die Kinder, wenn 
sie zuhause abgespeist würden, im 
Laufe der Zeit Mehrkosten beanspru­
chen und ·daher eigentlich das keine 
Beeinträchtigung der Aufbewahrung der 

· Kinder bedeutet, sondern eben eine ge­
wisse Kostenangleichung, die auch zu­
hause verursacht würde. Noch dazu wo 
wir aus dem Amtsbericht gehört haben, 
daß wahrscheinlich auch in Zukunft der 
Zuschuß seitens der Stadtgemeinde 
bei 35 % bzw. 40 % liegen wird. Wie 
gesagt aus diesem Grunde :-Väre es uns 
vielleicht optisch lieber nem zu sagen, 
aber aus einer gewissen wirtschaftli­
chen Verantwortlichkeit wollen wir dem 
Antrag unsere Zustimmung gebei1. 

BÜRGERMEISTER FRANZ VlEISS: 
Als weiterer Sprecher ist Kolle­

ge Treml vorgemerkt. 

GE IVIE INDE RAT "OTTO TRE ML: 
Wertes Präsidium, meine Damen und 
Herren des Gemeinderates! 

Dieser Antrag auf Erhöhung der 
Ausspeisungsbeiträge in den städti­
schen Kindertagesheimstätten und Hor­
ten ist nicht der erste in der heutigen 
Sitzung, sondern schon der vierte Er­
höhungsantrag dieses Teuerungspake­
tes das uns von Seiten der SP-Mehr­
heit in dieser Sitzung vorgelegt wird. 
\,Vie noch allen gut in Erinnerung, wur­
de die letzte Erhöhung der Essenspor­
tion mit 16. 9. 1974, also vor gut ei­
nem Jahr - vor 14 Monaten - von der 
l\1:ehrheit dieses Gemeinderates um 

· S 2, - bzw. um damals rund 20 % er­
höht. In diesem neuerlichen Antrag in 
der relativ kurzen Zeit will man diese 
Essensportion um weitere S 2, 50 bzw .. 
für Horte um S 3, - erhöhen. In Pro­
zenten ausgedrückt sind es 22 bzw. 
2 3 %. Das heißt weiters, daß man in­
nerhalb dieser 14 Monate e-ine Preis­
steigerung von 40 % bzw. 45 % von der 
Mehrheit als gerechtfertigt hält. Ich 
frage Sie, meine Damen und Herren -
schade daß mein Freund Kollege Dresl 
als Gewerkschaftssekretär nicht an­
wesend ist, der könnte uns da vielleicht 
besser Auskunft geben - welcher Ar­
beiter oder Angestellte, der der 
Kampforganisation des ÖGB angehört, 
hat im letzten Jahr, also in diesen 14 
Monaten in diesemAusmaß eine Lohn­
und Gehaltserhöhung bekommen? \Venn 
Sie gegen meine Stimme den Ausspei­
sungsbetrag ab heute erhöhen, dann 
belasten Sie, wie schon ein Debatten­
redner angeführt hat, vor allen1 die 
Arbeiter- und Angestellteneinkonunen 
pro Kind und Monat um S 50, - bzw. 
60, -. Ich glaube, ich habe auch vor 14 
Monaten dazu Stellung genomn1en und 
habe hingewiesen, daß vom Familicn­
lastenausgleichsfonds, also der de rzei­
tigen Bundesregierung, die Familien­
beihilfe urn S 20 - erhöht wurde. \Venn • 
Sie das vergleichen mit diesen 14 Mo-
naten nehmen Sie fast das Doppelte • 
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oder das Dreifache weg, das der Bun­
deskanzler offenbar doch aus sozialen 
Gründen der Familie zur Verfügung 
gestellt hat. Ich habe heute schon in 
der Debatte einmal die Stadt Linz an­
gezogen und möchte noch einmal unter­
streichen, daß ich mir die Stadt Linz 
nicht immer als Beispiel herannehme, 
um hier gegen die Mehrheit aufzutre­
ten. Aber wenn ich mir ansehe die Aus­
speisungssätze in der Stadt Linz, so 
kann man sie doch heranziehen, und 
zwar zahlt man pro Essensportion in 
den Kindertagesheimstätten nur S 7, -
bzw. in den· Horten S 8, - oder genau 
S 8, 20. So genau habe ich das nicht 
ausgerechnet wie Sie, Herr Kollege 
Fuchs. Sie sind ja in L1nz beschäftigt 
und Sie wissen das besser. Es ist nur 
eine Bestätigung dessen, was ich hier 
behaupte. Ich kann mir daher nicht vor­
stellen, daß es besonders die Stadtge­
meinde Steyr ist, daß sie einen Vor­
reiter spielt bei den Erhöhungen die­
ser Ausspeisungssätze. Ich möchte un­
terstreichen und das widerspiegelt sich 
meist in unseren Budgetvoranschlägen 
und auch in der Rechnung, daß für be­
stimmte soziale Aufwendungen Steyr 
gegenüber anderen Städten oft muster­
gültig ist, aber es scheint besonders 
in der heutigen Sitzung so, daß man 
auf bestimmten Gebieten Vorreiter oder 
Spitzenreiter auch it1 Oberösterreich 
und darüberhinaus werden will. 

Aus diesen sozialen Erwägungen, 
die ich angeführt habe, werde ich gegen 
diese Erhöhung stimmen. Danke. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Eine weitere Vormerkung? Das 

ist nicht der Fall, wir werden zur Ab­
stimmung gelangen. Die Referentin 
verzichtet auf ein Schlußwort. 

STADTRAT ANNA K.ALTENDR UN­
NER: 

Ich möchte nur dazu sagen, daß, 
solange so große Zuschüsse geleistet 

werden müssen in den Kindergärten, 
wir auf dieses nicht verzichten können. 
Wir sind Frauen bei uns in der Frak­
tion und wir sagen bestimmt nicht -
so wie Sie es sagen, Herr Kollege 
Fuchs - es muß jetzt sein, ihr erhöht 
schon wieder, aber wenn es nicht an­
<lers geht, n1üssen auch wir uns dem 
beugen. Wer soll denn die Lücken be­
zahlen im Budget? 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ \:\TEISS: 
Danke. Wir kommen nun zur Ab­

stimmung. Wer mit dem Antrag in der 
vorgebrachten Forn1 einverstanden ist, 
den bitte ich, ein Zeichen mit der Hand 
zu geben. Danke. Gegenstimmen oder 
Enthaltungen? 3 Gegenstimmen (2 Stim­
men FPÖ, 1 Stimme KPÖ; 1 Enthaltung-
Gemeinderat Liebl). · 

Wir kommen zum nächsten Punkt. 

STADTRAT ANNA KALTENBRUN­
:NER: 

Die nächsten 4 Anträge beschäf­
tigen sich nun mit der Straßenbeleuch­
tung. Der erste Antrag lautet: 

53) En-3937/71 
Erweiterung der Straßenbeleuch­
tung im Baulos S8ifentruhe bis zur 
Einmündung Neustraße; Ergänzung 
des StS-Beschlusses ·vom. 14. 8. 
1974. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Mit Stadtsenatsbeschluß· vom 14. 

8. 1974wurde zur Ausführung der Bau­
meisterarbeiten für die Erweiterung 
der Straßenbeleuchtung im Baulos Sei­
fentr.uhe bis zur Einmündung Neustraße 
durch die ARGE Seifentruhe der Be­
trag von S 189. 391, - freigegeben. Das 
Vorhaben gelangte erst im heurigen 
Jahr zur Ausführung, sodaß · zur Ab­
deckung der angefallenen Kosten im 
Rechnungsjahr 1975 eine überp1anmä­
ßige Ausgabe von 

(Schilling 
S 190.000,-­

cinhundertneunzi gta us end) 
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bei VP 66 4- 910 aoH bewilligt wird. 
Die Deckung hat durch Aufnahme 

von Darlehen zu erfolgen. 

Ich bitte um Ihre Zustimmung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Dazu eine ·wortmeldung? Ich habe 

keine vorgemerkt. Gegenstimmen 
oder Enthaltungen? Ebenfalls nicht. 
Der Antrag ist somit einstimmig be­
schlossen. 

STADTRAT ANNA KALTENBRUN­
NER: 

Der zweite Antrag befaßt sich 
mit der · Straßenbeleuchtung Baulos 
Kreuzung Seifentruhe - Rooseveltstra­
ße mit Anschluß Azwangerstraße und 
Kaserngasse. 

54) En-2942/75 
Straßenbeleuchtung Baulos Kreu­
zung Seifentruhe - Rooseveltstraße 

. mit Anschluß Azwangerstraße und 
Kaserngasse. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III · vom 4. Juli 197 5 wird 
für die Errichtung der Stra ßenbeleuch­
tung Baulos Seifentruhe - Roosevelt­
straße mit Anschluß Azwangerstraße 
und Kaserngasse der Betrag von 

S 284. 600, --
(Schilling zweihundertvierundachtzig­

ta us ends e chs hundert) 

bei VP 664- 934 aoH freigegeben. 
D~eAufträge sind wie folgt zu ver­

geben: 
1. Elektromateriallieferung samt. 
Montage: 
Firma Berger zum Anbotpreis von 

S 208. 857, --
2. Kabelankauf: 
Einkaufsgenossenschaft Wien zum An­
botpreis von S 39.0.00,--
3. Straßenbeleuchtungsverteiler: . 
Elektrobau AG Steyr zum Anbotpreis 

von S 15.600,--

Auch hier bitte ich um Annahme. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Der Antrag steht zur Diskussion. 

Gibt es eine Wortmeldung? Ich stelle 
fest nein. Enthaltung oder Gegenstim­
me? Auch keine. Dieser Antrag ist be­
schlossen. 

STADTRAT ANNA KALTENBRUNI\1ER: 
Der nächste Antrag lautet: 

55) En-4189/74 
Straßenbeleuchtung 
und Mate ottihof. 

Hilberstraße 

Der Gemeinde rat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 22. Mai 1975 wird 
zum Zwecke der Instandsetzung der 
Straßenbeleuchtung in der Hilbe rs tra ße 
U:nd im Mateottihof sowie in der Durch­
fahrt Hilberstraße - Konradstraße der 
Betrag von 

S 239.000,--
(Schilling zweihundertneununddreißig­

tausend) 

bei VP 711-93 oH freigegeben. 
Die entsprechenden Arbeiten wer­

den der Firma Wottawa zumAnbotpreis 
von S 216. 987, - übertragen. 

Erdkabel im Weter von S 6. 7 83. -
sind dem städt. Lagerbestand zu ent­
nehmen. 

Ich bitte auch hier um Ihre Zu­
stimmung. 

BÜRGERlVIBISTER FRANZ \iVEISS: 
Wortmeldungen dazu? Es sind 

keine vorgebracht worden. Enthaltun­
gen oder Gegenstimmen? Keine. Auch 
dieser Antrag ist beschlossen. 

STADTRAT ANNA KALTENBRUNI\TER: 
Der nächste Antrag lautet: 
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56) En-242/70 
Herstellung einer Straßenbeleuch­
tung im Stadtteil Stein. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 16. Oktober 1975 
wird zur Herstellung einer Straßenbe­
leuchtung im Stadtteil Stein eine über­
planmäßige Ausgabe von 

S 134.000,--
(Schilling einhundertvierunddreißigta u-

send) 

bei VP 711- 93 oH bewilligt. Die Deckung 
hat durch Mehreinnahmen bei den all­
gemeinen Deckungsmitteln zu erfol­
gen. 

Die Aufträge sind wie folgt zu 
vergeben: 
1. Beleuchtung im Bereiche der Hoch­
straße. oberer Teil: 
Fa. Berger. Steyr, zum Anbotpreis 
von S 54. 835,--
2. Beleuchtung im Bereiche der Hoch­
straße, unterer Teil: 
Fa. Berger, Steyr, zum Anbotpreis 
von S 46. 470,--
3. Beleuchtung im Bereiche des Ste­
chergasserls: 
Fa. Berger. Steyr. zum Anbotpreis 
von S 20.393,--

Materialien sind aus dem städti­
schen Lagerbestand wie folgt zu ent­
nehm.en: 
Zum Auftrag 1. im Werte von 

S 2.520,-­
zum Auftrag 2. im \Verte von 

S 1. 680, -­
zum Auftrag 3. im Werte von 

S 840,--

Auch hier bitte ich um Genehmi­
gung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wortmeldungen erwünscht? Es 

sind keine feststellbar. Darf ich er­
suchen, Enthaltungen oder Gegenstim­
men bekanntzugeben? Keine vorhanden. 

Auch dieser Antrag ist einstimmig be­
schlossen. 

Als nächster Berichterstatter 
Kollege Kinzelhofer. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
KONRAD KINZELHOFER: 
Sehr geehrte Damen und Herren des 
Gemeinderates! 

Ich habe Ihnen vorerst einen An­
trag des Finanz- und Rechtsausschus­
ses vorzutragen, und zwar betrifft er 
die Schaffung eines Sportehrenzeichens. 

57) Sport-4619/73 
Sportehrenzeichen der Stadt Steyr.; 
Erlassung von Richtlinien für die 
Verleihung. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Als äußeres Zeichen der Aner­

kennung für besondere Verdienste in 
Steyr auf sportlichem Gebiet - hervor­
ragende Leistungen im Rahmen des 
Amateursportes und der Leibesübun­
gen - wird das "Sportehrenzeichen 
der Stadt Steyr'' gestiftet. Für die Ver­
leihung gelten die in der Beilage ange­
schlossenen Richtlinien. 
(BEILAGE E). 

Ich ersuche Sie, die Richtlinien 
zur Beschlußfassung zu bringen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \iVEISS: 
Gibt es dazu eine Wortmeldung? 

Herr Koll. Stellnberger bitte!· 

GEMEINDERAT DR. ALOIS STELLN­
BERGER: 

_ Ich möchte mir erlauben, als ak­
tiver Sportler und Funktionär die Schaf­
fung des Sportehrenzeichens in unserer 
Stadt zu begrüßen. Das einzige Für und 
Wider der Bestimmungen wurde ja ge­
meinsam mit dem Sportausschuß dis­
kutiert und es ist zwar festzustellen, 
daß die Richtlinien als ziemlich streng 
zu bezeichnen sind für die Erreichung 
eines solchen Ehrenzeichens, nur glau­
be ich, ist das richtig, denn umsomehr 
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erhöht sich der Wert dieses Ehrenzei­
chens. Besonders hervorheben möch­
te ich noch die Möglichkeit der Ver­
leihung dieses Ehrenzeichens an ver­
diente und ältere Sportfunktionäre, 
denn wir wissen, daß es doch schließ­
lich und endlich die Funktionäre sind . . 
die mit eigenen Geldmitteln und Auf-
wendung ihrer Freizeit die Vereine 
aufrecht erhalten und den Sportbetrieb 
ermöglichen. Wenn vielleicht auch dem 
einzelnen Funktionär eine Zuteilung ei­
ner· Förderung noch lieber ist, wird 
ihn sicher auch die Verleihung eines 
Ehrenzeichens entsprechend freuen. 
Ich hoffe nur. daß diese E_hrenzeichen 
dann nicht auf Kosten der Sportförde­
rung gehen durch Auszeichnungen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ V/EISS: 
Wird eine weitere ·wortmeldung 

ge\vüns cht? 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Ich möchte vielleicht noch ergän­

zen, daß die Richtlinien der Landes­
sportorganisation vorgelegt wurden und 
dort für in Ordnung befunden wurden. 
Die Bedingungen sind in Österreich 
ziemlich gleich. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Ich darf noch ergänzen, daß die 

Vereine. die in Frage kommen,· ver­
ständigt wurden zwecks Voranmeldung 
und daß nach Beschluß des Gemeinde­
rates die endgültigen Aufforderungen 
ergehen werden, die Meldungen an das 
Sportamt einzureichen. 

Darf ich darüber abstimmen las­
sen? Eine weitere Diskussion hat sich 
nicht ergeben. Ich darf daher anneh­
men, daß Sie mit diesem Antrag ein­
verstanden sind. Gibt es Gegenstim­
men oder Enthaltungen? Ich darf fest­
stellen, daß Sie mit diesem Antrag ein­
verstanden sind. 

STADTRAT KONRADKINZELHOFER: 
Ein Antrag des Stadtsenates be-

handelt die Gewährung einer Subven­
tion an den Arbeiter-Turn- und Sport­
verein Stein (Restsubvention) und lau­
tet: 

58) Ha-3989/75 
Gewährung einer Subvention an den 
Arbeiter - Turn- und Sportverein 
Stein (Restsubvention). 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. IX vom 18. Juli 1975 wird 
dem Arbeiter Turn- und Sportverein 
Stein eine Subvention in der Höhe von 
S 55. 000. - - (Schilling fünfundfünfzig­
tausend) gewährt (Restsubvention auf 
S 700.000,--). 

Die Mittel werden als außerplan­
mäßige Ausgabe bei VP 55-95 aoH. be­
willigt. Die Deckung hat durch Auf-: 
nahme von Darlehen zu erfolgen. 

Gemäß§ 44 (5) des Statutes für die 
Stadt Steyr wird der Magistrat wegen 
Dringlichkeit zum sofortigen Vollzug 
dieses Beschluss es ermächtigt. 

Ich ersuche um Genehmigung die­
ses Betrages. 

BÜRGERII/IEISTER FRANZ '\VEISS: 
Ich frage Sie, gibt es eine '\Vort­

meldung? Es wurde keine vorgebracht. 
Enthaltungen oder Gegen~timmen? Es 
sind keine angezeigt. Der Antrag ist 
somit mit Einstimmigkeit beschlossen. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Ein weiterer Antrag des Stadtse­

nates hat folgenden '\Vortlaut: 

59) ÖAG-1001/75 
Stadtwerke 
Stadtwerke Steyr, Verkehrsbetrieb; 
Grundleistung gemäß § 18 {1) FAG 
1973 für das Jahr 197 5. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des umseitigen Amts­

berichtes wird den Stadhverken eine 
Grundleistung gern. § 18, Abs. 1 FAG 
1973 in Höhe von 
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S357.600,--
gewährt. Der Betrag wird als außer­
planmäßige Ausgabe bei der VP 81-92 
oH. bewilligt. Die Deckung hat durch 
Mehr:einnahmen bei den allgemeinen 
Deckungsmitteln zu erfolgen. 

Gemäß § 44/ 5 Stadtstutut wird 
der Magistrat Steyr wegen Dringlich­
keit zum sofortigen Vollzug des Be -
schlusses ermächtigt. 

Ich ersuche um die Genehmigung 
dieses Antrages. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Sie haben den Antrag gehört. Wün­

schen Sie dazu das ·wort? Stimmt je­
mand gegen den Antrag oder gibt es ei­
ne Enthaltung? Keine Anzeige. Dieser 
Antrag ist daher einstimmig beschlos­
sen. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Der nächste Antrag des Stadtsena­

tes lautet: 

60) ÖAG-3448/75 
Stadtwerke 
Städtische Bäder und 
bahn; Verlustersatz 
(Hest). 

Kunsteis-
per 1974 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des umseitigen Amts­

berichtes der Mag. Abt. II vom 24. 
Juli 1975 wird über' Ansuchen der 
Stadtwerke Steyr der restliche Ver­
lust-Ersatz per 1974 für die Teilbe­
triebe Stadtbad und Kunsteisbahn (Er­
mittlung siehe Beilage) in Höhe von 
S 1, 444. 3 69, 63 bewilligt. Zum ge­
nannten Z·weck wird der Betrag von 

S 1,444.400, -­
(Schilling eine Million vierhundert­

vierundvie rzigta usendvie rhunde rt) 

bei der VP 81- 51 freigegeben. 
(BEILAGE F). 

Ich ersuche Sie, diesen Betrag 

zu genehmigen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Sie haben den Antrag zur Kennt­

nis bekommen. Wünschen Sie dazu ei­
ne Wortmeldung? Ich sehe keine. Ich 
darf darüber abstimmen. vVer dafür 
ist, den bitte ich um ein Zeichen mit 
der Hand. Gegenprobe? Enthaltungen? 
Einstimmiger Beschluß. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Der nächste Antrag des Stadtse­

nates lautet: 

61) ÖAG-3448/75 
Stadtwerke 
Tarifr~gulierung für die städtischen 
Bäder und die Kunsteisbahn. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Mit Wirkung vom 1. Jänner 1976 

werden die Tarife für die städtischen 
Bäder . und die Kunsteisbahn wie folgt 
neu festgelegt: 
A) Hallenbad 
I) Sauna I Badezeit 3 Stunden 
1) Einzelkarte S 35, --
2) Block/ 10 Karten S 300, --
3) Block/100 Karten S 2. 500, - .-
4) Überzeit pro 1/2 Std. S 10, --
II) Schwimmhall.e, Badezeitl 1/2 
Stunden 
1) Einze.lkarte Erwachsene S 
2) Block/ 10 Karten S 
3) Block/ 100 Karten S 
4) Überzeit pro 1/2 Std. 

Erwachsene S 
5) Überzeit pro 1/2 Std. 

Kinder ab 6 Jahren und 
Schüler S · 

6) Eii1zelkarte Kinder ab 
6 Jahren und Schüler 
mit Ausweis S 

7) Block/ 10 Karten Kin­
der ab 6 Jahren (Schü-
ler) S 

8) Schulklassen •· pro 
Schüler (Sammelgar-
derobe etc.) S 

8a) Einzelkarte für Kin-

20,-­
·180 - -

I 

1.500,--

10,--

5 --1 

10, -- . 

85,--
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der unter 6 Jahren 
8b) Überzeit pro 1/2 Std. 
8c) Block/ 10 Karten 
9) Schwimmvereinsmit­

glieder ab 20. 00 Uhr -
monatlich 

10) Schlüsseleinsatz Halle 
und Sauna 

11) Hallenmiete 1 Stunde 
a) Steyrer Vereine 
b) auswärtige Vereine 
III) L e i h w ä s c h e für 
gorien 

s 
s 
s 

s 

s 

6 --• 
2 --•. 

50,--

40,--

20,--

S 400,-­
s 500,-­
alle Kate-

(Gegen Hinterlegung eines Ausweises) 
1 Handtuch S 5 - -• 
1 Leintuch S 10,--
1 Badehose S 10, --
1 Badeanzug S 20,--
B) Freibad 
1) Eintritt Erwachsene 
2) Kurzzeit inkl. Käst­

chen 
3) Eintritt Kinder bis 6 

Jahre 
4) Eintritt Schüler mit 

Ausweis 
5) Kabine 
6) Kästchen · 
7) Wechselkabine 
8) Block/ 10 Karten Ein­

tritt Erwachsene 
9) Block/ 10 Karten Ein­

tritt Schüler 
10) Block Eintritt und 

Kästchen Erwachsene 
11) Block Eintritt und 

Kästchen Schüler 
12) Dauerkabine/ 1 Pers. 
13) Dauerkabine/5 Pers. 
14) Dauerkästchen Erw. 
15) Da.uerkästchen Schüler 
16) Schlüsseleinsatz 
17) Schlüsseleinsatz für 

Dauerkarten 
18) Ersatz für Schlüssel­

plättchen 
19) Ersatz für verlorenen 

Schlüssel 
C) Kunsteisbahn 
I) Eintrittspreise_ 

s 10,--

s 10 --. . 
s 3,--

,S 5 - ..; • s 15,--
s -4.--
s 2 --• 

s 80,--

s 30,--

s 100,--

S 60,-­
s 500,-­
s L200,-­
S 250, --
S 160, --
S 20,-- . 

S 50,--

S 10,--

S 50,--

1) Erwachsene S 
2) l0er Block Erw. S 
3) Kinder - Schüler S 
4) l0er Block Kinder -

Schüler S 
5} Jugendliche (bis 18 

Jahre) und Prä_senzdie-
ner sowie Eisschützen 

20,--
160,--
10,--

80,--

an Vormittagen S 12,--
6) l0er Block Jugendliche 

(~is 18 Jahre) und Prä­
senzdiener sowie Eis­
schützen an Vormitta-
gen S 100,--

7) Besucherkarte S 5, - -
Steyrer Pflichtschüler und Schüler 

der höheren und mittleren Lehranstal­
ten in Steyr, die sich im Pflichtschul­
alter befinden, zahlen, wenn sie im 
Klassenverband unter Aufsicht einer 
Lehrperson die Eisfläche benützen.kei­
nen Eintritt. Schüler der mittleren und 
höheren Lehranstalten, die sich nicht 
rr1ehr im Pflichtschulalter befinden, 
zahlen unter den gleichen Vorausset­
zungen einen Eintritts preis von S 5, - . 
Diese Regelung gilt jedoch grundsätz­
lich nur für die Laufzeiten an den Vor­
mittagen, an Nachmittagen nur aus­
nahmsweise nach ausdrücklicher Ver­
.einbarung. 
II) Saisonkarten 
l} Erwachsene 
2) Kinder und Schüler 
3) pro Saison Dienstag u. 

Freitag 17.30 - 21.00 
Uhr pro Bahn 

III) Platzmieten 

s 
s 

600,--
400,--

S 1. 500, --

1 Stunde S 300, --
In den vorangeführten Tarifen ist 

die Umsatzsteuer nach den Bestimmun­
ge_n des Umsatzsteuergesetzes 1972, 

BGBl. Nr. 223 / 72 i. d. g. F. enthal-
ten. 

Ich möchte dazu festhalten daß • 
für das Hallenbad der Tarif im Jahre 
1970 festgelegt wurde bei der Eröffnuno-o 
und für das Freibad wurde er das letz-
te Mal erhöht im Jahre 1965 und bei 
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der Kunsteisbahn besteht der Tarif seit 
der Errichtung. Wir h?ben im Amts­
bericht die Ersatzleistungen bzw. Ver­
lustrechnungen für die städtischen Bä­
der seit 1971 bis 197 5 aufliegend. 

Ich ersuche um Zustimmung zu 
diesen Tarifen. 

BÜRGERTvTEISTER FRANZ vVEISS: 
Sie haben diesen Antrag gehört. 

Wem darf ich dazu das Wort erteilen? 
Herr Kollege Fritsch bitte! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 
Sehr geehrte Damen und Herren des 
,Gemeinderates! 

Gerade der vorher abgeführte An­
trag beweist. daß in diesen Zweigen 
unserer Unternehmungen entsprechen­
de Verluste zu verzeichnen sind und 
daß der Abgang aus öffentlichen Mit­
teln zu decken ist. Desgleichen aber 
aus den Ausführungen des Berichter­
statters entnehmend wissen wir und 
hörten wir alle, daß die Tarife jahre­
lang vorher geregelt wurden und durch 
den Verlustabgang um der Diktion wei­
ter folgen zu können, jetzt wieder neu 
gestaltet werden müssen. Gerade die -
se Abgangsdeckung, vorwiegend auf 
dem Sektor des Frei- bzw. Hallenba­
des, ist enorm trotz de·r gut zu ver­
zeichnenden Frequenz. wobei einer der 
lukrativsten Posten die angeschlosse­
ne Sauna darstellt, die wirklich einer 
entsprechenden Frequentation unterzo­
gen wird. Man könnte also von der 
\\'arte der halbwegs kostendeckenden 
Preise ohne irgendwelche größere De­
batte glauben. diesem Antrag zustim­
men zu müssen. Es ist allerdings und 
da muß ich etwas auf meinen Beruf zu­
rückgreifen eigenartig, daß wir hier in 
der Position A II. Pkt. 8) Schulklas­
sen pro Schüler, Sammelgarderobe, 
betreffend, eine Zahl von S 5. - einge­
setzt sehen und dazu darf ich doch et­
was weiter in meiner Argumentation 
ausholen. Es wird heute als Errungen-

schaft sondergleichen auf Österreich 
bezogen hingestellt, daß der Unter­
richt kostenlos ist. daß das Gratis­
schulbuch dementsprechend die Schü­
ler bzw. die Eltern entlastet auf finan­
zieller Basis. daß die Schulfreifahrt 
existent ist. auch wenn das Kind nur 
5 Minuten fährt und 1 / 4 Stunde auf den 
Autobus wartet. Es ist ein Faktum. 
Es ist unentgeltlich, also das Buch, es 
ist unentgeltlich die Transportmöglich­
keit und es ist unentgeltlich der Unter­
richt. Umsomehr muß ich mich wun­
dern und mein Befremden darüber 
aussprechen, daß gerade der Unter­
richt, der unentgeltlich zu erfolgen 
hat. hier auf einmal mit einer entspre­
chenden Dotierung versehen wird. 
S 5, - Benützung des Hallenbades im 
Rahmen des Unterrichts. Ich bitte 
darauf besonderen Wert legen zu wol­
len bei der Überlegung. Der Unter­
richt, der kraft Gesetz in Österreich 
kostenlos ist, wird hier auf einmal mit 
S 5, - und nur auf das Bad bezogen do­
tiert und gefordert. Noch dazu, wenn 
man sich überlegt. warum eigentlich 
der Schwimmunterricht erteilt wird 
und da spreche ich kein Geheimnis aus, 
es ist von Seiten des Amtes des Be­
zirksschulrates jeweils die Erhebung, 
wieviele echte Nichtschwimmer in ei­
ner Schule im laufenden Sc.huljahr sich 
befinden und diese echten Nichtschwim­
mer werden dann im Rahmen eines 
dreiwöchigen Turnusses jeder Schule 
dem Schwimmunterricht zugeführt. Es 
ist dies kein Sport oder ein Vergnügen 
für das man bezahlt, sondern für die 
Ausbildung zum Schwimmer. für die 
Ausbildung seiner Fähigkeiten unter 
Umständen sein Leben durch diese 
Kenntnisse und Fähigkeiten einmai 
retten zu können. Siehe da, dafür, daß 
dieses Kind aus verschiedenen Gründen 
keine Möglichkeit gehabt hat, in sei­
nem vor schulpflichtigen Alter und wäh­
rend der Volksschulzeit Schwimmun­
terricht zu erhalten, dafür also wird 
es finanziell mehr oder mirrler bestraft. 
Nicht das Kind sondern die Eltern des 
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Kindes, die dafür bezahlen müssen. 
Ausgerechnet der kostenlose Unterricht 
und Leibesübungen, Disziplin schwim­
men, zählen ja genauso zum Unterricht, 
dieser wird hier nicht eingehalten. In­
teressant ist dabei aber auch noch fol­
gender Aspekt. Es gehen die Schüler 
unserer Schulen nicht nur schwimmen 
oder schwimmen lernen - ich verbes­
sere mich - sondern es ist auch im 
Rahmen des normalen Unterrichtes 
aus Leibesübungen die Möglichkeit 
gegeben, auf der Kunsteisbahn seiner 
körperlichen Ertüchtigung frönen zu 
können. Hier, selbst im Amtsbericht 
bzw. im Antrag zu lesen, ist für alle 
dort auf der Kunsteisbahn vormittags 
im Rahmen des Unterrichtes für Lei­
besübungen tätigen Schüler der Eintritt 
grundsätzlich kostenlos. Hier muß ich 
persönlich fragen, ob da nicht ein ge­
wisser Denkfehler, ein gewisser Trug­
schluß vorliegt. Auf der Eisbahn ver­
lange ich keinen Eintritt, dort aber, 
wo das Kind schwimmen lernt, ver­
langt man S 5,-. Ich steheaufdem 
Standpunkt, daß das mit den gesam­
ten Praktiken Schule und Unterricht 
in Österreich bewegend, nicht verein­
bar ist, daß wir geradE;! für diesen ·Be­
trag, seit längerer Zeit schon zurück­
liegend wurde auch einmal eine Debat­
te abgeführt, daß man gerade für die­
se Belange den Betrag von S 5, - ein­
hebt und ist dies nicht nur die Mei­
nung von mir oder die Meinung mei­
ner Fraktion, sondern die Meinung der 
Eltern, es ist dies die Meinung der Kin­
der, es ist dies die Meinung der Leh­
rer und auch zum Teil die Meinung des 
Schulamtes selbst, wenn ich mich an 
Stellungnahmen aus früherer Zeit dies-. 
bezüglich erinnere. Ich stehe auch nicht 
an zu erklären, daß nach der Erhebung 
die durchgeführt wurde, bezogen auf 
das Rechnungsjahr 1974, aus diesem 
Titel Schwimmunterricht - Hallenbad­
benützung, insgesamt S 30. 000, - der 
Stadt wieder in ihren Säckel zurück­
geflossen sind. Ich glaube, daß für 

manche andere Gebiete sehr viel Geld 
ausgegeben wird, das nicht um edingt 
lebensrettend dient. Daher könnte man 
unter Umständen auch der Meinung 
sein, aus dem Aspekt jedem Kind sei­
nen Schwimmunterricht zu geben, je­
dem Kind schwimmen lernen zu kön­
nen, man auf diese S 30. 000, - ver­
zichten könnte. Ich darf mir daher er­
lauben, Ihnen namens meiner Fraktion 
einen Abänderungsantrag zu diesem 
vorliegenden Hauptantrag gern. § 18 
Geschäftsordnung vorzulegen und bit­
te im vorhinein um Ihre Zustimmung. 
Der Antrag lautet auf ersatzlose Strei­
chung des Punktes A II/ 8 lautend auf 
Schulklassen pro Schüler usw. S 5, - • 

Ich bitte Sie, aus den Darstellun­
gen, die ich versucht habe Ihnen pla u­
sibel zu machen, unserem Abände­
rungsantrag beitreten zu wollen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Gibt es noch weitere Wortmel­

dungen? Herr Kollege Schwarz dazu! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen des Ge­
meinderates! 

Es ist sehr schön, gerade -von 
Kollegen Fritsch zu hören, daß er da­
für eintritt, daß der Schvrimmunter­
richt im Rahmen des Unterrichi.es frei 
ist und es freut mich, daß sich die ÖVP 
auch dieser Meinung bereits ange­
schlossen hat. Ich darf darauf hin­
weisen, daß es gerade die letzte Re­
gierungsperiode war, wo diese Grund­
s ätze, die soziale Grunds ätze sind, 
weitgehend verwirklicht wurden. Ich 
meine überhaupt den freien Schulbe­
such und alle Mittel zur Verfügung zu 
stellen. Ich darf darauf hinweisen, daß 
es diese Regierungsperiode war, daß 
die freien Schulfahrten eingeführt wur­
den, daß die freien Schulbücher einge­
führt wurden, daß die Hochschultaxen 
weggefallen sind, daß eine wesentli­
che Verbesserung der Studienförde-

- 209 -



rung eingetreten ist, um nur e1mge 
Punkte anzuführen. Daß wir selbst­
verständlich auch weiterhin trachten 
werden, auf dem bildungspolitischen 
·weg Verbesserungen zu erreichen. Ein 
Weg wäre der, den Kollege Fritsch 
hier angeführt hat, auf kommunaler 
Ebene. Ich glaube, es liegen die Din­
ge doch etwas anders, und zwar inso­
fern, als in den Schulen - in Steyr ist 
das nicht - der Fall - keine Lehr­
schwimmbecken vorhanden sind. Die 
Lehrschwimmbecken dienen ausschließ­
lich oder fast nur dem Unterricht. Dort 
ist selbstverständlich auch das Schwim­
n1en frei. Ich möchte aber- dazusagen, 
daß der Schwimmunterricht der Schu­
len in dem öffentlichen Bad erfolgt und 
das öffentliche Bad von Badebenützern 
benützt wird. Daß daraus ein Ausfall 
vön Gebühren erfolgt, ist eine logische 
Folge, weil wenn Schulen unten sind, 
nicht soviele Leute das Ba d benützen 
können. ·wenn wir jetzt noch die Schu­
len dort gratis unterbringen gla ube ich, 
ist das eine doppelte Subventionierung. 
Im übrigen darf ich noch eines sagen. 
Es ist beim Unterricht nicht alles 
schon frei. Ich weiß, daß man sich 
auf manchen Gebieten keine Gedan­
ken macht. Man macht sich keine 
Gedanken, daß ein Schikurs in einer 
Woche S 1. 000, - kostet. Darüber 
wird überhaupt nicht geredet. 

ZWISCHENRUF BÜRGERMEISTER­
STELLVERTRETER KARL FRITSCH: 

Gedanken machen wir uns auch! 

BÜRGERM"EISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Man verlangt nicht von einem 
privaten Liftbesitzer. daß er auf seine 
Einnahmen verzichtet. Man verlangt 
selbstverständlich von einer Schulklas­
se im Rahmen des Unterrichtes einen 
Theaterbesuch, der zig Schilling kostet. 
Darüber, möchte ich sagen, macht man 
sich keinerlei Gedanken. :rvian verlangt 
aber von der Öffentlichkeit, daß alles 

subventioniert wird. Eines möchte ich 
in diesem Zusammenhang noch sagen. 
Ich habe hier einen Auszug aus dem 
Volksblatt vom Freitag, 14. 11. , der 
Stellung nimmt zu Tariferhöhungen, 
die heute und im Stadtsenat bereits be­
schlossen wurden und gerade die Schü­
lerkarten sind hier positiv herausge­
stellt. Es heißt hier: Schülerkarten 
werden nur geringfügig teurer. Es ist 
eine Kritik an uns. sicherlich, aber 
ich möchte das hier anführen. Ich 
kann mir eines nicht vorstellen, wir 
haben im nächsten Jahr im Budget eine 
Ansatzpost oder eine Post für die Er­
richtung und den Ausbau der Sauna und 
eines Lehrschwimmbeckens. Ich kann 
Ihnen versichern, daß sich die Sozia­
listische Fraktion nach Fertigstellung 
dieses Lehrschwimmbeckens sehr wohl . 
mit dem Problem auseinandersetzen 
wird und hier eine günstige Lösung auch 
für die Schüler treffen wird. Aber so­
lange die Schüler in einem öffentlichen 
Bad untergebracht sind, wo auch an­
dere Besucher hingehen, glaube ich, 
daß es nicht gerechtfertigt ist, daß wir 
hier eine Ausnahme bilden. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Dazu Herr Gemeinderat Treml ! 

GEMEINDERAT OTTO .TREML: 
Wertes Präsidium, meine Damen und 
Herren des Gemeinderates! 

Die enormen Preissteigerungen 
sind derzeit das Hauptproblem der Ar­
beitnehmer. denn über die Preise wird 
uns das Geld wieder aus den Taschen 
gezogen, das wir über höhere Löhne 
und Gehälter erkämpfen. Der Schwer­
punkt ist der Kampf gegen die Preis­
lawine. Das sind nicht Worte von mir, 
auch nicht von meiner Partei, sondern 
dies sagten die s ozialis tis chen Funk­
tionäre anläßlich der Arbeiterkammer­
wahl, die vor einem Jahr stattgefun­
den hat und so steht es auch in der Dis­
kussionsanleitung - die Funktionäre 
kennen sie ja - der Rote Faden aus-
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drücklich abgedruckt. Heute. wenige 
Wochen nach der Nationalratswahl, 
die ich heute schon ein paar Mal an­
führen konnte. nach dem größten 
Wahlerfolg der Sozialistischen Par­
tei, wird von den gleichen s ozialisti­
schen Funktionären neben der allge­
meinen Teuerung auf Bundesebene ei­
ne Preislawine auf dem kommunalen 
Sektor losgelassen, wie wir sie bisher 
in Steyr nicht kannten. So erfreulich es 
heute war - vielleicht haben das die 
meisten Gemeinderäte oder Gemeinde­
rätinnen gemacht um die Mittagszeit, 
als sie sich für diese Monstersitzung 
vorbereitet haben - als man Autofah­
rer Unterwegs hörte und sehr positiv 
von Rosemarie Isopp eine Reklame für 
unsere Stadtverwaltung, für unseren 
Vater - der Bürgermeister ist zwar 
noch nicht so alt - aber sie hat das so­
fort verbessert und in der Begrüßung 
auch gleichzeitig Reklame gemacht für 
11 Black and White 11 usw. , aber auch 
hinzugefügt, daß Steyr neben der 
Schönheit auch andere Dinge zu bieten · 
hat, so z.B. daß wir über eine Kunst­
eisbahn verfügen, daß wir über ein 
Hallenbad verfügen. Nun, ich glaube 
kaum, daß beide Bürgermeister, äie 
sich dort gestärkt haben, wie Sie es 
zum Ausdruck gebracht haben, so stark 
waren, daß Sie dort Rosemarie Isopp 
erklärt haben, daß heute besonders in 
dieser Richtung ein bestimmter Wer­
muthstropfen drinnen ist, nämlich der. 
daß man derartige Preiserhöhungen 
als Sozialisten dem Gemeinderat vor­
schlägt. Natürlich ist es aucli nicht 
sehr einfach, ich glaube gerade für 

. Kollegen K.inzelhofer. daß er ausge­
rechnet als der Sportverantwortliche 
dieser Stadt solche Preiserhöhungen 
mit Wirkung 1. 1. 1976 vorschlagen 
muß. Die Sauna wird ja, wie bekannt, 
von S 25, - auf S 35, - erhöht, das sind 
40 %. die Überzeit pro 1/2 Stunde um 
100 % erhöht. Im Hallenbad bei einer 
Badezeit von nur 1 1 /2 Stunden, ·die 
vielfach von mir kritisie~t. wurde, eben 

seit sie besteht, sollen die Erwachse­
nen um 33 % mehr bezahlen und für die 
Überzeit verlangt man ebenfalls 100 % 
mehr. Dazu kann ich sagen - ich habe 
das vor einigen Jahren schon gebracht 
von anderen Städten, wie St. Pölten 
usw.. die eine längere Badezeit im 
Hallenbad haben - mir wurde entge­
gengehalten - da war noch Koll. Dr. 
Gärber in der Freiheitlichen Partei und 
man 1:}at ihn zitiert, er solle als Arzt 
darüber Auskunft geben, ob das schlecht 
ist und er konnte das nicht sagen. Ich 
kann es auch heute wieder aufzeigen, 
daß man z. B. im Linzer Hallenbad -
das besteht wesentlich länger als das 
Steyrer - eine Badezeit von 3 Stunden 
hat. Die Sterblichkeit durch das Baden 
im Hallenbad ist in Linz nicht größer 
wie in Steyr habe ich mir sagen lassen. 
Dort bezahlen die Erwachsenen mit ei­
ner Kabine für 3 Stunden Badezeit S 20. -
Wenn ein Erwachsener verzichtet auf 
eine Kabine und begnügt sich mit einem 
Kästchen so bezahlt er S 15, - und die 
Schüler nur S 7, - . Das heißt, für die 
gleiche Badezeit von 3 Stunden müßte 
einErwachsener im Steyrer Hallenbad 
ab 1. 1. 197 6 S 50. - bezahlen, denn Sie 
müssen die Überz•eit mit 100 % hinzu­
rechnen. Da kann man nur sagen, die 
Sozialistische Mehrhe~t sorgt für ein 
nettes Neujahrsgeschenk -für einen 
Großteil der Steyrer Bevölkerung, 
denn das Hallenbad ist sehr stark fre­
quentiert. Sogar die Schüler im I<Ias­
senverband - das hat Kollege Fritsch 
ausführlich erklärt und dazu möchte 
ich auch Stellung nehmen - müssen 
S 5, - • bisher S 3, - , entrichten, das 
sind 66 % Erhöhung. Ich möchte hin­
zufügen, was mir auch nicht bekannt 
ist. Das steht in keine1n Beschluß, 
auch nicht im 1965er offenbar und es 
steht auch jetzt nicht im Antrag, of­
fenbar besonders ausgewiesen, daß z. 
B. sogar Schüler heute schon nicht 
S 5. - bezahlen, sondern S 7, - • wenn 
sie das Hallenbad nach 15 oder 16 Uhr 
benützen. Der Gemeinderat hat das 
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nicht beschlossen. Auch wenn Sie dem 
Antrag zustimmen, ist eine solche 
zeitliche Einschränkung gar nicht drin­
nen, daß Schüler im Klassenverband -
was. noch dazukommt - heute schon 
S 7, - bezahlen. Dazu die Meinung mei­
ner Partei. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Ab 16. 00 Uhr gehen die Schüler 

nicht mehr hinein. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Kollege Sportreferent, es tut mir 

leid, ich habe es auch nicht gewußt, aber 
ich muß mich hie und da mehr interes­
sieren, daß man doch eine Debatte über 
solche Dinge hat und daß man erfährt, 
was wirklich ist. Ich bin gerne bereit 
zur Kenntnis zu nehmen, daß meine 
Auffassung nicht stimmt. Aber ich 
würde ersuchen - der Pressereferent 
vom Tagblatt ist nicht da,der auch Fach­
lehrer ist - in der Kinderga rtenschule, 
die wohl nach 16. 00 IB1r das Bad besu­
chen und Schüler sind und die dort diese 

. S 7, - bezahlen müssen. Es steht nicht 
drinnen, daß ein gestaffelter Eintritt 
von Schülern ist, sondern es heißt 
Schüler ab 16. 00 IB1r. Das ist maßge­
bend. Es zeigt - es freut mich, daß 
Dir das unangenehm ist und Du willst 
nicht, daß es so ist - und ich bin da­
für, daß Du Dich so wie ich dem Antrag 
des ÖVP-Sprechers anschließt und daß 
wir auf jeden Fall diesen Passus, daß 
Schüler im Klassenverband während des 
Unterrichtes befreit werden, hinein­
nehmen. Das ist unsere Meinung gleich­
lautend so wie dies im Bezug des Eis­
laufens geschieht, daß Schüler unent­
geltlich gratis die Kunsteisbahn benüt­
zen können. 

,veiters fällt mir bei diesem An­
trag auf, daß die Hallenmiete pro 
Stunde für auswärtige Vereine um 
25 % und für die Steyrer Vereine so­
gar um 33 % erhöht wird. Das ist of­
fenbar auch ein Beitrag vom Sport­
referenten oder von der sozialistischen 

Mehrheitsfraktion für die Sportför­
derung der eigenen Steyrer Vereine. 
Also nicht nur gegeri die umliegenden, 
die auch herkommen, aber es ist schon 
etwas komisch, daß man sogar die ei­
genen Vereine noch mehr anhebt. Die 
sogenannte Arbeiter- und kinderfreund-

. liche Politik der Mehrheit kann man 
auch weiters daraus ersehen, daß man 
die Eintrittspreise wie auch schon an­
geführt wurde für Freibad und Kunst­
eisbahn für Erwachsene wie auch für 
Schüler um 66 % erhöht. Die Kurzzeit, 
die vorwiegend von Berufstätigeri be­
nützt wird und die nach der angestreng­
ten Arbeit einige Stunden noch bade.n 
gehen, erhöht man je Eintrittsgebühr 
am Höchsten, nämlich um 100 %. Das 
heißt von S 5, - auf S 10, - für diese 
kurze Zeit, die sie nach der Arbeit ba­
den können. Ich werde natürlich gegen 
diese enorme Eintrittspreiserhöhung 
stimmen. 

Meine lieben Freunde des Ge­
meinderates? Es wird mir öfter der 
Vorwurf gemacht, heute in der Sit­
zung und meist auch am ·wandelgang, 
na ja, Ihr Kommunisten macht es Euch 
leicht, Ihr stimmt gegen jede Erhö­
hung. Daß es nicht so ist, brauche ich 
indiesemRaumnicht. besonders unter,.. 
streichen, denn meist verbinden wir 
oder ich als Sprecher 'der Komll?-unis ten 
auch bestimmte Alternativvorschläge. 
Das heißt, daß wir uns wohl Gedanken 
machen, das heißt aber nicht•, daß ich 
damit sagen will, die Mehrheit macht 
sich keine Gedanken, denn wenn wir in 
4 Wochen den Voranschlag behandeln, 
dann werden doch wieder Dinge aufge­
zeigt, daß auch die Mehrheit, wenn sie 
ehrlich ist, auch nicht einverstanden 
ist mit diesen Gesetzen, wie die Finan­
zen geregelt werden, auch nicht ein­
verstanden sind mit. den derzeitigen 
Bundeszuschüssen usw. So glaube ich 
auch, daß besonders wir Kommunisten 
auch in Zukunft unsere Aufgab_e darin 
sehen, daß wir gegen jede Preiserhö­
hung auftreten, aber nicht nur hier son-
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dern wir haben auch noch andere Mög­
lichkeiten, die wir durchführen, und 
zwar so lange man hier eine solche Ge­
bühren- und Tarifpolitik in der Gemein­
de durchführt, die die Mehrheit der 
Steyrer Arbeiter und Pensionisten be­
lastet und viele Krisenerscheinungen, 
die sich heute zeigen, auch versucht 
wird, umzulegen und die Kleinen zu 
belasten. Solange diese Politik sich 
nicht ändert, werden wir aus diesen 
Gründen gegen die unsozialen Gebüh­
ren- und Tariferhöhungen stimmen, so­
lange es Großunternehmer und Kapita­
listen gibt, die sich die Mehrarbeit von 
den Arbeitern und Angestellten in Form 
von Profiten aneignen und auch gleich­
zeitig, das sage ich ganz offen, es der­
artige Politikerprivilegien gibt, wie sie 
bis herunter in die Gemeinde aus Ge­
meindemitteln entnommen werden. Ich 
glaube auch, unser Auftreten bisher, wo 
vielleicht von dem einen oder anderen 
gesagt wird, es sei demagogisch oder 
habe keine Wirkung, aber durch den 
zähen und jahrelangen Kampf haben wir 
eine Reihe von Dingen, ob es Besser­
stellung für die Arbeiterschaft war oder 
auch für unsere Stadt doch durchsetzen 
können. Ich führe sie jetzt nicht auf, ich 
will nicht langweilen damit, aber eines 
im Zusammenhang gerade dieser Tarif­
politik möchte ich doch sagen. Die pre­
käre Situation, die heute auf dem wirt­
schaftlichen Sektor auftritt, widerspie­
gelt sich auch in manchen Gehirnen, die 
sich eigentlich mit unserer Auffassung 
nie gedeckt hat, daß die Politikerpri­
vilegien beseitigt gehören, die Forde­
rung auf Halbierung der Politikerpri­
vilegien oder daß man aus Beruf und 
Politik ein Gehalt bezieht. Also diese 
.Kritik war eigentlich eine Kritik der 
Kommunisten allein. vVenn man sich 
das heute anschaut, Hartl hat das schon 
vor den ·wahlen angekündigt, er wird 
sich einsetzen, der Bundeskanzler hat 
das aufgegriffen, wird vielleicht einige 
Reformen durchsetzen, daß dieses Po­
litikerprivilegiengesetz offenbar doch 

nicht der Weg war, nicht richtig war, 
zeigt daß es heute Former gibt, wo man 
es einengt oder ich möchte nur ganz 
kurz und zum Abschluß kommend noch 
erwähnen, die Stadt Wels, die auf Grund 
der wirtschaftlichen Finanzlage sich 
gezwungen gesehen hat, ob sie es freu-

. dig gemacht haben weiß ich nicht, daß 
sie für die kommende Erhöhung im 
Jahre 1976 auf diesen Posten Politiker­
privilegien verzichten würde. Ich könn­
te mir ohne weiteres vorstellen, wir 
sind so oft in der heutigen Sitzung Spit­
zenreiter, daß man sich da anschließt 
und vielleicht auch im kommenden Jahr 
verzichtet und damit könnte diese bean­
tragte Erhöhung auf jeden Fall elimi­
niert werden. Wir würden für die Schul­
kinder - weil es eine echte Soziallei­
stung ist - die Eintrittsgebühren nicht 
erhöhen. Das wäre eine ganz einfache 
Geschichte, noch dazu wo es in den an­
deren Fraktionen ähnliche Meinungen 
gibt und das nicht ganz gerechtfertigt 
ist, das jetzt durchzuführen. Danke. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Als nächster Sprecher hat sich 

Herr Kollege Fahrnberger gemeldet. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Sehr geehrter Gemeinderat, wertes 
Präsidium! 

Zu Dir Otto möchte ich sagen, 
ich hätte mir eigentlich nicht- gedacht, 
daß Du nach der Abfuhr, die Dir Na­
tionalrat Jossek gegeben hat bezüglich 
Politikerbezüge, daß Du davon noch 
eim::r:rnl anfängst. Aber anscheinend hat 
das nicht gereicht. Zum vorliegenden 
Antrag •.••• 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
In so einer Unkenntnis, daß er 

nicht einmal ein Wort sagen konnte, 
wie eigentlich die Privilegien ausschau­
en. Hier im Gemeinderat kann ich einen 
Zwischenruf machen, dort war es nicht 
möglich, weil er in Wels ist. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Bitte das gehört nicht zum Sach­

antrag. 

GEMEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Es fällt uns sicherlich nicht leicht, 
die Institutionen, die der Volksgesund­
heit dienen, für die Bevölkerung teurer 
zu machen. ,venn wir es dennoch tun 
oder zum Großteil tun so deshalb, weil 
der Abgang bei diesen Sportstätten sehr 
groß •ist und ich stelle daher den Abän­
derungsantrag, es soll dieser Antrag 
in 2 Teilen abgestimmt werden. Es soll 
der Antrag herausgezogen werden A II 
Punkt 8) betreffend Schulklassen im 
geschlossenen Verband, denn ich 
schließe mich vollinhaltlich den Aus -
führungen von Direktor Fritsch an. Es 
ist richtig, wenn eine Schwimmausbil­
dung innerhalb der Schulklasse durch­
geführt wird, es wäre fals eh, dafür 
S 5, - zu verlangen. Es wäre richtig, 
wenn dort diese Schwimmausbildung, 
die irgendwann doch einmal zum Le­
bensrettungszweck werden kann. un­
entgeltlich gemacht wird. ·wir würden 
ersuchen, diese Teilung vorzunehmen, 
damit wir einerseits dem Antrag von 
Herrn Direktor Fritsch zustimmen 
können und andererseits der Erhöhung 
des anderen Teiles. Außerdem möchte 
ich in diesem Zusammenhang auf einen 
krassen und ausgesprochen gesund-

. heitsschädigenden Mißstand hinweisen. 
Jugendliche bzw. Kinder ab 10 - 12 
Jahren rauchen auf der Kunsteisbahn 
bzw. auf den Bänken bei der Kunsteis­
bahn ungehindert und es hat sogar kürz­
lich ein Bediensteter der Kunsteisbahn 
gesagt, ich möchte gar nicht, daß mein 
Sohn auf die Kunsteisbahn geht, wenn 
ich nicht Dienst habe, denn hier kann 
er nur verdorben werden. Ich ersuche 
alle, sich davon dort zu überzeugen, 
wie weit dieser Zustand schon fortge­
schritten ist. Es kann meines Erachtens 
jeder nach dem 16. Lebensjahr selbst 
entscheiden ob er rauchen will oder 

nicht. Ich glaube. es ist nicht richtig, 
daß man einem 10- oder 12jährigen 
die Entscheidung überläßt ob er rau­
chen will oder nicht. Ich ersuche da­
her den Erhalter der Kunsteisbahn, 
also die Stadtgemeinde Steyr, dement­
sprechende Schritte zu unternehmen, 
daß dort unten die Jugendlichen bea uf­
sichtigt werden oder wenigstens hie 
und da beobachtet werden oder ange­
halten werden, daß diese Dinge unge­
setzlich sind und einzustellen sind. 
Wenn niemand hingeht und ich habe be -
re~ts ein hohes Polizeiorgan dort ge­
sehen, der neben einem Jugendlichen 
mit ungefähr 10 - 12 Jahren gestanden 
ist und nichts dagegen getan hat, daß 
dieser die Zigarette weggibt. Wenn al­
so die Jugendlichen nicht spüren, daß 
jemand aufpaßt und sie tun und lasse~ 
können was sie wollen, so werden sie 
das dort ungehindert tun und wir wer­
den uns später wundern, wieviele Rau­
cher wir in unserer Gesellsc.haft haben. 
Es ist wesentlich schwieriger das Rau­
chen abzugewöhnen, wenn man es lan­
ge getan hat, als es nie zu beginnen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Es ist mir momentan nicht be­

kannt, welche Möglichkeiten außer hin­
weisen durch die Organe die Stadtge­
meinde hätte, das Rauchen von Jugend­
lichen zu unterbinden. Ohne mich nä­
her mit diesem Problem zu befassen, 
möchte ich die Richtigkeit dieses Hin­
weises nicht bezweifeln. Ich habe mich 
davon nie überzeugen können, sehe 
aber ad hoc keine Möglichkeit, hier 
eine Anregung in Form einer Aufsichts­
führung in dieser Richtung aufzugrei­
fen. Das muß ich ganz offen sagen. 
Herr Vizebürgermeister Fritsch ist 
jetzt noch einmal am Wort. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Ich beziehe mich auf die Ausfüh­
rungen des Kollegen Schwarz. wo ich 
doch annehmen muß, daß sie erstens 
einer Erwiderung und 2. einer ent-
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sprechenden Klärung bedürfen. Es war 
dies eine etwas verspätete Wahlrede, 
die wir gehört haben über die Errun­
genschaften seitens der SPÖ-Bundes­
regierung. Er hat allerdings im Über­
. schwang der Gefühle vergessen, daß 
eigentlich der Pflichtschulunterricht 
seit Bestehen der 2. Republik und nicht 
erst seit Bestehen der SPÖ-Mehrheits­
regierung kostenlos war. also ist die 
Argumentation diesbezüglich sicher­
lich danebengelaufen. Vielleicht aber 
doch zur Erhärtung könnte ich anfüh­
ren, daß in. der Stadt Steyr die SPÖ, 
die glaubte und auch aus den Ausfüh­
rungen von Kollegen Schwarz war das 
herauszunehmen, weiß Gott wie sozial 
zu handeln, jahrelang nicht sozial ge­
handelt hat. Dazumals als man bereits 
in den städtischen Schulen die Leihbü­
cher unentgeltlich zur Verfügung stell­
te, aber in den Privatschulen die Schü­
ler der Stadt Steyr. die dort unterrich­
tet wurden, keinesfalls mit diesen un­
entgeltlichen Leihbüchern ausstattete. 
sondern daß man dafür bezahlen mußte 
und erst auf Grund meiner dementspre­
chenden massiven Berechnungen im 
Jahre 1968 von dieser nicht sehr sozia­
len Praktik abgegangen wurde. Das 
bitte nur nebenbei. Jetzt noch einige 
weitere Erläuterungen. Es freut mich, 
daß Kollege Schwarz auch das Volks­
blatt liest. Man sieht .ein, daß er sich 
mehrseitig informiert. Er dürfte dabei 
allerdings wiederum übersehen haben, 
daß ich eigentlich in meiner Stellung­
nahme keines falls die Schüler. die in 
ihrer Freizeit in das Hallenbad gehen 
gemeint habe, sondern jene, die wäh­
rend des regulären Unterrichtes unter­
richtet werden. Ich darf es vielleicht 
noch etwas mehr erhärten. Die Schüler 
sind ja durch einen Erlaß und damit 
aber auch die Lehrer des Bezirks­
schulrates verpflichtet, dort hinunter­
zugehen. Die Eltern werden verpflich­
tet, diese Beträge zu bezahlen und 
sind wir ganz ehrlich, das wären nach 
der derzeitigen Version S 5, - Bade-
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gebühr und 2,:-Transportgebühren. Das 
heißt S 7. - für die Pflichtschüler. Im 
Rahmen des Unterrichtes wäre dieser 
Aufwand zu verzeichnen. Hier die ent­
sprechende Feststellung . 

Nun muß ich weiters ausführen, 
es ist durch Kollegen Schwarz erklärt 
·worden, daß das ein öffentliches Bad 
ist, das benützt werden muß. Ich könn -
te leicht etwas dagegenhalten, wenn 
man nämlich - aus verschiedenen 
Gründen ist es nicht geschehen - im 
Bereich des Schulkomplexes Tabor 
das Lehrschwimmbecken, wie ur­
sprünglich eingeplant und vorgesehen, 
auch gebaut hätte. dann hätte man hier 
die Argumentation, es ist ein öffentli­
ches Bad, nicht mehr in die Wege lei­
ten müssen. Noch etwas. was mich 
wirklich gestört hat. Ich muß ehrlich 
sagen, ich habe Kollegen Schwarz doch 
immer als sehr angenehmen Ge­
sprächs- und Verhandlungspartner 
empfunden. Aber· wenn hier erklärt 
wird, es werden keine Gedanken ge­
macht, was ein Schikurs kostet. Es ist 
eine Zahl von S 1. 000. - gefallen. es 
werden keine Gedanken gemacht, was 
ein Theaterbesuch kostet, dann ist das 
eine Unterstellung sämtlichen Lehrern 
in Steyrer Schulen gegenüber und ich 
kann hier dezitiert erklären, daß wir 
uns wohl weislich Gedanken ma9hen bei 
der Organisation eines Schulschikur­
ses. Vielleicht werden in anderen Schu­
len, wo Kollege Schwarz Elternver­
einsobmann ist oder in einer dieser hö­
heren Funktionen tätig ist, keine Ge­
danken gemacht. Aber dem Pflicht­
schulsektor, dem ich angehöre, dem 
lasse ich diese Unterstellung keines­
falls angedeihen. Ich muß diesen Vor­
wurf von Kollegen Schwarz - ich hoffe. 
im Namen aller Lehrer sprechen zu 
dürfen - auf das Allers chärfs te zurück­
weisen. Dasselbe gilt für die Theater­
besuche. Ich mache aufmerksam. 
Theaterbesuche, Schikurse sind auf 
freiwilliger Basis abzuführen, aber 
Schwimmunterricht laut Erlaß der 



vorgesetzten Behörde ist verpflich­
tend. Hier ist ein wohlweislicher Un­
terschied diesbezüglich herbeizufüh­
ren. Ich glaube, diese Aufklärung war 
nötig, um die ganzen Dinge doch in das 
richtige Lot rücken zu müssen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Herr Kollege Köhler bitte! 

GEMEINDERAT WALTER KÖHLER: 
Ich möchte noch eine Feststel­

lung treffen, und zwar bezüglich des 
Schwimmgeldes. Mir gefällt das nicht, 
daß die Dinge so verdreht werden, daß 
die Eltern größte Schwierigkeiten hät­
ten, das Geld zu bringen bzw. würde es 
am Willen fehlen. Wir kassieren in Mü­
nichholz seit Jahren ebenfalls die S 5. -
und wir leben nicht in einem Bereich, 
wo die Eltern sehr finanzkräftig sind. 
Es gab seit Jahren noch nie, genau ge­
sagt ist mir kein einziger Fall bekannt, 
wo das Erbringen der S 5, - auf Schwie-. 
rigkeiten gestoßen wäre. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Als Nächster Herr 

Schwarz. 
Kollege 

BÜRGERivIEISTER - STELLVERTRE­
TER HEii'HUCH SCHWARZ: 

Zur Aufklärung des Kollegen 
Fritsch möchte ich anführen, daß die 
Tarife, die heute hier beschlossen 
werden, in einem Paket seinerzeit 
auch mit den Stimmen der ÖVP be­
schlossen wurden, daß also auch die 
Schülerkarten seinerzeit mit den Stim­
men der ÖVP beschlossen wurden und 
es heute lediglich um eine Angleichung 
der Tarife geht. Wenn man seinerzeit . 
dafür war, wenn man schon von Grund­
sätzlichem redet, daß die Schüler im 
Bad etwas zu bezahlen haben, dann 
kann man nicht heute eine andere Mei­
nung haben und sagen, heute brauchen 
sie nichts zu bezahlen. So ist das nicht. 
Zu den Schulschikursen darf ich noch 
sagen, daß die Gemeinde ~teyr für alle 

Schulen die Schulschikurse durchführt, 
Beiträge in einem ganz schönen Aus­
maß gewährt im Pflichtschulalter, das 
möchte ich sagen. Ich kann das, was 
ich gesagt habe, nur unterstreichen, 
weil das meine Erfahrung ist. Es ist 
noch kein Lehrer gekommen, der sich 
über die Schulschikurse beschwert hat. 
Es kommen aber sehr wohl sehr viele 
Eltern, Kollege Fritsch, zu mir. die 
sich ~ber die Höhe der Beträge, die für 
Schulschikurse zu leisten sind, be­
klagen. Das ist eine Tatsache und zu 
dem stehe ich auch. Ich glaube, daß 
man in manchen Fällen sich durch gu­
te Überlegungen da unter Umständen 
etwas günstigere und bessere Preise 
erhandeln könnte. Noch eines zu dem 
ich erst nicht Stellung genommen habe. 

Es wurde angeführt, daß auf der 
Eisbahn die Schulen freien Eintritt ha­
ben. Das ist richtig, aber auch dort 
zu einer Zeit, wo offiziell kein Betrieb 
a-uf der Eisbahn ist. Es ist also auf der 
Eisbahn an den Vormittagen kein Aus­
fall von Eintrittsgeldern. Se.hr wohl 
ist aber ein Ausfall im Stadtbad, weil 
dort die Schulklassen bis 16.00 Uhr die 
Möglichkeit haben, hineinzugehen. Da 
darf ich in dem Zusammenhang •.. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERT_RE­
TER KARL FRITSCH: 

Im Pflichtschulbereich nur vor­
mittags. 

BÜRGERlVIEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Es ist doch ein sehr großer Aus­
fall. Ich darf in diesem Zusammenhang 
doch noch einige andere Dinge anführen 
um die Schulfreundlichkeit herauszu­
stellen. Wir haben heute einige Akten 
beschlossen, die gerade mit dem Bau 
der HAK und Hasch - sicher das ist 
nicht der Pflichtschulsektor - wo die 
Gemeinde doch sehr bereit ist, hier 
etwas beizutragen und das immer wie-

. der unter Beweis stellt gerade für die 
jungen Menschen, die lernen, die stu-
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dieren, sehr viel zu tun. Ich glaube, 
daß aus diesen Gründen es nicht ge­
rechtfertigt erscheint, weil eben aus 
grundsätzlichen Erwägungen, seit der 
ganze Block beschlossen ist und aus 
diesen Überlegungen auch heute dieser 
ganze Block zur Diskussion steht . und 
man nicht eine einzelne Position her­
ausnehmen kann. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Ich habe bis jetzt keine weitere 

Vormerkung mehr für die Rednerliste. 
Herr Gemeinderat Holub bitte! 

GENIEINDERAT KARL HOLUB: 
Nur einen kleinen Hinweis möchte 

ich mir gestatten, weil es so klingt, als 
wäre es eine Geburt des heutigen Tages. 
die Forderung nach freiem Tarif. Ich 
möchte an die Budgetsitzung 1973 erin­
nern, wo ich das erste Mal hier im 
Gemeinderat sprechen durfte und wo 
ich im Namen meiner Fraktion die 
Forderung ausdrücken durfte, daß im 
Rahmen des Schulunterrichtes die Teil­
nahme am Schwimmunterricht gratis 
sein sollte. Das nur zur Erklärung, 
ich bitte Sie. nachzulesen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Kollege Schwarz hat erwähnt, die 

hohen Leistungen, die zwa_r nicht der 
Gemeinde zur Last fallen,"die für Frei­
fahrten und Schulbuchaktion angewen­
det werden. Damit kommen wir aber 
in eine politische Grundsatzdiskussion, 
die · den Tagesordnungspunkt direkt 
nicht sachlich betrifft. Ich würde vor­
schlagen, wenn sich niemand mehr 
gemeldet hat •••. 
Herr Stadtrat Wallner bitte! 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Bitte eine Richtigstellung. Es hat 

geheißen von Kollegen Schwarz, . man 
könne nicht. Nach Geschäftsordnung 
muß ich feststellen, daß die Möglich­
keit sehr wohl _besteht, wenn es die 
Sozialistische Partei will. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Es besteht der Antrag - das muß 

ich jetzt sagen - gemäß § 25 über die 
Abstimmungsregeln, gemäß Abs. 3, 
zwar aus mehreren Teilen. Er wurde 
in einem vorgebracht. Es bestand die 
Möglichkeit, ihn zu teilen. Es wurde 
aber der Vorschlag gemacht, ihn in 
einem zu beschließen. Das muß ich der 
Ordnung halber zur Klarheit sagen, daß 
die Anregung zweifellos möglich wäre, 
daß aber der Antrag in der Richtung der 
globalen Behandlung gestellt wurde. 

Darf ich noch eine weitere Wort­
meldung registrieren? 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Ich möchte dazu sagen, daß S 3. -

seinerzeit im Jahre 1970 einhellig im 
Gemeinderat beschlossen wurden, ob-, 
wohl man auch gewußt hat, daß das 
Schulunterricht ist. Das war damals 
schon. Beim letzten Stadtsenat wurde 
dieser Antrag eingereicht und ist dort 
einhellig beschlossen worden. Der 
Stadtsenat hat auch diese Tarife, ,.vie 
sie vorgelegt wurden, beschlossen und 
den Antrag gestellt, ihn in den Ge­
meinderat zu bringen: Das möchte ich 
dazu sagen. Ich darf mir erlauben, ei­
ne Stellungnahme abzugeben. 

GEMEINDERAT OTTO TREI\1L: 
Unverständlicher Zwischenruf. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Ich möchte sagen, daß nach 16. 00 

Uhr keine Schüler mehr drinnen sind, 
sondern selbstverständlich die Schüler 
der höheren Schulen gehen so baden wie 
die anderen Gäste, Kollege Schwarz 
hat das angeführt, wir haben •.. 

GEiv'IEINDERAT OTTO TREML: 
Im Klassenverband und während 

des Unterrichtes. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Aber nach 16. 00 tn1r nicht mehr. 

Kollege Schwarz hat recht gehabt und 
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darum streben wir es auch an, weil 
der Hubboden immer wieder beschä­
digt wird, daß man eben die Lehr­
schwimmtätigkeit herausbringt von der 
Halle, um echt das Hallenbad den Bür­
gern vormittags und nachmittags zur 
Verfügung zu stellen. Das ist eine 
Frage, die sich im Budget in weiterer 
Folge auswirken wird müssen. Es wird 
angestrebt. Selbstverständlich sind wir 
bereit, daß die Schüler dort ihren Un­
terricht durchführen können, solange, 
bis ein Lehrschwimmbecken vorhanden 
ist. Ich würde doch ersuchen, im Ge­
samten, wie der Antrag gestellt ist, 
die Tarife zu sehen. 

Zur Kunsteisbahn betreffs das 
Rauchen. Da haben die Beamten auf der 
Kunsteisbahn den Auftrag und sie tun 
es auch - auf der Eisbahn selbst darf 
überhaupt nicht geraucht werden son­
dern am Rande - diese jungen Menschen 
aufmerksam zu machen. Mir hat einer 
unten gesagt, da haben sich dann die 
Eltern aufgehalten, daß ihn das nichts 
angehe. Da wird ein Weg gefunden wer­
den müssen und Sie haben recht, das 
muß man abschaffen, weil das ein 
schlechtes Licht auf die Kunsteisbahn 
wirft. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Danke. Von den Sprechern Bür­

germeister-Stellvertr~ter Fritsch und 
Gemeinderat Ing. Fahrnbcrger wurde 
jeweils ein Abänderungsantrag einge­
bracht. Ich muß diese vor dem Haupt­
antrag erledigen. 

Der Antrag betrifft Punkt A/II, 
Pkt. 8). Ich möchte den Antrag behan­
deln. \Ver ist für die Abänderung im 
Sinne der gestellten Anträge der bei­
den Herren. Die beiden Anträge betref­
fen das gleiche, ich kann sie daher in 
einem zur Abstimmung bringen. Danke. 
Gegenstimmen? Stimmenthaltungen ?Ich 
stelle fest, daß die Abänderungsanträge, 
die den gleichen Inhalt haben, abge -
lehnt sind. 
Für den Abänderungsantrag - 12 Stirn-

men (9 ÖVP, 2 FPÖ, 1 KPÖ). 
Gegen -den Abänderungsantrag 22 
Stimmen (SPÖ). 

Nun kommen wir zur Abstimmung 
über den Hauptantrag der vorsieht, den 
gestellten Antragen bloc zu behandeln. 
Ich muß nunmehr neuerdings bitten, 
wer für den gestellten Hauptantrag ist, 
die Hand zu erheben? Danke. Gegen­
probe? Stimmenthaltungen? Ich stelle 
fest, daß der Antrag mit Mehrheit im 
Sinne der Berichterstattung angenom­
men ist. 
(12 Gegenstimmen - 9 ÖVP, 2 FPÖ, 
1 KPÖ). 

Wir kommen damit zum nächsten 
Tagesordnungspunkt. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Der nächste Antrag lautet: 

62) ÖAG-413 6/7 5 
Stadtwerke 
Genehmigung der Jahresbilanz 197 4 
der Stadtwerke Steyr. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Die beiliegende Jahresbilanz 1974 

der Stadtwerke Steyr wird genehmigt. 
(BEILAGE G). 

Ich ersuche um Ihre Genehmigung. 

BÜRGER1\IIEISTER FRANZ WEISS: 
Wünscht dazu jemand eine ·wort­

meldung? Herr Gemeinderat Schwarz 
bitte! 

GEMEINDERAT HERBERT SCHV\f ARZ: 
-Wertes Präsidium, sehr geehrte Da­
men und Herren des Gemeinderates! 

Auf meine Anfrage im Finanz­
und Rechtsausschuß, ob im Reklame­
betrieb Personal beschäftigt ist und 
welche Tätigkeit ausgeübt wird, wurde 
mir von Herrn Direktor Schlederer, 
der für die Bilanz verantwortlich zeich­
net erklärt, daß niemand beschäftigt 
sei und die ausgewiesenen Perso~al­
kosten durch Verteilung nach einem 
gewissen Schlüssel angefallen sind. 
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Sicher ist jedoch, daß der verrechne­
te Personalaufwand im Betrag von rund 
S 93.00o, ·- nicht annähernd für die Ein­
nahmenerzielung, welche rund S 76.000 . 
beträgt, entstanden sein kann, da auf 
Grund der gesetzlichen Vorschriften, 
die auch hier Anwendung finden, nur 
jene Aufwendungen als Betriebsausga­
be abgesetzt werden können, die mit der 
Einnahmenerzielung im Zusammenhang 
stehen, ist diese Gewinnermittlung 
unrichtig. Es ist jedoch auch jenes 
Betriebsergebnis falsch, welches durch 
die Abbuchung dieser Personalkosten 
erhöht worden ist. Auf Grund des 

. Sachverhaltes und der gegebenen Zah­
len hätte sich ein Gewinn von rund 
S ;O. 000, - eigentlich ergeben müssen 
und nicht ein Verlust, wie er hier aus­
gewiesen ist. Im Rechnungsabschluß 
197 4 ist ersichtlich, daß bei 3 Betrie­
ben der Stadtwerke Steyr durch will­
kürlich gebildete Investitionsrückla­
gen Gewinnverschleierungen beabsich­
tigt waren, und zwar wurde bei der 
Bestattung ein Gewinn von S 48. 216, -
anstatt richtig von S 208.216,-, bei 
Krematorium und Leichenhalle ein 
Gewinn von S 15. 878, - anstatt richtig 
von S 195. 878, - , beim Wasserwerk 
ein Gewinn von S 41. 876; - gegenüber 
dem richtigen Gewinn von S 541. 000, -
ausgewiesen. 

Bei diesen 3 Betrieben wurden 
die errechneten Gewinne um insgesamt 
S 840.000,- für den Gemeinderat und 
somit für die Öffentlichkeit zu nieder 
erklärt. 

Die Bildung einer solchen In­
vestitionsrüc klage entbehrt jeder recht­
lichen Grundlage. Ich· möchte aus­
drücklich feststellen, daß gegen die 
Höhe der Gewinne in keiner ·weise et­
was einzuwenden ist, da diese Gewin­
ne gerechtfertigt s.ind. Es versteht 
auch jeder, daß man ohne Gewinn auf 
die Dauer keinen Betrieb führen kann. 
Leider wird der Begriff Gewinn in 
verschiedenen Teilen der Bevölkerung 
mißverstanden, das Gewinnstreben je-
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doch verteufelt und als etwas Unmora­
lisches hingestellt. Diese falsche An­
sicht herrscht offensichtlich auch hier 
bei den für den Rechnungsabschluß ver­
antwortlichen Herren, da es mir sonst 
undenkbar erscheint, warum man dem 
Gemeinderat bewußt die richtigen Zah­
len vorenthält und den Gewinn mit nur 
rund 12 % des tatsächlichen Erfolges 
ausweist. Eine -solche Verschleierung 
des Gewinnes ist daher ein grober Ver­
stoß gegen die Bilanzwahrheit und 
nimmt der Bilanz die Aussagefähigkeit. 
Eine Bilanz ist nach bestimmten Nor­
men und Vorschriften zu erstellen. Auf 
meine Anfrage an den verantwortlichep 
Leiter wurde mir mitgeteilt, daß im 
Jahre 1975 Investitionen durchgeführt 
wurden. Es leuchtet aber auch einem 
nicht mit der Materie Vertrautem ein, 
daß Aufwendungen, die im Jahre 1975 
entstanden sind, nicht bereits 197 4 den 
Gewinn mindern können. Die getätigten 
Investitionen werden entweder in einem 
Jahr als Erhaltungsaufwand oder in 
Form vonAbschreibungenauf mehrere 
Jahre verteilt vom Gewinn abgesetzt. 
Es sei hier ausdrücklich festgehalten, 
daß sich meine Kritik nicht auf die 
steuerliche Bildung der Rücklage be­
zieht, sondern ausschließlich auf die 
freie Rücklage, die nur der Verfäl­
schung des Gewinnes dient. _Da Sie, 
sehr geehrter Herr Bürgermeister, für 
die Aussagen iln Rechnungsabschluß 
verantwortlich sind und Sie m-ir in der 
Finanz- und Rechtsausschußsitzungauf 
meine Anfrage hin antworteten, daß 
die Ausführungen des Herrn Direktors 
Schl~derer bezüglich der Gewinnermitt­
lung zur Aufklärung des Sachverhaltes 
genügen, muß ich Ihnen mitteilen, daß 
für mich die Ausführungen in keiner 
Weise zufriedenstellend sein konnten. 
Sie können nämlich die unrichtige Ge­
winnberechnung im zitierten Rech­
nun gsal::>schluß für uns nicht beseitigen. 
Aus diese1n Grunde möchte ich Ihnen 
ein Gutachten eines gerichtlich heei­
deten Sachverständigen oder der Kam­
mer der ·wirtschaftstreibenden auf rnei-



ne Kosten anbieten. Vielleicht kann ich 
Sie dann von der Richtigkeit meiner 
Stellungnahme überzeugen. Für mich 
wäre aber zu hoffen, daß solche fal­
schen Informationen an die Bevölke­
rung, wie Sie in diesem Zusammen­
hang erfolgt sind, in Zukunft unter­
bleiben. 

Auf Grund der vorliegenden Tat­
sachen kann unsere Fraktion die Zu­
stimmung und die Genehmigung zum 
Jahresabschluß nicht geben. Danke. 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ WEISS: 
Herr Gemeinderat, Sie haben 

m}ch persönlich angesprochen und 
ich nehme vom Aufklärungsrecht Ge -
brauch, werde aber anschließend gern. § 
14 unserer Geschäftsordnung,Abs .2 ,ei­
nem beigezogenen sachkundigen Beam­
ten, in dem Fall den Direktor der 
Städt. Unternehmungen Herrn OAR. 
Schlederer, zur näheren Aufklärung 
noch das Wort erteilen. Vorerst aber 
doch eine Feststellung, die ich für 
richtig halte. Die lange Dauer der Sit­
zung sollte nicht dazu veranlassen und 
berechtigen, hier mit ·warten im Raum 
herumzuwerfen, die die Beamtenschaft 
des Hauses in der Öffentlichkeit in 
ausgesprochen kriminellen Mißkredit 
bringt. Ich erinnere daran, daß heute 
schon von Mißbrauch der Amtsgewalt 
gesprochen wurde, daß von Verschlei­
erung der Bilanz und Daten, von Ver­
fälschung und falschen Informationen in 
einem Gang die Rede war. Ich muß mich 
hier. das sage ich ganz offen, schützend 
vor die Beamten hinstellen, die den Eid 
abgelegt haben, im Sinne unserer Tätig­
keit im Haus zu wirken und ich möchte 
auch dazu erklären, daß die Bilanz der. 
Städt. Unternehmungen genauso der 
Kontrollamtseinsicht unterliegt, wie 
jede andere Dienststelle des Hauses 
und daß auch der Direktor und Leiter 
des Kontrollamtes anwesend ist, der 
falhveise auch die !1Ötigen Sachaus­
künfte erteilen kann. Inwieweit . die 
Kameralistik hier mit den Vorstel-

lungen eines privaten Wirtschaftstrei­
benden übereinstimmt, entzieht sich 
meiner augenblicklichen Kenntnis, aber 
dazu glaube ich, ließe sich zweifellos 
eine geeignete Beurteilung herbeifüh­
ren. Ich darf nunmehr doch bitten, 
weil das unsere Besprechungen doch 
sehr verhärten würde, daß man nicht 
Aussprüche dieser Art in einem Gang 
gebraucht, denn damit unterschieben · 
Sie sowohl der Beamtenschaft als auch 
mir ·persönlich die bewußte Handlung 
von Unterschleifen oder sonstigen 
Handlungen, die die Kriminalpolizei 
mit Recht aufgreifen könnte. um hier 
einen Tatbestand festzustellen, der uns 
in der Öffentlichkeit ganz beträchtli­
chen Schaden zufügen könnte. 

Meine Herren, soweit kann das 
Mißtrauen nicht gehen, daß man der­
artige Unterstellungen in der Sitzung 
des Gemeinderates vorbringt. Ich 
darf Herrn Direktor Schlederer bit­
ten, vielleicht auf einige Dinge einzu­
gehen und die Aufklärung zu erteilen. 

DIREKTOR DER ST.2:\.DTISCHEN UN­
TERJ\TEHMUNGEN . OAR ROBERT 
SCHLEDERER: 

Zunächst möchte ich feststellen, 
daß die Bildung von Rücklagen im Ge­
meindestatut zwingend vorgeschrieben 
ist. Dort heißt es wörtlich: Die Erträ­
ge der Unternehmungen sollen in der 
Regel zumindest alle Aufwendungen 
decken und die Bildung angemessener 
Rücklagen für die technische und wirt­
schaftliche Fortentwicklung der Un­
ternehmungen ermöglichen. An diesen 
Grundsatz haben wir uns gehalten. Ich 
habe mit Herrn Stadtrat Kinzelhofer als 
gemeinderätlichen Referenten alle 
Rücklagenbildungen vor Erstellung der 
Bilanz durchbesprochen. 

Zur Verschleierung kann ich Ih­
nen sagen, Herr Gemeinderat, daß im 
Vorlagebericht zur Bilanz - ich weiß 
nicht ob Sie ihn gelesen haben - aus­
drücklich steht, daß ein Gewinn z. B. 
bei den Bestattungsbetrieben von 
S 64.000,- ausgewiesen wird, es 
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konnten aber aus dem Titel S 230.000, - , 
für Krematorium und Bestattung 
S 180. 000, - Rücklage gebildet wer­
den. Auch einem Laien ist verständ­
lich, daß inan Rücklagen nur aus Ge­
winn bilden kann. Überdies lese ich -
wie Sie wahrscheinlich auch - in allen 
Veröffentlichungen, ob in der Linzer 
oder ·wiener Zeitung Bilanzen von al­
len öffentlichen oder halböffentlichen 
Unternehmungen, wo es von freien 
Rücldagen nur so wimmelt. Es ist 
das Recht, in unserem Fall sogar die 
Pflicht, Rücklagen für künftige Inve­
stitionen zu bilden. Es ist geradezu 
ein lächerlicher Betrag, wenn man mit 
S 840. 000, - Rücklagen in die Periode 
1976 gehen muß, wo S 9, 5 Mill. In­
vestitionen vorgesehen sind. Die rei­
chen bei weitem nicht zur Deckung die­
ser Investitionen aus. Also eine Ver­
schleierung könnte es höchstens für 
einen Laien sein, der nicht weiß, daß 
man Rücklagen nur aus Gewinn bilden 
kann. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Danke. Ich glaube, der Begriff 

Verschleierung wurde doch etwas auf­
geldärt. Eine Verschleierung sehe ich 
dann, wenn bewußt Zahlen vermieden 
werden, die zur Aufklärung dienen kön­
nen. Zahlenmaterialliegt in der Bilanz 
jedenfalls deutlich v9r und auch wie 
wir soeben gehört haben, die dazu not­
wendigen technischen Erklärungen. 

. Bitte Herr Gemeinderat Schwarz 
noch einmal dazu. 

GEMEINDERAT HERBERT SCHWARZ: 
Ich möchte noch ·einmal antwor­

ten. Ich habe in meiner Stellungnahme 
nicht behauptet, daß die Gewinnentfer­
nung durch die Gemeinde geschehen 
ist, sondern nur als unrichtige Infor­
mation gegeben wurde. Wenn man sich 
den Rechnungsabschluß 1974 anschaut, 
der auch der Presse bekanntgegeben 
wurde, ist hier nur ein Gewinn für Be­
stattung von S 48. 000, - , bei Krema-

torium S 15. 000, - und beim Wasser­
werk S 41. 000, - • Hier ist nicht mehr 
ersichtlich. Wenn man von Rücklagen 
spricht, sie bilden in einem Jahr eine 
Rücklage und lösen es im nächsten 
Jahr in der gleichen Höhe gegenüber 
Kapital auf. Das ist eine unmögliche 
Bildung einer Rücklage,die gibt es sonst 
nirgends, denn Sie müssen ja den Auf­
wand gegenüber ·den Rücklagen auflö­
sen und nicht die Rücklage als Kapi­
tal, damit setzen Sie ja zweimal ab, 
einmal setzen Sie den Aufwand ab und 
die Rücklage zusätzlich. Den Aufwand 
kann man nicht zweimal absetzen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Bitte vorher noch eine Erklärung. 

Wenn Aufklärung erforderlich ist, die 
Akten sind wirldich zeitgerecht zuge­
leitet worden, im Stadtsenat und im 
Finanz- und Rechtsausschuß ist das 
behandelt worden und es war dort schon 
Ihre Anfrage Gegenstand einer Diskus­
sion. Ich glaube nicht, daß die bishe­
rigen Vorgänge dazu berechtigt hät­
ten, in derart massiver Form mit Be­
zichtigungen zu operieren, Herr Ge­
meinderat Schwarz, -die zweifellos 
nicht dazu dienen können, das Vertrau­
en gegenseitig zu stärken. 

Ich bitte nun noch einmal Herrn 
Direktor Schlederer dazu zu spr~chen. 

DIREKTOR DER STÄDTISCHEN UN­
TERNEHMUNGEN OBERAMTSRAT 
ROBERT SCHLEDERER: 

Bezüglich der Auflösung der Rück­
lagen. Bei den Investitionsrücklagen 
oder ~ogenannten - hier gebe ich Ihnen 
Recht, es ist sicher ein Teil des Ge­
winnes, der ohne Rücklagenbildung so­
fort dem Kapital zugeschrieben wer­
den müßte. Aber es handelt sich um 
die Investitionen, die man nicht auf­
oder abbuchen kann. Der Investitions­
aufwand ·ist ein fix zu bildender Kapi­
talgegenstand ••. 

Für die Bildung von Rücklagen 
ist zweifellos Gewinn maßgebend. Aus 
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einem Verlust kann ich keinen bilden, 
aber für die Kapitalisierung von Anla­
gewerten kann ich keinen Aufwand be­
lasten ••• 

GEMEINDERAT HERBERT SCHWARZ: 
Es 1nüßten die Investitionen rich­

tigerweise gegen die Rücklage aufge­
löst werden und nicht die Investitionen 
auch abgeschrieben werden und die 
Rücklage dem Endkapital zugeführt 
werden .•• 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Meine Herren, eines kann hier 

nicht gelöst werden. Hier. sind beide 
Herren, sowohl der Leiter der Städt. 
Unternehmungen, als der Herr Gemein­
derat, der von seiner Sicht her - er ist 
wirtschaftlich tätig - das betrachtet. 
Es herrscht also eine gewisse Auffas­
sungsdifferenz. Diese Differenz in rein 
rechnungstechnischer Art . zu klären, 
wird jetzt kaum lösbar sein. Ich bin 
der Meinung, daß - wie ich schon ein­
mal sagte - solche Differenzen in der 
Auffassungnochlange nicht zum Grund 
haben müssen, daß bewußte Verschleie­
rungen, bewußte Unregelmäßigkeiten 
irgendwie beabsichtigt seien. Es ist das 
Wesentliche an dieser Aussage. Selbst 
dann, wenn an den Rechnungsunterla­
gen etwas tatsächlich unrichtig sein 
sollte, kann und wird dieser Beweis 
bestimmt nicht erbracht werden kön­
nen, daß das bewußt herbeigeführt wird. 
Ich bezv,eifle aber, daß überhaupt eine 
Unrichtigkeit in der Bilanz .besteht, 
weil das Kontrollamt als unabhängiges 
Organ des Hauses auch diese Bilanz 
und die Rechnungsprüfung vorzunehmen 
hat und keine Beanstandung dargelegt 
wurde. Ich höre eben vom Magistrats­
direktor, daß auch der Rechnungshof 
diese Art der Bilanzierung bis heute 
weder beanstandet hat, ja im Gegenteil 
immer als richtig befunden hat. Das 
war für uns bisher die Vorgangsweise, 
daß wir keiner Beanstandung ausgesetzt 
werden können, womit ich hoffe, Herr 

Gemeinderat, daß Ihre vorgebrachten 
Bemerkungen unrichtig am Platz sind 
und ich sie lieber vergessen möchte, 
denn das würde das Klima bestimmt 
verbessern. 

Herr Stadtrat Kinzelhofer bitte! 

STADTRAT KONRAD KINZELHOF'ER: 
Ich habe bei meinem Bericht aus­

drücklich erklärt, daß das Kontrollamt 
der Stadt die Bilanz geprüft hat und 
außerdem wird der Rechnungshof diese 
Bilanz wieder prüfen, so wie er alle 
Bilanzen geprüft hat. Ich kann nicht 
zulassen, daß solche Behauptungen 
"Verschleierung" usw. von einem Mit­
glied des Gemeinderates einem Beam-
ten meines Bereiches zugesprochen 
werden und ich glaube, daß es not­
wendig ist, daß der Gemeinderat da_s 
zurücknimmt und sich entschuldigt. 
Denn der Beamte hat das nicht bewußt 
gemacht. Verschleierung, wenn Sie 
das behaupten, so ist das eine bewuß­
te Behauptung von Ihnen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Herr Gemeinderat Fahrnberger 

als weiterer Sprecher. 

GEI\/JEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

• In der Presse wurde der Gewinn 
mit S 15. 000, - bzw. S 48. 000, - aus­
gewiesen. Nachdem Rücklagen auch 
als Gewinn bezeichnet werden müssen, 
ist der Gewinn um die Rücklagen grö­
ßer, wenngleich sicherlich meines Er­
achtens dann nicht von Verschleierung 
gesprochen werden kann, weil es als 
offen ausgewiesen wurde. Ich würde 
vorschlagen, daß die Bilanzierung hier 
so vorgenommen wird, wie sie dem 
Finanzminister gegenüber gemacht 
werden muß, dann kann von einer Zwei­
geleisigkeit keine Rede sein, dann ist 
von Haus alles klar. Das wäre zu dem 
zu sagen. Von Amtsmißbrauch haben 
wir nicht gesprochen. Es ist mit keinem 
Wort gefallen, es wäre nicht richtig, 
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sich dieses Wort als gebraucht in das 
Gehirn einzumeisseln. Das Wort ist 
nicht gebraucht worden. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Meine Damen und Herren! Als 

Nächster Herr Bürgermeister-Stell­
vertreter Fritsch. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Gerade die vereinzelt zum Aus­
druck gebrachten Worte, Kontrollamt 
Kontrollamtstätigkeit, aus dem Munde 
des Herrn Bürgermeisters bestärken 
mich, auch auf Grund fachlicher Mei­
nungsdifferenzen heraus gesehen, zu 
den Auffassungen doch auch zu dem 
Antrag, den wir heute eingebracht ha­
ben, eine kurze Erklärung abgeben zu 
wollen. Die Statutarstädte haben ent­
gegen den Bestimmungen der OÖ. Ge­
meindeordnung keinen Prüfungs- und 
keinen Kontrollausschuß, der durch die 
gesetzlichen Auflagen bedingt, dem Ge­
rneinderatlaufend, zumindest aber vier­
teljärhlich, Bericht zu erstatten hat. 
Hier betone ich ausdrücklich, nicht auf 
die Stadt Steyr. sond~rn auf andere 
Städte oder auf eine besondere Stadt 
Oberösterreichs bezogen, hat doch die 
Öffentlichkeit mit Bedauern das Fehlen 
einer diesbezüglichen zwingenden Vor­
schrift und auch die Vorlage von Be­
richten - ich möchte mich da nicht zu 
lange ausbreiten - zur Kenntnis nehmen 
müssen. Gerade die \Varte, Kontroll­
amtstätigkeit,Kontrollamtsbericht dem 
Gemeinderat schriftlich zur Kenntnis 
gebracht, könnten unter Umständen, 
wenn man sich dazu durchringen wür-. 
de - ich bringe den Antrag heute nicht 
offiziell ein - doch verschiedene Un­
stimmigkeiten, verschiedene Mißstim­
migkeiten oder aber auch verschiedenes 
Mißverstehen in sachlichen Gegeben­
heiten aus der \Velt r_äumen. Ich glau­
be, daß gerade die vorangegangene .De­
batte dazu beigetragen._ ~rnt, unseren 

Standpunkt, auch die Berichterstattung 
eines Kontrollamtes vierteljährlich dem 
Gemeinderat . zuzuordnen, sicherlich 
positive Aspekte anbringen könnte. 
Ich darf bereits jetzt hinführend auf die 
nächste Sitzung, wo dieser unser An­
trag tatsächlich zur Behandlung und 
Beschlußfassung ansteht hoffen, daß Sie 
dieser Meinung von uns, antragsmäßig 
formuliert, Rechnung tragen wollen. 

yielleicht noch eines. Ich glaube, 
daß die heutige Sitzung - es sind so­
viele \Vorte · gefallen, wie etwa Mon­
stersitzung. Als Monster kann man auch 
ein Ungeheuer bezeichnen. Ich glaube 
aber nicht, daß wir uns in diesem Fall 
als Ungeheuer miteinander bezeichnen 
wollen. Monster doch im Bezug auf 
die Riesenfülle der Tagesordnung, daß 
gerade diese Sitzung und die immense 
Vorbereitungsarbeit, die der einzelne 
Gemeinderat zu dieser Sitzung hatte, 
ünter Umständen Zitierungen herbeifüh­
ren könnten, die vielleicht aus einer 
gewissen Ermüdung heraus gemacht 
wurden. Es ist einmal die physische 
Belastung des Gemeinderates unter 
Umständen auch angezweifelt worden. 
Wir brauchen weder die Betreuung 
einer Rot-Kreuz-=-Schwester, das wis­
sen wir selbst, aber ich würde trolz­
dem feststellen, daß heute diese Sit­
zung sachlich - und besonders dieser 
Tagesordnungspunkt - verschiedenste 
Meinungen gebildet hat. \Vie es so ist, 
fallen des öfteren ·worte, die dein einen 
herausrutschen und sicherlich auch dem 
anderen, auf den sie gezielt sind, un­
ter Umständen wehtun könnten. Ich 
möchte doch vielleicht feststellen, daß 
aus der langen Sitzungsdauer heraus, 
daß aus der Überarbeitung eines je­
den Einzelnen von uns heraus, noch 
dazu wo unserer Fraktion keine Bearn­
ten zur Beantwortung von Fragen - ich 
möchte mich da nicht weiter ausbrei­
ten - zur Verfügung stehen, also auch 
auf die physische Grenze einer Belast­
.barkeit jedes Einzelnen von uns Rech-
nung geno1n1nen werden wird. Ich gehe 
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nochmals zurück auf den Ausgangspunkt 
meiner Ausführungen, gerade eine Kon­
trollamtstätigkeit von uns miteinander 
installiert, könnte verschiedenste Mei­
nungsverschiedenheiten so bald wie 
möglich, nach Vorlage dieses Berich­
tes an den Gemeinderat, aus der Welt 
schaffen. Von dieser Warte her gese­
hen bitte ich, meine Stellungnahme und 
den Antrag betrachten zu wollen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Gibt es noch eine weitere \Vort­

meldung zu diesem Tagesordnungs­
punkt? Herr Gemeinderat Treml bitte! 

GEMEINDERAT OTTO TRElVIL: 
Meine Damen und Herren des Gemein­
derates! 

lch möchte nur einige Worte ver­
lieren. Ich glaube schon, daß von Sei­
ten des Kollegen Schwarz gerade die-

. ses Problem etwas in die Höhe gespielt 
wurde, mn einen bestimn1ten Grund zu 
finden, daß man bestimmte Maßnah­
men ändern will. Ich bin bestimmt kein 
Finanzfachmann. Auf Grund der De­
batte, die ich mitangehört habe im Fi­
nanz- und Rechtsausschuß habe ich auch 
mit meinen bescheidenen Kenntnissen 
die Bilanz durchgelesen und es ist kein 
Zweifel bestanden, daß die Investitions­
rücklagen dem Gev,rinn dazuzuzählen 
sind. Auch für uns als Kommunisten 
war ersichtlich, daß aus diesen 3 Spar­
ten der Verkehrsbetriebe doch auch 
Gewinn abgeworfen wurde und von ei­
ner Verschleierung kann überhaupt nicht 
die Rede sein. Erstens wenn es Laien 
ersehen, kann inan von keiner Ver­
s chJ eierung reden und das zweite Ent­
scheidende scheint mir, daß es wirk-· 
lieh nicht dazu führen soll, daß man 
Dinge, die wohl ausgesprochen werden 
im Finanz- und Rechtsausschuß und 
hier weitgehend Aufklärung gegeben 
wurde, daß man da mit derart harten 
massiven Dingen in das Plenum kommt, 
wo man damit rechnen muß, daß von 
Seiten, von der Presse .diese benützt 

werden, um ein bestimmtes Mißtrauen 
oder eine Unehrlichkeit in der Öffent­
lichkeit zu verbreiten. Das kann man 
meist durch eine kleine Richtigstel­
lung in der Zeitung nicht mehr errei -
chen. In diesem Sinne ersuche ich doch 
in Zukunft - ich könnte auch 1nanchmal 
härtere \Vorte verwenden, wir verwen­
den sie in öffentlichen Versamn1lungen 
aber weniger in diesem Rahmen, wo 
wir .doch mehr oder weniger im1ner 
versuchen, mit den verschiedensten 
politischen Auffassungen, ideologi­
schen Auffassungen - im wesentlichen 
zusammenwirkend und zum vVohle der 
Bevölkerung zu arbeiten. 

Danke. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Keine Vi'ortmeldung mehr? Sie 

gestatten mir aber doch noch einen Hin­
weis. Es gibt ein Rechnungshofgesetz 
und nach diesem Gesetz ist es für die· 
Stadt Steyr Pflicht, die Bilanz, und 
zwar auch . die der Städt. Unterneh­
mungen, dem Rechnungshof zur Prü­
fung vorzulegen. Es geschieht laufend, 
daß außerhalb der Bilanzprüfung im 
Hause durch das Kontrollamt auch noch 
der Rechnungsliof diese Kontrolle 
durchführt, bis heute hat er nicht e·in­
mal Anstoß genommen an dieser Art 
der Bilanzierung, sodaß ich hier ledig­
lich eine Auffassungsdifferenz zwi­
schen einem privatberuflich tätigen 
Steuerberater einerseits und dem 
hauptberuflichen Leiter der Städt. Un­
ternehmungen andererseits · in rein 
sachlicher Hinsicht erblicken kann. 

Ich möchte noch einmal feststel­
len, das berechtigt nicht, in einer öf­
fentlichen Sitzung, zu der jeder Stey -
rer Zugang hat, wenn er es nutzen will, 
zu der die Presse geladen ist, Äuße­
rungen dieser Art vorzubringen, die 
die Personen, die mit diesen Dingen 
zu tun haben, in ein kriminelles Licht 
rücken. Gegen solche Unterstellungen 

• muß ich mich persönlich vor alle be­
schuldigten Beamten von vornherein 
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stellen. Bei künftigen Auseinanderset­
zungen dieser Art. wenn sie politisch 
noch so gefärbt sind. bitte ich. diese 
nicht in dieser persönlichen Art durch­
zuführen. Ich sehe darin einen sehr 
großen Mißbrauch der Redefreiheit 
eines einzelnen Gemeinderates. wenn 
es um persönliche Angelegenheiten 
geht. Ich möchte diese Feststellung 
noch getroffen haben und darf zur Ab­
stimmung kommen. 

Wer dem vorgebrachten Antrag 
auf Genehmigung der Bilanz der Städt. 
Unternehmungen die Zustimmung gibt, 
den bitte ich um ein Zeichen mit der 
Hand. Danke. Gegenprobe? Stimment­
haltungen? Ich stelle fest, daß der An­
trag beschlossen ist. (9 Gegenstim­
men - ÖVP- Fraktion). 

Wir kommen zum nächsten Ta­
gesordnungspunkt. 

- STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Der nächste Antrag betrifft die 

Erneuerung der Niederdruckgaslei­
tung in der Leopold- Werndl-Straße 
und lautet: 

6 3) ÖA G- 3 4 8 0/ 7 5 
Stadtwerke 
Erneuerung der Niederdruckgas­
leitung in der Leopold- Werndl­
Straße. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes 

der Stadtwerke vom 20. 6. 1975 wird 
der Erneuerung der Niederdruckgas­
leitung in einem Teilbereich der Leo­
pold- w·erndl-Straße mit einem Kosten­
aufwand von 

S 565. ooo. --
(Schilling fünfhundertfündundsechzig­

tausend) 

zugestimmt. wobei die Baumeisterar­
beiten der Firma Handl zumAnbotpreis 
von S 305. 323, - über:tragen werden. 

Die Lieferung des Rohrmaterials 
sowie die Verlegung der ~ohre erfolgt 

durch das städtische Gaswerk zum 
Preise von ca. S 285. 500, - • Die Mit­
tel werden von den Stadtwerken aufge­
bracht. 

Gemäß § 44 (5) des Statutes für 
die Stadt Steyr wird der Magistrat we­
gen Dringlichkeit zum sofortigen Voll­
zug dieses Beschlusses ermächtigt. 

Ich ersuche um die Genehmigung 
und l;lm Freigabe dies es Betrages. 

BÜRGERI\1EISTER FRANZ ,VEISS: 
Wünscht dazu jemand das Wort? 

Herr Kollege Wallner bitte! 

STADTRAT MANFRED vVALLl\TER: 
Ich bitte um eine fachliche Auf­

klärung von Herrn OAR Schlederer. 
Ist es richtig, daß die Gasrohrleitun­
gen im Stadtbereich schon so schlecht 
oder undicht sein sollen, daß es zu ei­
riem Verlust von ca. 20 - 25 % kommen 
soll? Es wird geredet und vielleicht 
sollte man. darüber Aufklärung geben. 
das ist keine Schande, aber was ist vor­
gesehen in Zukunft? 25 % scheint mir 
persönlich sehr hoch. 

BÜRGERI\1EISTE"R FRANZ ,,'EISS: 
OAR Schlederer gibt dazu e"ine 

Erklärung. 

DIREKTOR DER STÄDTISCHEN UN­
TERNEHMUNGEN OBERAMTSRAT 
ROBERT SCHLEDERER: 

Das ist sehr leicht zu beantwor­
ten. Die Gasleitungen, die früher für 
das Stadtgas verlegt wurden, waren 
durchwegs Stemm-1v1uffenrohre. Das 
Stadtgas war Feuchtgas. Durch das 
Erdgas sind alle diese alten Leitun­
gen, die 60 Jahre oder noch länger lie­
gen, einem Austrocknungsprozeß unter­
worfen und müssen durch geschweißte 
Stahlrohre allmählich, je nach Finanz­
kraft der Unternehmungen, ersetzt 
werden. Im abgelaufenen Jahr wurden 

. 2. 5 km ausgetauscht und wir haben im 
nächsten Jahr im \Virtschaftsplan un-
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gefähr dieselbe Menge vorgesehen, so­
daß wir in absehbarer Zeit diese alten 
Leitungen, die im wesentlichen einen 
Höchstverbrauch unter der Erde dar­
stellen, allmählich austauschen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \~7EISS: 
Danke. Noch eine weitere Wort­

meldung dazu? Es ist keine gegeben. 
Ich darf daher den Antrag zur Abstim­
n1ung bringen. Gibt es Gegenstimmen 
oder Enthaltungen dazu? Ich sehe kei­
ne, daher ist der Antrag einstimmig 
angeno1n1nen. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Der nächste Antrag betrifft die 

Erneuerung der Niederdruckgasleitung 
in der Industriestraße und lautet: 

64) ÖAG-3479/75 
Stadtwerke 
Erneuerung der Nieclerdruckgas­
leitung in der Industriestraße. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Stadtwerke vorn 19.Juni 1975 wird der 
Erneuerung der Niederdruckgaslei­
tung in einem Teilbereich der In­
dustriestraße mit einem Kostenauf­
wand von rund 

S 223. 000, --
(Schilling zweihundertdreiundzwanzig­

tausend) 

zugestimmt, wobei die Baumeisterar­
beiten der Firma Handl zum Anbot­
preis von S 13 5. G70. - inkl. MwSt. über­
tragen werden. 

Die Lieferung des Rohrmaterials 
sowie die Verlegung der Rohre erfolgt 
durch das städtische Gaswerk zum 
Preise von rund S 100. 000, -. 

Die Mittel werden von den Stadt­
werken aufgebracht. Gemäß § 44 (5) 
des Stadtstatutes wird der Magistrat 
wegen Dringlichkeit zum sofortigen 
Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 
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Ich ersuche auch hier um die Ge­
nehmigung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Wünscht dazu jemand eine \Vort­

meldung? Das ist nicht der Fall. Ge­
genstimmen oder Enthaltungen? Es wer­
den keine angemeldet. Der Antrag ist 
einstimmig angenommen. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Der nächste Antrag lautet: 

6 5) ÖA G- 3 7 81 / 7 5 
Stadtwerke 
Ankauf von zwei Autobussen. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Entsprechend dem Amtsbericht 

der Stadtwerke vom 3. Juli 1975wird 
dem Ankauf von zwei Autobussen, und 
zwar 
1 Mercedes- Benz Stadtomnibus. Type 
0-305, mit Schaltautomatik und mit 
Schallkapselung, zum Preise von 

S 1,350.000,-­
zuzüglich 4 % Investitionssteuer 

S 54.000,--

s 1,404.000, --

1 Steyr Omnibus, Sl 9 H 132, in Stan­
dardausführung, zum Preise von 

S 750.000,--
zuzüglich 6 % Investitionssteuer 

S 45.000,--

s 795.000,--
=============-

zugestimmt. 
Die Mittel werden von den Stadt­

werken unter Inanspruchnahme eines 
Werkskredites der Steyr - Daimler­
Puch AG aufgebracht. 

Gemäß § 44 (5) des Statutes für 
die Stadt Steyr wird der Magistrat 
wegen Dringlichkeit zum sofortigen 
Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

Ich ersuche, diese Beträge frei­
zugeben. 



BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Eine Vilortmeldung dazu? Es wird 

keine angemeldet. Der Antrag steht zur 
Abstünmung. Ich bitte um Gegenstim­
men? Enthaltungen? Ich stelle fest 
nein, somit ist dieser Antrag beschlos­
sen. 

STADTRAT KONRAD KINZELHOFER: 
Im Rahmen der Aufschließung der 

Waldrandsiedlung ist die Erstellung 
eines Projektes zur Vi/asserversor­
gung notwendig: 

66) ÖAG~2997/75 
Aufschließung ,valdrandsiedlung; 
Erstellung eines Projektes 11 ·was­
serversorgung". 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes 

der Stadtwerke vom 19. Juni 1975 wird 
der Auftrag zur Erstellung eines Pro­
jektes "Wasserversorgung Waldrand­
siedlung" an Dipl. Ing. Brunner zum 
Preise von S 223. 971, - übertragen. 

Die erforderlichen Mittel sind 
von den Stadtwerken aufzubringen. 

Gemäß § 44 (5) des Statutes für 
die Stadt Steyr wird der Magistrat 
wegen Dringlichkeit zum sofortigen 
Vollzug dieses Beschlusses ermächtigt. 

Ich ersuche urn. Genehmigung die­
ses Betrages und um Auftragsvergabe 
an Dipl. Ing. Brunner. 

BÜRGERlvIEISTER FRANZ WEISS: 
Wortmeldungen gewünscht? Ich 

sehe keine. Enthaltungen oder Gegen­
stimmen? Auch nicht angemeldet. So­
mit ist dieser Antrag ebenfalls ein­
stimmig beschlossen. Als nächster 
Redner Herr Stadtrat Wallner. 

BERICHTERSTATTER 
MANFRED WALLNER: 

STADTRAT 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
meine Damen und Herren! 

Ich habe die Ehre, Ihnen -die 
meisten Anträge zur Bcs~hlußfassung 

vorzulegen. Ich darf gleich mit dem 
ersten beginnen. 

ZWISCHENRUF GEI\IBINDERAT 
ALFRED BAUMANN: 

Immer einer der Schnellsten! 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Ich habe es mir einmal geschwo­

ren und werde es mir abgewöhnen, aber 
auf prund der Länge der heutigen Sit­
zung werde ich heute genau so schnell 
sein wie üblich. Ich möchte nur vorher 
ein Wort sagen. Ich möchte mich der 
Argumentation des Kollegen Fritsch 
anschließen, daß es doch bei einem 
wesentlichen Tagesordnungspunkt mir 
richtig erscheint, daß die an und für 
sich kurz gehaltenen Anträge doch vor­
gelesen werden. Es könnte der Fall ein­
treten, daß das eine oder andere \Vort 
vergessen wird und dann etwas Fal­
sches im Protokoll stünde und es zu 
einer falschen Abstimmung käme. Der 
erste Antrag betrifft die Zufahrt zur 
künftigen Kläranlage in Gleink und hat 
folgenden Wortlaut: 

67) ÖAG-5376/73 
Zufahrt zur künftigen Kläranlage in 
Gleink; Einleitung des s tra ßen­
rechtlichen Verfahrens zur E rrich­
tung und Grundinanspruchnahme. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Neuanlage einer Gemeinde­

straße als Zufahrt zur künftigen städti­
schen Kläranlage in Gleink-Hausleiten 
nach Maßgabe des Detailprojektes der 
Zivilingenieure Fieber und Breines­
berger vom 20. 9. 1975, GZ 1606 so­
wie der Einleitung des für die Errich­
tung einer Straße und die Grundinan­
s pruchnah1ne·n notwendigen Verfahrens 
nach den Bestimmungen des Landes­
stra ßenverwaltungsgesetzes, LGBl. 
Nr. 22/75 vom 18. 4. 1975, wird zu­
gestimmt. 

Infolge Dringlichkeit wird gemäß 
§ 44 (5) des Statutes für die Stadt Steyr 
der Magistrat zum sofortigen Vollzug 
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dieses Beschlusses (Einleitung des 
straßenrechtlichen Verfahrens) er­
mächtigt. 

Ich darf um Annahme dieses An­
trages bitten. 

BÜRGERivlEISTER FRANZ WEISS: 
Gibt es zum Antrag eine ·wort­

meldung oder eine gegenteilige Auf­
fassung? Es werden keine vorgebracht. 
Enthaltungen? Auch nicht. Somit ist 
dieser Antrag angenommen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der zweite Antrag betrifft die 

Kanalisierung Steyr - Gleink, Infang 
Süd und hat folgenden Wortlaut: 

68) Bau6-1763/75 
Kanalisierung Steyr - Gleink, In­
fang Süd; Nebenkanäle 9 a, e, f, 
1. Bauabschnitt. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes 

der Mag. Abt. III vom 20. Mai 1975 
wird zum Zwecke der Kanalisierung 
Steyr-Gleink, Infang Süd (Nebenka­
näJe 9 a, e, f; 1. Bauabschnitt) der 
Betrag von 

S 695. 000, --
(Schilling sechshundertfünfundneunzig­

tausend) 

bei VP 713-921 aoI-I freigegeben. 
Der entsprechende Auftrag wird 

der Firma Bietergemeinschaft Adami­
Beer u. Janischofsky zum Anbotpreis 
von S 692.529, - + 16 %MwSt. übertra­
gen. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wortmeldungen? Enthaltungen 

oder Gegenstimmen? Werden nicht vor­
gebracht. Der Antrag ist angenommen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft die 

Einleitung eines Grundeinlös ungs- bzw. 
Enteignungsverfahrens gegen den Ei­
gentümer der Liegenschaft EZ. 215, 
KG Steyr (Berger) und lautet: 

69) ÖAG-1292/72 
Einleitung eines Grundeinlösungs­
bzw. Enteignungsverfahrens gegen 
den Eigentümer der Liegenschaft 
EZ. 215, KG. Steyr (Berger). 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Einleitung eines Grundeinlö­

sungs- bzw. Enteignungsverfahrens ge­
gen den Eigentümer der Liegenschaft 
EZ 215, KG Steyr zur Inanspruchnah­
me der aus dieser Liegenschaft nach 
dem rechtskräftigen Bebauungsplan 
an die Verkehrsflächen entfallenden 
Grundteile durch den Magistrat Steyr 
wird zugestimmt, wobei im Zuge des. 
Verfahrens für die Stadt das im .obigen 
Amtsbericht geschilderte Anbot als 
verbindlich erklärt wird. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS:. 
Gibt es gegenteilige Auffassun­

gen, \Vortmeldungen -oder Enthaltun­
gen? Das ist nicht der Fall. Der Antrag 
ist beschlossen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft den 

Straßenbau rechter Brückenkopf der 
Schönauerbrücke; Ergänzung des. GR­
Beschlusses vom 27. 5. 1975. Der An­
trag lautet: 

70) Bau3-2488/74 
Straßenbau rechter Brückenkopf 
der Schönauerbrücke; Ergänzung 
des GR-Beschlusses vom 27. 5. 
1976. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 30. Oktober 197 5 
wird zur Fortführung des Vorhabens 
"Straßenbau rechter Brückenkopf der 
Schönauerbrücke 11 für das laufende 
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Rechnungsjahr eine überplanmäßige 
Ausgabe von 

S 4,200.000,--
(Schilling vier Millionen zweihundert-

tausend) 

bei VP 664-912 aoH bewilligt. Die 
Deckung hat durch Aufnahme von Dar­
lehen zu erfolgen. 

Ich darf um Annahme ersuchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Gibt es zu diesem Antrag eine 

Wortmeldung? Es sind keine erfolgt. 
Gegenstimmen oder Enthaltungen? Es 
werden keine vorgebracht, der An­
trag ist beschlossen. 

STADTRAT MANFRED "WALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft die 

Schönauerbrücke; Ausbau · des linken 
Brückenkopfes - Baumeisterarbeiten; 
Ergänzung des GR-Beschlusses vom 
29. 11. 1973 und hat folgenden Wort­
laut: 

71) Bau3-2271/72 
Schönauerbrücke; Ausbau des lin­
ken Brückenkopfes - Baumeister­
arbeiten; Ergänzung des GR-Be­
schlusses vom 29. 11. 1973. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Mit GR- Beschluß vom 29. 11. 1973 

wurde die Ausführung der Baumei­
sterarbeiten im Zusammenhang mit 
der Fertigstellung der Schönauer­
brücke bzw. dem Ausbau des linken 
Brückenkopfes der Arge Hundsgraben 
Hamberger - Zwettler zum Anbotpreis 
von S 14,997.259, - übertragen. 

In diesem Betrag sind Baumei­
sterarbeiten zur Kanalherstellung 
(Ausbau des innerstädtischen Ver­
kehrsringes) im Werte von 

S 4.032. 226,--

enthalten. 

Auf Grund des Amtsberichtes 
der Mag. Abt. III vom 7. 10. 1975 
wird einer Erhöhung dieser Kanal­
baukosten um 

S 439.000,--
(Schilling vierhundertneununddreißig­

tausend} 

als gerechtfertigt zugestimmt. 
Zur Befriedigung der Mehrforde­

rung wird eine überplanmäßige Ausga­
be von S 439.000, - bei VP 713-918 aoH 
bewilligt. Die Deckung hat durch Auf­
nahme von Darlehen zu erfolgen. 

Ich darf auch hier um Annahme 
ersuchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS:-
Gibt es dazu eine \Vortmeldung? 

Es ist keine vorgemerkt. Gegenteili­
ge Meinungen oderEnthalturgen? Nicht 
der Fall, der Antrag ist ehenfalls an­
genommen. 

STADTRAT MANFRED vVALLI\TER: 
Der nächste Antrag betrifft den 

innerstädtischen Verkehrsring - Neu­
herstellung eines Teiles der Recltenba­
cerhgasse und lautet: 

72) Bau3- 2271/ 72 
Innerstädtischer Verkehrsring -
Neuherstellung eines Teiles der 
Redtenbachergasse. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 7. Mai 197 5 wird 
der Übertragung des Auftrages zur 
Neuherstellung der Redtenbachergas­
se von der Einmündung in die Leopold 
Werndl-Straße bis zur Gutenberggas­
se mit einem Kostenaufwand von 

S 404. 612,"-
an die Arge Umfahrung Hunds graben 
Steyr, Hamber ger - Zwettler, auf der 
Basis des Hauptanbotes zum obenge­
nannten Preise zugestimmt. 

Die Mittel sind aus VP 664-911 
aoH zu nehmen. 
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Auch hier darf ich mn Annahme 
ersuchen. 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ WEISS: 
Auch dieser Antrag steht zur 

Diskussion. Gibt es dazu Wortmel­
dungen? Ebenfalls keine. Gibt es Ge­
genstimmen? Enthaltungen? Der An­
trag ist einstimmig beschlossen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft den 

innerstädtischen Verkehrsring, linker 
Brückenkopf; Vergabe zusätzlicher Ar­
beiten und hat folgenden Wortlaut: 

73) Bau3-2271/72 
Innerstädtischer Verkehrsring 
linker Brückenkopf; Verirnbe zu­
sätzlicher Arbeiten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 21. Juli 197 5 wer­
den nachstehende Arbeiten nachträg­
lich be ·willigt: 
1. Änderung der sog. Hack- Brücke 

S 90. 172,02 
2. Leergerüst für Hangbrücke Hack 

S 156. 552, 09 
3. Lieferung von Schüttmaterial 

S - 287.390,--
4. Abdichten der Decken aJ.ler Unter­
führungen und Isolierungen 

~ 219. 261, 05 
5. Pfarrgründe S 215. 642, 32 
6. Stiege Unterführung Tomitzstraße 
bei Forum S 106. 861, 38 
7. Gestaltung Vorplatz Casino 

S 346.062,80 
8. SU.egenaufgang Zieglergasse in die 
Leopold- Vi'erndl-Straße · 

S 40.703,36 

S 1,462.645,02 
Die Arbeiten wurden von der 

Arge Hundsgrabcn durchgeführt. Der 
Betrag von S 1,462.600,- wird als 
überplanmäßige Ausgabe bei VP 664-
911 aoH bewilligt. Die Deckung dieser 
überplanmäßigen Ausgabe hat durch 

Darlehensaufnahme zu erfolgen. 
Gemäß § 44 (5) des Statutes für 

die Stadt Steyr wird der :rv1agistrat we­
gen Dringlichkeit zmn sofortigen Voll­
zug dieses Beschlusses ermächtigt. 

Ich darf Sie um Genehmigung er­
suchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
·wortmeldungen zu diesem Antrag? 

Es sind keine vorgebracht. Gegenstim­
men? Enthaltungen? Keine vorgebracht, 
daher Einstimmigkeit. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der nächste Antrag lautet: 

74) Bau3-2271/72 
Sanierung des Brucknerpla tzes. 

Der Gemeinderat wolle beschJ.ießen: 
Entsprechend· dem Amtsbericht 

der Mag. Abt. III vom 8. Oktober 197 5 
wird zum Zwecke der Sanierung des 
Brucknerplatzes eine überplanmäßige 
Ausgabe von 

S 156. 500, --
(Schilling einhundertsechsundfünfzig-

tausendfünfhundert) 

bei VP 664-911 aoH bewilligt. Die 
Deckung hat durch Aufnahme von Dar­
lehen zu erfolgen. 

Der entsprechende Auftrag wird 
der Arge Hunds graben zum Preise von 
S 156,495,- übertragen. 

Ein entsprechender Kostenanteil 
ist der Post vorzuschreiben. 

Ich darf Sie um Annahme ersuchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wortmeldungen zu diesem An­

trag? Keine vorgebracht. Gibt es Ent­
haltungen oder Gegenstimmen? Es wer­
den keine vorgebracht, somit ist auch 
dieser Antrag beschlossen. 
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STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft die 

weitere Mittelfreigabe für die Erwei­
terung der Promenadeschule und hat 
folgenden ·wortlaut: 

7 5) Bau5-157 4/73 
\Veitere Mittelfreigabe für die Er­
weiterung der Promenadeschule. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 3. November 197 5 
wird zur Fortführung des Vorhabens 
"Erweiterung der Promenadeschule" 
für das laufende Rechnungsjahr eine 
überplanmäßige Ausgabe von 

S 1,500.000,-­
(Schilling eine Million fünfhunderttau­

send) 

bei VP 21- 91 aoH bewilligt. 
Die Deckung hat durch Darle­

hensaufnahme zu erfolgen. 

Ich darf um Annahme ersuchen. 

BÜRGERIVJEISTER FRANZ . WEISS: 
Wortmeldungen zu diesem vorge­

brachten Antrag? Es werden keine vor­
gebracht. Gegenstimmen -oder Enthal­
tungen? Ebenfalls keine, der Antrag ist 
angenommen . 

STADTRAT MANFRED \VALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft eben­

falls den Zubau Promenadeschule; Ver­
gabe der Unterböden und E stricharbei­
ten und hat folgenden Wortlaut: 

76 a) Bau5-1574/73 
Zubau Promenadeschule; Verga­
be der Unterböden und Estrich­
arbeiten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Jvlag. Abt. III vom 4. August 1975 wird 
der Auftrag zur Herstellung der Un­
terböden und zur Ausführung der 
Estricharbeiten im Zubau zur Prome­
nadeschule der Firma Schmidt GesmbH 

zumAnbotpreis von S 340. 682, - über­
tragen. 

Die Mittel sind aus VP 21- 91 aoH 
zu nehmen. 

Ich bitte um die Genehmigung. 

BÜRGERivIEISTER FRANZ \VEISS: 
Haben Sie gegen diesen Antrag 

Einwände? Das· ist nicht der Fall. Ge­
genstimmen oder Enthaltungen? Es 
werden keine vorgebracht, daher Ein­
stimmigkeit_. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft Zu­

bau Promenadeschule; Vergabe der 
Glaserarbeiten und lautet: 

76 b) Bau5-1574/73 
Zubau Promenades chule; Verga­
be der Glaserarbeiten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes 

der Mag. Abt. III vom 13. T\/fai 1975 
wird der Auftrag zur Ausführung der 
Verglasungsarbeiten im Zubau zur 
Promenadeschule der Firma Eckelt, 
Steyr, zumAnbotpreis von S 383. 318, -
übertragen. 

Die Mittel sind-aus VP 21-91 aoH 
zu nehmen. 

Ich bitte um Genehmigung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ· vVEISS: 
. Einwände, Bemerkungen, Ent­

haltungen oder Gegenstünmen? Es sind 
keine vorge1nerkt. Dieser Antrag ist 
bes c;hlossen. 

STADTRAT MANFRED \VALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft eben­

falls den Zubau Promenadeschule, und 
zwar die Verfliesungsarbeiten und lau­
tet: 

7 6 c) Bau 5- 1 5 7 4 / 7 3 . 
Zubau Promenadeschule; Verga­
be der Verfliesungsarbeiten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
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Auf Grund des Amtsberichtes der 
Mag. Abt. III vom 13. 8. 1975 wird 
der Auftrag zur Ausführung der Flie­
senlegerarbeiten in den WC-Anlagen 
und in den Wasch- und Brauseräumen 
beim Zubau zur Promenadeschule der 
Firma Kittinger zum Anbotpreis von 
S 278. 539, - übertragen. 

Die Mittel sind aus VP 21-91 aoH 
zu nehmen. 

Ich bitte um Genehmigung. 

BÜRGEIUvIEISTER FRANZ \VEISS: 
Gibt es Einwände? Keine Ent­

haltungen oder Gegenstimmen? Der 
Antrag ist so beschlossen, wie erbe­
richtet wurde. 

STADTRAT MANFRED \VALL:NER: 
Der nächste Antrag betrifft eben­

falls den Zubau Promenadeschule, die 
Tischler- und Beschlagschlosscrarbei­
ten. 

76 d) Bau5-1574/73 
Zubau Promenadesclrnlc; Verga­
be der Tischler- und Beschlag­
schlosserarbeiten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 23. Juni 1975 wird 
der Auftrag zur Ausführung der Tisch­
ler- und Beschlagsc~losserarbeiten 
beim Zubau zur Promenadeschule der 
Ffrma Fuchs zum Anbotpreis von 
S 483. 040, - übertragen. 

Die Mittel sind aus VP 21-91 aoH 
zu nehmen. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERlVIEISTER FRANZ WEISS: 
Gibt es zu diesem Antrag eine 

\Vortmeldung? Enthaltungen oder Ge­
genstimmen? Das ist nicht der Fall. 
Der Antrag ist angenommen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft wie­

der den Zubau Promenadeschule und 

lautet: 

76 e} Bau5-1574/73 
Zubau Promenadeschule; Verga­
be der Maler- und Anstreicher­
arbeiten. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Der Auftrag zur Ausführung der 

Maler- und Anstreicherarbeiten für 
den Zubau zur ·Promenadeschule wird 
der Firma Glaser zum Anbotpreis von 
S 339. 561, - übertragen. 

Die Mittel sind aus VP 21- 91 aoH 
zu nehmen. 

Ich darf um Annahme ersuchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
\Vortmeldungen zu diesem Antrag? 

Enthaltungen oder Gegenstilnmen? Der 
Antrag findet die Zustimmung. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Beim nächsten · Antrag freut es 

mich, daß ich wieder Kollegen Treml 
Anstoß geben kann. Er betrifft die 
Schutzräume in den Vi/ohnba uten Rest-: 
hof und hat folgenden Wortlaut: 

77) Ha-2835/75 
Schutzräume in . den \Vohnbauten 
Resthof; Kostenübernahme durch 
die Stadtgemeinde Steyr - 1. Teil­
zahlung an die Gemeinnützige \Voh­
nungsgesellschaft der Stadt Steyr 
GesmbH. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des um.seitigen Amts­

berichtes der Mag. Abt. II vom 22. 
Mai 1975 wird eine Teilzahlung in Hö­
he von 

S 600. ooo. --
{Schilling sechshunderttausend} 

an die Gemeinnützige Wohnungsgesell­
schaft der Stadt Steyr GmbH Steyr -
Rathaus als Refundierung für . die 
Schutzraumbauten bei der V✓ohnhausan­
lage Resthof. bewilligt. 
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Zum genannten Zweck erfolgt die 
Freigabe des Betrages von S 300.000, -
bei VP 17- 91 aoH und die Bewilligung 
einer überplanmäßigen Ausgabe in Hö­
he von S 300. 000, - bei derselben VP. 

Die Deckung erfolgt durch Auf­
nahme von Darlehen. 

Ich ersuche um Genehmigung. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Herr Kollege Treml konnte der 

freundlichen Einladung des Berichter­
statters nicht widerstehen. Bitte! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Herr Bürgermeister, meine Damen 
und Herren des Gemeinderates! 

Ich möchte mich einleitend bei 
Kollegen \Vallner bedanken, daß er 
diesen Punkt nicht übersehen hat und 
außerdem braucht er eine kleine Ver­
schnaufpause auf Grund seiner Ratio­
nalisierungstechnik beim Verlesen von 
Anträgen. 
Iv'Ieine Damen und Herren des Gemein­
derates! 

Ich erspare Ihnen auch heute, weil 
es schon spät ist - außerdem habe ich 
es gar nicht vorgehabt - daß ich aus­
führlich Stellung nehme grundsätzlich 
zu den Schutzbauten. Ich werde auch 
nichts sagen über den Ziv~lschutzka­
meraden. Trotzdem vertrete ich die 
Auffassung meiner Fraktion, die nach 
wie vor die Meinung vertritt, daß öf­
fentliche Steuermittel, insbesondere 
Gemeindemittel, nicht leichtfertig für 
solche Schutzraumbauten hinausgewor­
fen werden dürfen. \:Vährend für unnö­
tige Schutzräume, besonders im Hin­
blick, wenn man die \Veltsituation be­
trachtet, i.:venn man den Ausgang und 
die Beschlüsse der europäischen Si­
ehe rheits konferenz in Helsinki betrach­
tet, kann ich das verstärkt zum Aus­
druck bringen, daß das Geld offenbar 
sehr locker sitzt und für dringende Lei­
stungen nicht vorhanden ist. Wir ha­
ben heute einige Dinge beschlossen -

die Mehrheit - wo man ohne weiteres 
dieses Geld, das ich und meine Partei 
als hinausgeschmissen betrachten auf 
Grund der heutigen . ·weltsituation und 
ich glaube, ich trete hier nicht das er­
ste Mal auf, sondern schon vor vielen 
Jahren, wie man begonnen hat, im 
Resthof solche Schutzräume einzubau­
en. Ich habe dort auch nicht die \Veis­
heit schon beim Frühstück bekommen, 
aber in der wahren Voraussicht auf 
Grund der ganzen politischen Entwick­
lung gesehen und auch zum Verstehen 
gebracht, daß es heute auf Grund des 
Kräfteverhältnisses in der ·welt mög­
lich ist, nicht durch Militärs bestimmte 
Regelungen durchzuführen, sondern daß 
es heute Organisationen gibt, die Welt­
sicherheitsorganisation, die UNO, wo 
ich mich natürlich sehr entschieden in 
diesem Zusammenhang gegen eine Äu­
ßerung des Freiheitlichen Fraktions­
sprechers wehre, der behauptet, daß er 
der Meinung ist, daß von dieser UNO 
nichts Gescheites herauskommt. Ich 
sage ganz ehrlich, ich bin als öster­
reichischer Kommunist stolz darauf, 
daß ein Österreicher von dieser großen 
vVeltorganisation als Vorsitzender ge­
wählt ist. Das möchte ich ausdrücklich 
deponieren und es freut mich außeror­
dentlich, weil ich mich 1nein ganzes 
Leben-lang, seit ich im politischen Le­
ben tätig bin, immer wieder über alles 
stelle, die Friedensbemühungen und 
hier haben wir eine l\l[öglichkeit und in 
der \Veltorganisation gibt es die :Mög­
lichkeit, daß am Verhandlungstisch das 
Kräfteverhältnis auf Grund von Ver­
handlungen und auch durch Abstimmung 
zum Austragen kommt. Ich bin sehr 
glücklich, daß nicht die l\1Iilitärs die 
entscheidende Kraft heute sind und hier 
Konflikte ausgetragen werden. So ge­
sehen müssen wir auch besonders die 
Entwicklung in Europa sehen. Da glau­
be ich, daß wir uns doch einmal auf­
raffen sollen, hier im Steyrer Ge­
meinderat diese Schutzraumbauten ein­
zustellen. Ich möchte keinen Ausflug 
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machen in andereL änder - das haben 
wir schon gemacht - aber es gibt Län­
der, die unmittelbar konfrontiert sind, 
wo zwei \Velten zusammenstoßen und 
ich glaube, das ist kein Geheimnis, die 
BRD und die DDR. Aber ich habe mich 
auch dort erkundigt sicherheitshalber, 
es hat zu bestimmten Zeiten dort ... 

ZWISCHENRUF GE:rvIEINDERAT ING. 
FAHRNBERGER: 

Da verschwinden sie durch Sta­
cheldraht! 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
... Schutzräume gegeben, aber heute 
in den Neubauten, wo wir die Gelegen­
heit gehabt haben, 1. 200 neue Wohnun­
gen werden dort gebaut und kein einzi­
ger Schutzraum. Ich habe mir die alten­
gerechten Wohnungen angesehen, es 
sind auch einige hundert, die dort woh­
nen, das komn1t unseren Pensionisten­
wohnungen gleich, Dort gibt es auch 
keine Schutzräume. Ich glaube, wenn 
dort, wo noch bestimmte ha rte Gegen­
sätze vorhanden sind, keine Schutzräu­
me vorgesehen sind, glauben wir nicht, 
daß im neutralen Österreich unbedingt 
große finanzielle Mittel dazu a ufgewen­
det werden müssen. Ich hoffe, daß in 
Zukunft auch die anderen Parteien zu 
dieser Einsicht kommen und wir wirk­
lich die Dinge, die wir zu lösen haben, 
vorrangig behandeln. ich kann mich er­
innern, Ihre Kollegin Liebl hat bei der 
Budgetdebatte erklärt und hat einige 
Unzulänglichkeiten aufgezeigt, die, 
wenn hier ein Fernsehteam arbeiten 
würde, Bürgerspital usw., wie die 
Leute heute noch hausen, nicht sehr 
angebracht wären für uns. Also wir 
hätten solche Dinge zu lösen, wo die­
s es Geld fruchtbringender angelegt wä­
re. Das ist dazu meine Meinung. Wir 
werden diesen Posten von S 600. 000, -
ablehnen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Weitere ·wortmeldungen zum An-

trag? Es liegen keine vor. Der Be­
richterstatter dazu bitte! 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Es tut mir leid, ich habe mir 

eine Antwort darauf vorbereitet, aber 
Sie haben verzichtet darauf. Vielleicht 
kann man später einmal eine Aufklä­
rung geben über die Sowjetunion. Dan­
ke. 

BÜRGERlVIEISTER FRANZ \1/EISS: 
Darf ich den Antrag zur Abstim­

mung bringen? vVer ist für den An­
trag, den bitte ich um ein Zeichen mit 
der Hand. Gegenprobe? 1 Gegenstim7 

me - KPÖ. Der Antrag ist angenommen. 
Ich bitte um den nächsten Be­

richtspunkt. 

STADTRAT MANFRED vVALLJ\TER: 
Der nächste Antrag betrifft den 

Straßen- und Kanalbau Resthof II, 6a 
und 6b, 

78) Bau3- 564/75 
Bau6- 565/75 

Straßen- und Kanalbau Resthof II, 
6a und 6 b. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Gemäß den Ausschreibungsbe­

dingungen und dem Amtsberi<?ht der 
Mag. Abt. III vom 12. 8. 1975 werden 
die Straßen- und Kanalbauarbeiten iln 
Zuge der Aufschließung des Resthof­
geländes im Bereiche des Ba uab­
s chni ttes II 6a und 6b an die Firma 
Zwettler - Straßenbau zum Anbotpreis 
von S 690.746,-­
und Beer und Janischofsky - Kanalbau 
zum Anbotpreis von S 236. 807, -­
übertragen. 

Zu diesem Zwecke werden 

S 488. 000, --
(Schilling vierhundertachtundachtzig­

tausend) 

bei der VP 664- 928 aoH freigegeben 
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und 

S 262. 000, --
(Schilling zweihundertzweiundsechzig- -

tausend) 

bei der gleichen VP als überplanmäßige 
Ausgabe bewilligt. Weiters werden 

S 250.000,--
(Schilling zweihundertfünfzigta us end} 

als außerplanmäßige Ausgabe bei der 
VP 713-927 aoH bewilligt. 

Die Deckung dieser Mehrausga­
ben hat durch Aufnahme von Darlehen 
zu erfolgen. 

Wegen des raschen Fortschrittes 
der Wohnbautätigkeit ist die unverzüg­
liche Inangriffnahme der Bauarbeiten 
notwendig; es wird daher gemäß § 44 
Abs. 5 Stadtstatut der Magistrat zum 
sofortigen Vollzug dieses Beschlusses 
ermächtigt. 

Ich bitte um Annahme dieses An­
trages. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Liegt eine Wortmeldung zu die­

sem Antrag vor? Das ist nicht der Fall. 
Gegenstimmen oder Enthaltungen? Es 
werden keine angemeldet. Dieser Antrag 
ist beschlossen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Der nächste Antrag betrifft den 

Ausbau der Kreuzung Rooseveltstraße 
und Herstellung der Verbindung zu der 
neuen innerstädtischen Umfahrungs­
straße und hat folgenden Wortlaut: 

79) Bau3-1246/75 
Ausbau der Kreuzung Roosevelt­
straße und Herstellung der Ver­
bindung zu der neuen innerstäd­
tischen Umfahrungsstraße (Stra­
ßen7' und Kanalbau). 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 16. Juli 1975 wird 
zum Zwecke des Ausbaues der Kreu­
zung Rooseveltstraße und zur Her­
stellung der Verbindung zu der neuen 
innerstädtischen · Umfahrungsstraße 
(Kanalbau und Straßenbau) der Betrag 
von 

S 1, 215. 40 0, - -
(Schilling eine · Million zweihundert­

fünfzehntausendvierhundert) 

bei VP 664-934 aoH freigegeben und 
eine überplanmäßige Ausgabe von 

S 2,892.600,--
(Schilling zwei Millionen achthundert-
zweiundneunzigtausendsechshundert) 

bei derselben Haushaltsstelle bewil­
ligt. Gleichzeitig wird eine außerplan­
mäßige Ausgabe von· 

S 423. 900, --
(Schilling vierhundertdrei undzwanzig­

tausendneunhundert) 

bei VP 713-928 aoH bewilligt. Die 
Deckung für die über- und außerplan­
mäßigenAusgaben hat durch Aufnahme 
von Darlehen zu erfolgen. 

Die Aufträge werden wie folgt ver­
geben: 
a) Kanalbau: 
Arge Hundsgraben S 423,896, --
Hamberger - Zwettler 

S 4,107.662,-­
b) Straßenbau 
Hamberger - Zwettler 

S 4, 531. 559, - -
Gemäß § 44 Abs. 5 StS wird der 

Magistrat wegen Dringlichkeit zum 
sofortigen Vollzug dieses Beschlusses 
ermächtigt. 

Ich darf um Annahme ersuchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
\,Vortrneldungen erwünscht? Kei-

ne. Gegenstimmen, Enthaltungen? 
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Keine vorgebracht. Der Antrag ist 
angenom1nen. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
. Der letzte von mir vorzutragen­

de Tagesordnungspunkt lautet: 

80) Bau3-2994/65 
Straßenbau Prinzstraße, 2. Bau­
abschnitt. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes 

der Mag. Abt. III vom 30. Mai 1975 
wird zum · Zwecke des Straßenbaues 
Prinzstraße, 2. Bauabschnitt, der 
Betrag von 

S400.000,-­
(Schilling vierhunderttausend) 

bei VP 6G4-913 aoH freigegeben und 
eine überplanmäßige Ausgabe von 

S 80.000,--
(Schilling achtzigtausend) 

bei derselben Haushaltsstelle bewil­
ligt. Die Deckung hat durch Darle­
hensaufnahme zu erfolgen. 

Die Bauarbeiten werden der Fir-
ma Zwettler zum Anbotpreis von 
S 456. 044, - übertragen. 

Auch hier darf ich um Annahme 
ersuchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wird dazu eine Wortmeldung ge­

wünscht? Das ist nicht der Fall. Ge­
genstimmen? Enthaltungen? Auch die­
ser Antrag ist somit angenommen. Ich 
danke für die zügige Vorbringung der 
Anträge. 

Als nächsten Berichterstatter 
bitte ich Kollegen Wippersberger. 

BERICHTERSTATTER STADTRAT 
LEOJ-:>OLD \VIPPERSBERGER: 
Vverte Damen und Herren des Gemein-
derates! 

Ich habe Ihnen 10 Anträge des 

Stadtsenates zu unterbreiten. Ich 
werde mich in meinen Ausführungen 
sehr kurz fassen und hoffe Sie damit 
einverstanden. Der erste Antrag lau­
tet: 

81) Ba u3 - 3 13 5 / 7 5 
Durchführung von laufenden Stra­
ßenerhaltungsarbeiten . in Gleink, 
Stein und Ivlaria Winkling. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 2. Juni 1975 wird 
zur Durchführung der laufenden Stra­
ßenerhaltungsarbeiten in den Ortstei­
len Gleink, Stein und Maria 'Winkling 
durch den städtischen v'i'irtschaftshof 
(Einsatz von zwei Wegmachern und ei­
nes Kraftfahrzeuges) der Betrag von 

S 280. 000, --
(Schilling z weih und e rta c h t z igta us end) 

bei VP 664- 51 oH freigegeben und eine 
überplanmäßige Ausgabe in Höhe von 

S80.000,--
(Schilling achtzigtausend} 

bei derselben Haushaltsstelle bewil­
ligt. Die Deckung für. die überplanrn.ä­
ßige Ausgabe hat durch Mehreinnahmen 
bei den allgemeinen · Deckungsmitteln 
zu erfolgen. 

Ich bitte Sie um Annahme. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Gibt es eine Wortmeldung dazu? 

Eine Gegenstimme oder Enthaltung? 
Das · ist nicht der Fall. Ich darf den 
Antrag als beschlossen betrachten. 

STADTRAT LEOPOLD \VIPPERSBER­
GER: 

Der zweite Antrag lautet: 

82) Bau3-1058/75 
Durchführung von E rhaltungsarbei­
ten auf den das Stadtgebiet durch-
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ziehenden Bundesstraßen. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Auf Grund des Amtsberichtes der 
Mag. Abt. VII vom 1. August 1975 wird 
zum Zwecke der Durchführung von Er­
haltungsarbeiten auf den das Stadtge­
biet durchziehenden Bundesstraßen 
durch den städtischen Wirtschaftshof 
eine überplanmäßige Ausgabe von 

S 350.000,--
(Schilling dreihundertfünfzigtaus end) 

bei VP 664- 52 oH bewilligt. Die Dek­
kung hat durch Mehreinnahmen bei den 
allgemeinen Deckungsmitteln zu erfol­
gen. 

Gemäß § 44 (5) des Statutes für 
die Stadt Steyr wird der Magistrat we­
gen Dringlichkeit zum sofortigen Voll­
zug dieses Beschlusses ermächtigt. 

Ich bitte um Annahme. 

Bekanntlich besteht zwischen der Bun­
desstraßenverwaltung und dem Ma­
gistrat Steyr ein Übereinkommen, wo­
nach der Magistrat Steyr die Bundes­
straßen laufend instandhält. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Eine Wortmeldung dazu? Ich sehe 

keine. Enthaltungen oder Gegenstim­
men werden auch nicht vorgebracht. 
Der Antrag ist beschlossen. 

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBER­
GER: 

Der . dritte Antrag betrifft die 
Durch_führung von Asphaltierungsar­
beiten am Ortskai und lautet: 

83) Bau6-6900/54 
Durchführung von Asphaltierungs­
arbeiten am Ortskai. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom. 30. 6. 1975 wird 
zur Durchführung von Asphaltierungs­
arbeiten am Ortskai de_r Betrag von 

S800.Ö00,-­
(Schilling achthunderttausend) 

bei VP 664-925 aoH freigegeben und 
eine üherplanmäßige Ausgabe von 

S 84.100,--
(Schilling vierundachtzigtausendein-

hundert) · 

bei d~rselben Haushaltsstelle bewilligt. 
Die Deckung für die überplanmäßige 
Ausgabe hat durch Darlehensaufnahme 
zu erfolgen. 

Der entsprechende Auftrag wird 
der Firma Arge Hundsgraben - Ham­
berger-Zwettler zum Anbotpreis von 
S 884. 094, - übertragen. 

Gemäß § 44 (5) des Statutes für 
die Stadt Steyr wird der Magistrat we­
gen Dringlichkeit zum sofortigen Voll­
zug dieses Beschlusses ermächtigt. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \i\TEISS: 
Wir haben den Antrag gehört. 

Bemerkungen? Enthaltungen oder Ge­
genstimmen? Es liegen keine vor, der 
Antrag ist beschlossen. 

STADTRAT LEOPOLD \VIPPERSBER­
GER: 

Der nächste Antrag lautet: 

84) Bau3-2271/72 
Errichtung eines Parkplatzes süd­
lich des Volkskinos. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Die Bürgermeisterverfügung vom 

6. 8. 1975, Bau3-2271/75, womit we­
gen Dringlichkeit nachstehendes ange­
ordnet wurde, wird hiermit genehmigt. 

Entsprechend dem Amtsbericht 
der Mag. Abt. III vom 29. 7. 197 5 wird 
zum Zwecke der Errichtung eines 
Parkplatzes südlich des Volkskinos 
eine überplanmäßige Ausgabe von 

S 700. 000, -­
(Schilling siebenhunderttausend) 
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bei VP 664- 911 aoH bewilligt. 
Die Deckung hat durch Aufnahme 

von Darlehen zu erfolgen. 
Die Arbeiten werden wie folgt 

vergeben: 
1) Baumeisterarbeiten für die Her­
stellung der Parkplätze: 
Arge Hundsgraben zum Preise von 

S 522. 844, 50 
2) Baumeisterarbeiten für die Her­
stellung der Beleuchtung: 
Arge Hundsgraben zum Preise von 

S 25. 000, --
3) Ankauf der Masten und Leuchten: 
Firma Austria Email in Wien zum 
Preise von rund S 21. 100, --
4) Lieferung von Muffen und Klein­
material: 
Firma EBG zum Preise von rund 

S 1.000,--
5) Entnahme von Elektromaterial aus 
dem städtischen Lager im Werte von 
ca. S 2. 900, - • 

Ich bitte um Genehmigung. 

BÜRGERJVIEISTER FRANZ VlEISS: 
Wortmeldungen dazu? Keine er­

wünscht? Herr Kollege Fritsch bitte! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte mich wiederum, wie 
ich freundlicherweise· in einer Stadt­
senatsitzung als Sitzungsverlängerer 
bezeichnet wurde, betätigen und zwar 
betrifft dieser Antrag wiederum eine 
Bürgermeisterverfügung in einer Grö­
ßenordnung von S 700. 000, - . Das 
·wort Bürgermeisterverfügung und die 
Bedeutungs ind heute schon strapaziert 
worden, ich möchte mich nicht noch 
einmal diesbezüglich wiederholen. Ich 
kann aber nicht umhin festzustellen, daß 
eigentlich dieser Parkplatz seit länge­
rer Zeit geplant war, daß auf einmal 
mittels Bürgermeisterverfügung ihm 
die Dringlichkeit zuerkannt wurde. Die 
Gründe, warum er so dringlich be-

handelt wurde, sind mir nicht ganz 
bekannt, es könnte unter Umständen 
sein - das ist meine private Meinung -
daß damit die Eröffnung des Forum­
Kaufhauses doch eine Rolle gespielt 
hat. Ich würde bitten, obwohl wir die­
sem Antrag selbstverständlich beitre-

·ten. in Zukunft doch auf lange Sicht hin 
gesehen eine bessere Planung der 
Strapazierfähigkeit der Bürgermei­
sterverfügungen über Gebühr in An­
spruch zu nehmen. Ich weiß nicht, ob 
das von Herrn Bürgerineister ·weiss 
oder von Herrn Koll. Schwarz eine 
Verfügung war. Es war auf jeden Fall 
entweder eine weiße oder eine schwar.­
ze. 

BÜRGERMEISTER FRANZ '\1/EISS: 
Aber ich kenne den Schwarzen 

und den Weissen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Den Roten nicht! 

BÜRGERMEISTER FRANZ VVEISS: 
Bitte Kollege Schwarz dazu. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Zur Aufklärung, meine Damen 
und Herren des Gemeinderates!. Es war 
vor Beginn der Theatersaison und wir 
wollten diesen Platz vor dem Theater 
zur Theatersaison eröffnen · und zur 
Verfügung stellen der Öffentlichkeit .. 
Mit dem Forum- Kaufhaus hat das über­
haupt nichts zu tun. aber gleichzeitig 
war~n auch einige andere Veranstal­
tungen in diesem . Raum. der Polen­
Vertrag ist vor dem Abschluß gestan­
den, da war die große Veranstaltung 
ini Volkskino, es war großer Besuch 
zu erwarten, das war der Grund, daß 
dort keine Baustelle während dieser 
Zeit ist, sondern daß dieser Platz 
schon fertig ist, wenn diese gr~ßen 
Veranstaltungen über die Bühne gehen. 

Ich glaube, daß diese Aufklärung 
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Kollegen Fritsch entspricht. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Wünscht noch jemand eine ·wort­

meldung zu diesem Punkt? Die Auf­
klärung ist erfolgt. Eine Einwendung 
gegen den Antrag oder eine Stimm­
enthaltung? Ich sehe keine, daher darf 
ich den Antrag mit Zustimmung aller 
Parteien als beschlossen protokollie­
·ren lassen. 

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBER­
GER: 

Der nächste Antrag lautet: 

85) VerkR-406/72 
Errichtung von Parkplätzen in der 
Punzerstraße. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. VII vom 23. 5. 197 5 wird 
zum Zwecke der Schaffung von Park­
möglichkeiten im Bereiche der Punzer­
straße der Betrag von 

S 600.000,-­
(Schilling sechshunderttausend) 

bei VP 664-936 aoH freigegeben. 
· Der entsprechende Auftrag ist dem 

städtischen vVirtschaftshof zu über­
tragen. 

Ich darf um Annahme ersuchen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Dieser Antrag steht ebenfalls 

zur Diskussion. Gibt es dagegen Ein­
wendungen, Enthaltungen? Ich stelle 
fest nein. Somit ist dieser Antrag an­
genom1nen. 

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBER­
GER: 

Der nächste Antrag lautet: 

86) Bau3-1806/72 
Ausbau der Parkplätze am Wie­
s erfeld platz. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. III vom 10. Juli 1975 wird 
zum Ausbau der Parkplätze am Wie­
serfeldplatz der Betrag von 

S 200. 000, -­
(Schilling zweihunderttausend) 

bei VP 664-938 aoH freigegeben und 
eine überplanmäßige Ausgabe von 

S 200. 000, --
(Schilling zweihunderttausend) 

bei VP 6 6 4- 52 oH be,villigt. Die De k­
kung für die überplanmäßige Ausgabe 
hat durch Mehreinnahmen bei den all­
gemeinen Deckungsmitteln zu erfolgen. 

Die Durchführung der allgemei- . 
nen Arbeiten entsprechend dem oben 
zitierten Bericht wird dem städtischen 
·wirtschaftshof zum Preise von 
S 200.000,-- ebenso wie die Ausfüh­
rung der Asphaltierung zum Preise von 
S 200. 000, - übertragen. 

In Abänderung: des dem Stadtse­
nat vorgelegten Lageplanes sind die 
Parkplätze 16 und 17 nicht als solche 
auszubauen, sondern in die Erholungs­
fläche um die Mariensäule einzubezie­
hen. 

Ich bitte um Annahme. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Einwendungen, Bemerkungen oder 

Enthaltungen? Keine vorgemerkt. Die­
ser Antrag ist ebenfalls einstimmig 
angenommen, 

STADTRAT LEOPOLD \VIPPERSBER­
GER: 

· Wir bleiben weiter bei Park­
plätzen. 

87) Bau3-5812/75 
Errichtung von Parkplätzen in der 
\Vagnerstraße. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
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Auf Grund des Amtsberichtes der 
Mag. Abt. III vom 20. Oktober 1975 
wird zum Zwecke der Errichtung von 
Parkplätzen in der vVagnerstraße ei­
ne außerplanmäßige Ausgabe von 

S 180.000,--
(Schilling einhundertachtzigta usend) 

bei VP 664- 942 aoH bewilligt. Die 
Deckung hat durch Einsparungen bei 
VP 664-936 aoH zu erfolgen. 

Der entsprechende Auftrag ist 
dein städtischen "\:Virtschaftshof zum 
Preise von rund S 1 70. 000. - zu über­
tragen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Dazu wünscht niemand zu spre­

chen? Einwände sind keine vorge -
bracht worden. Enthaltungen? Auch 
keine, der Antrag ist angenommen. 

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBER­
GER: 

Die Verkehrslichtsignalanlage 
KreuzungDukartstraße - Eisenstraße -
Schön~uerbrücke steht zur Beschluß­
fassung. 

88) VerkR-780/75 
Verkehrslichtsignalanlage Kreu­
zung Dukartstraße - Eisenstraße -
Schönauerbrüc ke; Vergabe der 
Ampelanlage. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Entsprechend dem Amtsbericht 

der Mag. Abt. III vom 15. Juli 1975 
wird der Auftrag zur Errichtung ei­
ner Verkehrslichtsignalanlage an der 
Kreuzung Dukartstraße - Eisenstra­
ße - Schönauerbrücke der Firma Au­
stria Email zum Anbotpreis von 

S 338. 925, -­
übertragen. 

Die JVIittel sind aus VP 664-912 
aoH zu nehmen. 

Gemäß § 44 Abs. 5 des Statutes 
für die Stadt Steyr wird der Magistrat · 
wegen Dringlichkeit zum sofortigen 

Vollzug dieses Beschlusses ermäch­
tigt. 

BÜRGERTvIEISTER FRANZ vVEISS: 
. Zum Antrag selbst eine Wort­

meldung? Enthaltungen oder Gegen­
stimmen? Keine. Der Antrag ist an­
.genommen. 

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBER­
GER: 

Im Städtischen 'Wirtschaftshof soll 
eine Zentralheizungsanlage eingebaut 
werden. 

89) Bau5-4969 /7 5 
Änderung des StS-Beschlusses be­
treffend die Erneuerung der Heiz­
anlage für den Altbau und des Nie­
derdruckdampfkessels für den 
Neubau des Städt. \,Virtschafts­
hofes. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag. Abt. VI vom 2. 9. 1975 wird zum 
Zweck der Erneuerung der Heizanlage 
für den Altbau des städtischen vVirt­
schaftshofes sowie des Niederdruck­
dampfkessels der Heizanlage iln Neu­
bau des städt. Wirtschaftshofes eine 
außerplanmäßige Ausgabe von 

S 530. ooo. -- . 
(Schilling fünfhundertdreißigta us end) 

bei VP 921-98 oH bewilligt. 
Die Deckung hat durch Mehrein­

nahmen bei den allgemeinen Deckungs­
mitteln zu erfolgen . 

. Die Aufträge werden wie folgt 
vergeben: 
1) Lieferung und Montage eines neuen 
Niederdruckdampfkessels sowie einer 
neuen Kesselanlage mit allen Neben -
leistungen an Firma Kriszan zum Prei­
se von S382.700,--
2) Maur-erarbeiten und Materialliefe­
rung an den städtischen Wirtschaft~l10f 
zum Preise von rund S 90. 000, --
3) Elektrikerarbeiten: 
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Städt. Elektriker (MA III) zum Preise 
von rund S20.000,-

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
. Zum Antrag eine \Vortmeldung? 

Gegenstimmen oder Enthaltungen? Es 
werden keine angemeldet. Der Antrag 
ist son1it angenommen. 

STADTRAT LEOPOLD WIPPERSBER­
GER: 

Der letzte Antrag, den ich Ihnen 
vorzubringen habe, lautet: 

90) BauS-4538/75 
Instandsetzung der Schul- (vulgo 
Engel-)stiege und der Rosenegger 
Straße im Bereiche des Hauses 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes der 

Mag.Abt.IIIvom4. 11. 1975wirdder 
Auftrag zur Instandsetzung der Rosen­
egger Straße in1 Bereiche des Hauses 
Nr. 5 <lern Städt. Wirtschaftshof zum 
Preise von S 45. 000, - übertragen. 

Gleichzeitig wird Herrn Alber 
ein Zuschuß zu den Kosten der durch 
ihn zu veranlassenden Instandsetzung 
derEngelstiege in Höhe von S 65.000, -
gewährt. 

Zum genannten Zweck wird eine 
überplanmäßige Ausgabe von 

S 110.000,--
(Schilling einhundertzehntausend) 

bei VP 66 4- 51 oH bewilligt. Die Dek­
kung hat durch Mehreinnahmen bei den 
allgemeinen Deckungsmitteln zu erfol­
gen. 

Die Überwachung de.r ordnungs­
gemäßen Instandsetzung derEngelstie­
ge hat durch die Mag. Abt. III zu er­
folgen. 

Dazu darf gesagt werden, daß 
unser Bauamt dieses Projekt eingehend 
überprüft hat und zur Ansicht gelangt 
ist, daß das für die Gemeinde Steyr die 

günstigste Lösung ist, sowohl was die 
Preissache anbelangt, wie auch die 
Haltbarkeit dieser Stiege. 

BÜRGERl\.1EISTER FRANZ WEISS: 
Gibt es dazu eine Wortmeldung? 

Herr Kollege Wallner bitte! 

STADTRAT MANFRED "WALLNER: 
Ich glaube, einige Dinge muß ich 

dazu sagen. Ich bitte aber, ordnungs­
gemäß und ernst um einige Aufklärun­
gen. Meine Fraktion, das darf ich vor­
wegnehmen, wird diesem Antrag kei­
neswegs zustimmen können aus folgen­
den Gründen: 

Im Amtsbericht vom 4. 11. 1975 
ist so wie auch imAntrag - bitte nach­
zulesen Kollege vVippersberger - nur 
von einem Herrn Alber die Rede. Ich 
möchte sagen, in jedem Kulturstaat 
ist es üblich, daß z·u jedem Familien­
namen auch ein Vorname dazugehört. 
Ich möchte gleich erwähnen, ,varum 
ich darauf so großen \Vert lege. \Venn 
Sie jetzt diesem Antrag mehrheitlich 
Ihre Zustimmung geben, muß ich Sie 
enttäuschen, denn Sie wissen mit der 
Zustimmung nämlich nicht, wem Sie 
ein Geld überweisen wollen. Es ist Ih­
nen bitte entgangen ~ das soll kein An­
griff gegen Beamte sein, es kann pas­
sieren - daß es zwei Alber gibt. Im 
Amtsbericht im ersten Satz ist die Re­
de da von, Herr Alber ist be1nüht, öf­
fentliche Verkehrsflächen irn Bereich 
seiner Liegenschaft zu verbessern und 
zu verschönern. Hier ist von 1\-Iartin 
Alber ein sogenanntes Anbot - darauf 
darf ich auch noch zurückko1nmen - ab­
gegeben worden. Nur ist übersehen 
worden, daß diese Engelstiege im Be­
reich des Bruders, also im Besitz 
des Josef Alber liegt. Sie haben ein 
Anbot von einem Martin eingeholt und 
wollen einen1 Josef das Geld bezahlen 
oder Sie bezahlen dem Martin, obwohl 
es auf · dem Grund von Josef ist. Es 
klingt kompliziert, aber wenn - e·s ist 
dankenswerterweise geschehen - es 
nicht entsprechend erhoben worden wä-
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re, wären Sie also hier sehr in das 
Dilemma gekommen. Also die Frage, 
an wen wollen Sie Geld überweisen? 
Vler soll die Arbeit durchführen? 
\Veiters-das bitte ich auch ernst zu 
neh1nen und sich Ihren Beschluß doch 
noch zu überlegen - ist zu rügen, daß 
die Stadtgemeinde Steyr von gewerbe­
rechtlich Unbefugten Anbote einholt und 
daran denkt - wie sich gleich beweisen 
wird - diese Arbeiten an einen Unbe­
fugten zu vergeben. Martin Alber, das 
darf ich der Ordnung halber aufklären, 
verfügt lediglich über eine Gewerbe­
berechtigung vom 22. 7. 1975 über 
das Altwarenhandelsgewerbe. Das gilt 
auch dann, wenn Sie - das geht aus dem · 
Amtsbericht hervor - nun den Umweg 
über einen Zuschuß an Alber denken 
und Sie würden sich wahrscheinlich 
in einem eventuell folgenden Strafver­
fahren nach den Bestimmungen der 
Gewerbeordnung 1973 könnte Sie das -
das darf ich auch fachkundigerv,reise 
feststellen - nicht retten, daß Sie den 
Umweg gewählt haben oder den Umweg 
wählen wollten, einen Zuschuß zu ge­
ben. Es bleibt also bei einem Auftrag 
an Unbefugte gegen Entgelt. \Vie Sie 
das Entgelt bezeichne_n ist - die Ju­
risten werden mir wahrscheinlich recht 
geben - völlig gleichgültig. 

Mir wurde auf meine diesbezüg­
lichen Bedenken im Stadtsenat geant­
wortet, es käme eben billiger als bei 
einer Baufirma. Bitte, meine sehr 
geehrten Damen und Herren des Ge­
meinderates, wenn Sie sich zu dieser 
Ansicht durchringen wollen daß, wenn 
Sie billiger Arbeiten durchführen wol­
len, da kann ich Ihnen nur empfehlen, 
künftig Aufträge immer an Unbefugte 
zu erteilen, denn wer keine Steuern 
dafür zu bezahlen braucht, kann ja -
es sitzen einige Wirtschaftstreibende 
Gott sei Dank hier, die mir das gerne 
bestätigen werden - sie können nicht 
so billig arbeiten, wen!} sie Steuern be­
zahlen müssen. In dem Fall braucht es 
Alber nicht tun. Ich fasse auch namens 

meiner Fraktion eine solche Vorgangs­
weise als weitere Diskriminierung auf­
ich sage weitere deshalb, das wird auch 
Ihnen nicht unbekannt sein, wie das Ge­
werbe derzeit bzw. die gesamte ge­
werbliche \Virtschaft doch diskriminiert 
wird in unserem schönen Staat Öster­
reich und hier das bodenständige Ge­
werbe. Das sage ich jetzt bewußt, ei­
ne solche Vorgangsweise wäre im Be­
wußtsein dessen, was ich sage, unge­
setzllch. Ich bitte, Ihre Überlegungen 
nochmals anzustellen. Meine Fraktion 
wird jedenfalls dieser Vorgangsweise 
bzw. diesem Antrag die Zustimmung 
nicht geben. Danke. 

BÜRGERT\IBISTER FRANZ vVEISS: 
Herr Gemeinderat \Vippersber­

ger bitte! 

STADTRAT LEOPOLD \VIPPERSBER­
GER: 

Es handelt sich hier um Martin 
Alber, Haidershofen 2 7. Das ist der 
Mann, mit dem von Amts wegen auch 
die Verhandlungen geführt wurden. 

STADTRAT MANFRED WALLNER: 
Aber nicht auf dessen Grundstück 

es liegt. Es ist am Grundstück des -Jo­
sef. Ich habe - das darf ich vielleicht 
noch einmal sagen - es sind also keine 
Unterstellungen, selbst mit Herrn Al­
ber geredet. Er ist ein sehr symphati­
scher Mensch und ich verstehe n~ich 
persönlich sehr gut mit ihm. Das geht 
ja nicht gegen einen der Alber, bitte, 
sondern das ist eine grundsätzliche 
Sache. Wie wollen Sie sich in Zukunft 
verhalten. Sie kommen 
rechtliche Dilemma. Sie 

hier in das 
haben mit 

Martin verhandelt über etwas, was 
auf dem Grundstück von Josef steht. 
Sie schreiben iln ersten Satz: Herr 
Alber ist bemüht, öffentliche Ver­
kehrsflächen im Bereich seiner Lie­
genschaft zu verbessern. Hier bitte 
ich Sie, mir nochmals zu glauben, ich 
kann nur das sagen - ich habe im 
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Grundbuch nicht nachgeschaut - ich sa­
ge das, was Martin Alber mir sagte 
und ich bin selbst - das muß ich der Ord­
nung halber dazusagen, für Ihre weitere 
Handlungsweise - mit MartinAlber über 
die Stiege hinaufgegangen. Diese befin­
det sich in einem ausgezeichneten Zu -
stand - ich kann Sie beruhigen - die 
Holzpfosten bestreut mit Kies. Natür­
lich sind einige dieser Pfosten erneue -
rungsbedürftig, aber bitte nicht 
S 65.000, - und vor allem nicht die Auf-

~ . 
tragserteilung an einen Unbefugten. 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ WEISS: 
Ich darf aufklären, daß, soweit 

ich es vom ·wirtschaftshof weiß, hier 
nicht Alber selbst die Bauarbeiten 
durchführt, sondern eine Baufirma,Al­
ber wird diese Baufirma honorieren 
u'nd dazu bekommt er von der Stadt Steyr 
einen Zuschuß bzw. eine Subvention, 
Der \Veg selbst befindet sich - ich sa­
ge ehrlich, ich habe ihn nicht selbst 
inspiziert - zwischen zwei Parzellen 
auf priva te1n Grund, ist aber öffent­
lich, also ein öffentlicher \Veg. So ist 
mir die Sachlage berichtet worden. Ich 
weiß nicht, ob hier noch andere Auf­
fassungen bestehen, die das widerle­
gen, was ich gesagt habe. 

Herr Kollege Fritsch dazu. 

BÜRGERMEISTER - STE.LLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Mir kommt bei dem Ganzen, ob­
wohl Herr Bürgermeister versucht hat 
aufklärend zu wirken, einiges bedenk -
lieh vor. Es wird hier eine öffentliche 
Verkehrsfläche zur Verbesserung von 
der öffentlichen Hand an einen Priva­
ten, der jetzt wie wir gerade gehört 
haben eine Baufirma beauftragen soll, 
vergeben. Da muß ich ehrlich fragen, 
warmn denn dieser Umweg? Da ist es 
doch gleich gescheiter, man gibt den 
Auftrag der Baufirma, die sich im Be­
werbungsverfahren diesbezüglich be­
werben und interessieren kann. Waru1n 
muß der Umweg über einen Privaten 

zur Wiederherstellung einer öffentli­
chen Verkehrsfläche erfolgen? Da ist 
doch eine Diskrepanz in der Auffas­
sung drinnen, ich möchte sagen eine 
Unlogik. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
11eine Herren, niemand wird sich 

im Gemeinderat daran klammern an 
diesen Antrag, denn er wurde bisher 
lediglich vonAlber herangetragen, ,veil 
er dort der Meinung war, daß bis zur 
Kirche und zum oberen Wirt gelegen 
eine günstige Verbindung von Unter­
himmel nach Christkindl und umgekehrt 
ist. Aber ich sehe wirklich keine Ver­
anlassung, hier eine Streitfrage daraus 
werden zu lassen. 

Es hat sich dazu Kollege Kinzel­
hofer gemeldet! 

STADTRAT KONRADKINZELHOFER: 
Meine Damen und Herren des Gemein­
derates! 

Ich stelle den Antrag, diesen Ta­
gesordnungspunkt zurückzustellen zur 
Klärung. 

BÜRGERiv1EISTER FRANZ Vv'EISS: 
Dazu bedarf es einer Zweidrit­

telmehrheit. Wer ist dafür, daß der 
Antrag zurückgestellt wird? Gegen­
stimmen? Keine. Der Antrag wird auf 
Grund dieser Zurückstellung überprüft 
werden und wird neuerdings mit den 
neuen Fakten, die von An1ts wegen ge­
nau zu prüfen sein werden und nicht nur 
vom zuständigen Referenten und dem 
Abteilungsleiter, der die Arbeiten dort 
betreuen soll, sondern rechtlich von 
Amts wegen geprüft und vorgelegt wer­
den. 

Damit ist dieser Antrag von der 
Tagesordnung für heute abgesetzt. Ich 
danke dem Referenten. 

Als nächster und letzter Bericht­
erstatter Stadtrat Zöchling. 

BERICHTERSTATTER 
JOHANN ZÖCHLING: 

STADTRAT 

Sehr geehrter Gemeinderat! 
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Ich darf Ihnen die letzten 7 An­
träge des Stadtsenates vorbringen. Ich 
hoffe, daß es gute Anträge sind. 

91) Wa-2895/71 
\Vasserverband Steyrfluß; Lei­
stung des Kostenbeitrages. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Zur Leistung des Kostenbeitrags­

anteiles der Stadt Steyr zum \Vasser­
verband Steyrfluß wird der Flüssigma­
chung des Betrages von 

S 1.000.000.-­
(Schilling eine MHlion) 

als erste Rate zugestimmt. 
Der Betrag wird als außerplan­

mäßige Ausgabe bei VP 671-94 aoH 
bewilligt. Die Deckung hat durch Auf­
nahme von Darlehen zu erfolgen. 

BÜRGERlVIEISTER FRANZ WEISS: 
Einwendungen oder \Vortmel­

dungen? Es liegen keine vor. Enthal­
tungen oder Gegenstimmen? Auch 
nicht. Somit ist der Antrag beschlos­
sen. 

STADTRAT JOHANN ZÖCHLING: 
Der zweite Antrag l{ommt eben­

falls vom Stadtsenat und lautet: 

92) Ha-2991/75 
Vergütung von Leistungen des Ma­
gistrates für Planung, Bauleitung 
und Bauvenvaltung im Zusammen­
hang mit der Errichtung von Al­
tenwohnungen auf der Ennsleite 
durch die Gemeinnützige Woh­
nungsgesellschaft der Stadt Steyr 
GesmbH. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Die Gemeinnützige Wohnungsge­

sellschaft der Stadt Steyr GesmbH Steyr, 
Rathaus, hat für Leistungen von Be­
diensteten des Magistrates für Pla­
nung, Bauleitung und Verwaltungsko­
sten, angefallen im Zuge der E rrich­
tung der Altenwohnbauten Ennsleite, 

einen Betrag · von 
S 1,477.214,-

an den Magistrat zu leisten. 
Um die Cemeinn. Wohnungsge­

sellschaft der Stadt Steyr jedoch von 
dieser finanziellen Aufwendung frei­
zustellen, wird hiermit vom :rvTagistrat 
_ein entsprechender verlorener Bauko-
stenzuschuß an die Gemeinn. vVoh­
nungs ges ells chaft der Stadt Steyr ge­
währt. 

Zu diesem Zweck wird eine au­
ßerplanmäßige Ausgabe in der vorbe­
zeichneten Höhe bei VP 62-91 aoH be­
willigt. Die Deckung hat aus Mehrein­
nahmen bei Bauleitungskosten zu er­
folgen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Sie haben den Antrag gehört. 

Wünscht dazu jemand eine Wortmel­
dung? Ich sehe keine. Einwendungen 
oder Enthaltungen? Ebenfalls keine. 
Der Antrag ist somit beschlossen. 

STADTRAT JOHANN ZÖCHLING: 
Der nächste Antrag lautet: 

93) SH-1322/75 
Brennstoffaktion 1975. 

Der Gemeinderat w_olle beschließen: 
Zur Durchführung der Brennstoff­

aktion 1975 werden 
ca. S 340. 000, --

(Schilling dreihundertvierz igta us end) 
(exclusive Umsatzsteuer 1972) 
benötigt und zu diesem Zwecke bei 
VP 449- 51 oH freigegeben. 

Diese Aktion ist pach Maßgabe 
des Amtsberichtes der Magistratsab­
teilUng V vom 4. 4. 197 5 durchzufüh­
ren. Dem gemeinderätlichen Wohl­
fahrtsreferenten wird die Ermächti­
gung erteilt, in besonders berück­
sichtigungswürdigen Fällen in Abwei­
chung von den Richtsätzen Sonderge­
nehmigµngen zu erteilen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ VlEISS: 
Sie haben auch diesen Antrag 
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gehört. Bringen Sie Einwendungen 
vor? Gegenstimmen oder Enthaltun­
gen? Ebenfalls nicht. Einstimmig an­
genommen. 

STADTRAT JOHANN ZÖCHLING: 
Antrag Nr. 4 lautet: 

94) ÖAG- 4097 /7 5 
Ankauf der Liegenschaft. Steyr, 
Bogengasse 4. 

Der Ge1neinderat wolle beschließen: 
Dem Ankauf der Liegenschaft E Z 

30, KG. Föhrenschacherl im Ausmaß 
von 1. 482 m2 sowie der EZ 1050, KG 
Steyr, Bogengasse 4, im Ausmaß von 
779 m2 zu einem Gesamtkaufpreis von 
S 415.000, - - von den Geschwistern Ma­
ria und Cäcilia Pichler, Steyr, Bogen -
gasse 4, wird zugestimmt. Die Kosten 
des Erwerbes gehen zu Lasten der 
Stadtgemeinde Steyr. 

Zum Zwecke der Bezahlung des 
bei Vertragsabschluß fälligen Kauf­
preisteiles einschließlich der für das 
heurige Jahr noch zu entrichtenden 
Teilzahlungen und Kosten wird der Be­
tra·g vonS 340,000, - bei VP 92-911 aoH 
freigegeben. 

BÜRGERI'vlEISTER FRANZ WEISS: 
Gibt es dazu eine Wortmeldung? 

Einwendungen, Enthaltungen oder Ge­
genstimmen? Keine vorhanden. Der 
Antrag findet die Zustimmung. 

STÄDTRAT JOHANN ZÖCHLING: 

95) ÖAG-5411/75 
Ankauf der Liegenschaft EZ 162, 

. KG. Mitterdietach. 
Der Gemeinderat wolle beschließen: 

Dem Ankauf der Liegenschaft EZ 
162, KG. Mitterdietach, bestehend aus 
den Grundstücken 1518Ackerund 1521/ 
2 Acker im Gesamtausmaß von 5. 853 
m2 zum Preis von S 100, -/m2 wird 
nach Maßgabe des obigen Amtsberich­
tes zugestimmt. 

Zum Zwecke der Bezahlung des 

Kaufpreises \Vird eine überplanmäßige 
Ausgabe von S 640. 000, - bei VP 92-
911 aoH bewilligt. Die Deckung erfolgt 
durch Rücklagenentnahme aus den 
Reinhaltungs zus chlägen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Wortmeldungen zu diesem An­

trag? Keine. Gibt es Enthaltungen oder 
Gegenstimmen?. Ebenfalls keine. Der 
Antrag ist beschlossen. 

STADTRAT JOHANN ZÖCHLING: 

96) ÖAG-6291/72 
Ablöse der Liegenschaft Steyr,Ei­
senstraße 10. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Dem Ankauf der Liegenschaft Ei­

senstraße 10,EZ 214, KG. Steyr, von 
Frau Franziska Resch und Herrn Jo­
sef Baumgartner .zum Preise von 
S 550. 000, - zuzüglich Beistellung ei­
ner Ersatzwohnung wird zugestimmt. 
Zur Bezahlung der Kaufsumme wird 
eine überplanmäßige Ausgabe von 
S 550,000, - bei VP 92-911 aoH be­
willigt, wobei die Deckung derselben 
durch Darlehensaufnahme erfolgt. 

Infolge Dringlichke it w ird ge­
mäß § 44 (5) des Stat.utes für die Stadt 
Steyr der Magistrat zum sofortigen 
Vollzug dieses Beschlusses ermäch­
tigt. 

BÜRGERI'vlEISTER FRANZ . \VEISS: 
\Vortmeldungen erwünscht? Es 

liegen keine vor. Gegenstirnmen oder 
Enthaltungen? Der Antrag ist einstiln­
mig angenommen. 

STADTRAT JOHANN ZÖCHLING: 
Der letzte Antrag lautet: 

97) GHJ2-3682/75 
Austausch eines Niederclruck-
darnpfkessels im Volkskino. 

Der Gemeinderat wolle beschließen: 
Auf Grund des Amtsberichtes· der 

Mag.Abt. VI von~ 20. 8. 1975 wird für 
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denAustausch eines Niederdruckdampf­
kessels im Volkskino, Volksstraße 5, 
eine außerplanmäßige Ausgabe in Hö­
he von 

S 148. 000, --
(Schilling einhundertachtundvierzig­

tausend) 

bei VP 855- 92 oH bewilligt. 
Die Deckung dieser außerplanmä­

ßigen Ausgabe hat durch Mehreinnah­
men bei den allgemeinen Deckungsmit­
teln zu erfolgen. 

Der Auftrag ist der Firma Kris­
zanOHG zumAnbotpreis von S 139.590 
zu übertragen. 

Gemäß § 44 (5) StS wird der Ma­
gistrat wegen Dringlichkeit zum sofor­
tigen Vollzug dieses Beschlusses er­
mächtjgt. 

BÜRGERl'vIBISTER FRANZ WEISS: 
-. Wortmeldungen erwünscht? Das 

ist nicht der Fall. Liegen Gegenstim­
men oder Enthaltungen vor? Das ist 
nicht der Fall. Somit ist auch der 
letzte Antrag einstimmig beschlos­
sen. 
Meine Damen und Herren! 

Wir kommen nun zu dem Dring­
lichkeitsantrag, der zu Beginn von der 
Sozialistis eben Fraktion eingebracht 
wurde. Ich muß gem~ß Geschäftsord­
nu_ng ihn am Schluß der Sitzung zur 
Debatte bzw. Behandlung bringen. Der 
Dringlichkeitsantrag ist hier zuerst 
in seiner Dringlichkeit zu beschlie­
ßen. Im Anschluß daran wird der 
Sachantrag zur Erledigung kommen. 
Findet der Dringlichkeitsantrag nicht 
die Zweidrittelmehrheit, so wird er in 
der nächsten Sitzung auf die Tages­
ordnung zu setzen sein. 

MAGISTRATSDIREKTOR OBERSE-
NATSRAT DR. JOHANN EDER: 

Es ist nur eine einfache Mehr­
heit erforderlich! 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Ich lasse mich soeben berichti- • 

gen vom Juristen des Hauses. \.Vir 
brauchen nur mehr die einfache Mehr­
heit. Das erleichtert den Vorgang. 
Ich darf Ihnen dazu den Antrag zur 
Kenntnis bringen: 
-Betrifft: Interessentenbeitrag für die 
Regulierung des Hofergrabens bzw. 
Lohnsiedelbaches. Dringlichkeitsan­
trag. Die Sozialistische Gemeinderats -
fraktion stellt nachstehenden Dring­
lichkeitsantrag an den Gemeinderat: 

Im Zuge_ der Regulierung des Ho­
fergrabens bzw. Lohnsiedelbaches 
durch die FlußbauleitungSteyr mit Un­
terstützung des Wasserbautenförde­
rungsfonds wurde auch den gesetzli­
chen Bestimmungen entsprechend ein 
20 o/oiger Interess entenbeitrag in Höhe 
von S 500. 000, - vorgeschrieben. Mit 
GR-Beschluß vom 10. 3. 1970, Bau6-
2513/56 trat die Gemeinde Steyr durch 
Übernahme des 20 o/oigen Interessen­
tenbeitrages in Höhe von S 500. 000, -
in Vorlage mit der Maßgabe, daß die 
Hälfte dieses Betrages nach Möglich­
keit von den durch die Regulierungs­
maßnahmen begünstigten Liegen -
schaftseigentümern zu refundieren ist. 
Nunmehr wurden die Regulierungsmaß­
nahmen abgeschlossen. Das in Rede 
stehende Siedlungsgelände k~nn als 
hochwassersicher angesehen werden. 
Eine jahrzehntelange Beeinträchti­
gung der Siedlungstätigkeit und Wohn­
qualität wurde damit beseitigt. Grund­
sätzlich wäre festzustellen, daß die 
Regulierung des Bachgerinnes bereits 
zu d_en Aufs chlie ßungs ma ßnahmen ge­
zählt hätte. Zum damaligen Zeitpunkt 
waren jedoch die notwendigen Mittel 
aus dem "\Vasserbautenförderungs -
fonds nicht zu erhalten. Die Grund­
und Hauseigentümer mußten daher 
jahrelang ein Hochwasserrisiko auf 
sich nehmen und erlitten auch an Hab 
und Gut entsprechende Wasserschä_den. 
Erst nach jahrelangen Bemühungen kam 
es zu den bereits erwähnten Hegulie-
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rungsbauten, die durch die inzwischen 
eingetretenen Kostensteigerungen auch 
einen entsprechenden Aufwand verur­
sachen. Durch die teilweise Verlegung 
des Bachgerinnes, durch die verschie­
dene Höhenlage der Grundstücke, durch 
eine gewisse Absicherung der weiter 
hinten liegenden Häuser vor den am 
Gerinne direkt befindlichen, ergaben 
sich Schwierigkeiten, eine gerechte 
Aufteilung der Hälfte des 20 %igen 
Interessentenbeitrages durchzuführen. 
Es wird sich imEinzelnen die Höhe des 
zukommenden Nutzens bzw. des abge­
wendeten Schadens nicht präzise fest­
stellen lassen. Umgekehrt muß auch 
anerkannt werden, daß die Siedler in 
diesem Gebiet eine wertvolle Aufbau­
tätigkeit entfaltet haben und praktisch 
diesen Taleinschnitt zu einer Wohn­
gegend umgewandelt haben.Die Soziali -
stische Gemeinderatsfraktion ist da­
her der Auffassung, daß es im Rahmen 
der Förderung jener Siedlungstätigkeit 
vertretbar erscheint, auch in diesem 
Fall den 20 %igen Interessentenbeitrag 
in yoller Höhe durch die Stadt zu lei­
sten. Es wird daher der Dringlich­
keitsantrag an den Gemeinderat ge­
stellt, von einer Vorschreibung der 
im GR-Beschluß vom 10.·3. 1970 vor­
behaltenen Hälfte des 20 %igen Interes­
sentenbeitrages in der Gesamthöhe von 
S 500. 000, -- an die b~günstigten Lie­
genschaftseigentümer Abstand zu neh­
men. 
Unterzeichnet die Sozialistische GR­
Fraktion mit der nötigen Zahl von Un­
terschriften. 

Ich muß daher den Antrag betreffs 
der · Dringlichkeit, und zwar ohne De­
batte, wie es in der Geschäftsordnung 
heißt, zur Abstimmung bringen. 

Ich bitte, nachdem dieser Vorgang 
so in der Geschäftsordnung vorgesehen 
ist, so vorgehen zu können und darf den 
Dringlichkeitsantrag nunmehr selbst 
zur Debatte stellen, ohne Sachinhalt 
zunächst, sondern betreffs der Dring­
lichkeit, wozu eine einfache Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen erforderlich 
ist. Wer dafür ist, den bitte ich, ein 
Zeichen mit der Hand zu geben? Gibt 
es Gegenstimmen? Stimmenthaltungen? 
Ich stelle jedenfalls die Mehrstimmig­
keit, also mehr als die Hälfte der Stim­
men für die Dringlichkeit, fest (9 Ent-

. haltungen - ÖVP- und FPÖ- Fraktion). 
Nun darf ich bitten, zum Sachan­

trag selbst. Es kommt nun der Sach­
beschluß. Dazu muß ich auch den Vor­
gang gemäß der Geschäftsordnung so 
vornehmen. Dazu, wenn ich ausreden 
darf, Herr Kollege Fritsch, ist nun 
die Debatte nicht nur zulässig, sondern 
vermutlich auch erwünscht. 

Ich darf Dir daher das Wort er­
teilen. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Nur damit ich nicht übersehen 
werde, habe ich mich zu \Vort ge­
meldet, vorsichtshalber, obwohl Kol­
lege Bürgermeister Weiss noch nicht 
ausgesprochen hatte. Ein Zeichenmit 
der Hand ist sicher noch erlaubt. 

Ich darf vielleicht doch einiges 
ausholen und den Gemeinderat vollin­
haltlich über etwas in Kenntnis setzen, 
was mich persönlich· als Fraktionsfüh­
rer der ÖVP mehr als befremdet. ·wir 
haben heute - unter wir darf ich die 
Österr. Volkspartei diesbezüglich 
bezeichnen - zwei Anträge ordentlich 
für die nächste Sitzung im Gemeinde­
rat eingebracht und ich habe mir er -
laubt, loyalerweise und fairerweise 
von diesen Anträgen, daß sie einge­
brac;ht werden einschließlich des Ab­
änderungsantrages zu den Tarifen im 
Stadtbad, im Laufe des Vormittags 
Herrn Bürgermeister vVeiss zu infor­
mieren. Ich habe mir weiters namens 
unserer Fraktion erlaubt, den Ge­
schäftsordnungspraktiken entsprechend 
sowieso die Anträge vor der Sitzung 
einzubringen und sie gleichzeitig allen 
hier im Gemeinderat vertretenen Par­
teien zur Kenntnisnahme zu überrei-
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chen. Ich glaube, daß gerade das Ar­
beitsklima, wenn ab und zu auch ein 
bißchen gestört ist, in Steyr bisher als 
sehr gut zu bezeichnen war. Ich könnte 
mir ohne weiteres vorstellen, daß die­
se faire und loyale Haltung von Seiten 
der Österr. Volkspartei auch in den 
Reihen der Mehrheitspartei Eingang 
hätte finden können, um uns zuminde­
stens vor der Sitzung den Sachinhalt die­
ses Dringlichkeitsantrages überhaupt 
zu zeigen. Aber hier eine Geheimnis­
krämerei bis zum Schluß zu betreiben, 
nur mit der Erklärung, es ist ein 
Dringlichkeitsantrag eingebracht, das 
halte ich noch dazu von der Sache her 
nicht einmal als weiß Gott wie gute und 
positive Einstellung und ich glaube, daß 
gerade diese Haltung die Meinung mei­
ner Fraktion im Bezug auf die Vorin­
formation wahrscheinlich einer Revi­
sion unterzogen werden muß. Mit 

• Überrumpelungstaktiken, noch dazu bei 
einem Sachantrag, bei · dem - so glaube 
ich- politisch gesehen kaum ein Zünd­
stoff gegeben ist zu handeln mit dieser 
Taktik, darf ich mich für meine Frak­
tion für die Zukunft nicht einverstan­
den erklären. 

Es könnte auch sein - ich rede 
nur von Vermutungen - .nachdem kei­
ne Information ergangen ist, soviel ich 
etwas über die Aktenmappe hinweg 
gesehen habe, war dieser Dringlich­
keitsantrag in einer 'vielzahl abgezo­
gen, also vielleicht die Überlegung, 
doch dem Gemeinderat vorher das aus­
teilend zur Kenntnis bringen zu wol­
len. ·warum das nicht geschehen ist, 
entzieht sich meiner Kenntnis. Aber 
ist - stehe nicht an zu behaupten - das 
ist v-.rieder das, es könnte sein - daß 
man vielleicht übersehen hätte, bei 99 
Tagesordnungspunkten auch die 100. 
Feier hier unterzubringen und daß im 
\Vege einer Dringlichkeit, diesem 
Dringlichkeitsantrag das Wort geredet 
wird .. Ich betone nochmals, ich ver­
stehe die Haltung der Mehrheitsfrak­
tion in diesem Faktum nicht, über das 

Nichtinformieren unserer und auch der 
anderen Fraktionen. Ich glaube, in 
diesem Sinne auch Ihrer Meinung sein 
zu können, noch dazu wo der Sachan­
trag kaum etwas enthält, über das man 
verschiedener Meinung sein kann. 

Zum Sachantrag nun selber möch­
te ich mich hier nicht weiter äußern, 
da ich doch annehmen kann, daß uns 
von Seiten der Mehrheitspartei eine 
entsprechende Begründung der Dring­
lichkeit gegeben wird. 

BÜRGER1\1EISTER FRANZ WEISS: 
\Veitere \Vortmeldungen dazu? 

Herr Gemeinderat Fahrnberger. 

GEMEINDERAT lliG. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Es ist für uns außerordentlich 
schwierig. \Vir kennen die Situation 
aus dem Jahre 1970 ·nicht, wir kennen 
die Situation jetzt nur vorgeles enerwei­
se, in der Geschwindigkeit konnten wir 
uns nicht eimnal ein richtiges Bild 
machen, wo diese Bauten wen schützen 
und somit glaube ich, wäre es doch 
wichtig, daß von der Mehrheitsfrak­
tion eine Aufklärung ·darüber gegeben 
wird, warum dieser Antrag als Dring­
lichkeitsantrag eingebracht wird. Es 
ist sicher zu vermuten, daß irgendwo 
doch ein Zündstoff drinnen se~n muß, 
sonst würde er nicht als Dringlich­
keitsantrag eingebracht werden. Wenn 
von 1970 bis jetzt nichts getan wurde, 
ist es sicherlich auch nicht dringlich, 
wenn von jetzt bis zur nächsten GR­
Sitzung das aufgeschoben wird. Viel­
leicht kann da Aufklärung erfolgen. 

Ich möchte zu Herrn Bürgermei­
ster Fritsch sagen, ich ersuche oder 
hoffe, daß diese Vorinformation nicht 
eingestellt wird. Wir haben bisher die 
Praxis nicht ganz so ausgeweitet wie 
Sie, werden es aber in Zukunft sicher­
lich tun. Es ist richtiger, wennman 
politische Partner vorher informiert 
und wir werden es in dem Ausmaß, wie 
Sie es getan haben vormittags vor der 
Sitzung, in Zukunft auch tun. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Weitere Wortmeldungen zu die- . 

sem Antrag? Herr Kollege Treml. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
. Ich möchte nicht noch einmal 

zum Ganzen reden, aber vielleicht kann 
von Seiten der Sozialistischen Frak­
tion eine Erklärung abgegeben werden, 
warum Dringlichkeitsantrag, warum 
keine Vorinformation, sei es bei der 
Obmännerbesprechungbzw. im Finanz­
und Rechtsausschuß, wo wir alle so 
schön gemütlich beisammen gesessen 
sind, gegeben wurde. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Herr Gemeinderat Dresl als 

Nächster. 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
Meine Damen und Herren! 

Nur einige \Vorte zu den Äußerun­
gen von · Herrn Vizebürgermeister 
Fritsch, der Fraktionssprecher ist. 
Da war schon wieder eine Unterstel­
lung dabei, und zwar fair und loyal, 
das bedeutet, daß wir unfair, unloyal 
gehandelt haben. Haben wir etwas Un­
gesetzliches gemacht? Ist der Antrag. 
. . . . 
Unverständliche Zwischenrufe! 

GEMEINDERAT VINZENZ DRESL: 
••• nicht ordnungsgemäß eingebracht 
worden? Meine Herren der Volkspar­
tei, seid nicht so empfindlich. Ihr 
selbst nehmt für Euch jedes Recht in 
Anspruch. Da fühlt Ihr Euch sofort auf 
qie Zehen getreten. So kann es in einer 
Demokratie nicht sein. Die Mehrheit ist 
sehr loyal Euch gegenüber. jederzeit, 
bei Informationen und dergleichen mehr, 
aber uns zu unterstellen unfair und un­
loyal zu sein, das geht etwas zu weit. 
Man hätte unte'r anderem die \Vorte 
wählen können wie der Freiheitliche 
Kollege herinnen, ja die Information 
könnte früher sein. Das wäre eine Re-

de, aber nicht · gleich so hochtrabend 
und so beißend wie bei Ihnen. 

STADTRAT KÖNRADKINZELHOFER: 
Meine Damen und Herren! 

Ich möchte nicht im Ton des Kol­
legen Fritsch weiterfahren, denn sonst 
müßte man einige Phasen der heutigen 
GR-Sitzungheranziehen zu der loyalen 
Zusammenarbeit, die Sie hier uns ab­
sprechen, daß wir es nicht getan ha­
ben. Betreffs Informationen, da hat es 
viele gegeben die unserer Fraktion ge­
m,acht wurden und dann nicht gehalten 
werden. ·wir haben uns nur erlaubt, als 
Fraktion einen Dringlichkeitsantrag zu 
stellen, um ihn jetzt noch unterzubrin­
gen, das war die Begründung. \Varum 
er gemacht wird, das hat der Bürger­
meister gesagt, die Sachlichkeit warm:~ 
wir den Antrag stellen und warum das 
so gemacht wird, steht im Antrag drin­
nen. Ich glaube. daß jederzeit die An­
träge, die Berichte den . Fraktionen 
zusammen gegeben werden können.aber 
vorschreiben, Kollege Fritsch, ob wir 
einen Dringlichkeitsantrag m:tchen dür­
fen und Sie zuerst zu fragen, ich glau­
be, das geht zu weit. 

BÜRGERIVIEISTER FRANZ vVEISS: 
Herr Bürgermeister-Stellver­

treter Schwarz. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCH\VARZ: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen. 

Ich möchte hier anführen die Be­
gründung, warum das ein Dringlich­
keitsantrag ist. Das war aus dem 
Grund, weil diese Angelegenheit im 
heurigen Jahr noch erledigt werden soll 
und weil ursprünglich die Ansicht be­
standen hat, daß in der Budgetsitzung 
ausschließlich das Budget behandelt 
wird. vVir sind jetzt mit einigen ande­
renAnträgen bei der Budgetsitzung auch 
konfrontiert, das möchte ich eindeutig 
hier sagen. 

Zu der Loyalität darf ich sagen, 
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daß zu den Zusatzanträgen und den An­
trägen der Freiheitlichen Partei keine 
einzige Information vorher war. Die 
sind zu den vorgebrachten Anträgen un­
mittelbar zun.1 Antragsteller gekom -
men. Es war keinerlei Hinweis darauf, 
ich darf Kollegen Fritsch bestätigen, 
daß er informiert hat darüber. das ist 
geschäftsordnungsmäßig usw. nirgends 
vorgesehen. Das ist kein Grund, daß 
man sich darüber so sehr aufregt. Wir 
regen uns auch nicht auf, wenn z. B. 
von· der Freiheitlichen Partei Zusatz­
anträge kommen. Das ist ein normaler 
Vorgang und die Begründung ist jetzt 
gesagt worden. Ich gebe zu, daß unter 
Umständen durch eine Verteilung der 
Anträge - die waren ja vorhanden - die­
se gewisse Spannung, die jetzt zum 
Schluß hereingekommen ist, vermie­
den hätte werden können. Das ,väre 
denkbar. Aber ich bitte, diese Aufklä­
rung zur Kenntnis nehmen zu wollen 
und dem !\ntrag in dieser Form die 
Zustimmung zu geben. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Noch eine weitere Wortmeldung? 

Herr Gemeinderat Fuchs. dann Bür­
germeister-Stellvertreter Fritsch. 

GEMEINDERAT ERNST FUCHS: 
Wie wir nun erfreulicherweise 

hörten über das Motiv des Dringlich­
keitsantrages haben wir gehört, daß 
bis zum 31. 12. dieses Problem ge­
löst werden soll und ich verstehe nicht 
ganz, warum man nicht etwa, weil wir 
eben nicht im Besitze des restlosen 
Antrages sind, ich muß offen gestehen 
auf Grund der 8 1/2 stündigen Sitzungs­
dauer gelang es uns nicht, unsere Ge­
hirnwindungen so in Bewegung zu set­
zen, daß wir tatsächlich die gesamten 
Motive Ihres Antrages oder des ..f\.ntra -
ges der Sozialistischen Fraktion, echt 
aufnehmen konnten, ob es nicht mög­
lich wäre - ein Problem ist es si­
cherlich, daß man einen Dringlich­
keitsantrag verschiebt - ob es nicht 

möglich wäre, daß man dabei keinen 
Antrag noch eine Zurückstellung die­
ses Gegenstandes bis zur nächsten Bud­
getsitzung macht, denn wir glauben, 
daß wir bis zur nächsten Sitzung sicher­
lich nicht eine solche Flut von Tages­
ordnungspunkten zu bewältigen haben 
werden. · Hier wird es jederzeit mög­
lich sein, ein konkretes Ja wahrschein­
lich von jeder Fraktion zu geben, wenn 
wir in Besitz von Abschriften dieses 
Antrages kommen. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
Herr Kollege Frits eh. 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Ich muß logischerweise eines 
sagen, daß sicherlich auf Grund der 
Geschäftsordnung, der wir uns alle_ 
zu unterziehen haben, so gut es auch 
gemeint gewesen wäre, wahrschein­
lich die Version von Kollegen Fuchs 
nicht durchgeht, weil die Dringlichkeit 
zuerkannt wurde und logischerweise 
echt darüber abgestimmt werden soll. 
Das ist ein geschäftsordnungsforma­
listischer Vorgang, dem wir uns alle 
miteinander zu unterziehen haben. Ob 
wir nun damit erfreut oder weniger er­
freut sind, das sei diesbezüglich nicht 
dahingestellt. Ich muß noch eines sa­
gen. Es hat sich jetzt Kollege Dresl be­
müßigt gefühlt, mich zu schelten in 
sehr bewegten Worten. Vielleicht hat 
er für weitere höhere Aufgaben, für die 
er vorgesehen ist, ein bißchen trai­
niert. Ich stelle aber eines fest, Herr 
Kollege Dresl, loyal und fair weiß man 
normalerweise was es bedeutet, aber 
diese Überlegung von Ihnen, der zwin­
gende Schluß von Ihnen, loyal und fair 
mit ungesetzlich zu verwechseln, wie 
es in Ihrer Argumentation drinnen war. 
bitte mir nicht böse zu sein, hier 
kann ich mit bestem Willen auch durch 
die strapazierten Gehirnwindungen, 
wie angezogen, trotzdem noch nicht 
folgen. Eines noch auf die Ausfüh­
rungen von Herrn Fraktionsobmann 
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Stadtrat Kinzelhofer zurückgehend. 
Wenn man nun hier zu werten versucht, 
hier ist eine brave Fraktion, hier ist 
eine weniger brave - Entschuldigung ich 
deute jetzt allgemein, damit sich nie­
mand direkt betroffen fühlt - hier ist 
eine ganz schlimme Fraktion, dann 
würde ich, wenn ich Ihrer Argumenta­
tion folgen könnte, man unter Umstän­
den sich dazu bereiterklärt haben, die 
brave Fraktion, die vormittags schon 
informiert hat,was sie vorhat,auch mit 
den ·eigenen Absichten zu verteilen und 
die anderen nicht ... 

Ich würde bitten, daß ich doch 
ausreden dürfte! 

Z "WISCHENRUF STADTRAT KONRAD 
KINZELHOFER: 

Bilanz der Stadtwerke! 

BÜRGER1/JEISTER - STELLVERTRE­
TER HEINRICH SCHWARZ: 

Den Antrag von Kollegen Wall­
ner haben wir auch nicht gewußt! 

BÜRGERMEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Das war kein Antrag, das war 
eine Anfrage. Wenn das soweit geht, 
lieber Kollege Schwarz und man alles 
vorprogrammiert, dann sind wir wirk­
lich nichts mehr anderes als ein "Hand­
aufheberklub". Aber ich stelle eines 
fest, die Vorgangsweise.- jetzt reden 
wir die ganze Zeit über die Vorgangs­
weise, über die Dringlichkeit oder 
Nichtdringlichkeit, aber keinesfalls 
über den Sachantrag und die Begrün­
dung, daß es heuer noch hineinkom­
men muß, die ist akzeptabel. Aber was 
wäre denn dabei gewesen, wenn man 
uns informiert hätte oder was wäre 
denn dabei gewesen, wenn man das bei 
der Budgetsitzung gemacht hätte, es 
hätte keine 5 Minuten Zeit in Anspruch 
genommen. Aber man hat sich von 
Seiten der SPÖ zu dieser Vorgangs­
weise entschlossen, die Gründe sind 
mir nicht bekannt, ich stehe aber nicht 
an zu erklären, daß es wahrscheinlich 
für meine Fraktion kaum möglich sein 

wird, diesem umfangreichen Sachan­
trag, den wir dankenswerterweise vor­
gelesen bekommen haben und mit des­
sen Inhalt in der SPÖ- Fraktion Sie sich 
selbst schon beschäftigt haben, wir 
aber jetzt binnen 2 oder 3 TVIinuten ent­
scheiden sollten, wahrscheinlicher bei­
treten könnten. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Eine weitere \Vortmeldung noch 

dazu? Herr Kollege Treml dazu. 

GEMEINDERAT OTTO TREML: 
Ich bin der Auffassung, daß es 

doch möglich gewesen wäre, trotz der 
Erklärung von Kollegen Schwarz, daß 
man den Fraktionsführern oder den an­
deren Fraktionen ohne weiteres den 
Sachantrag, die Unterlagen, hätte 
übermitteln können und ich bin über­
zeugt davon, daß es eine solche Dis­
kussion nicht gegeben hätte und wahr­
scheinlich eine Einstimmigkeit, wie 
bei so vielen Anträgen, wo man auch 
befürchtet hat, daß eine so große Niei­
nungsverschiedenheit vorhanden sein 
wird der anderen Parteien und daß die 
Sitzung ausgedehnt ·werden muß auf 2 
Tage, was nicht zutreffend war. Das 
bezieht sich auch auf den Sachantrag. 
Ich glaube, das nächste Mal sollte man 
tatsächlich - es ist wirklich nichts 
dabei - den Fraktionsobmännern bz w . 
im Finanz- und Rechtsausschuß, da hat 
man das schon gewußt, daß ein Dring­
lichkeitsantrag gestellt wird - das vor­
her sagen. Ich für meine Person werde 
diesem Antrag trotzdem beitreten. 

BÜRGERMEISTER FRANZ \VEISS: 
Noch eine Wortmeldung? Herr 

Kollege Holub bitte! 

GEMEINDERAT KARL HOLUB: 
Ich würde in Anbetracht der 

Situation, wo die Fraktionen doch mit 
einem Antrag befaßt sind, der Il1nen 
nicht zur Kenntnis gelangt ist, gemäß 
Geschäftsordnung um Unterbrechung 
ersuchen. 
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BÜRGERMEISTER FRANZ . WEISS: 
Es liegt nun ein Antrag auf Un­

terbrechung vor. Ich habe an sich 
nichts dagegen. Sind Sie einverstan­
den, daß wir die Sitzung für 5 Minuten 
unterbrechen? Wir sind am Ende der 
Sitzung angelangt. Zeitlich sind wir 
noch in jener, die wir ursprünglich 
eingeschätzt haben, sogar noch etwas. 
darunter. Einverstanden? Erhebt sich 
dagegen ein Widerspruch? Die Sitzung 
ist für 5 Minuten unterbrochen. 

Beginn der Unterbrechung: 21. 50 Uhr 
Ende der Unterbrechung: 22. 00 Uhr 

BÜRGER1'v1EISTER FRANZ WEISS: 
Meine Dan1en und Herren! 

Die Unterbrechung ist zu Ende, 
wir setzen die Sitzung fort. Wir kom­
men nun zur Sachbehandlung und Be­
schlußfassung des Dringlichkeitsan­
trages. Es sind noch dazu Vi'ortrnel­
dungen vorhanden. Herr Bürgermei- . 
ster-Stell vertreter F'rits eh bitte! 

BÜRGERlVIEISTER - STELLVERTRE­
TER KARL FRITSCH: 

Es ist für mich nun etwas schwie­
rig, eine Erklärung abzugeben, Inso- • 
fern, weil ich zwei Dinge trennen muß, 
die Vorgangsweise von der Sache. Über 
die Vorgangsweise möchte ich jetzt 
nicht mehr reden. Ich glaube, ich habe 
diesbezüglich die Meinung meiner Frak­
tion entsprechend geäußert. Aus der 
Sache heraus und nachdem wir Gele-

. genheit gehabt haben, jetzt den Antrag -
ich möchte nicht sagen zu studieren -
zumindest zu überfliegen und durchzu­
sehen, sehen wir uns wirklich nur von 
der Sache her veranlaßt, auf Grund 
dieses Studiums, dem Antrag zur Sa­
che die Zustimmung zu erteilen. Ich 
verurteile aber gleichzeitig nochmals 
schärfste11s die Vorgangsweise, wie 
es zu dieser Antragstellung kam. 

BÜRGERMEISTER FRANZ WEISS: 
Noch eine Wortmeldung? Herr 

Kollege Fahrnberger. 

GEI½EINDERAT· ING. 
FAHRNBERGER: 

WOLFGANG 

Wir erklären uns mit der Be­
gründung einverstanden und stimmen 
zu. 

BÜRGERMEISTER FRANZ vVEISS: 
·weitere Wortmeldungen? Es lie­

gen keine vor. Ich darf zu diesem Be­
schluß noch einmal folgendes erklären. 
Mir sind heute einige Anträge vorge­
legt worden, die weder von den Ein­
bringern verlesen, noch von mir ver­
langt wurden, daß sie verlesen wer­
den. Ich habe daher den Antrag der 
Sozialistischen Fraktion genauso in der 
gleichen Form behandelt wie alle üb­
rigen Anträge. Es wurde auch nicht 
gefordert, obwohl er als Dringlich­
keitsantrag formuliert und bekannt­
gegeben war, den Antrag in seinem 
Inhalt zur Kenntnis zu bringen. Ich se­
he daher keinen Verstoß gegen einen 
Vorgang innerhalb der Geschäftsord­
nung. Ich füge noch hinzu, 'daß ich den 
Antrag in seiner Formulierung auch in 
dieser Form zum ersten Mal zur 
Kenntnis bekommen habe, wenngleich 
die Sache selbst mir nicht fremd ist, 
das sage ich ganz ausdrücklich. Ich 
sehe auch darin keinen Fehler. Es 
wäre auch möglich gewesen, daß die 
Anträge jederzeit ausgeteilt worden 
wäreri, nachdem sie schriftlich abge­
druckt hier im Paket lagen, aber in An­
betracht der Tagesordnung und der ge­
samten Gestaltung der Tagesordnung 
wurde es weder verlangt, noch ist es 
irgend jemandem eingefallen vom Prä­
sidium oder von der anwesenden Beam­
tenschaft, das vorzunehmen. Das soll 
wiederum nicht als Fehler hingestellt 
werden. Damit darf ich nunmehr zur 
Sache selbst kommen. V,/er dem Dring­
lichkeitsantrag mit seinem Sachinhalt 
die Zustimmung gibt, den bitte ich, 
ein Zeichen mit der Hand zu geben. 
Danke. Ich stelle schon vom Anblick 
her die Einstimmigkeit fest. Trotzdem, 
gibt es eine Enthaltung oder Gegen-
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stimme? Das ist . nicht der Fall. Der 
Antrag ist somit einstimmig beschlos­
sen. 

Wir haben unsere Tagesordnung 
somit ordnungsgemäß abgewickelt, und 
zwar in eine1n Zeitraum, der von ei­
nigen sicherlich überschätzt worden ist. 
Ich glaube, daß die Belastung der heu­
tigen Sitzung, nachdem wir am Ende 
dieser angelangt sind, zweifellos über 
die üblichen Anspannungen einer sol­
chen Sitzung hinausreichen, aber je­
denfalls nicht in einem Ausmaß, das 
nicht auch einem Abgeordneten in ei­
ner größeren Stadt, im Land oder im 
Bund im Parlament zumutbar gewesen 
wäre und ich habe hier, glaube ich, 
die Feststellung treffen können, daß 
nicht von einer Überanstrengung bei der 
regen Beteiligung an den Diskussionen . 
gesprochen werden kann. Ich danke Ih­
nen für die Abwicklung dieser Sitzung, 

. für das Verständnis, das Sie in vielen 
- Belangen gezeigt haben. Es bedarf 
keiner besonderen Aufforderung, das 
möchte ich hier ganz besonders unter 
Hinweis auf Pressenotizen sagen, kei­
nes besonderen Zwanges oder .einer 
besonderen Aufforderung, nicht mehr 
so viele Tagesordnungspunkte zustan­
de kommen zu lassen, weil es auch 
nicht in meinem Interesse als Vorsit­
zender und Bürgermeister ist, hier 
Sitzungen dieser Art als gang und gä­
be zu betrachten. Ich glaube auch, daß 
der Hinweis dabei unentbehrlich ist, 
daß die Information auch in den Ge-
sprächen mit den Fraktionsobmän-

niert, daß auch die Information in­
nerhalb der Besprechungen des Prä­
sidiums soweit klaglos ablaufen und 
daß es eben gewisse politische Spiel­
regeln gibt, die jede einzelne Frak­
tion zu einem ihr günstig scheinenden 
Zeitpunkt anwendet und ich kann mich 
erinnern, daß hier schon vielfach An­
träge eingebracht wurden, von denen 
die anderen Fraktionen auch vorher 
nichts wußten. Daher möchte ich man­
che Erklärungen, die heute zu diesem 
letzten Tagesordnungspunkt gefallen 
sind, nicht so scharf messen wenn man 
sie vergleicht und objektiviert 1nit Ab­
läufen vergangener Zeiten ist das ab­
solut kein unnormaler Zustand und soll­
te das Klima im Gemeinderat in keiner 
Weise verschärfen. 

Ich möchte Ihnen noch zur Kennt­
nis bringen, daß die Beschlußfassun­
gen der heutigen Sitzung, sie hat mit 
dem letzten Antrag, der die Dril~glich­
keit bekommen hat 101 Tages ordnungs­
punkte umfaßt, daß hier eine Sumn1e 
von S 63,346.000, - beschlossen wurde 
zuzüglich jener :Mittel, die für die 
Stadtwerke zum Beschluß ka rnen, das 
sind wiederum S 3, 211. 000, - , also 
insgesamt S 66,557.000, -. Da s dürfte 
zweifellos die höchste Summe sein, die 
in einer Sitzung beschlossen wurde. 

Ich danke Ihnen für die aktive 
Mitarbeit und hoffe, daß Sie dennoch 
eine gute Nacht haben. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

nern im allgemeinen klaglos funktio- / Ende der Sitzung: 22. 05 Uhr. 

I 
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